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Beginn: 10:03 Uhr 

Präsidentin Regina van Dinther: Meine Damen 
und Herren! Ich heiße sie herzlich willkommen zu 
unserer heutigen, 138. Sitzung des Landtags Nord-
rhein-Westfalen. Mein Gruß gilt auch unseren Gäs-
ten auf der Zuschauertribüne sowie den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern der Medien. 

Für die heutige Sitzung haben sich 13 Abgeordne-
te entschuldigt; ihre Namen werden in das Proto-
koll aufgenommen. 

Wir treten in die Beratung der heutigen Tagesord-
nung ein. 

Wir kommen zu: 

1 Ausbruch zweier Schwerverbrecher aus der 
JVA Aachen: Ursachen müssen rückhaltlos 
aufgeklärt werden! Politische Verantwortung 
muss übernommen werden! 

Aktuelle Stunde 
auf Antrag  
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/10420 

Die Fraktionen der SPD und von Bündnis 90/Die 
Grünen haben mit Schreiben vom 14. Dezember 
2009 gemäß § 90 Abs. 2 der Geschäftsordnung 
eine Aussprache zum genannten Thema beantragt.  

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner vonseiten der antragstellenden Fraktionen 
Herrn Kutschaty von der SPD-Fraktion das Wort. 

Thomas Kutschaty (SPD): Frau Präsidentin! Gu-
ten Morgen, meine Kolleginnen und Kollegen, sehr 
geehrte Damen und Herren! Vor drei Wochen bra-
chen aus der Justizvollzugsanstalt Aachen zwei 
Schwerverbrecher aus und beunruhigten die Öf-
fentlichkeit nicht nur in Nordrhein-Westfalen, son-
dern über die Landesgrenzen hinaus. Michael 
Heckhoff und Peter Paul Michalski gelten als ex-
trem gewaltbereit und gefährlich. Auf ihrer Flucht 
nahmen sie mehrere Geiseln. Am 29. November 
gelang es der Polizei, Heckhoff in Mülheim an der 
Ruhr und Michalski in Schermbeck festzunehmen.  

Die Umstände und die Ursachen der Flucht lassen 
aber nach wie vor – auch heute noch, drei Wochen 
nach dem Ausbruch – viele Fragen offen. Die Minis-
terin war sich jedoch sehr schnell ganz sicher, wie 
es war. Obwohl die beiden Häftlinge noch nicht 
gefasst waren, war für sie schon klar, wer keine 
Fehler gemacht hatte. Zweifel am richtigen Per-
sonalbestand oder am Krankenstand ließen Sie erst 
gar nicht zu, Frau Ministerin. Allein verantwortlich 
sei ein einzelner krimineller Bediensteter gewesen.  

Entgegen Ihrem eigenen Grundsatz, sich nicht in 
laufende Ermittlungsverfahren einzumischen, und 
unter Missachtung der Unschuldsvermutung scho-
ben Sie gleich alle Verantwortung für den Ausbruch 
auf einen einzelnen Bediensteten und machten sich 
keinerlei Gedanken, ob Sie evtl. auch etwas damit 
zu tun haben. So einfach, Frau Ministerin, können 
Sie sich das hier nicht machen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Die Kontrolle über die Vorgänge haben Sie mitt-
lerweile längst verloren. Abwechselnd geben hek-
tisch Staatsanwaltschaft Aachen und das Ministe-
rium Pressekonferenzen und Presseerklärungen. 
Zugegeben wird immer nur etwas scheibchenwei-
se, nämlich das, was gerade bekannt geworden ist 
oder bekannt zu werden droht.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Die Presse spricht von einer Salamitaktik. Scheib-
chenweise kommt die Wahrheit ans Licht. Ich frage 
Sie, Frau Ministerin: Wie lang ist die Wurst denn 
noch? 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Mit Ihrer Taktik haben Sie zumindest jedes Vertrau-
en in die Sicherheit unseres Strafvollzuges in Nord-
rhein-Westfalen gefährdet. Dafür tragen Sie die 
Verantwortung. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Werner 
Jostmeier [CDU]: Quatsch!) 

Nach wie vor gibt es Unklarheiten und Unwahrhei-
ten. Lassen Sie mich vielleicht einmal auf drei Punk-
te zu sprechen kommen, drei Fragen, die nach wie 
vor noch im Raum stehen und ungeklärt sind.  

Erste Frage: Seit wann ist die Pforte in der Justiz-
vollzugsanstalt Aachen nur mit einem Bediensteten 
besetzt? Beim Ausbruch war das so. Das steht, 
glaube ich, mittlerweile fest. Es steht auch wohl fest, 
dass der Ausbruch hätte verhindert werden können, 
wenn die Pforte mit zwei Mitarbeiterinnen oder Mit-
arbeitern besetzt gewesen wäre. 

Sie, Frau Ministerin Müller-Piepenkötter, sagten, 
das sei schon lange so. 2002/2003 sei es schon so 
gewesen, dass die Pforte in der Nacht nur mit ei-
nem Mitarbeiter der Nachtschicht besetzt gewesen 
ist. Jetzt erfahren wir das genaue Gegenteil. Wir 
erfahren nämlich von einer Dienstanweisung vom 
8. Mai 2008. Man höre: 2008, Frau Ministerin; da 
waren Sie schon einige Jahre im Amt. Damals ist 
die Personalreduzierung an der Pforte durchge-
setzt worden. Sollten sich die Presseberichte dazu 
als wahr erweisen, Frau Ministerin, so haben Sie 
dem Parlament und der Öffentlichkeit die Unwahr-
heit erzählt.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Johannes 
Remmel [GRÜNE]: Genau so ist es!) 
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Nach Angaben Ihrer Sprecherin in den „Aachener 
Nachrichten“ vom 10. Dezember 2009 wussten Sie 
von Ihrer Falschaussage schon seit über einer Wo-
che. Ich frage Sie: Warum haben Sie nicht die Ge-
legenheit genutzt, das Parlament und die Öffentlich-
keit zu informieren und Ihre Falschaussage zu be-
richtigen? 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Der zweite Punkt, der immer noch unklar ist, meine 
Damen und Herren: Warum haben Sie die ernsthaf-
ten Warnungen aus der Justizvollzugsanstalt Aa-
chen, die Ihnen mitgeteilt worden sind, nicht ernst 
genommen? Der Personalrat schreibt Ihnen einen 
Brandbrief. Er macht auf Missstände in der Justiz-
vollzugsanstalt aufmerksam. Er schreibt sehr deut-
lich, dass die Sicherheit in der Anstalt nicht mehr 
gewährleistet ist. 

Was machen Sie? – Sie machen einen Plan zum 
Abbau von Überstunden. Sie reduzieren das Perso-
nal in der Schicht von 50 auf 40 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. Die Lage wird dadurch immer ex-
plosiver und nicht sicherer.  

Da hilft es auch nicht, fünf neue, ungelernte Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter hektisch nach Aachen 
zu schicken. Die müssen erst eingearbeitet werden 
und stellen daher eher eine Belastung als eine 
Entlastung dar. So kann das nicht funktionieren. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Chaosstrate-
gie!) 

Die dritte Frage, die wir hier zu diskutieren haben, 
lautet: Warum wurden die Warnungen bezüglich 
des mutmaßlichen Fluchthelfers Michael K. nicht 
ernst genommen oder nicht richtig bewertet? Denn 
Michael K., der 40-jährige Mitarbeiter der Justizvoll-
zugsanstalt Aachen, ist kein unbeschriebenes Blatt. 
Schon einmal wurde gegen ihn wegen des Ver-
dachts der Gefangenenbefreiung ermittelt. Es ist 
anstaltsbekannt gewesen, dass er zuvor einen en-
gen Kontakt zu den beiden Ausbrechern hatte. Die 
erforderliche Distanz war nicht mehr gegeben. Wie 
die Staatsanwaltschaft Aachen jetzt mitteilte, wurde 
Michael K. zehn Tage vor dem Ausbruch dabei 
beobachtet, wie er von einer Ehefrau eines anderen 
Gefangenen Geld, nämlich 200 €, angenommen 
hat. Gleichzeitig wird bekannt, dass in der Justiz-
vollzugsanstalt Aachen umfangreiche Ermittlungen 
wegen eines schwunghaften Drogenhandels statt-
finden. 

Was wussten Sie, Frau Ministerin, von diesen Ver-
dachtsmomenten? Was wusste Ihr Haus von diesen 
Verdachtsmomenten? – Ich kann natürlich verste-
hen, dass die Strafverfolgungsbehörden ein Interes-
se daran haben, Hintermänner eines großen Dro-
genhandels zu finden, aufzuklären, und vielleicht die 
Sache erst einmal laufen lassen.  

Aber in diesem Fall muss auch eine Abwägung 
vorgenommen werden, Frau Ministerin: auf der 

anderen Seite das Interesse, Straftaten aufzuklären, 
auf der anderen Seite aber doch die erheblichen 
Sicherheitsinteressen in einer Justizvollzugsanstalt. 
Eine Justizvollzugsanstalt ist kein Mädchenpensio-
nat, gerade Aachen nicht. In dieser Justizvollzugs-
anstalt werden Langzeitstrafen verbüßt; dort gibt es 
Sicherungsverwahrungen. Es ist grob fahrlässig, 
Sicherheitsrisiken ganz bewusst bestehen zu lassen 
und gerade den Verdächtigen sogar ganz alleine 
nachts an die Pforte zu lassen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Das Risiko war eindeutig größer als die mögliche 
Chance einer Aufklärung einer anderen Straftat. 
Dieses Risiko sind Sie eingegangen, und damit 
haben Sie die Sicherheit in diesem Land erheblich 
gefährdet. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Frau Ministerin, so, wie Sie in dieser Sache aufge-
treten sind, darf man nicht auftreten. Da kann man 
nicht lachend verkünden, die Knäste im Land seien 
so sicher wie nie. Ich darf Ihnen schildern: Ich woh-
ne in Essen, an der Stadtgrenze zu Mülheim. In 
meinem Wahlkreis, in meinem direkten Umfeld ha-
ben sich die Verbrecher mehrere Tage lang auf-
gehalten. Es gab ernsthafte Diskussionen unter den 
Eltern und in der Schule meiner Kinder: Können wir 
die Kinder morgens noch alleine zur Schule gehen 
lassen? 

(Zustimmung von Thomas Stotko [SPD]) 

Die Leute hatten Angst, abends auf die Straßen zu 
gehen. Das war ein unerträglicher Zustand. Da 
kann man nicht lächelnd sagen, der Knast sei si-
cher. Ihr Sicherheitsempfinden hat sich ganz, ganz 
weit von dem Sicherheitsempfinden der Bevölke-
rung entfernt, Frau Ministerin. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Jetzt, da immer neue Details an die Öffentlichkeit 
kommen, wirkt Ihr Verhalten – ich sage es vorsich-
tig – einfach nur noch peinlich. 

(Beifall von Frank Sichau [SPD]) 

Angemessen wäre es, die Probleme im Vollzug und 
insbesondere die Probleme der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter im Vollzug ernst zu nehmen sowie 
die Sache schonungslos aufzuklären. Sie sind of-
fensichtlich dazu nicht in der Lage. Frau Ministerin, 
machen Sie Platz, damit andere die Sache aufklä-
ren können! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Kutschaty. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht nun Frau Düker. 
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Monika Düker (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Am 
26. November flüchteten zwei Schwerverbrecher 
aus der Justizvollzugsanstalt Aachen – und das 
nach den bisherigen Erkenntnissen mit Hilfe eines 
Bediensteten.  

Dieser mutmaßliche Fluchthelfer war im Hafthaus 1 
beschäftigt, dessen Personal dafür zuständig ist, 
beim Wechsel der Fahrzeugstreife mit der Pforten-
besetzung auszuhelfen. Das heißt, der Bedienstete 
war vorübergehend, für die Zeit des Wechsels, in 
der Pforte, konnte wahrscheinlich deswegen den 
Gefangenen Schusswaffen und Munition aushändi-
gen, die Fahrzeugschleuse öffnen und damit die 
Flucht ermöglichen, nachdem er die Gefangenen 
offenbar aus dem Hafthaus 4 durch fünf Türen ge-
schleust hatte.  

Alles eine unvorhersehbare, nicht kalkulierbare Tat 
eines Einzelnen, wie die Ministerin nicht müde wird, 
zu betonen? Wie Sie es uns im Rechtsausschuss 
versucht haben zu vermitteln? – Ich denke, nicht.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Kurz nach der Sitzung des Rechtsausschusses am 
4. Dezember erfährt die erstaunte Öffentlichkeit 
durch die Staatsanwaltschaft Aachen – ich berufe 
mich auf eine Agenturmeldung vom 9. Dezember –, 
dass gegen diesen Bediensteten nicht nur wegen 
der Fluchthilfe ermittelt wird, sondern dass es ein 
zweites Verfahren gibt. Auch der „Spiegel“ berichte-
te kürzlich ausführlich über eine Geldübergabe 
durch den Bediensteten kurz vor der Flucht, die von 
der Polizei observiert wurde. Warum wurde gegen 
ihn nichts unternommen?  

Der zuständige Staatsanwalt wird dazu mit der Be-
merkung zitiert, es hätten keine sichereren Erkennt-
nisse vorgelegen, die sofortige Maßnahmen ge-
rechtfertigt hätten. Der Sprecher des Justizministe-
riums bestätigte den „Aachener Nachrichten“ vom 
15. Dezember, dass man den verdächtigen Voll-
zugsbeamten zunächst beobachten wollte, „’um 
weitere Anhaltspunkte und Erkenntnisse’ über Straf-
taten zu gewinnen“. Die Ministerin spricht inzwi-
schen öffentlich über ein aktuell laufendes, umfang-
reiches Ermittlungsverfahren wegen Verstößen 
gegen das Betäubungsmittelgesetz.  

Hatten die beiden Verfahren wirklich nichts mitein-
ander zu tun, wie Sie es darstellen, Frau Müller-
Piepenkötter? – Ich denke, der klägliche Versuch, 
das der Öffentlichkeit heute noch zu verkaufen, ist 
gescheitert. Das sollten Sie auch gar nicht erst ver-
suchen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Oder hier der Opposition vorzuwerfen, wir würden 
Vertraulichkeit nicht achten, oder uns Lügen vorzu-
werfen: Wir beziehen uns auf das, was in der Zei-
tung steht, was durch Ihre Staatsanwaltschaft ver-

öffentlicht wird. Dies wirft in der Tat zahlreiche 
Fragen auf. 

Ich fasse zusammen. Ein Bediensteter, der bei 
einer Geldübergabe observiert wird und daher 
dringend verdächtig ist, sich als Schlepper zu betä-
tigen, wird unbehelligt gelassen und im Hafthaus 1 
beschäftigt – wie erläutert, in ebenjenem Bereich, 
in dem man auch an der Pforte aushilft, einer Pfor-
te, die im Übrigen seit dem 8. Mai 2008 nur noch 
mit einem Beamten besetzt ist und nicht schon seit 
2002, Frau Ministerin, wie Sie in einem Pressege-
spräch kurz nach dem Ausbruch noch behauptet 
haben. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Diese falsche Behauptung haben Sie bis heute 
nicht korrigiert, nicht öffentlich zurückgenommen.  

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Ein Sicherheitsrisiko, ein erhebliches und ein nicht 
beherrschbares, wurde hier also in Kauf genom-
men, um eventuell weitere Erkenntnisse über straf-
bare Handlungen zu gewinnen. Diese Entschei-
dung, liebe Kolleginnen und Kollegen, war im 
Nachhinein betrachtet falsch und hatte die bekann-
ten fatalen Folgen. Das Ziel, die Bekämpfung von 
Drogenhandel, wurde über die Sicherheitsinteres-
sen der Bevölkerung gestellt. Diese Abwägung war 
falsch. Diese falsche Abwägung haben Sie als Tat-
sache bis heute nicht eingestanden. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das aber erwarten wir von Ihnen hier und heute: 
dass Sie dies endlich einmal tun.  

Sie verstecken sich hinter formaljuristischen Erklä-
rungen. Das Totschlagargument lautet wie immer: 
Gefährdung des Ermittlungszwecks. Welchen Er-
mittlungszweck galt es denn zu schützen, dass Sie 
die beobachtete Geldübergabe des inzwischen 
verhafteten mutmaßlichen Fluchthelfers der Öffent-
lichkeit nicht mitteilten? Ihr Staatsanwalt war da 
wohl ganz anderer Auffassung, als er genau dies 
wenige Tage nach der vertraulichen Sitzung öffent-
lich bestätigte.  

Frau Ministerin, nachdem Ihr Ablenkungsmanöver 
nunmehr gescheitert ist, offenbaren Sie – um dem 
Ganzen noch die Krone aufzusetzen – Ihre unsägli-
che Unsensibilität – man kann das nur als einen Akt 
der Verzweiflung betrachten –, indem Sie diejenigen 
mundtot machen wollen, die die offenkundigen 
Missstände im Vollzug anprangern, nämlich Ihre 
eigenen Beschäftigten. 

(Lebhafter Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Wie sonst, liebe Kolleginnen und Kollegen, soll die 
Sperrung des Zugangs zu „wdr.de“ als einzigem 
Nachrichtenportal auf Ihrem justizinternen Intranet 
zu verstehen sein? 
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(Marc Jan Eumann [SPD]: Nordkorea! – Wei-
terer Zuruf: China!) 

Und: Die Bediensteten erfahren dies erst – wie Be-
dienstete mir bestätigt haben – auf Nachfrage bei 
der IT-Abteilung. Massenhafte Hilferufe und artiku-
lierte Frustrationen infolge Personalnot und Über-
stunden auch über Sicherheitsmängel kann man, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, in den offenen Fo-
ren auf dieser Seite nachlesen. Das war wohl etwas 
zu viel für Sie, Frau Ministerin. Ich fordere Sie heute 
noch einmal auf: Setzen Sie sich offensiv mit diesen 
Problemen auseinander! Stellen Sie sich an die 
Seite Ihrer Bediensteten! Nehmen Sie diese Rück-
meldung über die Zustände in unseren Strafvoll-
zugsanstalten endlich ernst! Mit einer chinesischen 
Lösung machen Sie alles nur noch schlimmer.  

(Lebhafter Beifall von GRÜNEN und SPD] 

Frau Ministerin, ich habe gestern Abend um 23 Uhr 
noch einmal „wdr.de“ angeklickt. Es waren nach 
Ihrer Sperrung und nach dem Bericht über die Sper-
rung vom Nachmittag bis zum Abend 270 Einträge 
zu verzeichnen – und zwar von privaten Computern 
aus –, in denen man sich über diese Maßnahme 
aufgeregt hat. Diese Meldungen sollten Sie viel-
leicht auch einmal zur Kenntnis nehmen.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Denn seit wann ist es in einer Behörde in einem 
demokratischen Rechtsstaat eine dienstfremde 
Beschäftigung, wenn man sich als mündiger Be-
schäftigter um die Situation des Strafvollzugs sorgt 
und dies dann auch in dem Forum artikuliert? Ma-
chen Sie eine Politik mit und für Ihre Beschäftigten, 
nicht gegen sie, und beenden Sie dieses unwürdige 
Schauspiel! 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Düker. – Für die CDU-Fraktion spricht nun der 
Kollege Giebels.  

Harald Giebels (CDU): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Das ist heute die Fort-
setzung des Geplänkels vor und nach der letzten 
Sondersitzung des Rechtsausschusses.  

(Zurufe von der SPD) 

– Geplänkel, Herr Kollege Stotko. Natürlich! 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Sie Ver-
harmloser! – Weitere Zurufe von der SPD) 

– Ihr Gemaule jetzt zeigt doch auch, dass Sie gar 
nicht an den Fakten interessiert sind, sondern ein-
fach nur skandalisieren wollen.  

(Beifall von CDU und FDP – Zurufe von der 
SPD) 

In der Sondersitzung sind diese Fakten ganz klar 
aufgearbeitet worden. 

(Frank Sichau [SPD]: Nebelkerze!) 

In der Sondersitzung sind im öffentlichen Teil und 
im vertraulichen Teil die Fakten auch genannt wor-
den. Danach sind die Fakten aus dem vertraulichen 
Teil Stück für Stück an die Öffentlichkeit gelangt. 
Aber das hier zum Vorwurf zu konstruieren, die 
Ministerin hätte die Öffentlichkeit nur scheibchen-
weise informiert, ist mehr als unredlich. Das wissen 
Sie sehr genau.  

(Beifall von CDU und FDP – Prof. Dr. Gerd 
Bollermann [SPD]: Stimmt das nicht? – Wei-
tere Zurufe von der SPD) 

Ihnen ging es bereits in der Sondersitzung darum, 
einfach nur eine Stimmung zu erzeugen, in der man 
die Fakten gar nicht mehr zur Kenntnis nehmen will.  

(Zuruf von Hannelore Kraft [SPD]) 

Das war der Hintergrund. Das hat auch die dpa 
erkannt. In ihrer Meldung vom 4. Dezember schreibt 
sie wörtlich: „Da zieht Jäger es vor, die von ihm mit 
beantragte Sondersitzung vorzeitig zu verlassen, 
um seine Behauptungen lieber vor dem Saal und 
unwidersprochen vor Fernsehkameras zu wiederho-
len …“ – Zitat Ende.  

(Beifall von der CDU) 

Das ist Ihre Masche. Das wird hier ganz offen ent-
larvt.  

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Die Fakten sich bekannt, sind herausgearbeitet 
worden. Wir haben sie während der Sondersitzung 
ja schon angesprochen, aber ich will das hier gerne 
noch einmal tun.  

Wahrscheinlich passt es Ihnen nicht, aber wir kön-
nen daran erinnern, dass zwischen 1990 und 1999, 
also in Ihrer Verantwortung als Regierung,  

(Zuruf von Frank Sichau [SPD]) 

242 Gefangene ausgebrochen sind. Allein zwischen 
2000 und 2005 sind 36 Gefangene ausgebrochen. 
Wo war denn da Ihre Empörung, liebe Kollegen der 
SPD? 

(Beifall von CDU und FDP) 

Nachdem 2006 kein Ausbruch stattgefunden hat, 
2007 drei Ausbrüche, 2008 ein Ausbruch, war der 
Ausbruch der beiden hier genannten Gefangenen 
2009 kurz vor Jahresende der erste.  

(Thomas Stotko [SPD]: Wie viel waren es in 
2004?) 

Man muss auch einmal überlegen, wie sich die 
Fakten im Strafvollzug verändert haben. Wer hat 
denn in der letzten Legislaturperiode das Personal 
im Justizvollzug massiv reduziert? Waren Sie das?  
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(Lothar Hegemann [CDU]: Natürlich!) 

SPD und Grüne haben das gemeinsam gemacht, 
Frau Düker. Das sollte man hier auch noch einmal 
in Erinnerung rufen.  

(Beifall von CDU und FDP – Prof. Dr. Gerd 
Bollermann [SPD]: Was hat das aktuell mit 
dem Fall zu tun?) 

Wer hat denn bereits 1998 ganz konkret beantragt, 
das Personal in der JVA Aachen drastisch zu redu-
zieren? Das waren auch Sie, die Fraktionen von 
SPD und Grünen.  

(Beifall von der CDU – Zurufe von SPD und 
GRÜNEN) 

Im Gegensatz dazu haben wir im Justizvollzug 500 
Stellen neu geschaffen. Die JVA Aachen ist perso-
nell genauso gut ausgestattet wie Anstalten mit 
vergleichbarer Klientel. Ich nenne hier Bochum und 
Werl. Auch die Pforte in Werl ist nicht anders be-
setzt als in Aachen, liebe Kollegen. Aber das wis-
sen Sie auch ganz genau.  

Frau Düker, Sie haben gesagt: im Nachhinein be-
trachtet. – Es gehört ja auch zu einer redlichen 
Vorgehensweise, dass man natürlich anerkennt, 
dass man im Nachhinein bei dem einen oder ande-
ren Punkt klüger sein kann. Aber in dem Moment, 
wo Sie Entscheidungen kritisieren, müssen Sie ex 
ante und nicht ex post beurteilen. Von daher ist der 
Ansatz von Ihnen schon falsch.  

Ich will nur einen Fall aus Ihrer Regierungsverant-
wortungszeit kurz nennen: ein Fall aus 1999. Da 
hat sich der damalige Justizminister Dieckmann zu 
einem Ausbruch geäußert und hat laut Plenarpro-
tokoll gesagt: Ein solches menschliches Fehlver-
halten kann im Einzelfall nie ausgeschlossen wer-
den.  

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Das ist 
zehn Jahre her!)) 

Dieckmann weiter: Die gewonnenen Erkenntnisse 
aus besonderen Vorkommnissen dieser Art haben 
in der Vergangenheit bereits fortwährend zu einer 
Weiterentwicklung der bestehenden Sicherheits-
konzepte und zu ihrer Optimierung geführt.  

Dann heißt es, und hören Sie bitte gut zu: Den-
noch lassen sich einzelne Ausbrüche nie ganz 
verhindern, so bedauerlich dies ist. – So Ihr SPD-
Justizminister Dieckmann.  

(Widerspruch von der SPD) 

Er meinte einen Fall aus Düsseldorf, wo ein Beam-
ter entgegen der Anweisung Gefangene nicht in 
einem besonders gesicherten Raum untergebracht 
hat.  

Wir wissen auch, dass in der SPD Kritik laut wird 
über das Vorgehen in dieser Frage hier im Land-
tag. Da schreiben SPD-Mitglieder auch an die 
SPD-Verantwortlichen, was Sie denn da eigentlich 

tun. Da werden Fragen gestellt: Wer hat die Le-
bensarbeitszeit der Justizvollzugsbeamten auf 62 
Jahre angehoben? – Antwort: SPD. Wer hat das 
Urlaubsgeld der Justizbeamten ersatzlos gestri-
chen? – Antwort: SPD.  

(Zurufe von der SPD) 

Wer hat die Wochenarbeitszeit der Justizvollzugs-
beamten angehoben? – Antwort: SPD! 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Wer re-
giert denn? – CDU!) 

Wer hat massiv Personal abgebaut? – Antwort: SPD! 
Und wer hat den Strafvollzug kaputtgespart? – SPD!  

(Weitere Zurufe von der SPD) 

– Ihr Gemaule zeigt ja, dass Ihnen das wehtut. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Sie werden es nicht schaffen, ein Klima zu erzeu-
gen, dass man Fakten nicht mehr zu Kenntnis 
nimmt. Und wer die Fakten zur Kenntnis nimmt, der 
wird das, was Sie hier als Forderung konstruiert 
haben, natürlich ablehnen müssen. – Danke schön.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Giebels. – Für die FDP-Fraktion spricht nun 
Herr Dr. Orth.  

Dr. Robert Orth (FDP): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich kann 
mich im Wesentlichen dem anschließen, was der 
Kollege Giebels hier schon gesagt hat.  

(Zurufe von der SPD – Prof. Dr. Gerd Boller-
mann [SPD]: Auch nicht mehr zu bieten!) 

Ich bin erschrocken darüber, mit welcher Selbstver-
leugnung die Opposition hier jedes Mal ans Werk 
geht. Wenn Sie sich die rot-grüne Bilanz vor 2005 
anschauen und legen diese Bilanz neben unsere … 

(Zuruf von Hannelore Kraft [SPD])  

– Vergleichen dürfen wir ja wohl noch, Frau Kraft – 
auch wenn es manchmal schwer fällt, weil Sie keine 
echte Vergleichsgruppe sind.  

Wenn Sie das einmal nebeneinander legen, dann 
ist es nicht nur so, dass wir wesentlich mehr Aus-
brüche hatten. Nein, wir hatten auch wesentlich 
mehr Selbstmorde im Strafvollzug, und wir hatten 
wesentlich mehr Entweichungen. Meine Damen und 
Herren, überlegen Sie, dass Sie in den Jahren 2000 
bis 2005 zwischen 500 und 700 Entweichungen 
jährlich hatten. Wenn Sie sich die heutigen Zahlen 
ansehen, werden Sie feststellen, dass sie halbiert 
sind. Sie müssen doch auch einmal die Fakten zur 
Kenntnis nehmen.  

(Beifall von FDP und CDU) 
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Wenn Sie dann auch nachfragen, was mit den Leu-
ten, die abgehauen sind, so alles passiert ist. Ich 
möchte aus der Drucksache 13/4290 aus der 13. 
Legislaturperiode zitieren. Das war eine Kleine An-
frage. Da ging es um die Ausbrüche der Jahre 2000 
bis 2002: Büren: einer, wieder aufgegriffen. – Ham-
born: sechs, alle aufgegriffen. – Fröndenberg: einer, 
aufgegriffen. – Heinsberg: einer, nie wiedergefun-
den worden. – Herford: drei Leute, sind gefunden 
worden. – Wieder Herford: Gefunden worden, aber 
erst zwei Jahre später. – Moers-Kapellen: ein Jahr 
später wiedergefunden worden. – Moers-Kapellen: 
einer, nie wiedergefunden. – Münster: einer weg, 
nie wiedergefunden. – Remscheid: einer weg, nie 
wiedergefunden.  

Meine Damen und Herren, wenn Sie sich solche 
Listen anschauen, dann, muss ich sagen, leben wir 
heute doch wesentlich sicherer als damals.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Ich gebe Ihnen noch eine Zahl dazu: Von den über 
500 Entweichungen des Jahres 2003 – das heißt, 
alle 18 Stunden ist Ihnen einer abhandengekom-
men – haben Sie 110 nie wiedergefunden.  

(Zuruf von der SPD: Quatsch!) 

Das ist jedenfalls eine offizielle Zahl, die das Minis-
terium mir seinerzeit gegeben hat. Ich muss sagen: 
Das sind erschreckende Zahlen. Da hätten Sie 
Sondersitzungen beantragen sollen, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Aber, was haben Sie gemacht? Weil es ja so viele 
Ausbrüche und Entweichungen waren, konnten Sie 
das gar nicht jedes Mal zum Thema einer Sonder-
sitzung machen. Sie konnten es als Ministerium ja 
nicht einmal zum Tagesordnungspunkt erheben. 
Deswegen hat uns der Minister Gerhards seinerzeit 
unter anderem in einer Rechtsausschusssitzung 
unter dem Punkt „Verschiedenes“ erzählt, dass drei 
Leute weg sind, drei Vorfälle. Er hat sie relativ 
harmlos, bagatellisierend dargestellt. Das ist alles 
so en passant passiert. Das ist eigentlich der Skan-
dal der vergangenen Jahre.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Und was ist seinerzeit passiert? – Wir hatten in 
Düsseldorf eine Selbstmordserie. Wir haben vonsei-
ten der Opposition gesagt: Da muss der Minister 
doch mal hin.  

(Gerd Stüttgen [SPD]: Gehen Sie in das Jahr 
1970 zurück!) 

Da ist der Minister nicht hingefahren. Dann haben 
wir gesagt: Der Minister muss doch mal die An-
staltsleitung austauschen. Da hat der Minister die 
Anstaltsleitung nicht ausgetauscht, meine Damen 
und Herren. 

Und wie ist die Situation heute?  

(Zuruf von der SPD) 

Frau Ministerin Müller-Piepenkötter hat bei drei 
Vorfällen in Anstalten die Anstaltsleiter ausge-
tauscht, um dafür Sorge zu tragen, dass ein Neuan-
fang möglich ist. Das ist konsequentes Handeln, 
und das haben Sie in der Vergangenheit eben nicht 
an den Tag gelegt.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Bei der Gelegenheit darf ich einmal Revue passie-
ren lassen, dass wir mehrere Hundert Verfahren 
wegen menschenunwürdiger Unterbringung laufen 
haben. Da klagen Gefangene gegen das Land 
Nordrhein-Westfalen, weil sie zu Zeiten von Rot-
Grün in Haftzellen ohne Schamwand untergebracht 
waren, wo sie mit mehreren Gefangenen gleichzei-
tig in einem Raum waren und die Notdurft daneben 
verrichten mussten. Meine Damen und Herren, das 
sind doch Zustände, die zu Problemen im Vollzug 
führen, die einfach nicht zumutbar sind. Warum sind 
Sie das nicht angegangen? – Wir bauen heute die 
Schamwände ein, die Sie eingespart haben.  

(Beifall von FDP und CDU)  

Sie haben Bedienstete in den JVA abbauen wol-
len. Wir haben 500 neue Stellen geschaffen. Ja, 
meine Damen und Herren, wo waren eigentlich die 
Änderungsanträge vonseiten der Opposition in den 
letzten Jahren? Sie hätten auch 1.000 oder 2.000 
beantragen können, aber nein, das haben Sie 
nicht. Nicht einen einzigen Haushaltsantrag in 
diese Richtung haben wir von Ihnen bekommen. 

(Zuruf von Carina Gödecke [SPD]) 

Aber heute hier so zu reden, das ist einfach unred-
lich, meine Damen und Herren. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Dann möchte ich mit einer Mär aufräumen. Hier wird 
immer wieder behauptet, auch in Presseerklärun-
gen, der Rechtsausschuss sei nicht informiert wor-
den. Lieber Herr Jäger – da möchte ich Sie direkt 
ansprechen –, wie können Sie in einer Presseerklä-
rung behaupten, der Rechtsausschuss sei nicht 
informiert worden, wenn wir in einer vertraulichen 
Sitzung über die Dinge, die wir hier heute öffentlich 
diskutieren, die durch irgendeine Indiskretion nach 
außen gedrungen sind, informiert wurden?  

(Zuruf von Monika Ruff-Händelkes [SPD]) 

Herr Jäger, ich bitte Sie, diese Behauptung zurück-
zunehmen.  

(Zuruf von Gerd Stüttgen [SPD]) 

Stattdessen gehen Sie rüpelhaft mitten in der Sit-
zung raus, geben draußen Interviews und sagen 
hinterher, Sie hätten das nicht gewollt. 

(Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, wenn Sie kein Interview 
geben wollen, Herr Jäger, dann müssen Sie auch 
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keines geben. Das sind doch bloße Schutzbehaup-
tungen. Wir sitzen im Saal und lassen uns informie-
ren, und Sie gehen, bevor die Sitzung zu Ende ist, 
raus und geben schon Ihre abschließende Bewer-
tung ab. Das ist echt schwache Opposition, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall von FDP und CDU – Zuruf von Sylvia 
Löhrmann [GRÜNE]) 

Ich hoffe, dass wir in den nächsten Wochen dazu 
kommen, die Vorfälle sachlich zu bewerten und zu 
überlegen, welche Folgerungen wir daraus für die 
Zukunft ziehen können und müssen. Denn das ist 
das Entscheidende, meine Damen und Herren: 
Ihnen von der Opposition geht es ums Laut-
Sprechen, mir geht es darum, dass wir uns überle-
gen, wie wir es schaffen, dass es in Zukunft noch 
weniger Ausbrüche gibt. 

Wie gesagt, die Anzahl der Ausbrüche ist deutlich 
gesunken. Ich will aber gerne daran mitarbeiten, 
dass wir die Anzahl noch weiter senken. Hier bin ich 
auch auf Ihre Anregungen gespannt. Bisher ist we-
der zu Regierungs- noch zu Oppositionszeiten et-
was dazu von Ihnen gekommen. Erbärmlich, meine 
Damen und Herren! 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Orth. – Für die Landesregierung spricht nun 
Frau Ministerin Müller-Piepenkötter. 

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren Abgeordneten! Es ist wichtig 
und an der Zeit, hier einmal ein zutreffendes Bild 
vom Strafvollzug in Nordrhein-Westfalen zu geben 
und die verzerrenden und die Mitarbeiter beleidi-
genden Darstellungen hier richtigzustellen. 

(Beifall von CDU und FDP – Zuruf von Frank 
Sichau [SPD]) 

Jährlich durchlaufen 35.000 Gefangene unsere 
Anstalten. Über 36 % von ihnen sind bei Haftantritt 
drogenkrank und suchtmittelabhängig. 
Knapp 38 % sitzen wegen meist schwerer 
Gewalttaten und Sexualdelikten hinter Gittern. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Wir wollen jetzt 
keine Statistiken hören!) 

Fast 50 % haben keinen Schulabschluss, 70 % 
waren vor der Inhaftierung beschäftigungslos. Sie 
alle werden irgendwann entlassen. Sie alle kehren 
irgendwann in die Gesellschaft zurück. An der Wei-
chenstellung, ob sie danach wieder straffällig wer-
den oder ob sie sich und ihre Familien durch ehrli-
che Arbeit ernähren können, arbeiten Tag für Tag 
8.000 Bedienstete im Strafvollzug. Das ist eine 
schwere Arbeit, das ist eine schwierige Arbeit, und 
es ist eine verantwortungsvolle Arbeit. Und die Be-

diensteten im Vollzug brauchen und verdienen un-
sere Unterstützung beim Kampf gegen Gewalt, 
beim Kampf gegen Drogen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das, meine Damen und Herren, erwarten zu Recht 
die Bürgerinnen und Bürger unseres Landes von 
uns. Es ist die einzige Möglichkeit, Rückfälle zu 
vermeiden und potenzielle Opfer zu schützen. Das 
ist unser Auftrag, und diesem Auftrag kommen wir 
nach. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Zur Sache! – 
Unruhe bei der CDU) 

– Dazu müssen Sie ja erst einmal eine Sache ha-
ben. Aber die zeige ich gerade auf. 

Ihnen, meine Damen und Herren von der Oppositi-
on, dagegen geht es um Skandalisieren und politi-
sches Taktieren. 

(Frank Sichau [SPD]: Es geht uns um diese 
Sache!) 

Das ist scheinheilig, das ist unsachliches, parteipoli-
tisches Gezänk, und es verdreht die Tatsachen.  

(Edgar Moron [SPD]: Das ist scheinheilig, 
was Sie da tun!) 

Aber das ist offenbar das Einzige, was Sie können 
und wollen!  

(Beifall von CDU und FDP) 

Ihnen geht es nicht um die Sache,  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Unverschämt-
heit! – Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Frau 
Müller, das sind Nebelkerzen, die Sie da wer-
fen!) 

Ihnen geht es nicht um die Opfer, und Ihnen geht es 
schon gar nicht um die Inhaftierten. Ansonsten, 
meine Damen und Herren, müssten Sie zugeben, 
dass Sie von Anfang an informiert waren und die 
Geschichte von scheibchenweisen Informationen 
von Ihnen inszeniert worden ist, um mit Lügenge-
schichten die Öffentlichkeit in die Irre zu führen. 

(Beifall von CDU und FDP – Zurufe von der 
SPD) 

Sonst, meine Damen und Herren, müssten Sie 
zugeben, dass wir im Jahre 2005 eine Kehrtwende 
im Strafvollzug eingeleitet haben 

(Zurufe von der SPD) 

und seit vier Jahren eine gute und erfolgreiche Poli-
tik für einen modernen Strafvollzug machen 

(Beifall von CDU und FDP) 

– mit weniger Ausbrüchen und mit weniger Toten 
infolge Drogenmissbrauchs trotz steigender Zahl 
von Drogenkonsumenten.  
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Die richtige Politik heißt, die Anstalten personell 
richtig auszustatten. Während Sie von SPD und 
Grünen in der letzten Legislaturperiode über 200 
Stellen im Justizvollzug abgebaut haben, haben wir 
mehr als 500 Stellen neu eingerichtet und erhalten, 

(Zuruf von der CDU: Hört, hört!) 

sodass heute mehr Stellen vorhanden sind als 
2005.  

Die richtige Politik heißt: mehr Mittel für Drogenbe-
ratung. Seit 2007 wenden wir jährlich 30 % mehr 
Mittel für externe Drogenberater auf, als Sie vor 
2005 einschließlich der Mittel des Gesundheitsmi-
nisters eingesetzt haben. 

(Frank Sichau [SPD]: Falsch!) 

Und diesen Betrag stocken wir mit dem Haushalt 
2010 noch einmal auf 600.000 € auf. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Die richtige Politik heißt: Ausweitung des Substituti-
onsangebotes. Gerade haben wir mit den Ärzte-
kammern gemeinsame Behandlungsempfehlungen 
entwickelt, die eine bessere Grundlage für die Be-
handlung im Vollzug bieten. 

Die richtige Politik kann aber nur Erfolg haben, 
wenn wir das Ziel beibehalten, unsere Gefängnisse 
drogenfrei zu bekommen. Dazu dient unsere Ge-
setzesinitiative zur Strafverschärfung bei Einbrin-
gung von Drogen, 

(Monika Düker [GRÜNE]: Da glauben Sie 
selber nicht dran!) 

die gerade mit Erfolg den Bundesrat passiert hat. 
Dazu dienen die Ausbildung und der Einsatz von 
vollzugseigenen Drogenspürhunden ab dem nächs-
ten Jahr.  

(Zuruf von Frank Sichau [SPD]) 

Und dazu gehört vor allem eine schonungslose 
Aufklärung bei Verdacht auf Gewalt und Drogen. 

(Beifall von CDU und FDP)  

Hier arbeiten der Vollzug, die Staatsanwaltschaft 
und die Polizei eng zusammen. Das hat erst kürz-
lich in Rheinbach zu einer ganz wichtigen Überfüh-
rung geführt. Auch in Aachen werden solche Er-
mittlungen professionell durchgeführt. 

Aber auch hier muss ich mit einer Fehlvorstellung 
aufräumen. Herrin des Ermittlungsverfahrens ist 
die Leitende Oberstaatsanwältin in Aachen. 

(Frank Sichau [SPD]: Ja!) 

Innerhalb der Anstalt trägt die Anstaltsleiterin ge-
mäß § 156 Strafvollzugsgesetz die Verantwortung 
für den gesamten Vollzug. 

(Hannelore Kraft [SPD]: Abschiebende Rege-
lung!) 

Eine Ministerin hat hier nicht hineinzufunken, es sei 
denn, sie möchte den Ermittlungserfolg und damit 
letztlich ihre eigene Politik gefährden. 

(Hannelore Kraft [SPD]: Sie tragen aber keine 
Verantwortung!) 

Ich weiß, dass Sie, liebe Kollegen von der SPD, es 
während Ihrer Regierungszeit mit der Unabhängig-
keit der Ermittlungsbehörden nicht immer so hatten. 

(Beifall von CDU und FDP – Zurufe von der 
SPD) 

Ich hingegen schätze unabhängige, professionelle 
und vom Gesetz angeleitete Staatsanwälte. 

(Zuruf von Marc Jan Eumann [SPD]) 

Deshalb habe ich auch als eine meiner ersten 
Amtshandlungen die Vorabberichte abgeschafft. 
Deswegen achte ich auch verdeckte Ermittlungsver-
fahren, die Sie lieber nutzen, um daraus politisches 
Kapital zu schlagen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ob Drogenschleuser überführt werden, ist Ihnen 
ebenso egal wie die Gefangenen, deren Chance auf 
Therapie torpediert wird. 

Ich komme nun nahtlos zu dem Vorwurf zurück, ich 
hätte das Parlament nicht über ein laufendes Ermitt-
lungsverfahren gegen den nun im Verdacht der 
Gefangenenbefreiung stehenden Vollzugsbeamten 
informiert. Das ist Unfug, und diejenigen, meine 
Damen und Herren, die das behaupten, wissen das 
auch sehr genau. 

(Frank Sichau [SPD]: Das hat doch keiner 
behauptet!) 

Bereits am Tag nach dem Vorfall ist der Vollzugs-
kommission eine Sonderinfo angeboten worden. Sie 
selbst saßen am 4. Dezember allesamt in der von 
Ihnen beantragten Sondersitzung des Rechtsaus-
schusses. 

(Zuruf von Hannelore Kraft [SPD]) 

Da habe ich über alle von Ihnen angesprochenen 
Punkte berichtet, und – meine Damen und Herren, 
wenn ich Ihrem Erinnerungsvermögen mal auf die 
Sprünge helfen darf – es gab einen vertraulichen 
Teil. 

(Zuruf von Hannelore Kraft [SPD]) 

In diesem vertraulichen Teil habe ich Sie über die-
ses laufende Ermittlungsverfahren und seine Hin-
tergründe informiert. 

(Dr. Stefan Romberg [FDP]: Da war Herr Jä-
ger nicht dabei!) 

Heute das Gegenteil zu behaupten, ist, gelinde 
gesagt, eine Frechheit. 

(Beifall von CDU und FDP) 
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Frau Düker, es ist auch unseriös, sich auf die Pres-
se zu beziehen und zu verschweigen, dass man 
aus vertraulicher Sitzung bessere Kenntnisse hat. 

(Beifall von CDU und FDP – Zuruf von Frank 
Sichau [SPD]) 

Nicht ich habe Sie scheibchenweise informiert; ir-
gendjemand hat der Presse und der Öffentlichkeit 
scheibchenweise Informationen gegeben. Das ist 
nach der Befreiung von Michalski und Heckhoff die 
zweite Sabotage in diesem Fall. 

(Lebhafter Beifall von CDU und FDP – Zuruf 
von der SPD: Das war dünn!) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Ministerin. – Für die SPD spricht nun Herr 
Kollege Jäger. 

Ralf Jäger (SPD): Frau Präsidentin! Meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und Her-
ren! Ich glaube, wir sind uns über alle Fraktionen 
hinweg einig 

(Beifall von der CDU: Nein!) 

– doch, ich hoffe, zumindest in diesem Punkt. –, 
dass durch den Ausbruch der beiden Schwerver-
brecher Heckhoff und Michalski Menschenleben in 
diesem Land ernsthaft bedroht waren, dass es Gott 
sei Dank so glimpflich ausgegangen und es glückli-
chen Umständen zu verdanken ist, dass Menschen 
nicht zu größerem Schaden gekommen sind. 

Die Diskussion heute hier hat nichts mit Skandali-
sierung zu tun, 

(Lachen von der CDU – Helmut Stahl [CDU]: 
Das glauben Sie doch selber nicht!) 

sondern muss sich mit der Frage beschäftigen, wie 
es sein kann, dass es zu einer so ernsthaften Be-
drohung von Leib und Leben gekommen ist. Das ist 
das Thema dieser Aktuellen Stunde, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall von der SPD – Prof. Dr. Gerd Boller-
mann [SPD]: Sehr wohl!) 

Wenn wir schon bei Skandalisierung und bei 
scheibchenweiser Information sind, weise ich nur 
darauf hin, dass der Fragenkatalog der SPD-
Fraktion, den wir nach der Rechtsausschusssitzung 
eingereicht haben, 

(Harald Giebels [CDU]: Während der Sitzung 
wohl nicht!) 

bis heute noch nicht beantwortet ist. 

– Herr Giebels, Herr Orth, wenn das alles war, was 
Sie vorgetragen haben, kann man nur feststellen: 
Rückendeckung für eine Ministerin sieht anders 
aus. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Wenn Sie sich schon auf Zahlen der Vergangenheit 
berufen, dann schauen Sie sich die Statistik an, die 
uns das Justizministerium in der letzten Woche 
vorgelegt hat. Bis zum Jahr 2004 ist die Zahl der 
Ausbrüche auf Null reduziert worden und danach 
erst wieder angestiegen, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der SPD – Lachen von der CDU) 

Wer wie Sie, Herr Giebels und Herr Orth, offensicht-
lich nur in der Vergangenheit lebt, der kann die 
Probleme der Gegenwart auch nicht erkennen. 

(Zuruf von Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]) 

Ich sage Ihnen voraus, Herr Giebels, Herr Orth, 
Frau Müller-Piepenkötter: Die Wählerinnen und 
Wähler in diesem Land werden entscheiden, dass 
Sie die Probleme auch in Zukunft nicht mehr lösen 
werden. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Wenn wir schon bei der Frage von Wahrheit, Un-
wahrheit und scheibchenweiser Information sind, 
Frau Müller-Piepenkötter, dann sage ich: Sie sind in 
der Sache des Ausbruchs in Aachen gleich mehr-
fach Lügen gestraft worden. Sie haben den Landtag 
und die Öffentlichkeit gleich mehrfach hinters Licht 
geführt. 

(Manfred Palmen [CDU]: Beweise!) 

– Gerne. Sie haben dem Landtag und der Öffent-
lichkeit verschwiegen, dass zum Zeitpunkt der 
Flucht in der JVA Aachen ein Notdienstplan existier-
te, 

(Harald Giebels [CDU]: Es gibt keinen Not-
dienstplan! Das ist unglaublich!) 

dass Sie die Personalstellen von über 50 auf 40 
reduziert haben. Sie haben der Öffentlichkeit und 
diesem Landtag verschwiegen, dass Sie im Mai 
2008 veranlasst haben, Schleusen nur noch mit 
einer Person zu besetzen. 

(Hannelore Kraft [SPD]: Aha!)  

Frau Müller-Piepenkötter, Sie haben der Öffent-
lichkeit und dem Landtag verheimlicht, dass Sie für 
die erhebliche Reduzierung der Sicherheitsmaß-
nahmen in den JVA des Landes Nordrhein-
Westfalen verantwortlich sind. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Wenn man Ihre Informationspolitik in den letzten 
drei Wochen betrachtet, wie Sie mit Halbwahrhei-
ten, Unwahrheiten und Verdrehungen die wahren 
Ausmaße über die Umstände dieser Flucht ver-
tuscht haben, dann kann man nur vermuten, dass 
die chinesische Propagandaabteilung im Vergleich 
zu Ihnen ein Hort der Wahrheit ist.  

(Lachen von der SPD – Zurufe von der CDU: 
Ho, ho!) 
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Ich darf daran erinnern, wie in den vergangenen 
Jahren die Ministerin in diesem Land mit Vorfällen 
der Justiz umgegangen ist. Es gab den schreckli-
chen Foltermord in Siegburg, wo ein 20-Jähriger 
über 24 Stunden zu Tode gefoltert worden ist. Das 
haben Sie als bedauerliche Justizpanne bezeich-
net.  

Mutter und Tochter sterben in Gladbach, da, kon-
kreten Warnhinweisen nicht folgend, ein mit Haft-
befehl Gesuchter in einem Gericht aus- und ein-
marschieren kann und seine Familie tötet. Zwei 
Kinderschänder kommen auf freien Fuß, weil die 
Justiz schlampig gearbeitet hat. Sie haben all das 
als eine unglückliche Verkettung von Ereignissen 
bezeichnet. 

(Zuruf von der SPD: Unglaublich!) 

In Gelsenkirchen gab es einen erneuten Folter-
übergriff. Ein Gefangener, der zum Selbstmord 
gezwungen werden sollte, wurde über viele Stun-
den gefoltert. Das haben Sie mit einem Bauernop-
fer beantwortet, indem Sie gerade mal die An-
staltsleitungen ausgetauscht haben. 

Allein diese Vorfälle und der Ausbruch in Aachen 
zeigen: Es gibt in der nordrhein-westfälischen Jus-
tiz ein völliges Organisationsversagen, und dafür 
haben Sie die Verantwortung zu tragen, Frau Mül-
ler-Piepenkötter. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Dass Sie zur Belastung der Regierung Jürgen 
Rüttgers geworden sind, sagen inzwischen auch 
Ihre eigenen Parteikollegen. Sie haben in der Öf-
fentlichkeit jeden Kredit verspielt. Die Kritik an der 
Justizministerin, an der Justiz von den Bedienste-
ten war noch nie so scharf, war noch nie so groß 
wie unter Ihnen. Das hat es in diesem Land zuvor 
noch nie gegeben.  

Wenn man genau zugehört hat, was Sie gerade 
vorgetragen haben, kann man sagen: Offensive 
sieht anders aus. Aber ich habe den Eindruck, Sie 
sitzen in Ihrer Düsseldorfer Wagenburg und reden 
mit einer Art von Selbstsuggestion die Justiz in 
Nordrhein-Westfalen schön. Ich habe den Ein-
druck, dieses Ministerium wird nicht von Ihnen 
geleitet, wobei sich die Frage stellt: Wer leitet es 
eigentlich noch?  

(Beifall von Frank Sichau [SPD]) 

Sie sind unfähig, mit Kritik von Bediensteten um-
zugehen. Statt auf Hilferufe zu reagieren, zeigen 
Sie immer nur mit dem Finger auf andere. Sie rea-
gieren panisch, indem Sie versuchen, Kritiker 
mundtot zu machen, und Internetseiten sperren. 
Sie taumeln, Frau Müller-Piepenkötter, wie ein 
angeschlagener Boxer von Panne zu Panne. Der 
Trainer wirft aber leider nicht das Handtuch;  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Der ist ja auch 
nie da!) 

das müssen am 9. Mai die Wählerinnen und Wäh-
ler in diesem Lande tun. Ich finde, es ist ein Höhe-
punkt der Pannen erreicht. Man kann nur hoffen, 
dass das, was Sie in den letzten Jahren in diesem 
Land verbrochen haben, 

(Dr. Jens Petersen [CDU]: Was?) 

keine Fortsetzung bis zum 9. Mai finden wird, wenn 
Sie dann endlich abgewählt werden. – Vielen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Zuruf von 
Minister Andreas Krautscheid) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Jäger. – Für die CDU spricht Kollege Lehne. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Jetzt kommt die 
Geheimwaffe der Union!) 

Olaf Lehne (CDU): Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuhö-
rer! Das war der mit Abstand schlechteste Auftritt, 
den ich jemals von Herrn Jäger erlebt habe.  

(Beifall von der CDU – Zuruf von der CDU: 
Bravo! – Widerspruch von der SPD – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Wahrheiten tun immer 
weh!) 

Der Auftritt liegt in Folgendem begründet: Von je-
manden, der sich zum selbstgemachten Rechtsex-
perten erhebt, maximal 30 % der Zeit an den Aus-
schusssitzungen teilnimmt, wenn er denn überhaupt 
kommt, meint, als bissiger Terrier starten zu müs-
sen, und jetzt als zahnloser Tiger landet, kann man 
nicht erwarten, dass er sich inhaltlich mit dem The-
men des Justizvollzugs auseinandersetzt. Ich wüss-
te nicht, zumindest nicht seit 2005, dass Sie mal in 
irgendeiner Justizvollzugsanstalt gewesen wären 
und mit Mitarbeitern gesprochen hätten, Herr Jäger. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das zeigt mir deutlich, wie wenig Sie sich inhaltlich 
mit dem Thema auseinandersetzen. Was ich für viel 
schlimmer halte, ist allerdings, dass Sie ein Rechts-
verständnis an den Tag legen, das ich skandalös 
finde. Sie als Nichtjurist haben eventuell Schwierig-
keiten, die Gewaltenteilung zu verstehen. Sie als 
Nichtjurist haben vielleicht auch Schwierigkeiten zu 
verstehen, welche Aufgaben eine Ministerin, gerade 
eine Justizministerin, hat,  

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Das ist un-
verschämt!) 

und dass Sie einen ganz schweren Spagat zu 
schaffen hat, nämlich zum einen als Dienstherrin 
und Dienstvorgesetzte und zum anderen als dieje-
nige, die als Justizministerin die Staatsanwaltschaft 
frei ermitteln lassen muss. Das ist etwas, wo ich 
einfach sagen muss: Leute, da müsst ihr euch mal 
mehr mit den Themen auseinandersetzen. 
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Herr Kutschaty, von Ihnen als Volljurist hätte ich 
eigentlich erwartet, dass Sie das auch tun. Ich bin 
eigentlich etwas beschämt, dass Sie nicht zu etwas 
Sachaufklärung in Ihrem eigenen Laden beitragen. 
Ab und an habe ich den Eindruck, dass Herr Sichau 
als rechtspolitischer Sprecher der SPD das mehr 
verstanden hat, weil er zu diesem Thema noch gar 
nichts gesagt hat. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Für die Sachauf-
klärung ist die Ministerin zuständig!) 

Das ist schon wirklich skandalös.  

(Widerspruch von der SPD) 

Wenn hier davon gesprochen wird, es gebe Not-
dienstpläne, angeführt wird, was die Ministerin wäh-
rend ihrer Zeit alles gemacht hat, und Sie wider 
besseres Wissen Dinge behaupten, die nicht stim-
men, dann halte ich das auch für den Hammer. In 
den Ausschüssen erlebe ich, dass zuzeiten, in de-
nen Sachaufklärung betrieben wird, draußen Inter-
views gegeben werden. Herr Jäger – den Schuh 
müssen Sie sich anziehen –: Das war so. Da kom-
men Sie auch nicht mehr heraus. Das ist bei Ihnen 
üblich. Und das ärgert ungemein. Dass Sie dann 
den Justizvollzug und die Mitarbeiter angreifen und 
diffamieren, kann ich überhaupt nicht verstehen.  

Nun ganz kurz zu dem anderen Thema, das Sie 
auch heute angesprochen haben, Herr Jäger, Herr 
Keymis, nämlich zu Ihren unsäglichen Pressemittei-
lungen vom gestrigen Tage zum Thema „Zensur 
und iranische Verhältnisse“: Glauben Sie wirklich, 
dass unsere Demokratie den Vergleich mit dem 
iranischen Regime verdient hat? 

(Beifall von CDU und FDP – Minister Andreas 
Krautscheid: Unerträglich!) 

Glauben Sie wirklich, dass Sie dem Mut der irani-
schen Studentinnen und Studenten, die für Freiheit 
und Gerechtigkeit ihr Leben im Widerstand gegen 
das Regime riskieren, gerecht werden, wenn Sie in 
Bezug auf unser Bundesland von iranischen Ver-
hältnissen sprechen? Das ist skandalös. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Haben Sie so viel Verstand, dass Sie in der Maß-
nahme des Justizministeriums allen Ernstes einen 
Fall von Zensur erkennen können? 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Was denn 
sonst?) 

Da kann ich nur einen Blick in einen Kommentar zu 
Art. 5 Grundgesetz empfehlen, um zu erfahren, 
wann man von Zensur spricht. 

(Zuruf von Johannes Remmel [GRÜNE])  

Eine Dienstanweisung, laut der das Intranet nur zu 
dienstlichen Zwecken zu nutzen ist, ist nun einmal 
rechtlich verbindlich. Das ist auch gut und richtig 
so. In unserer Justiz ist auch ausdrücklich gere-
gelt, dass denjenigen, die auf das Surfen im Inter-

net angewiesen sind, diese Möglichkeit auch zur 
Verfügung steht. 

Hier in der Öffentlichkeit einen Popanz aufzubau-
en, 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Den Popanz ma-
chen Sie doch!) 

halte ich – das muss ich fairerweise sagen – für 
außergewöhnlich schäbig. 

(Beifall von der CDU) 

Treten Sie den Rechtsstaat nicht weiter mit Füßen, 
sondern helfen Sie, ihn zu erhalten. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Sie brauchen ja 
auch viel Hilfe!) 

Ich kann nur an unsere Zuhörer appellieren. Wenn 
Sie diese Ausführungen von der linken Seite dieses 
Hauses hören, können Sie sich grob vorstellen, wie 
es aussehen würde, wenn Rot-Rot-Grün hier regier-
te. Dann müssten wir wirklich um unseren freien 
Rechtsstaat und um unseren Justizvollzug bangen. 

Dies gilt es auf jeden Fall zu verhindern. Ich bin 
auch guter Dinge, dass uns das gelingen wird; denn 
Sie verkaufen sich so schlecht, dass es wirklich 
nicht schlechter geht. 

(Beifall von CDU und FDP – Zuruf von der 
SPD: Schlechter als bei Ihnen kann es doch 
nicht werden!) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Lehne. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen spricht nun Frau Düker. 

Monika Düker (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Kolleginnen und Kollegen! Frau Ministerin, in 
der Schule würde man jetzt sagen – ich bin keine 
Lehrerin und daher unverdächtig –: Thema verfehlt. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Erstens. Sie haben hier mit Ihrem Selbstlob und 
dem Schönreden Ihrer Politik sehr beredt vermie-
den, auf die eigentlichen Vorwürfe einzugehen, die 
wir Ihnen heute noch einmal präsentiert haben, 

(Beifall von den GRÜNEN) 

nämlich die Inkaufnahme eines Sicherheitsrisikos, 
indem Sie diesen Bediensteten nicht wenigstens 
aus dem Hafthaus 1 versetzt haben. Wie ich hier 
erläutert habe, war man im Hafthaus 1 für die Pforte 
zuständig. Damit sind Sie ein großes Risiko einge-
gangen. Diese Abwägung war falsch. 

Herr Giebels, es stünde Ihnen gut an, einfach ein-
mal dazu zu stehen und diese Dinge hier zu-
zugeben. 
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(Beifall von GRÜNEN und SPD – Harald 
Giebels [CDU]: Sie wissen doch, warum das 
nicht ging!) 

Sie sollten hier eine Mitverantwortung zugeben 
und sich vielleicht auch einmal fragen, ob Ihre 
Entscheidung von 2008 zur Besetzung der Pforte 
mit einem Bediensteten im Nachhinein eigentlich 
richtig war. 

Zweitens. Frau Ministerin, Sie sind mit keinem 
Wort auf die Frage eingegangen – und das ent-
setzt mich wirklich –, warum Sie die Sperrung im 
Intranet vorgenommen haben und inwieweit Sie 
die Rückmeldungen, die Sie dazu erhalten, nicht 
dazu veranlassen, diese Zensur endlich zurückzu-
nehmen. Ich glaube, dass Sie mit dieser Sperrung 
großen Schaden anrichten. Sie erreichen damit 
einen großen Vertrauensverlust bei den Beschäf-
tigten und machen alles nur noch schlimmer. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Ich habe mir gestern die Mühe gemacht, die 
270 Einträge nach der Sperrung einmal grob 
durchzusehen. Wenn es nach den Kommentaren 
der Beschäftigten ginge, hätten Sie Ihre Kündigung 
längst zugestellt bekommen. 

(Beifall von GRÜNEN und Wolfgang Große 
Brömer [SPD]) 

Sie steht in diesen Rückmeldungen. Deswegen 
fordere ich Sie noch einmal auf: Nehmen Sie diese 
Sperre zurück. 

Damit komme ich zu Ihrer schöngerechneten Bi-
lanz. Ich habe im Ausschuss schon die Fakten 
genannt, Herr Giebels. In der JVA Aachen hat die 
jetzige Anstaltsleiterin Anfang 2009 über 38.000 
Überstunden übernommen. Anfang des Jahres hat 
die Ministerin ihr zugesagt, diese Situation abzu-
stellen und die Überstunden zu minimieren. Ende 
September 2009 waren in der JVA Aachen aber 
44.821 Überstunden aufgelaufen. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Es ist nichts 
passiert!) 

Das ist Ihre Bilanz, und das sind die Zustände in 
der JVA Aachen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Ich sage noch einmal: Diese Situation in der JVA 
Aachen begünstigt ein Klima, das letztendlich auch 
zu Sicherheitsrisiken führt. Das können Sie hier 
nicht leugnen. Auch dazu sollten Sie die Fakten 
nicht beschönigen. 

(Zuruf von Harald Giebels [CDU]) 

Frau Müller-Piepenkötter, Sie reihen sich – und 
das finde ich das eigentlich Bedenkliche, auch im 
Hinblick auf den Zustand dieser Regierung – in 
eine Reihe von Baustellen ein, die der Ministerprä-
sident in den letzten Monaten offenbar wirklich 
nicht mehr in den Griff bekommt: Frau Sommer, 

Herr Uhlenberg, Herr Wüst – die Reihe lässt sich 
fortsetzen. 

(Lachen von der CDU) 

Minister dieser Regierung stehen immer wieder im 
Fokus der Debatten und liefern hier eine mehr als 
unglückliche Figur ab. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das Kabinett ist mehr mit sich selber und Ihren 
eigenen Pannen und Versäumnissen beschäftigt, 
als tatsächlich das Land zu regieren. Unser Land 
wird von dieser Regierung schlecht regiert, Frau 
Ministerin. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Der Ministerpräsident trifft hier nicht die richtigen 
Entscheidungen, um wieder in die Spur zu kommen. 

(Minister Andreas Krautscheid: Das sehen 
wir aber anders!) 

Der 9. Mai 2010 wird die Abrechnung dafür sein, 
wie die Bürger Ihre Regierungsbilanz bewerten. 
Frau Ministerin, spätestens dann werden Sie nicht 
mehr Ministerin dieses Landes sein, denke ich. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Düker. – Als nächster Redner erhält Herr Stot-
ko von der SPD-Fraktion das Wort. 

Thomas Stotko (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Das war alles, Frau Ministerin? 

(Lothar Hegemann [CDU]: Nein! Sie kommen 
ja noch!) 

War das wirklich alles, was Sie den Bürgerinnen 
und Bürgern in Nordrhein-Westfalen zu diesem 
Vorfall – egal wie man politisch dazu steht – erzäh-
len? Sie halten hier eine langatmige Rede über die 
Frage, was im Vollzug alles passieren muss, also 
bei Ihnen noch nicht passiert ist. Zu den eigentli-
chen Vorwürfen sagen Sie aber gar nichts. 

(Beifall von der SPD) 

Da es relativ klar werden muss, wollen wir das hier 
auch noch einmal ganz deutlich machen. Frau Mi-
nisterin, im Ausschuss hatte ich Ihnen vorgeworfen, 
Ihre Strategie sei Vertuschen, Verharmlosen und 
Aussitzen. Hier sage ich Ihnen: Ihre heutige Strate-
gie ist Vertuschen, Verharmlosen, Aussitzen und 
Anlügen. – Das ist der Vorwurf, den wir Ihnen als 
Parlament machen. 

(Beifall von der SPD) 

Wir werden es auch direkt konkretisieren; das ist 
überhaupt kein Problem. 
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Erste Lüge: Laut dem Ausschussprotokoll 14/1016 – 
dankenswerterweise als Wortprotokoll erstellt – ha-
ben Sie ausgeführt, der Mitarbeiter habe ausgehol-
fen, „damit die Pforte nicht unbesetzt ist“. Das haben 
Sie hier nicht richtiggestellt. Sie haben kein Wort 
dazu gesagt, ob die Pforte zum Zeitpunkt des Vor-
falls nicht besetzt war. Ihre Aussage vor dem Aus-
schuss ist also eine Lüge, und die Berichte in den 
Zeitungen sind richtig. 

(Beifall von der SPD) 

Zweite Lüge: Sie haben im Ausschuss erklärt: „In 
der Pforte … waren alle Dienstposten … besetzt.“ 
Hier gilt das Gleiche, was ich Ihnen gerade schon 
gesagt habe. Dann gehen Sie ans Rednerpult und 
berichten, dass zum Zeitpunkt des Vorfalls jemand 
in dieser Pforte war. Was in der Presse steht, ist 
also gelogen.  

Die dritte Lüge, die Sie gebracht haben: 2003 hat 
die SPD auf einen Platz an der Pforte reduziert. 
Auch darauf haben Sie die ganze Zeit – die Kolle-
gin Düker hat darauf hingewiesen – nicht reagiert. 
Das ist gelogen, denn Sie haben es 2008 ge-
macht. 

Die vierte und wichtigste Lüge, die von Ihnen 
kommt, ist: Wir waren machtlos, wenn ein JVA-
Bediensteter plötzlich die Seiten wechselt. Plötz-
lich, Frau Ministerin? 

(Zuruf von Minister Eckhard Uhlenberg) 

– Herr Uhlenberg, Sie kennen sich in JVAs doch gar 
nicht aus. Es ist nett, dass Sie schreien, aber das 
lohnt nicht. 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Seit 29 Jahren 
bin ich im Beirat einer JVA! – Zurufe von allen 
Fraktionen) 

Ich will Ihnen die vierte und letzte Lüge noch einmal 
vortragen: Wir waren machtlos, weil der Bedienstete 
plötzlich die Seiten gewechselt hat. – Ihnen ist wo-
chenlang bekannt, dass der JVA-Bedienstete ver-
mutlich mit Geld und Drogen handelt, Ihnen ist ein 
Ermittlungsverfahren gegen diesen JVA-Bedienste-
ten bekannt, und dann lassen Sie es auch noch zu, 
dass die Geldübergabe in der JVA stattfindet?! 
Selbst danach nehmen Sie den Mitarbeiter nicht 
raus, versetzen ihn nicht, suspendieren ihn nicht. 
Obwohl das Beamtenrecht das bei dringendem 
Tatverdacht zwingend vorsieht, lassen Sie ihn in 
diesem Knast.  

Was tun Sie? – Sie lassen zu, dass dieser Mitarbei-
ter zwei Schwerbrecher rauslässt, vor denen die 
Bürgerinnen und Bürger in Nordrhein-Westfalen 
Angst haben. Es ist unglaublich, dass Sie dazu 
nichts sagen. Die Verantwortung tragen allein Sie! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Dann, liebe Kolleginnen und Kollegen von CDU und 
FDP – hauptsächlich war es die CDU –, antworten 
Sie mit den Worten „Geplänkel und Popanz“ 

(Lothar Hegemann [CDU]: Ja!) 

auf die Frage danach, dass ein 57-jähriger Mitarbei-
ter in der JVA Aachen von den Tätern zusammen-
geschlagen wird, Angst um sein Leben hat. Dazu 
sagen Sie „Geplänkel und Popanz“. 

(Lothar Hegemann [CDU]: Das, was Sie ma-
chen, ist das!) 

Diese Täter haben aufgrund dieses Sicherheitsrisi-
kos Geiseln genommen. Vor diesen Menschen 
hatten nicht nur die Bürgerinnen im Wahlkreis von 
Herrn Kutschaty Angst, sondern auch in vielen an-
deren Bereichen. Ich will Ihnen nur sagen: Das ist 
nicht Geplänkel und Popanz, das sind die Tatsa-
chen, die wir angefordert haben. 

(Minister Andreas Krautscheid: Verdrehung!) 

Sie haben für diese Angst gesorgt, sonst niemand. 
Ich sage Ihnen ganz deutlich, Frau Ministerin: Sie 
tragen für dieses Sicherheitsrisiko die Verantwor-
tung. Es ist Ihr Bereich, in dem das alles passiert. 
Sie sind heute dank einer Ministerpräsidentenkonfe-
renz „Roswitha allein zu Haus“. Ich glaube, der Mi-
nisterpräsident ist froh, dass er nicht hier sein muss, 
weil er Ihnen kaum den Rücken stärken kann. 

(Minister Andreas Krautscheid: Wir sind stolz 
auf unsere Ministerin!) 

Ich will Ihnen am Schluss gerne eines auf Ihrem 
Weg mitgeben:  

Erstens. Kollege Orth, Hunderte von Entweichun-
gen zu benennen, macht keinen Sinn. Ich sage es 
der Öffentlichkeit noch einmal: Eine Entweichung 
bedeutet, dass jemand, der im offenen Vollzug ist, 
nicht um 18 Uhr, sondern um 18:03 Uhr zurück ist. 
Das war eine Entweichung. Tun Sie nicht so, als 
wären das Ausbrüche. 

(Lothar Hegemann [CDU]: Nein, das stimmt!) 

Ich zeige Ihnen gerne noch einmal die Bilanz aus 
dem Justizministerium: 

(Der Abgeordnete hält eine Seite hoch.) 

Ein Rückgang der Ausbrüche bis 2004 auf null. 
Danach geht es bei Ihnen wieder hoch. 

(Zurufe von der CDU) 

Ich sage Ihnen ganz deutlich: Wir haben die Son-
dersitzung des Rechtsausschusses beantragt. Wir 
haben vor einer Woche einen Fragenkatalog über-
reicht, der bis heute nicht beantwortet wurde. Frau 
Ministerin, es ist Ihre Verantwortung. Ich sage nicht 
wie Frau Düker: „Setzen und sechs“ wie in der 
Schule. Stehen Sie auf und räumen Ihren Platz! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Meine Damen 
und Herren, für die FDP spricht Herr Dr. Orth. 
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Dr. Robert Orth (FDP): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Stot-
ko, Sie haben eben die Ministerin gefragt, ob das 
alles war. Ich kann Sie nur zurückfragen: War das 
eigentlich alles, Herr Stotko? 

(Beifall von der CDU – Minister Andreas 
Krautscheid: Nichts Neues, null! – Zurufe von 
SPD und GRÜNEN) 

Sie konstruieren hier angebliche Widersprüche und 
behaupten vorneweg, das seien alles Lügen. – 
Wenn Sie so als Strafverteidiger arbeiten, dann gute 
Nacht, meine Damen und Herren. 

(Zuruf von der SPD: Wenn Sie so arbeiten, 
auch! – Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: 
Was soll das denn?) 

Wenn Sie sagen, eine Entweichung wäre, wenn 
jemand um 18:03 Uhr statt um 18 Uhr nach Hause 
kommt, dann empfehle ich Ihnen, sich die genaue 
Definition anzuschauen. Die Zahlen, von denen ich 
gesprochen habe, beziehen sich auf Menschen, die 
mindestens einen Monat weg waren, meine Damen 
und Herren. 

(Zurufe von der CDU: Ach! – Minister Andre-
as Krautscheid: Hört, hört!) 

Ich will keine Schulnoten verteilen, aber ich empfeh-
le Nacharbeiten, meine Damen und Herren. 

(Minister Andreas Krautscheid: Peinlich!) 

Wenn Sie sich dann auch noch daran erinnern, 
dass ich eben darauf verwiesen habe, dass von den 
über 500 110 nie wiedergekommen sind, dann kön-
nen Sie das Ganze doch nicht derart bagatellisie-
ren. Sie reden Ihre eigene Zeit schön und überhö-
hen alles, was bei uns passiert. Meine Damen und 
Herren, das ist einfach unredlich. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Eben wurde vonseiten der Opposition angespro-
chen: Gegen denjenigen, der die Leute mutmaßlich 
rausgelassen hat, sei doch schon mal vor zwei, drei 
Jahren ermittelt worden. – Ich möchte klarstellen: 
Das Ermittlungsverfahren ist nach § 170 Abs. 2 
wegen fehlenden Tatverdachts eingestellt worden, 
meine Damen und Herren. 

(Zuruf von Frank Sichau [SPD]) 

Alle reden immer von Resozialisierung, auch Sie 
von der Opposition. Sollen wir gegen jeden, gegen 
den es mal ein Ermittlungsverfahren gegeben hat, 
das eingestellt wurde, Argwohn hegen? Sollen wir 
auch bei Ihnen, Herr Stotko, nicht mehr ins Auto 
steigen, obwohl Sie den Führerschein inzwischen 
wiederhaben? 

(Beifall und Lachen von FDP und CDU – 
Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Das ist 
doch lächerlich! Das ist doch ein Griff in die 
Trickkiste!) 

Sie müssen Ihre Reden an Ihren eigenen Maßstä-
ben messen, meine Damen und Herren. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Das war Herr 
Wüst!) 

– Nein, Frau Löhrmann. Das war nicht Herr Wüst. 
Herr Stotko kann Ihnen das sicher erklären. Er wur-
de verurteilt wegen Fahrens ohne Führerschein, 
sowohl wegen Fahrlässigkeit als auch Vorsatz, und 
hat dafür eine Geldstrafe kassiert; die genauen 
Zahlen kann ich Ihnen nachliefern. 

(Zurufe von der SPD) 

Frau Düker, wenn Sie sagen, die Landesregierung 
habe Baustellen, kann ich nur antworten: Ja, aber 
reale Baustellen, nämlich Wuppertal-Ronsdorf, 
Heinsberg usw. Während Ihrer Zeit wurde nicht eine 
JVA gebaut. 

(Frank Sichau [SPD]: Das ist falsch! – Prof. 
Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Vollkommen 
falsch!) 

Während unserer Zeit bauen wir neue JVAs und 
verbessern die Situation, meine Damen und Herren. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Herr Jäger, wenn Sie die Ministerin mit einem ange-
schlagenen Boxer vergleichen, dann sollten Sie 
selbst in den Spiegel gucken. Muhammad Ali hat 
gesagt: Ich sage zu allem etwas, auch wenn ich von 
nichts Ahnung habe. – Meine Damen und Herren, 
ich glaube, das trifft bei Ihnen ganz besonders. 

(Beifall von der CDU) 

Wir werden in der Zukunft eine Debatte darüber 
führen müssen, wie wir JVA-Bedienstete, ähnlich 
wie es an Flughäfen bei Sicherheitspersonal üblich 
ist, einem Gegencheck unterziehen. Auch hier wer-
den wir Sicherheitsmaßnahmen treffen. 

(Monika Düker [GRÜNE]: Mehr Personal 
würde schon reichen!) 

Es ist normal, dass die Crew am Flughafen durch 
die Sicherheitsschleuse geht. Ähnliches könnte ich 
mir auch hier vorstellen. 

Es ist wichtig, dass wir weiter die Drogen im Knast 
bekämpfen, dass wir Drogenspürhunde einsetzen. 
Das sind Themen, über die ich gerne mit Ihnen 
reden würde, wenn Sie sich wieder beruhigt haben, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Dr. Orth. – Für die SPD kommt nun noch ein-
mal Herr Jäger.  

Ralf Jäger (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ganz offen gestan-
den, meine Damen und Herren von den Regie-
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rungsfraktionen: Sie mögen sich an mir persönlich 
oder an meinen Fraktionskollegen abarbeiten wol-
len. Aber das Thema dieser Aktuellen Stunde ist: 
Die Sicherheit von Menschen ist in diesem Land 
bedroht, weil in unseren Gefängnissen etwas nicht 
stimmt. Das ignorieren Sie gerne und arbeiten sich 
an uns ab. Aber ich sage Ihnen ganz offen: Das 
adelt uns eher, als dass es uns trifft. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von der CDU: 
Bravo! – Zuruf von Christian Möbius [CDU]) 

Frau Müller-Piepenkötter, die Regierung hätte Zeit 
gehabt, erneut in die Debatte einzusteigen. Sie 
persönlich hätten Zeit gehabt, auf das, was wir vor-
getragen haben, zu reagieren. 

(Christian Möbius [CDU]: Was haben Sie 
denn vorgetragen?) 

Ich habe den Eindruck, dass Sie gerade jetzt wieder 
abtauchen und keine Antworten geben. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Deshalb stelle ich Ihnen die vier Fragen, die Herr 
Kutschaty und Herr Stotko gestellt haben, noch 
einmal. Ich fordere Sie auf, Ihre Redezeit in An-
spruch zu nehmen, um dem Parlament die Antwor-
ten zu geben. 

Die erste Frage lautet: Warum haben Sie die Si-
cherheit in der JVA Aachen reduziert? Warum ha-
ben Sie die Personalstellen von über 50 auf 40 re-
duziert? 

Zweite Frage. Wieso haben Sie behautet, dass die 
Besetzung mit nur einem Mann an der Schleuse 
bereits 2002 oder 2003 durch einen SPD-Justiz-
minister veranlasst wurde, 

(Monika Düker [GRÜNE]: Das stimmte gar 
nicht!) 

obwohl Sie es waren, die diesen Erlass am 8. Mai 
2008 herausgegeben hat? 

Dritte Frage. Ich fordere Sie auf, Frau Müller-Pie-
penkötter, die Antwort darauf zu geben, wie es sein 
kann, dass ein Justizvollzugsbeamter, gegen den 
wegen Fluchthilfe ermittelt wurde, der private Kon-
takte zu Heckhoff und Michalski pflegte, der obser-
viert wurde und gegen den Ermittlungen wegen 
Bestechlichkeit liefen, 

(Frank Sichau [SPD]: Laufen!) 

ganz alleine an der sicherheitsrelevantesten Stelle 
der JVA Aachen sitzt und die beiden Verbrecher 
herauslassen kann? 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Die vierte Frage lautet, Frau Müller-Piepenkötter: 
Wie kann es sein, dass Sie nach den vielen Hundert 
Hilferufen im Internet, die Frau Düker geschildert 
hat, und nachdem Sie die Personalvertretung um 
Hilfe bittet, weil die Sicherheit in der JVA Aachen 
nicht gewährleistet ist, heute immer noch mit dem 

Finger auf andere zeigen, anstatt sich selbst infrage 
zu stellen? 

Das sind vier Fragen, Frau Müller-Piepenkötter. Wir 
erwarten von Ihnen hier und jetzt darauf Antworten. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Zuruf von 
Minister Andreas Krautscheid: Ach, Herr Jä-
ger! – Gegenruf von Rainer Schmeltzer 
[SPD]) 

Präsidentin Regina van Dinther: Für die CDU-
Fraktion spricht nun Herr Löttgen. 

Bodo Löttgen (CDU): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuhöre-
rinnen und Zuhörer! Sehr geehrter Herr Stotko, 
finden Sie es nicht auch unerträglich, dass ein Geis-
terfahrer hier in diesem Haus mehrfach das Wort 
Lüge in den Mund nimmt? 

(Beifall von CDU und FDP – Ralf Jäger 
[SPD]: Das ist unglaublich! – Zuruf von der 
SPD: Das ist eine persönliche Diffamierung!) 

Ich finde das unerträglich.  

(Zuruf von Monika Düker [GRÜNE]) 

– Frau Düker, wenn Sie mir kurz zuhören könnten, 
wäre das nett. 

(Sören Link [SPD]: Da spricht die Partei von 
Kanther, Kohl und Wüst!) 

Frau Düker und Herr Jäger, wenn Sie von Zensur 
sprechen, ist das schlichtweg inakzeptabel. 

(Beifall von der CDU – Lachen von der SPD) 

Hier ist nicht zensiert worden. Man muss klar und 
deutlich sagen, dass die Bediensteten selbstver-
ständlich außerhalb ihrer Dienstzeit jegliche Gele-
genheit wahrnehmen können, um Kritik zu üben. 

(Edgar Moron [SPD]: Das wäre ja auch noch 
schöner! Wo leben wir denn? Was ist das 
denn für eine Argumentation? – Weitere Zu-
rufe von der SPD) 

Innerhalb der Dienstzeit gibt es eine Dienstanwei-
sung, die Selbiges verbietet. 

(Sören Link [SPD]: Diese Rede könnten Sie 
auch in der Volkskammer in China halten! – 
Edgar Moron [SPD]: Haben Sie schon einmal 
etwas von Art. 5 Grundgesetz gehört?) 

– Herr Link, Ihre Schreierei erinnert mich an einen 
Satz des Politikers Benjamin Disraeli, der sagte: Es 
ist leichter, Kritik zu üben, als recht zu haben. 

(Beifall von CDU und FDP – Widerspruch von 
der SPD) 

Meine Damen und Herren, das ist der Duktus dieser 
Diskussion. 
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(Widerspruch von der SPD) 

Frau Düker hat gesagt, es handele sich bei dem, 
was hier läuft, um ein Ablenkungsmanöver. 

(Ralf Jäger [SPD]: Recht hat Sie!) 

Damit hat Sie sehr zutreffend beschrieben, warum 
der Antrag von der Opposition eingebracht worden 
ist. Forschen wir doch einmal nach den wahren 
Gründen. Der wahre Grund ist, dass die Opposition 
am 4. Dezember im Rechtsausschuss eine kra-
chende Niederlage eingefahren hat. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Statt der angekündigten bohrenden und quälenden 
Fragen 

(Lachen von der CDU) 

hat bereits der ausführliche und präzise Bericht der 
Justizministerin die aufgeblähten Kampfsegel der 
Opposition erschlaffen lassen. 

(Zuruf von Carina Gödecke [SPD] – Frank 
Sichau [SPD]: Sie waren wohl nicht dabei!) 

Ausweislich des Rechtsausschussprotokolls antwor-
tet Herr Kollege Jäger: „Ich habe keine Fragen ge-
stellt!“ An anderer Stelle wie auch heute spricht er 
davon, einen ganzen Fragenkatalog nachschieben 
zu wollen. Wo ist denn Ihr Fragenkatalog, Herr Jä-
ger? 

(Zuruf von der SPD: Bei der Ministerin!) 

Ist das alles, was Sie hier zu bieten haben? 

(Zurufe von der SPD) 

– Es tut mir sehr leid: Der Fragenkatalog ist bei uns 
nicht angekommen. Insofern können wir darüber 
auch nicht im Parlament reden. 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Müssen 
wir jetzt die CDU fragen? Das ist doch lächer-
lich! – Ralf Jäger [SPD]: Wie war das mit der 
Gewaltenteilung?) 

Sie beantragen heute eine Aktuelle Stunde, obwohl 
„dpa“ – das ist auch der Eindruck, den ich aus der 
Rechtsausschusssitzung mitgenommen habe – am 
4. Dezember um 17:04 Uhr davon spricht: 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Peinlichkeiten sind 
alles, was Sie bieten!) 

„Das Pulver der Opposition verpufft schnell.“ 

(Beifall von der CDU) 

Heute ist es noch viel schneller gegangen und hat 
noch nicht einmal so lange gedauert. 

Meine Damen und Herren, nehmen Sie sich die 
Weisheit der Dakotaindianer zu Herzen, die lautet: 
Wenn du entdeckst, dass du ein totes Pferd reitest, 
dann steig ab. 

(Beifall von der CDU – Ralf Jäger [SPD]: Das 
gilt für Sie! Das Pferd heißt Müller-
Piepenkötter!) 

Sie machen heute den untauglichen Versuch, die-
sem toten Pferd neues Leben einzuhauchen. Sie 
machen das auf eine Art und Weise, die unerträg-
lich ist. 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Meinen 
Sie damit Ihre Ministerin?) 

Frau Düker, in der Polizeischule lernt man schon in 
der ersten Woche, dass man eine Kausalkette nicht 
von hinten aufknüpfen kann. 

(Heiterkeit von Dr. Jens Petersen [CDU] – 
Monika Düker [GRÜNE]: In der Politik aber 
schon!) 

Das ist exakt das, was Sie heute die ganze Zeit 
versuchen. Sie mischen sich ein. Heute ist Ihnen 
noch einmal deutlich gesagt worden, wer hier den 
Hut aufhat, nämlich die Staatsanwaltschaft und 
nicht das Justizministerium. 

(Frank Sichau [SPD]: Sie untersteht der Kon-
trolle des Parlaments! Wissen Sie das nicht?) 

Sie allerdings maßen sich heute wieder an, polizeili-
che Ermittlungsarbeit zu beurteilen und zu sagen: 
Nein, es ist falsch, was gelaufen ist.  

(Monika Düker [GRÜNE]: Das war es auch!) 

Sie können sich so etwas gar nicht anmaßen, weil 
Sie im falschen Ministerium zu Hause sind und Ih-
nen – Entschuldigung, dass ich das sage – der 
Sachverstand fehlt. 

(Beifall von CDU und FDP – Sören Link 
[SPD]: Ihnen doch auch!)  

Meine Damen und Herren, mit dieser Aktuellen 
Stunde, in der ich keine einzige seriöse Frage 
gehört habe, die nicht bereits in der Sitzung des 
Rechtsausschusses am 4. Dezember abschlie-
ßend und präzise beantwortet wurde, haben Sie 
sich keinen Gefallen getan. Sie haben sich von 
seriöser Politik weiter als jemals zuvor entfernt. 

(Beifall von der SPD – Prof. Dr. Gerd Boller-
mann [SPD]: Sie haben sich blamiert!) 

Herr Jäger, wenn ich das abschließend sagen darf 
– schließlich waren Sie derjenige, der in der Sitzung 
des Rechtsausschusses mehrfach den Satz vom 
Murmeltier gebracht hat – : Ich habe mir noch ein-
mal angeschaut, wie das Sozialverhalten des Mur-
meltiers ist. Die Pfiffe des Murmeltiers werden auch 
zur Ankündigung von Gefahr ausgestoßen, wobei je 
nach sozialem Rang des Rufers Flucht bis Reakti-
onslosigkeit die Folge ist. – In diesem Zustand be-
findet sich die Opposition heute. – Vielen Dank für 
das Zuhören. 

(Beifall von CDU und FDP) 
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Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Löttgen. – Für die Landesregierung hat noch 
einmal Frau Ministerin Müller-Piepenkötter das 
Wort. 

Roswitha Müller-Piepenkötter, Justizministerin: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Meine 
Damen und Herren von der Opposition, wenigstens 
haben Sie jetzt ausdrücklich gesagt, worum es Ih-
nen geht: Wahlkampf, Wahlkampf, nichts als Wahl-
kampf. 

(Zuruf von der SPD: Quatsch! – Weitere Zu-
rufe von der SPD) 

Und das, meine Damen und Herren, werden die 
Bürgerinnen und Bürger unseres Landes nicht ho-
norieren.  

Ihre Vorwürfe sind sämtlich unberechtigt. Ich habe 
im Rechtsausschuss alles dargelegt. 

(Zuruf von der SPD: Eben nicht!) 

Ihre Vorwürfe werden nicht dadurch richtiger, dass 
Sie sie gebetsmühlenartig wiederholen. 

(Beifall von CDU und FDP – Zurufe von der 
SPD) 

Herr Jäger, dass Sie als Kaufmann juristisches 
Hochreck nicht beherrschen, ist verzeihlich. Aber 
von Statistik sollten Sie etwas wissen. Darüber, 
dass Sie das auch nicht können, sollten Sie noch 
einmal nachdenken. 

Deswegen gebe ich Ihnen hier einen kleinen Nach-
hilfekurs. Ausbruchszahl 1993: 25. 

(Zurufe von SPD und GRÜNEN) 

– Hören Sie doch erst einmal zu. Aber es tut weh, 
nicht wahr? 

(Unruhe – Glocke) 

1994: 21, 1995: 11, 

(Gerda Kieninger [SPD]: Antworten Sie doch 
auf die Frage! – Weitere Zurufe von der SPD) 

1996: 8, 1997: 18, 1998: 7, 1999: 7, 2000: 7, 2001: 
5, 2002: 1, 2003: 5, 2004: 0, 

(Demonstrativer Beifall von SPD und GRÜNEN) 

2005: 3 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

– Januar, Mai, Juni; die Regierungsbildung war am 
24. Juni –, 

(Beifall von CDU und FDP) 

zweite Hälfte 2005: 0, 2006: 0, 2007: 3, 2008: 1, 
2009: 1. 

(Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, Sie, die Vertreter der 
SPD und der Grünen, sollten die Briefe und E-Mails, 
die Ihnen Ihre eigenen Parteimitglieder schicken, 
zur Kenntnis nehmen. 

(Gerda Kieninger [SPD]: Antworten Sie doch 
einmal auf die Fragen!) 

Das sind Menschen, die Sie offen und mit Namen 
unterzeichnet anschreiben. Dann wüssten Sie, wer 
den Vollzug kaputtgespart und vernachlässigt hat. 
Das war nach Meinung Ihrer eigenen Mitglieder die 
SPD unter Mitverantwortung der Grünen. 

(Beifall von der CDU) 

Dann wüssten Sie, wer den Vollzug mühsam wie-
der aufbaut und reformiert: Das ist die neue Lan-
desregierung, getragen von CDU und FDP. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Wann fangen Sie 
denn damit an? – Zurufe von der SPD: Pfor-
tenbesetzung!) 

Dass Sie jetzt verdientermaßen die Oppositions-
bank drücken, das nicht so gerne hören und es nur 
schwer ertragen können, ist verständlich. Aber da 
müssen Sie durch. 

(Gerda Kieninger [SPD]: Lassen Sie die 
Floskeln!) 

Hier noch einmal die Bilanz: mehr Sozialtherapie, 
mehr Behandlungsgruppen zur Gewaltprävention, 
1.000 Haftplätze fertiggestellt, 2.000 neue Haftplät-
ze im Bau, 500 neue Stellen, in allen Dienstzweigen 
mehr Mitarbeiter im Vollzug als 2005, ein besseres 
Gefangenen- und Bedienstetenverhältnis in allen 
Dienstzweigen, weniger Ausbrüche, bessere Dro-
genbehandlung, aufgrund von Drogentherapie we-
niger Tote. 

Meine Damen und Herren, halten Sie es mit Dieter 
Nuhr: Wenn man keine Ahnung hat, einfach mal die 
Klappe halten! 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Es gibt keine 
weiteren Wortmeldungen. Deshalb schließen wir 
nun die Aktuelle Stunde. 

Wir kommen zu: 

2 U3-Ausbau in NRW gelingt nur gemeinsam 
mit den Kommunen 

Antrag 
der Fraktion SPD 
Drucksache 14/10137 

In Verbindung mit: 
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Der Bund muss sich an den Kosten des Aus-
baus von Krippenplätzen stärker beteiligen – 
Kommunen brauchen mehr Unterstützung 
von Bund und Land 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/10153 

Ich eröffne die Beratung und gebe Frau Altenkamp 
von der SPD das Wort. 

Britta Altenkamp (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich denke, es war schon in der 
letzten Plenarrunde abzusehen, dass wir auch in 
diesem Plenum des Landtags noch einmal über das 
Thema „U3-Ausbau und die Folgen des sogenann-
ten Kinderbildungsgesetzes“ beraten würden. Das 
ist umso interessanter, als in der Zwischenzeit ne-
ben den Zahlen die Qualität eine immer größere 
Rolle spielt. 

Nehmen wir zum Beispiel das Thema Sprachförde-
rung. Herr Minister, ich denke, das, was der VBE in 
der letzten Woche zu den tatsächlichen Ergebnis-
sen der von Ihnen immer so hoch gelobten Sprach-
förderung in Nordrhein-Westfalen ermittelt hat, ist 
ganz sicher kein Ruhmesblatt für das sogenannte 
Kinderbildungsgesetz; denn zum Zeitpunkt der Ein-
schulung lässt sich keine Verbesserung des 
Sprachvermögens der Kinder in deutscher Sprache 
erkennen, und das, obwohl alle Kinder flächende-
ckend durch ein höchst fragwürdiges Testierungs-
verfahren geschickt worden sind.  

Da fragt man sich dann: Warum werden Vierjähri-
ge in einem solchen Verfahren überhaupt getes-
tet? Denn in der Zwischenzeit erkennt man, dass 
ein solches Verfahren nicht wirklich das Sprach-
vermögen der Kinder verbessern kann. 

Ein zweiter Punkt – darüber haben wir schon im 
Rahmen der Haushaltsberatungen diskutiert – ist 
die Frage, wie es denn mit dem Unter-
Dreijährigen-Ausbau hier in Nordrhein-Westfalen 
aussieht. Das interessiert viele Menschen, viele 
Familien und die Kommunen in Nordrhein-
Westfalen. Dazu gibt es in der Zwischenzeit er-
kennbar höchst widersprüchliche Äußerungen 
seitens des Ministeriums. 

Am 15. September zum Beispiel, also vor gerade 
einmal drei Monaten, hat uns dieser Minister in der 
Ergänzungsvorlage zum Haushalt und hier im Par-
lament Ausbauzahlen präsentiert, die offensichtlich 
längst überholt waren. Wir wissen heute – Ihnen 
glauben letztlich nur noch einige Aufrechte in Ihrer 
Fraktion –, dass die Zahlen absolut geschönt sind.  

Für das Jahr 2008 hatte diese Landesregierung 
70.000 U3-Plätze versprochen. Tatsächlich waren 
laut Ministerium im Dezember 2008 ganze 44.600 

Plätze vorhanden. Zwischen Versprechen und 
Wirklichkeit liegen also 25.400 Plätze.  

Für 2009 hat die Landesregierung 86.000 Plätze 
versprochen; im März waren es 52.300 Plätze. Da 
liegen zwischen Versprechen und Wirklichkeit 
33.800 Plätze.  

Für 2010 hat die Landesregierung 112.000 Plätze 
versprochen. Da frage ich den Minister: Wie viele 
werden es denn sein? Für 2013 hat die Landesre-
gierung 144.000 Plätze versprochen. Herr Minister, 
haben Sie wirklich einen Schimmer, wie Sie dieses 
Ziel umsetzen wollen? Die Menschen, die Familien 
hier in Nordrhein-Westfalen erwarten doch eine 
Antwort; denn es geht um ihre Bedarfe. Oder wird 
Ihre Antwort nur sein: Seid vorsichtig mit dem 
Formulieren eures Rechtsanspruches, weil ich da 
so richtig nicht nachkomme. 

Ich kann es Ihnen auch nicht ersparen zu sagen, 
dass Sie seit Regierungsübernahme zwar jährlich 
tatsächlich 9.200 Plätze mehr geschaffen haben – 
in der Tat eine reife Leistung –, dass das aber weit 
hinter den Erwartungen zurückbleibt, die Sie selber 
geweckt haben. Wenn Sie so weitermachen, wer-
den wir im März 2010 rund 62.000 Plätze und im 
März 2013 – Rechtsanspruch! – rund 90.000 Plät-
ze haben. Dann wird die Diskrepanz zwischen 
Ihrem Versprechen von 144.000 Plätzen, um dem 
Rechtsanspruch einigermaßen genügen zu kön-
nen, in der Realität bei satten 54.000 Plätzen unter 
Plan liegen; das wird keine Quote von 35 % sein.  

Da kann es dann nicht wundern, wenn in einigen 
Kommunen in Nordrhein-Westfalen die Eltern von 
Ihrem Versprechen nichts spüren. Es ist sogar 
noch schlimmer: Die Eltern der Drei- bis Sechsjäh-
rigen, die heute einen Rechtsanspruch haben, 
müssen erleben, dass ein weiterer U3-Ausbau nur 
stattfinden kann, wenn zulasten der Rechtsan-
spruchplätze weitergemacht wird. Und das, Herr 
Minister, ist ein großes Problem, mit dem Sie sich 
langsam aber sicher auseinandersetzen müssen. 

(Minister Armin Laschet: Wieso das denn?) 

Die Auseinandersetzungen in den letzten Wochen 
haben bei uns, Herr Minister, zu einem ganz ent-
scheidenden Erkenntnisgewinn geführt: Das Minis-
terium zählt nicht falsch oder anders; das hatten wir 
in unserem Antrag noch geglaubt. Das Ministerium 
zählt faktisch überhaupt nicht. Es setzt behauptete 
Zahlen in die Welt. Alleine aus der Tatsache, dass 
es Haushaltsposten in einer bestimmten Höhe gibt, 
leitet diese Landesregierung anhand von Zuwei-
sungsschlüsseln Plätze ab.  

Der Abgleich dieser vermuteten Zahl von Plätzen 
mit der der tatsächlich geschaffenen Plätze liefert 
den Nachweis, dass es im Grunde einen viel höhe-
ren Bedarf an Unter-Dreijährigen-Plätzen hier in 
Nordhrein-Westfalen gibt.  
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Andererseits, Herr Minister – auch das muss man 
deutlich formulieren –: Die Kommunen in Nordrhein-
Westfalen sind aufgrund der Tatsache, wie Sie zum 
Beispiel mit dem KiföG umgehen, nicht in der Lage, 
den Ausbau so weiter zu betreiben, wie es notwen-
dig wäre, um den Bedarfen der Eltern auch nur 
halbwegs nachkommen zu können. Zu diesem 
Thema wird Ihnen gleich noch mein Kollege Körfges 
etwas sagen.  

Herr Minister, ich möchte noch an eines erinnern: 
Sie seitens der Landesregierung und der regie-
rungstragenden Fraktionen haben für 2010/2011 
einen Rechtsanspruch für Zweijährige versprochen 
und dies auch noch durch einen Landtagsbe-
schluss untermauert. Im März laufen die Bedarfs-
meldungen, und noch immer liegt kein Gesetzent-
wurf vor.  

Insofern kann man nur feststellen, dass Sie nur auf 
Quantität zu setzen versuchen. Wenn man guckt, 
was dieser Unter-Dreijährigen-Ausbau unter den 
Bedingungen des KiBiz in den Einrichtungen tat-
sächlich bedeutet, dann wird deutlich, dass dieser 
Ausbau auf den Rücken der Kinder und Beschäf-
tigten stattfindet.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Herr Minister, machen Sie sich doch einmal Fol-
gendes klar: Damit Rechtsanspruchsplätze nicht 
abgebaut werden, gibt es in den Gruppen, in denen 
zwischenzeitlich fünf bis sieben Kinder unter drei 
Jahren sind, zusätzlich Drei- bis Sechsjährige und 
damit eine Überbelegung. Das heißt faktisch: In der 
Zwischenzeit betreuen nur zwei Fachkräfte 24 Kin-
der in der Gruppe. Und da loben Sie sich für die 
Umsetzung dieses tollen Gesetzes?  

Sie müssen den Kommunen Anreize bieten, Hilfen 
geben und das Geld, das sie vom Bund aus dem 
KiföG bekommen, endlich eins zu eins an die 
Kommunen weiterleiten; 

(Beifall von der SPD)  

denn sonst sind die Kinder, die Familien und die 
Beschäftigten in den Kindertageseinrichtungen in 
diesem Land die Leidtragenden.  

Deshalb, Herr Minister, ist dieses Land Nordrhein-
Westfalen als westliches Flächenland von den ge-
nannten Zielen, die unter anderem auch die von 
Ihnen und Ihrer Partei getragene Bundesregierung 
formuliert hat – Beitragsfreiheit, Bildungsqualität und 
hundertprozentige Bildungsbeteiligung im Vorschul-
alter –, so weit entfernt wie kein anderes Bundes-
land.  

(Ralf Witzel [FDP]: Denken Sie daran, was 
Sie uns 2005 hinterlassen haben!) 

Von daher muss ich Ihnen sagen, Herr Minister: 
Setzen Sie sich in Bewegung! Sagen Sie diesem 
Parlament, wie Sie den Unter-Dreijährigen-Ausbau 
endlich qualitativ und nicht auf dem Rücken der 

Kinder umsetzen wollen. Dann können wir darüber 
reden, wie wir in unserem Land in inhaltlichen Fra-
gen weiterkommen. Dann reden wird vielleicht auch 
mal darüber, was die Grünen gerne sehen würden, 
inwieweit sich nämlich der Bund noch stärker betei-
ligen müsste. Die Wahrheit ist doch, dass die Kom-
munen in Nordrhein-Westfalen froh wären, wenn sie 
das Geld bekämen, das der Bund im Moment be-
reitstellt. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Altenkamp. – Für die CDU-Fraktion spricht nun 
Frau Doppmeier.  

Ursula Doppmeier (CDU): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuhörer! Lassen 
Sie uns einmal die Anträge anschauen, über die wir 
heute sprechen. Sie haben alle den gleichen Nen-
ner, und zwar den Ausbau der U3-Plätze und die 
Unterstützung der Kommunen bei diesem wichtigen 
Vorhaben. So weit, so gut. 

Aber, meine Kolleginnen und Kollegen von der Op-
position, glauben Sie, dass Ihr ständiges Verdrehen 
der Realitäten, Ihre Panikmache und Ihr Ablenken 
von eigenem Versagen eine gute Basis für dieses 
Anliegen sind?  

(Zurufe von SPD und GRÜNEN) 

Es wäre viel befreiender für Sie, wenn Sie einmal 
vor der eigenen Tür kehren und die Versäumnisse 
Ihrer Regierungszeit offenlegen würden. Aber wir 
wissen, dass das nicht Ihre Stärke und dass das 
nicht Ihr Ziel ist. Sie zeigen lieber auf andere und 
versuchen, Ihre eigenen Fehler zu vergessen. 

Ich komme zu den Anträgen. Darin finden wir For-
mulierungen wie zum Beispiel die, dass Nordrhein-
Westfalen das Schlusslicht für Familien sei, dass 
2005 alle westdeutschen Flächenländer auf unge-
fähr gleich niedrigem Niveau gewesen seien und 
dass die Landesregierung seit ihrem Amtsantritt 
2005 beim U3-Ausbau jahrelang vollkommen untä-
tig gewesen sei. Außerdem stellen Sie Forderun-
gen, so etwa nach dem Aufholen bisheriger Ver-
säumnisse, nach einer besseren Unterstützung der 
Kommunen beim U3-Ausbau und nach einem Kon-
zept mit Planzahlen für alle Haushaltsjahre.  

Meine Damen und Herren, an dieser Stelle müssen 
Sie mir einmal einen Rückblick auf die Vorgänger-
regierung gestatten. Ich komme dabei nicht umhin, 
dabei die Unaufrichtigkeit der heutigen Antragsinitia-
tiven zu beleuchten. Es ist nicht so, dass wir erst 
seit gestern über den bedarfsgerechten Ausbau von 
U3-Plätzen diskutieren. Darüber sprechen wir schon 
viel länger, und zwar schon seit den Zeiten der rot-
grünen Vorgängerregierung.  

Komischerweise war aber die damalige Tonspur 
von SPD und Grünen eine gänzlich andere als die 
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heutige. Noch im Januar 2005 erläuterte Ihre dama-
lige Ministerin Ute Schäfer mit Blick auf U3 – ich 
zitiere –:  

Das müssen wir gemeinsam mit den Kommunen 
und freien Trägern leisten, die in erster Linie An-
sprechpartner und dafür zuständig sind. Es handelt 
sich dabei nicht vorrangig um eine Landesaufgabe. 
Sie wissen, dass das vielmehr eine kommunale 
Aufgabe ist. 

(Andrea Asch [GRÜNE]: Das sind Rückzugs-
gefechte!) 

Sie haben sich damals aus der Verantwortung ge-
stohlen, und heute wissen Sie nichts mehr davon. 
Das nennt man Amnesie. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Im selben Zusammenhang erläuterte Ihr damaliger 
Staatssekretär Schulz-Vanheyden, dass er den 
Betreuungsausbau als Beginn eines politischen 
Prozesses verstehe, an dessen Anfang nicht die 
Präsentation von 5.000 Plätzen stehen könne. Noch 
im Jahr 2004 betonte Frau Schäfer, dass der Bedarf 
vor Ort ermittelt werde und dass man das nicht von-
seiten des Landes eruieren könne. Stets hieß es, 
man müsse abwarten, wie sich die tatsächlichen 
Bedarfe darstellen. 

Betont wurde von Ihnen damals auch deutlich, dass 
angeblich zahlreiche Familien speziell für dieses 
Alterssegment keinen Platz wünschen. Heute wis-
sen wir, dass genau das Gegenteil der Fall ist und 
dass das auch damals schon so war. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Sie haben damals 
doch beschlossen, gar kein Angebot zu ma-
chen!) 

Dies alles können Sie in den Sitzungsprotokollen 
der 13. Legislaturperiode nachlesen. Nachdem Ihr 
Gedächtnis nun hoffentlich wieder aufgefrischt wur-
de, frage ich Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen 
der Opposition, woher Ihr plötzlicher Sinneswandel 
kommt. Aufgrund Ihrer Versäumnisse waren wir 
2005 Schlusslicht beim Betreuungsangebot für die 
Kleinsten.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Und sind es heute 
auch noch!) 

Natürlich belastet dieses Erbe Nordrhein-Westfalen 
bis heute. Aber während Sie im Jahre 2005 von 
einer geplanten Verdoppelung des Angebots von 
11.000 auf 22.000 Plätze gesprochen haben, kön-
nen wir als CDU-geführte Landesregierung Ihnen 
eine vom Land geförderte Verzehnfachung des 
Angebots im Jahr 2010 vorweisen. Minister Laschet 
hat Ihnen doch bereits im letzten Plenum etwas zu 
den Platzzahlen gesagt. Wir werden im laufenden 
Kindergartenjahr, also 2009, zum ersten Mal die 
Situation haben, dass wir mehr Fördermittel bereit-
stellen, als für die von den Kommunen geschaffe-
nen U3-Plätze nötig wären. 

(Britta Altenkamp [SPD]: In Wahrheit haben 
Sie doch nicht einmal eine Verdoppelung!) 

Infolgedessen müssen wir sehen, wie sich die Be-
darfe im kommenden Kindergartenjahr entwickeln. 
Im Haushalt 2010 jedenfalls haben wir ein Fördervo-
lumen für 112.000 U3-Plätze bereitgestellt. 

Frau Altenkamp und Frau Asch, bevor Sie jetzt wie-
der Ihren Rechenschieber herausholen und be-
haupten, wir würden mit unterschiedlichen Zahlen 
hantieren, sage ich Ihnen: 

(Andrea Asch [GRÜNE]: Das mögen Sie 
nicht, wenn man nachrechnet! Das wissen 
wir, dass Sie das nicht mögen!) 

Schaffen die Kommunen vor Ort weniger U3-Plätze, 
weil der gemeldete Bedarf geringer ist, dann erge-
ben sich natürlich Abweichungen von den Platzzah-
len, die wir im Landeshaushalt haben. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Aha!) 

Aber gehen Sie doch einmal zu Ihrer Kommune und 
lassen Sie sich, wie ich es getan habe, eine Tabelle 
zur Entwicklung der U3-Plätze ausdrucken. 

(Die Rednerin hält eine Tabelle hoch.) 

Dann werden Sie sehen, welche konkreten gewalti-
gen Anstrengungen vor Ort unternommen wurden. 
Sie werden außerdem sehen, dass wir 2013 
144.000 Plätze für U3 schaffen werden. Ich weiß, 
dass Sie das nicht glauben können, aber wir wer-
den es Ihnen beweisen, und zwar genauso, wie wir 
es Ihnen jetzt mit der Erhöhung der Zahl der Plätze 
bewiesen haben. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich frage Sie noch einmal: Wer oder was gibt Ihnen 
das Recht, in Ihren Anträgen zu behaupten, wir 
seien untätig gewesen? Wo waren denn Ihre zahl-
reichen Versuche der Korrektur der Fehlleistungen, 
als Sie noch die Mehrheit in diesem Hause hatten? 
Damals gab es weniger Geld für den Betreuungs-
ausbau, und es gab weniger Unterstützung für die 
Kommunen, als es heute der Fall der ist. Was ha-
ben Sie damals getan? Sie haben die Verantwor-
tung einfach von sich geschoben und gesagt: Dafür 
sind wir nicht zuständig. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, Sie 
können nicht Ihr Versagen in der Vergangenheit 
ausblenden und heute so tun, als wären Sie der 
große Helfer der Kommunen. Das ist unglaubwürdig 
genau wie Ihre Anträge, die wir deswegen ablehnen 
werden. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Doppmeier. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht nun Frau Asch.  
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Andrea Asch (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Liebe Zuhörerinnen und Zuhö-
rer! Frau Doppmeier, es ist schon erstaunlich, dass 
Sie es nach über viereinhalb Jahren in Regie-
rungsverantwortung immer noch nötig haben, Ihre 
Versäumnisse in dieser Zeit auf die Vorgängerre-
gierung zu schieben. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Übernehmen Sie endlich einmal Verantwortung! Sie 
müssen doch langsam begriffen haben, dass Sie 
seit viereinhalb Jahren hier in Nordrhein-Westfalen 
das Sagen haben. In diesen viereinhalb Jahren 
haben Sie in genau dieser Frage versagt.  

Vor dem Hintergrund des sogenannten Wachs-
tumsbeschleunigungsgesetzes sprechen wir in den 
letzten Tagen viel darüber, dass der Bund die Län-
der und die Kommunen im Bereich der Bildung 
finanziell stärker unterstützen sollte. Wir als grüne 
Landtagsfraktion waren wie so oft wieder einmal 
unserer Zeit voraus. Denn diese Forderung haben 
wir schon vor drei Wochen in dem Antrag formuliert, 
den wir heute beraten. Wörtlich heißt es – ich zitiere 
aus unserem Antrag –: 

Der Landtag fordert die Landesregierung auf, die 
Ankündigung der neuen Bundesregierung, mehr 
für die Bildung tun zu wollen, aufzugreifen und 
einen höheren Finanzierungsanteil des Bundes 
für Bildung, Erziehung und Betreuung von Kin-
dern im Elementarbereich einzufordern.  

Denn auffällig ist, meine Damen und Herren: In den 
Forderungen, die vor allen Dingen von der Landes-
regierung NRW kommen, geht es meistens um 
mehr Geld für die Hochschulen. Wir kennen und 
unterstützen die berechtigten Anliegen der Studie-
renden. Aber, meine Damen und Herren, Bildung 
findet natürlich nicht nur in diesem Bereich statt, 
sondern Bildung beginnt – theoretisch ist Ihnen das 
allen klar – im Elementarbereich. Dort wird das Fun-
dament einer jeden Bildungsbiografie gelegt.  

Ich kann heute ganz aktuell den Bildungsforscher 
Professor Michael Hartmann von der Universität 
Darmstadt zitieren, der uns etwas sehr Interessan-
tes ins Stammbuch schreibt, nämlich: Beim Blick auf 
das gesamte Bildungssystem zeigt sich: Je weiter 
fortgeschritten die Bildungskarriere ist, desto mehr 
wird in sie investiert. Aber an Stellen, wo über Bil-
dungsbiografien tatsächlich entschieden wird, näm-
lich in Kindergärten und Schulen, kann man keine 
durchgreifenden Bemühungen der Regierung er-
kennen.  

Weiter schreibt er – gut aufpassen, Herr Laschet; 
das sollte Sie und genauso Herrn Schäfer interes-
sieren –: In den westlichen Bundesländern kann 
nicht einmal jedes achte Kind unter drei Jahren in 
einer Bildungseinrichtung betreut werden. – Und 
jetzt kommt es: In Nordrhein-Westfalen nicht einmal 
jedes zehnte! – Meine Damen und Herren, das ist 
die Realität: Nordrhein-Westfalen ist bundesweites 

Schlusslicht beim Ausbau und der Bereitstellung 
von Betreuungsplätzen für Kinder unter drei Jahren. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das können Sie nicht wegdiskutieren. Das können 
Sie nicht leugnen. Das hat uns das Statistische 
Bundesamt im November bescheinigt.  

Frau Doppmeier, Herr Laschet, dafür tragen CDU 
und FDP und diese Landesregierung mit ihrem 
Familienminister Armin Laschet die alleinige Ver-
antwortung. Heute, nach viereinhalb Jahren CDU 
im Land, liegt Nordrhein-Westfalen abgeschlagen 
hinter allen westlichen Flächenstaaten. Rheinland-
Pfalz: Versorgungsquote 17,6 %! Hessen: 16,3 %! 
Bayern: 15,7 %! Nordrhein-Westfalen hat es sogar 
geschafft, seit der Gültigkeit des Kinderbildungs-
gesetzes vom vorletzten Platz, auf dem wir schon 
im letzten Jahr waren, dieses Jahr auf den letzten 
Platz zurückzurutschen, meine Damen und Her-
ren. Das ist die traurige Bilanz dieser Landesregie-
rung. Dafür tragen Sie die Verantwortung. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Es ist wichtig, noch etwas immer wieder zu sagen, 
um einer Mär vorzubeugen: Natürlich waren wir 
2005 in Nordrhein-Westfalen nicht gut. Aber die 
anderen Flächenländer sind von demselben Ni-
veau gestartet: Hessen, Bayern und Niedersach-
sen sind von genau demselben Niveau gestartet 
und haben uns jetzt weit überholt, während wir in 
Ihrer Regierungszeit sogar noch weiter abge-
rutscht sind. Das können Sie nicht wegdiskutieren. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Dafür müssen wir vielleicht auch einmal den Re-
chenschieber nehmen. Frau Doppmeier, es würde 
Ihnen ganz gut tun, das mit einem Rechenschieber 
nachzurechnen, weil Sie es ansonsten nicht glau-
ben. 

Dass Nordrhein-Westfalen bundesweit den lang-
samsten Ausbau hat, ist das traurige Verdienst ei-
nes Ministers, der stets ein schöner Meister der 
geschwungenen Rede ist. „Minister Schönsprech“ 
wird er oft genannt, aber nicht weil er so schön 
spricht,  

(Minister Armin Laschet: Kann man von Ih-
nen nicht sagen!) 

sondern weil er die Verhältnisse besser und positi-
ver beschreibt, als sie tatsächlich sind, immer die 
Flucht nach vorne antritt und ein blamables Arbeits-
ergebnis, eine blamable Bilanz mit Zahlendreherei-
en und Schönredereien zu rechtfertigen und zu 
kaschieren versucht.  

Beginnen wir unser Resümee im Jahre 2005: Die 
rot-grüne Bundesregierung hat damals bundesge-
setzlich geregelt und mit dem TAG festgelegt, dass 
wir bis zum Jahre 2010 einen Versorgungsausbau 
von 20 % brauchen. Die rot-grüne Landesregie-
rung hat daraufhin mit Trägern und Kommunen ein 
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Ausbauprogramm über 25.000 Plätze vereinbart. 
Das gerät hier immer leicht in Vergessenheit. Wis-
sen Sie, warum? – Weil dieser Familienminister 
Laschet dieses Programm in Höhe von 25.000 
Plätzen bei Regierungsübernahme sofort einkas-
siert hat. Das ist sein erster eklatanter Fehler, den 
er gemacht hat. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sein zweiter eklatanter Fehler ist das sogenannte 
Kinderbildungsgesetz, das berühmte KiBiz. In die-
ses KiBiz hat er hineingeschrieben, dass die U3-
Plätze/Krippenplätze gedeckelt seien. Dieser De-
ckel – man muss es noch einmal sagen – existiert 
weiterhin. Zwar wird er jedes Jahr angehoben; 
aber weil er weiter existiert, kann keine Kommune 
sicher sein kann, dass er im nächsten Jahr wieder 
angehoben wird. Das obliegt nämlich der Haus-
haltslage. Das ist „Bildung nach Kassenlage“.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Damit hat keine Kommune die Sicherheit, dass die 
U3-Plätze, die sie zu Hause teuer finanzieren muss, 
vom Land mitfinanziert werden. Das ist die Realität. 

(Norbert Post [CDU]: Quatsch!) 

Dritter Fehler! Herr Minister Laschet, Sie haben es 
immer noch nicht verstanden: Plätze werden durch 
Geld geschaffen! Der Bund hat im Jahre 2007 beim 
Krippengipfel gesagt: Wir geben den Kommunen 
insgesamt 4 Milliarden €. Sie haben in zweierlei 
Hinsicht reagiert: Sie haben sie – erstens- einkas-
siert und die Kommunen damit um diese Betriebs-
kosten betrogen. Auch das schreiben Ihnen die 
kommunalen Spitzenverbände bei jeder Haus-
haltsberatung immer wieder ins Stammbuch.  

Außerdem sind Sie viel zu spät mit den Durchfüh-
rungsverordnungen für die investiven Mittel herü-
bergekommen. Sie sind drei Monate später gestar-
tet. Die Kommunen und die Träger konnten auch 
erst drei Monate später starten als andere Bundes-
länder wie zum Beispiel Bayern. Das hängt uns 
jetzt immer noch nach.  

Der vierte Fehler ist die Bürokratie im KiBiz. Auch 
darüber haben wir beim letzten Plenum gespro-
chen. Auch das hemmt bei den Trägern und den 
Kommunen den weiteren Ausbau.  

Herr Laschet, ich kann Ihnen nur sagen: Nehmen 
Sie endlich die Realität wahr. Das große Problem 
ist: Wenn man die Realität permanent leugnet, kann 
man auch keine adäquaten Lösungen entwickeln. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Sie leugnen und laufen immer noch mit der Lüge 
durch das Leben, wie Sie es 2008 gemacht haben, 
KiBiz sei ein voller Erfolg, NRW komme bei früh-
kindlicher Bildung und Betreuung an die Spitze der 
westlichen Bundesländer. Tatsächlich sind wir die 
Letzten. Solange Sie die Realität leugnen, können 

Sie keine Lösungen für die Eltern, Kommunen und 
Kinder in diesem Land entwickeln. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Asch. – Für die FDP spricht nun Herr Witzel.  

Ralf Witzel (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Gerade wenn von 
Vorrednern appelliert wird, bei der Realität zu blei-
ben, ist uns das vonseiten der Koalition ausge-
sprochen recht. Die Realität ist nämlich – im Ver-
gleich zu der katastrophalen Lage, die Rot-Grün 
bei der Abwahl hinterlassen hat – in etwa eine 
Verzehnfachung der Betreuungsangebote für die 
Eltern und für die Menschen in Nordrhein-
Westfalen, die durch die Beschlüsse dieser Lan-
desregierung geschaffen wurde. Das ist eine riesi-
ge Zuwachsrate. Das sind die Beschlüsse dieser 
Koalition der Erneuerung. Sie waren dringend er-
forderlich bei dem Desaster, das Rot-Grün in unse-
rem Land als Scherbenhaufen hinterlassen hat. 

(Beifall von der FDP) 

Wir investieren in alle Bereiche. Wir haben dafür 
moderne Bildungsgesetze auf den Weg gebracht. 
Das gilt für die Schulpolitik, für die Hochschulpolitik 
und natürlich auch für den Bereich der frühkindli-
chen Bildung. Dabei geht es um eine Doppelstrate-
gie: Wir haben eine Vielzahl von gesetzgeberischen 
Maßnahmen auf den Weg gebracht, die zu einem 
sowohl qualitativen als auch quantitativen Ausbau 
führen. 

Bei der Abwahl von Rot-Grün gab es U3-Plätze für 
2,8 % der Kinder. Das war Ihre Definition von U3: 
unter 3 % Bedarfsdeckung. Das war das Marken-
zeichen rot-grüner Politik.  

(Zustimmung von der CDU) 

Wir freuen uns ausdrücklich, dass die Menschen in 
Nordrhein-Westfalen heute sehr viel mehr von ihrer 
jetzigen Landesregierung zu erwarten haben.  

Da Sie von Ihrer Verantwortung ablenken müssen, 
gibt es den Antragsgenerator der Opposition – das 
spricht auch für Ihre Themenarmut –: Alle zwei bis 
drei Monate stellen Sie mit minimalen Umformulie-
rungen immer wieder, im Pingpongspiel zwischen 
den Oppositionsparteien, zu quasi demselben 
Sachverhalt die gleichen Anträge. Es wäre schön, 
wenn Sie auch einmal konzeptionell etwas vorzule-
gen hätten, wie man das von einer qualifizierten 
Opposition erwarten sollte. 

Gestartet sind wir im Jahr 2005 bei 11.800 Betreu-
ungsplätzen von Ihnen. Wir haben seit Anfang die-
ses Jahres bereits fünfmal so viel; die Zuwachsra-
ten sind weiterhin stark steigend.  

(Andrea Asch [GRÜNE]: Letzter Platz!) 
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In diesem Jahr haben wir beim Thema Betreuung 
einen Zuwachs von über 23 % zu verzeichnen. Wir 
sind längst nicht am Ende dieses Prozesses ange-
langt, doch haben wir ein Tempo aufgenommen, 
das sich wahrlich sehen lässt. Das wirkt sich zu-
gunsten erheblich verbesserter Rahmenbedingun-
gen für die Eltern und für die Kinder in Nordrhein-
Westfalen aus, die diese Angebote benötigen, die 
Sie während Ihrer Regierungszeit ihnen vorenthal-
ten haben. Deshalb werden wir diesen Kurs der 
familien- und bildungsfreundlichen Politik der Koali-
tion der Erneuerung weiter fortsetzen. 

(Lachen von der SPD) 

Aktuell sind Mittel in Höhe von 1,1 Milliarden € für 
Zwecke der Kinderbetreuung und Kinderbildung im 
Haushalt vorgesehen. So viel, nicht einmal ansatz-
weise, haben Sie zu Ihrer rot-grünen Regierungszeit 
in Nordrhein-Westfalen nie zusammengebracht, bei 
Weitem nicht. Morgen werden wir in diesem Hohen 
Haus einen Landeshaushalt für das Jahr 2010 be-
schließen, durch den die Mittel in diesem Bereich 
auf 1,26 Milliarden € ansteigen werden. Das ist ein 
ganz erheblicher Zuwachs – um mehrere hundert 
Millionen – im Vergleich zu dem, was Sie von rot-
grüner Seite diesem Land hinterlassen haben. Vor 
dieser Verantwortung dürfen Sie nicht Fahrerflucht 
begehen.  

(Beifall von der FDP – Zuruf von der SPD: 
Seien Sie mit Ihren Formulierungen vorsichti-
ger! – Zuruf von Britta Altenkamp [SPD]) 

Deshalb sage ich Ihnen, Frau Altenkamp, gerne 
etwas zu unseren finanziellen Zielen. Wir machen 
uns mittelfristig dafür stark – dem können Sie nicht 
widersprechen, weil das die SPD schon auf einem 
Landesparteitag in den 70er-Jahren beschlossen 
hat –, sukzessive 

(Britta Altenkamp [SPD]: Da können Sie mal 
sehen!) 

– ja, nur haben Sie das nie gemacht, Frau Alten-
kamp – die Kinderbetreuung kostenfrei anbieten zu 
können. Aktuell geht das nicht landesweit. Aber wir 
sind die neue Mehrheit im Land,  

(Unruhe von SPD und Grünen) 

die es ermöglicht hat, dass dies nach und nach die 
einzelnen Kommunen tun. Zum Beispiel engagieren 
sich Kommunen wie Düsseldorf als Standortfaktor, 
als Wettbewerbsparameter, um jungen Familien 
Perspektiven zu bieten.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Wie hat denn Ihre 
Landesregierung darauf reagiert?) 

Das ging bei Ihnen nämlich nicht. Das ist der erste 
wichtige Schritt, dass wir Kommunen, die sich das 
finanziell erlauben können, berechtigen, diese An-
gebote zu unterbreiten. Wir müssen natürlich mittel-
fristig daran arbeiten, dass wir zu landesweiten 
Regelungen in der Beitragsfreistellung kommen. 

Das geht nur sukzessive. Damit konnten wir am 
Ende Ihrer Regierungszeit anfangen und können 
uns nach und nach weiter vorarbeiten. Es ist schon 
wirklich höflich formuliert, wenn ich sage: Es hat das 
Tempo einer Schnecke, wenn Sie Beschlüsse, die 
Sie in den 70er Jahren gefasst haben, noch im Jahr 
2009 nicht umgesetzt haben, obwohl Sie zwischen-
durch jahrzehntelange Regierungszeiten hatten. Sie 
sollten also etwas vorsichtiger sein in Ihrer Argu-
mentation.  

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Da waren Sie üb-
rigens zum Teil dabei! Nur so zur Erinne-
rung!) 

Was die Frage des KiBiz-Finanzierungsmodells 
angeht: Selbstverständlich gibt es eine Evaluation. 
Das wissen Sie. Sie wissen auch, dass entspre-
chende Untersuchungen im übernächsten Jahr, im 
Jahr 2011, vorgesehen sind und dass es ein Anlie-
gen der FDP-Landtagsfraktion ist, dass man wie bei 
jedem neuen Gesetz – das ist doch ganz selbstver-
ständlich – im Zusammenhang mit qualitätsorientier-
ter Gesetzgebung Dinge auf den Prüfstand stellt, 
dass man evaluiert, dass man Bilanz zieht, dass 
man schaut, was gut funktioniert hat und ob es ge-
gebenenfalls Punkte gibt, bei denen in der Praxis 
nachgesteuert werden muss. Das ist ein ganz 
selbstverständlicher Prozess. Den erwarten wir von 
jeder Regierung, wenn man derart wichtige Gesetze 
mit einem so großen Volumen auf den Weg bringt. 
Wir haben diesen Vergleich überhaupt nicht zu 
scheuen, insbesondere nicht angesichts dessen, 
was wir an Fördersystematik vorher hatten.  

Was die Frage der Bundesmittel angeht, die Sie 
immer wieder gerne thematisieren: Es ist richtig, der 
Bund hat zum Zweck des Ausbaus des U3-Plätze 
Mittel zur Verfügung gestellt. Diese dienen zu einem 
kleinen Anteil der Refinanzierung all der Aufwen-
dungen, die das Land Nordrhein-Westfalen NRW 
erbringt.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Das ist doch gar 
nicht wahr!) 

Sie sind aber durch eine vielfache Überkompensati-
on des Landes mehr als ausgeglichen.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Das sehen die 
kommunalen Spitzenverbände auch so?)  

Sie kennen die Zahlen ganz genau, Frau Alten-
kamp. Es gibt Bundesmittel von 17 Millionen €. 
Allein das, was wir als Land zusätzlich an Förde-
rung für U3-Plätze zur Verfügung stellen, beträgt 
160 Millionen €.  

(Lachen von Britta Altenkamp [SPD]) 

Wir reden bei diesem Engagement über eine Grö-
ßenordnung, wonach der Anteil des Landes etwa 
10 % des Bundesanteils ausmacht, was wiederum 
durch den Aufwand des Landes um ein Vielfaches 
überkompensiert wird. Wir geben erheblich mehr 
aus, als Sie das gemacht haben. Für einen kleinen 
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Teil – einen kleinen Teil! – der Refinanzierung wer-
den auch die für diesen Zweck vorgesehenen Bun-
desgelder verwendet, damit wir diese großen 
Sprünge in Nordrhein-Westfalen unternehmen kön-
nen.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Ihnen ist schon be-
kannt, dass die Kommunen das anders se-
hen?) 

Das ist die Wahrheit, Frau Altenkamp. Wir lassen 
uns gerne auch im Bundesländervergleich mit dem 
sehen, was wir an Zuwachsraten haben.  

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Nur noch bei hel-
lem Licht! – Zuruf von Britta Altenkamp 
[SPD]) 

Wir haben Ihnen das immer wieder vorgestellt. – 
Sehr schön! Ich sehe gerade, dass ein Kollege Ihrer 
Fraktion Ihnen das herüberreicht. Dann haben Sie 
die Möglichkeit, Frau Altenkamp, sich das vielleicht 
noch einmal anzuschauen und zu vergegenwärti-
gen.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Die habe ich immer 
bei mir!) 

Ich empfehle Ihnen ausdrücklich, Frau Altenkamp, 
zu schauen, was in der Gesamtwirkung passiert. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Genau! Die Wir-
kung, was erzielt werden soll, ist das Ent-
scheidende!) 

Ich will gar nicht die Plätze privat-gewerblicher Trä-
ger bemühen, die nicht unter direkter Verantwortung 
des Landes stehen, auch wenn wir für sie die Mög-
lichkeit geschaffen haben – wie auch in anderen 
Bundesländern –, zu Mitfinanzierungsregelungen zu 
kommen, wenn das vor Ort gewollt wird. Ich stelle 
aber sehr wohl ab auf Plätze in Kindertageseinrich-
tungen, auf das, was Wohlfahrtsverbände machen. 
Ich stelle ab auf die Plätze der privaten Kinderta-
gespflege. Das ist ja fast ein exponentielles Wachs-
tum, was wir dort hinlegen. Damit können wir uns im 
Bundesländervergleich mehr als gut sehen lassen, 
insbesondere im Hinblick auf Ihre Versäumnisse. 

Weil Sie die Frage der Finanzierungssystematik in 
Ihren Anträgen immer wieder thematisieren, werden 
wir auch nicht müde, darauf hinzuweisen: Es gibt 
nicht nur Kindpauschalen, es gibt sehr wohl auch 
Zuschüsse für besondere Leistungen und die Er-
stattung der Kaltmieten. Wir haben erhebliche Ver-
besserungen für bestimmte Tatbestände, die wir 
auch bewusst aus sozialer Verantwortung für be-
sonders förderungswürdig halten. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Sagen Sie mal, wel-
che!) 

– Das ist zum Beispiel in der Kinderbildung der drei-
einhalbfache Satz bei Kindern mit Behinderung, die 
in Einrichtungen gefördert werden. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Lesen Sie mal die 
Stellungnahme der Wohlfahrtspflege dazu!) 

Frau Altenkamp, wir haben zusätzliche Zuschüsse 
bis zu 15.000 € für eingruppige Einrichtungen. Wir 
haben 15.000 € für Einrichtungen in sozialen 
Brennpunkten. Wir haben 340 € pro Kind in der 
Sprachförderung, 12.000 € für Familienzentren, wo 
wir in Nordrhein-Westfalen einen riesigen Sprung 
nach vorne machen. 

All das sind gute Zahlen, gute Nachrichten für die 
Menschen in Nordrhein-Westfalen. Sie als Opposi-
tion sollten sich konstruktiv in diesen Prozess ein-
bringen. Von den Grünen erwarte ich das nicht – die 
hatten bei der Verabschiedung des KiBiz nichts 
anderes zu tun, als Luftballons in diesen Plenarsaal 
zu werfen. Aber ich hoffe, dass wenigstens Sie, 
Frau Altenkamp, hier in nächster Zeit auch fachlich 
etwas vorlegen können. – Vielen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Witzel. – Nun kommt der Abgeordnete Sagel. 

Rüdiger Sagel*) (fraktionslos): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Was für „gute“ Zahlen! 
Das sind doch weitgehend hohle Phrasen, was man 
hier von Ihnen hört, von CDU und FDP. Beim Aus-
bau der Kitas windet sich die Landesregierung wie 
ein Wurm, statt endlich Tacheles zu reden und mit 
Taten zu antworten. „Warum?“ fragt man sich. Weil 
Sie alle vollmundigen Versprechen brechen und 
Vertuschungsversuche kaum fruchten. Das ist die 
Realität. 

Eltern, Erzieher und Erzieherinnen, Kita-Beschäf-
tigte, Kommunen und ihre Spitzenverbände sind in 
Rage. Zu Recht, denn die vielen Versprechungen 
haben sich als Lippenbekenntnisse erwiesen, und 
zwar auf Kosten der Beteiligten. Egal, ob von 
Schwarz-Gelb in Düsseldorf oder in Berlin: Viel 
wurde versprochen, wenig wurde getan. 

Das KiBiz sorgt für verschlechterte Bedingungen bei 
der Kindertagesbetreuung. Ich nenne hier nur die 
Unterfinanzierung von Kindpauschalen, Familien-
zentren und Sprachförderung bei gleichzeitigen 
Vorgaben zum Ausbau der Plätze. Die können sie 
weitgehend nicht einhalten. Das führt zwangsläufig 
zu einem Absenken der Qualität in den Einrichtun-
gen auf dem Rücken von Kindern, Erzieherinnen 
und Erziehern sowie Eltern. 

Die Situation und die Bezahlung der Erzieherinnen 
und Erzieher sind miserabel. Es ist eine Frechheit, 
was Sie mit dem KiBiz machen und was Sie, CDU 
und FDP, hier behaupten. Ich bin bestimmt nicht 
unkritisch, was die DDR angeht. Das will ich so 
deutlich sagen. Da ist eine Menge Unrecht passiert. 
Aber eines sollten Sie sich vor Augen halten: Die 
Situation in den Kindertagesstätten war dort deutlich 
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besser; die Versorgung war wesentlich besser. Die 
Finnen haben das als Vorbild genommen. Jetzt 
kommen Sie auf einmal auch auf die Idee, dass 
man da etwas tun muss. Ganz so schlecht scheint 
das also nicht gewesen zu sein. Sogar Ihre Bun-
deskanzlerin, Frau Merkel, ist ja in diesem System 
groß geworden. Ganz so schlecht scheint es mit der 
Bildung also auch dort nicht gewesen zu sein. 

(Minister Armin Laschet: Unglaublich!) 

– Was ist denn hier unglaublich, Herr Laschet? Was 
ist hier unglaublich? Dass die Situation da besser 
war? Das ist die Realität.  

(Minister Armin Laschet: Sie sind ein Kom-
munist!) 

– Ich bin kein Kommunist, bestimmt nicht. Aber Sie 
sind jemand, der voll gegen die Menschen, vor al-
lem gegen die Kinder hier in Nordrhein-Westfalen 
Politik macht; denn Sie tun nicht das, was Sie ei-
gentlich machen müssten, sondern nehmen den 
Mund sehr voll und machen sehr wenig. Das ist die 
Realität.  

(Minister Andreas Krautscheid: Haushalt le-
sen!) 

– Ja, ich kann den Haushalt sehr gut lesen. Ihre 
Zahlen sind geschönt. Man hat es sehr deutlich 
gehört: 9.200 neue Plätze! Das ist die Realität. Hö-
ren Sie sich einmal um im Land – Sie sitzen hier 
schön auf Ihrem Regierungsstuhl –, dann werden 
Sie feststellen, dass die Leute stinksauer auf die 
Kinderpolitik sind, die hier in Nordrhein-Westfalen 
gemacht wird. 

Fakt ist, dass NRW schon jetzt Schlusslicht beim 
Ausbau der U3-Betreuung ist. Die Zahlen des Sta-
tistischen Bundesamtes strafen die eigenwillige 
Berechnung von Planungsdaten der Landesregie-
rung Lügen. Auch die Ansage, bis zum Beginn des 
nächsten Kindergartenjahres einen Rechtsanspruch 
für Zweijährige auf Tagesbetreuung zu verwirkli-
chen, ist kaum haltbar. Denn wie soll das mit einer 
Versorgungsquote von derzeit 11,6 % und der im 
Haushalt festgelegten Höchstgrenze funktionieren? 
Für den Ausbau von Plätzen wird es eng im nächs-
ten Jahr. Das ist die Realität. 

Fakt ist auch, dass sich die Haushaltslage der meis-
ten Kommunen dramatisch verschärft – bis hin zur 
Haushaltssicherung. In dieser Situation dürfen sie 
die sogenannten freiwilligen Leistungen nicht mehr 
erbringen. Folgen sind: Elternbeiträge und Betreu-
ungsschlüssel steigen, der U3-Ausbau stagniert, 
Rechtsansprüche werden auf Kosten von Kindern 
und ihren Eltern gegeneinander ausgespielt. Das ist 
die reale Situation. 

Ihre einzige Strategie ist ein „Weiter so!“ bis zum 9. 
Mai. Hauptsache, die falschen Versprechungen, die 
nicht haltbaren Planungen, die sozialen Grausam-
keiten fallen bis dahin nicht auf! Das ist Ihre Politik. 
Sie beschönigen Ihre Kinder- und Bildungspolitik. 

Das Ganze, wie Sie das machen, geht in die völlig 
falsche Richtung. Sie müssten viel mehr Anstren-
gungen unternehmen. Das machen Sie nicht – aus 
gutem Grunde.  

Deswegen kann ich Ihnen nur sagen: Am 9. Mai 
fällt auch für Sie hier der Hammer. Da werden wir 
hier in Nordrhein-Westfalen eine andere Politik 
machen.  

Präsidentin Regina van Dinther: Meine Damen 
und Herren, für die Landesregierung spricht nun 
Herr Minister Laschet.  

Armin Laschet, Minister für Generationen, Familie, 
Frauen und Integration: Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie mich mit dem 
letzten Wortbeitrag beginnen und der Ankündigung, 
dass ab 9. Mai hier eine andere Politik gemacht 
wird: Herr Sagel; es mag sein. Wir werden bis zum 
9. Mai darum kämpfen, dass in diesem Land auf 
dieser Regierungsbank jedenfalls keiner sitzt, der 
die Krippen in der DDR lobt,  

(Beifall von CDU und FDP) 

der sagt, es war alles gar nicht so schlimm.  

(Rüdiger Sagel [fraktionslos]: Hören Sie ein-
mal genauer zu!) 

Das erinnert mich wirklich an jemanden, der bei 
einer anderen deutschen Diktatur gesagt hat: Das 
war alles gar nicht so schlimm, die haben wenigs-
tens die Autobahnen gebaut. So ähnlich sind Ihre 
Vergleiche, wie Sie über ein Unrechtsystem reden, 

(Beifall von CDU und FDP) 

wo die Kinder den Eltern entzogen wurden, wo sie 
unter schlechter Qualität in riesigen Gruppen be-
treut wurden 

(Rüdiger Sagel [fraktionslos]: Das ist un-
glaublich! Frechheit!) 

Sie haben sich wieder einmal entlarvt als jemand, 
der Probleme mit unserer Grundordnung und mit 
unserem Rechtsstaat hat, wenn Sie hier als Huldi-
ger der DDR auftreten.  

(Beifall von CDU und FDP – Zuruf von Rüdi-
ger Sagel [fraktionslos]) 

Herr Sagel, ich tue alles mit aller Kraft, damit Leute 
wie Sie nie auf einer solchen Regierungsbank in 
diesem Land sitzen. Und die SPD sollte gleicher-
maßen sagen, dass sie mit solchen Leuten wie 
Ihnen nicht zusammenarbeiten will, und sollte nicht 
so rumlavieren, wie Frau Kraft das hier tut.  

(Rüdiger Sagel [fraktionslos]: Arbeiten Sie 
einmal Ihre braune Vergangenheit auf, bevor 
Sie hier solche Vergleiche anstellen! – Pro-
teste von der CDU – Zurufe von der SPD) 
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Präsidentin Regina van Dinther: Meine Damen 
und Herren, dürfte ich Sie bitte um Aufmerksamkeit 
bitten. Das Wort hat der Minister.  

(Zuruf von der CDU: Verbale Selbstschuss-
anlage! – Gegenruf von der SPD: Die haben 
wir nicht nötig!) 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Familie, 
Frauen und Integration: Doch, die habt ihr wohl 
nötig. Dann sagt, dass ihr mit denen nichts machen 
wollt! Das Klima in diesem Haus wäre besser, wenn 
Sie sich von solchen Leuten distanzieren würden. 
Dann wäre das Klima besser.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Wir reden hier über 
die Versorgung der unter Dreijährigen! Kom-
men Sie zum Thema!) 

Der zweite Punkt. Ich will jetzt gar nicht wie immer, 
wie wir das in jeder Plenarsitzung machen, uns die 
Zahlen gegenseitig um die Ohren hauen, sondern 
einfach ein paar Sachpunkte erläutern:  

Frau Altenkamp, Sie haben in dem Antrag der SPD 
erneut die Jahre verwechselt. Sie schreiben hinein: 
1. März 2009 gab es so viel Plätze. Und dann ha-
ben Sie als Gegensatz die Zahlen konstruiert, die 
wir für den Haushalt 2009 vorgesehen haben, die 
aber natürlich nach dem 1. August gelten. Ich habe 
Ihnen beim letzten Mal schon einmal zu erklären 
versucht, dass der Bund die Zahlen bis zum 
15. März erhebt – Ist-Stand, das ist das Kindergar-
tenjahr des Vorjahres –, dass aber am 1. August 
regelmäßig eine Steigerung da ist.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Da haben Sie ge-
sagt: 70.000!) 

Ich will Ihnen das nur noch einmal sagen. Sie kön-
nen das auch immer wiederholen.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Sie haben für 2008 
gesagt: 70.000, jetzt sind es 52.000!) 

Aber, Frau Altenkamp, Sie können sachlich, tech-
nisch nie den 1. März mit dem 1. August verglei-
chen. Das geht nie.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Stimmt!) 

Die Zahl 86.000 ist die für das Kindergartenjahr, das 
folgte. Und die Zahlen, die Sie hier nennen, sind die 
Zahlen des Jahres davor. Erste Bemerkung.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Dann sind wir ge-
spannt, wie das am 1. März aussieht!) 

Zweite Bemerkung: Sie haben dann beschrieben, 
wie der Zustand in den Kitas ist, und dass die Grup-
pen auf bis zu 24 Kinder bei unter Dreijährigen an-
wachsen. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Nein!) 

– Doch, Sie haben gesagt: Da sind Gruppen, da 
sind unter Zweijährige.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Es ist überbelegt bei 
den Rechtsanspruchsplätzen! Weil Sie sonst 
Rechtsanspruchsplätze abbauen müssen, 
um U3 machen zu müssen!) 

– Nein. Niemand muss Rechtsanspruchsplätze 
abbauen. Frau Altenkamp, niemand darf Rechtsan-
spruchsplätze abbauen, weil der Name Rechtsan-
spruch ja schon sagt, dass jedes Kind zwischen drei 
und sechs Jahren einen Rechtsanspruch auf einen 
Platz hat. Also darf den niemand abbauen.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Wer verhindert das 
denn?) 

Alles, was U3 schafft, muss zusätzlich gemacht 
werden.  

Sie haben eben ein Zahlenbeispiel genannt, wo bei 
unter Dreijährigen bis zu 24 Kinder in einer Grup-
penform sind. Das ist gegen das Gesetz. Das kann 
es nicht geben. Ich bitte, mir die Einrichtung zu 
nennen, Frau Altenkamp, dann wird das Landesju-
gendamt sich um einen solchen Vorgang kümmern.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Ja! – Zuruf von And-
rea Asch [GRÜNE]) 

Nächste Erläuterung. Ich versuche, ein paar Sa-
chen schlicht zu erläutern.  

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister 
Laschet. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Familie, 
Frauen und Integration: Frau Altenkamp, dritte Er-
läuterung: Im Haushalt stehen Zahlen, für die das 
Land Geld bereitstellt. Das sind noch nicht Plätze,  

(Britta Altenkamp [SPD]: Aah!) 

sondern das sind Zahlen, die das Land bereitstellt. 
So viele Plätze könnten die Kommunen einrichten, 
wenn sie denn mitziehen.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Wenn sie mitzie-
hen!) 

Wir tun noch ein Weiteres, Frau Altenkamp. Des-
halb ist das der zweite Beleg, dass Ihr Beispiel nicht 
stimmen kann: Wenn ein Kind mit zwei Jahren in 
den Kindergarten kommt und im Laufe des Jahres 
drei Jahre wird, statten wir die Einrichtung, weil das 
unser Konsens mit den Wohlfahrtsverbänden und 
mit den Kommunen ist, weiterhin auch mit dem 
höheren Satz aus. Wir könnten denen das abzie-
hen, aber wir zahlen weiter den höheren Satz, weil 
sie das für ihre Planungssicherheit brauchen, weil 
sie die Erzieherinnen ja auch eingestellt haben. 
Dieser Platz könnte durch ein weiteres Kind natür-
lich noch einmal belegt werden. In der Regel ist es 
im System aber für die einzelne Einrichtung besser, 
dass sie das ganze Jahr diese höhere Summe be-
kommt.  
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Deshalb können Sie beim KiBiz-Web, Frau Alten-
kamp, jeden Tag exakt feststellen, wie viele unter 
dreijährige Kinder es im Lande gibt. Insofern ist Ihre 
Behauptung, wir wissen gar nicht, wie viele Kinder 
es gibt, schlicht und einfach falsch.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Sie wissen nicht, 
wie viele U3-Kinder es gibt!) 

– Doch, wir wissen ganz exakt, wie viele unter drei-
jährige Kinder … 

(Britta Altenkamp [SPD]: Dann sagen Sie es 
einmal!) 

– Ich habe jetzt nicht die KiBiz-Web-Zahlen von 
heute Morgen herausgesucht, weil ich nicht mit 
Ihnen dauernd diese Debatte führe. Aber wir haben 
jeden Tag die exakten Zahlen, und insofern ist diese 
Behauptung falsch.  

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister, 
entschuldigen Sie, wenn ich Sie unterbreche. Frau 
Kollegin Asch würde Ihnen gerne eine Zwischenfra-
ge stellen.  

Armin Laschet, Minister für Generationen, Familie, 
Frauen und Integration: Ich würde das jetzt gerne 
erläutern. Sie hat ja eben schon lange genug ge-
sprochen.  

(Vorsitz: Vizepräsidentin Angela Freimuth) 

Ich habe sie ja heute schon zwölf Minuten anhören 
dürfen. Das hat den Bedarf für heute bei mir ge-
deckt. Für heute ist der Asch-Bedarf gedeckt.  

(Vereinzelt Beifall von CDU und FDP) 

Jetzt kommt das dritte Argument: Wir sind Schluss-
licht. Ja, das ist bedauerlich. Ich hätte lieber einen 
Platz davor gehabt.  

(Rüdiger Sagel [fraktionslos]: Sie sind das 
Letzte!) 

– Herr Sagel, wir haben uns heute ja schon gespro-
chen.  

Also: Wir sind Schlusslicht, wir sind aber auch als 
Schlusslicht gestartet. Jetzt ist die Frage … 

(Zuruf von Andrea Asch [GRÜNE]) 

 – Als Sie abgaben, waren wir Letzter, Frau Asch. 
Herr Witzel hat es Ihnen doch eben vorgetragen. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Wir waren Schlusslicht zu Ihrer Zeit. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Man kann ja Schlusslicht sein, aber mit der Chan-
ce aufzuholen. Wir waren aber Schlusslicht in ab-
soluten Zahlen. Darüber haben wir in der letzten 

Sitzung hier im Landtag eine Debatte geführt – mit 
Ihren unsinnigen China-Vergleichen. 

(Lachen von Andrea Asch [GRÜNE]) 

Wir haben die meisten Kinder in Nordrhein-
Westfalen, hatten aber quantitativ nur die fünft-
meisten Plätze. Selbst Länder wie Bayern und 
Baden-Württemberg, CDU-regiert, hatten, obwohl 
sie weniger Kinder haben, mehr U3-Plätze als 
Nordrhein-Westfalen. 

(Zuruf von Andrea Asch [GRÜNE]) 

Diesen Mangel haben wir beseitigt. Diesen Man-
gel, Frau Asch, haben wir beseitigt. Wir liegen zum 
allerersten Mal an der Spitze der Plätze aller Bun-
desländer. Das war eine Aufholjagd. Das war eine 
Riesenkraftanstrengung, dahinzukommen. 

(Andrea Asch [GRÜNE]: Das ist nicht zu 
glauben, Herr Laschet! Jetzt machen Sie 
sich doch nicht lächerlich!) 

– Frau Asch, wollen Sie es nicht verstehen? 
2005 … 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Daran ist nichts 
zu verstehen! – Zuruf von Andrea Asch 
[GRÜNE]) 

– Frau Asch, ich sage es jetzt noch ein letztes Mal. 
Ich glaube, es kommt nicht an – trotz Rechenschie-
ber kommt es nicht an. Also: 2005 Schlusslicht, 
2009 Schlusslicht. 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Enorme Verbes-
serung!) 

– Ja, sie will es nicht verstehen. 

(Rüdiger Sagel [fraktionslos]: Rote Laterne!) 

Sie darf es auch nicht verstehen, sonst wären die 
Auftritte hier nicht logisch. 2005: Baden-Württem-
berg mehr Plätze, obwohl wir mehr Kinder haben; 
Bayern mehr Plätze, obwohl wir mehr Kinder ha-
ben; Sachsen mehr Plätze, obwohl wir mehr Kin-
der haben; Berlin mehr Plätze. 2009: Keiner hat 
mehr Plätze als Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das die strukturelle Veränderung, das ist die Auf-
holjagd, die wir Jahr für Jahr fortsetzen wollen.  

(Zuruf von Britta Altenkamp [SPD]) 

Jetzt kommt das vierte Argument, Frau Altenkamp: 
Behinderte Kinder. Das ist eben angesprochen 
worden, da gab es plötzlich Unverständnis. Da gibt 
es keine Kritik der Wohlfahrtsverbände. Wir haben 
so viele behinderte Kinder wie noch nie in unseren 
Kindertagesstätten. Es war eines unserer Ziele, 
behinderten Kindern Platz zu schaffen in Kinderta-
gesstätten. Da sind wir in den letzten Jahren auf 
dem Höchststand, weil unsere Ausstattung so 
komfortabel ist. Sie ergänzt die Mittel des SGB XII. 
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Diese plus unsere Kindpauschalen sind für jede 
Einrichtung sehr komfortabel. 

(Zuruf von Ursula Meurer [SPD]) 

Nächstes Argument: Bundesbeteiligung. 225 Milli-
onen € geben wir für Plätze für unter Dreijährige. 
Wir geben überdurchschnittlich mehr als jedes 
andere Bundesland. Es sind 35 %. Wir können das 
in jeder Plenarsitzung wiederholen: Jede Kommu-
ne in Rheinland-Pfalz wäre froh, wenn sie vom 
Land für die U3-Plätze so viel Geld bekommen 
würde wie Nordrhein-Westfalen. Das ist im Ergeb-
nis so. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Warum verklagen 
dann die rheinischen Kommunen den Minis-
ter? Warum werden Sie verklagt?) 

– Auch da sind Sie wieder falsch informiert, Frau 
Altenkamp. Die Kommunen klagen nicht gegen 
diese Bundesbeteiligung. Das können Sie nämlich 
gar nicht, weil es ja gar kein Landesgesetz gibt, 
dass das geregelt hätte. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Ja, aber wenn die 
Zufriedenheit so groß ist in Nordrhein-
Westfalen, wie kommt dann so etwas zu-
stande?) 

– Frau Altenkamp, Sie haben gerade behauptet, die 
Kommunen klagten gegen die Nichtweiterleitung 
des Bundeszuschusses. Das ist falsch. Dagegen 
können sie gar nicht klagen. Sie klagen vielmehr 
gegen eine Übertragung, dass sie Träger der örtli-
chen Jugendhilfe sind. Das ist ein völlig anderes 
Gesetz. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Konnexitätsprinzip!) 

Vermischen Sie doch nicht alles, wenn Sie davon 
nichts verstehen. 

Letzte Bemerkung, Frau Asch: Wir hätten zu spät 
gehandelt. In Bayern seien die Richtlinien für die 
Investitionen schneller gekommen, haben Sie ge-
sagt. – Wir haben die Investitionsregel so gemacht, 
dass die Kommunen die Möglichkeit hatten, mög-
lichst viele ihrer Investitionen hineinzurechnen. Das 
hat länger gedauert. Unsere Regel ist komfortabler – 
da gibt es auch nichts zu lachen.  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Wir lachen, 
wann wir wollen!) 

Inzwischen wird in den Kommunen mit Hochdruck 
gebaut. Wir haben –Stand heute – 100 Millionen € 
in den Kommunen verbaut. Das ist eine größere 
Summe, als noch vor wenigen Monaten abzusehen 
war. Insofern läuft der Ausbau überall vor Ort. Sie 
brauchen auch nicht die Kommunen zu beschimp-
fen. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Die beschimpfen 
wir nicht! Die haben uns an ihrer Seite!) 

Sie machen ihre Arbeit, und sie haben gewaltig 
zugelegt. 

Lassen Sie mich noch eine letzte Bemerkung – ich 
nehme die Zeit aus dem zweiten Redeblock – zu 
der Frage VBE machen. Die Kollegin Sommer und 
ich haben uns darauf verständigt, dass wir das wis-
senschaftlich untersuchen lassen. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Ja, das wird auch 
Zeit!) 

– Frau Altenkamp, wir wollten genau nicht das, was 
der VBE gemacht hat, dass sich nämlich Lehrerin-
nen aufspielen zu beurteilen, ob die Arbeit von Er-
zieherinnen richtig ist oder falsch. 

(Beifall von der CDU – Britta Altenkamp 
[SPD]: Das ist doch Delfin 4!) 

Diese Systematik wollten wir nicht, sondern wir 
wollten eine wissenschaftliche Untersuchung, in 
der neutrale Wissenschaftler untersuchen, ob die 
Qualität besser ist. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Sie hätten dieses 
Verfahren nicht anwenden dürfen!) 

Wenn der VBE glaubt, dass er das Klima verbes-
sert, indem er Erstklassenlehrerinnen und -lehrer 
fragt, ob die Erzieherinnen gut gearbeitet haben, 
dann ist das das Problem des VBE. Wir wollen, 
dass Wissenschaftler das untersuchen. Erste Be-
merkung. 

(Beifall von der CDU) 

Zweite Bemerkung: Unterstellen wir einmal, es sei 
nicht repräsentativ, was sie da gemacht haben. 
Aber das Ergebnis ist, dass bei der Fragestellung, 
ob sich eine Verbesserung bei Migrantenkindern 
feststellen lässt, 51 % sagen: Es ist keine Verbes-
serung festzustellen. Das heißt aber umgekehrt, 
dass fast 50 % dieser nicht repräsentativ befragten 
Lehrer sagen: Ja, es hat eine Verbesserung gege-
ben. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Heißt es nicht!) 

Das ist ein sehr hoher, ein wunderbar hoher Wert, 
den sie da attestiert haben. Dann wird bei den deut-
schen Kindern gefragt. Bei deutschen Kindern ist zu 
70 % keine Verbesserung festzustellen. Deshalb 
kommt dieser Wert zustande. Die deutschen Kinder 
haben Sie aber nie im Blick gehabt. Ihre Sprachför-
derung ging immer nur an Migrantenkinder, und da 
auch nur in Regionen, in denen der Migrantenanteil 
mindestens 50 % betrug. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Das, Herr Minister, 
ist nachweislich falsch! Das klären wir im 
Ausschuss. Sie haben das bis heute nicht 
verstanden!) 

– Frau Altenkamp, Sie haben Sprachförderkurse 
nur gemacht für Regionen, in denen mindestens 
50 % Migrantenkinder lebten. Und wir haben ge-
sagt: Wir testen jedes Kind. Wir fördern auch die 
deutschen Kinder mit zusätzlicher … 
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(Britta Altenkamp [SPD]: Herr Laschet, das ist 
dünnes Eis, auf dem Sie sich da bewegen!) 

– Frau Altenkamp, Sie wissen doch ganz genau, 
dass das so ist.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Sie wissen es. Was ist da dünnes Eis? 

(Britta Altenkamp [SPD]: Wie können Sie nur 
behaupten, uns würden die deutschen Kinder 
nicht interessieren? Das ist doch Unsinn!)  

– Frau Altenkamp, ich erkläre Ihnen noch einmal, 
wie die Sprachfördersystematik war. 

(Zuruf von Andrea Asch [GRÜNE]) 

Es gab die sogenannten Crash-Kurse. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Quatsch!) 

Es gab die zehnmonatigen Kurse. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Ich dachte, Bil-
dungsvereinbarung! Danach war Sprachför-
derung eine Aufgabe für Kitas!) 

Also, machen wir halt zweierlei. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Ach so!) 

– Frau Altenkamp, nur die Ruhe. Dann machen wir 
zweierlei. Jede Kita muss Sprachförderung machen. 
Das steht in der Bildungsvereinbarung. Die gilt übri-
gens noch bis zum heutigen Moment. 

(Ursula Doppmeier [CDU]: Genau!) 

Das ist uns aber nicht genug. Wir haben gesagt, wir 
brauchen individuelle Sprachförderung für die Kin-
der, die über die Bildungsvereinbarung hinaus be-
sonderen Bedarf haben. 

(Beifall von der CDU) 

Das haben Sie auch schon gesagt, und Sie haben 
dann Ihre Crash-Kurse oder Zehnmonatskurse nur 
angeboten, wo es 50 % Migrantenanteil gab.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Familie, 
Frauen und Integration: Wir haben gesagt, wir ge-
ben das vierfache Geld. Wir erreichen alle migranti-
schen Kinder, 

(Britta Altenkamp [SPD]: Das erreichen Sie 
nicht!) 

und wir erreichen sogar die deutschen Kinder. Das 
war etwas Neues, was Sie nicht hatten, weil Sie ja 
gar keine verpflichtenden Sprachtests hatten. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Dieses Ergebnis des VBE werden wir untersuchen. 
Wir wollen es aber wissenschaftlich exakt wissen, 

um dann in der Sprachförderung noch besser zu 
werden. – Vielen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ich weise darauf hin, dass die Landesregie-
rung ihre Redezeit um 3:56 Minuten überzogen hat 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Wieder die Lan-
desregierung!) 

und insofern für die Fraktionen die Regelung gilt, 
dass die Redezeit verlängert wird. 

Als nächster Redner hat für die Fraktion der SPD 
der Abgeordnete Körfges das Wort. Bitte schön, 
Herr Kollege. 

Hans-Willi Körfges (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich bin einigermaßen 
erstaunt über das, was ich gerade gehört habe. Herr 
Laschet gilt normalerweise als jemand, der schön 
redet. Ich kann nur sagen: Schön war das, was Sie 
gesagt haben, nicht. 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Das war auch nicht gut geredet. Es war der Ver-
such, etwas schönzureden, meine Damen und Her-
ren. Ich kann Ihnen nur sagen: Der Versuch ist nach 
meinem Dafürhalten gründlich daneben gegangen. 

(Beifall von der SPD) 

Zu Ihren schönen Schaubildern, zu Ihren hehren 
Zielen – das sage ich jetzt als kommunalpolitischer 
Sprecher meiner Fraktion – passte eines nicht: die 
Realität in unseren Städten und Gemeinden vor 
dem Hintergrund Ihrer Förderpolitik, gerade bezo-
gen auf U3. 

(Beifall von der SPD) 

Ich will hier jetzt nicht die Haushaltsberatungen 
nachvollziehen. Aber das, weshalb ich heute als 
Redner auf dem Plan bin, hat sicherlich elementar 
auch etwas mit der Weiterleitung der KiföG-Mittel an 
unsere Kommunen zu tun. 

Der nächste März kommt bestimmt, Herr Laschet. 
Dann können Sie ja noch einmal überlegen, ob Ihre 
heutigen Ankündigungen dem tatsächlichen Stand 
im März entsprechen. Ich glaube nämlich, Sie las-
sen sich von Ihren eigenen Schaubildern und Ihren 
eigenen Prognosen so weit berauschen, dass sich 
die Zahlen manchmal im Tagesrhythmus quasi 
selbst überholen. Wir haben eben von Ihnen dan-
kenswerterweise zur Kenntnis nehmen dürfen, dass 
es sich erst einmal nur um haushalterische Voraus-
setzungen handelt. Die anderen Voraussetzungen 
müssen – da holt Sie die Wirklichkeit ein – in den 
Kommunen geschaffen werden. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 
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Der Haushaltslage in unseren Kommunen hält das, 
was Sie hier prognostiziert haben, nicht stand. Das 
gilt sowohl für die Wechselbezüglichkeit von U3 und 
„normalen“ Kita-Kindern als auch für Ihre Prognosen 
im Umgang mit dem, was vor Ort überhaupt noch 
zu leisten ist, meine Damen und Herren. Was liegt 
bei den 35 % Versorgungsquote – wir gehen über-
einstimmend davon aus, dass man das zumindest 
braucht, um den Rechtsanspruch erfüllen zu kön-
nen –, was sich da an finanzieller Entwicklung erge-
ben wird? 

Der Bund geht von einem Bedarf von 12 Milliar-
den € bis 2013 aus. Die kommunalen Spitzenver-
bände – ich denke, die liegen da eher bei der Reali-
tät – gehen von 16 Milliarden €. Darüber hinaus 
haben wir eine allgemeine Tarifentwicklung in dem 
Bereich gehabt, die offensichtlich auch immer aus-
geblendet wird. Meine Damen und Herren, ich frage 
mich allen Ernstes: Wie, meinen Sie, können unse-
re Kommunen das vor dem finanziellen Hintergrund 
gerade in Nothaushaltskommunen tatsächlich 
stemmen?  

Dann komme ich zu diesem Teil: Was haben Sie 
mit dem KiföG gemacht? Sie haben sich als Lan-
desregierung am 28. August 2007 ausdrücklich 
dazu verpflichtet, die vom Bund seit Anfang 2009 
zur Verfügung gestellten Betriebskostenmittel den 
Kommunen – ich zitiere jetzt wörtlich aus der Ver-
einbarung – „zusätzlich und tatsächlich zuzuleiten“. 
Das ist nicht auslegungsfähig. Das Einzige, was Sie 
tatsächlich zusätzlich machen, ist, dass Sie an der 
Stelle erneut die Kommunen über den Tisch ziehen. 

Ich habe am Wochenende in Hagen – eine kleine 
Randbemerkung zu Ihrem hervorragenden KiBiz – 
sehr hautnah erleben dürfen, was Erzieherinnen 
und Erzieher von der kommunalen Realität berich-
ten können, wie die sich in den Kindertagesstätten 
abspielt und was die von Ihren Rechenkünsten 
halten. – Die Überschuldung der Kommunen ge-
fährdet den flächendeckenden bedarfsorientierten 
Ausfall der frühkindlichen Bildung. 

(Minister Armin Laschet: Das ist doch ein an-
deres Thema!) 

Während Rheinland-Pfalz die Beitragsfreiheit für 
den Kindergarten einführt, fördert diese Landesre-
gierung mit ihrer Politik die Ungleichbehandlung und 
verhindert damit Chancengleichheit für Kinder in 
unseren Kommunen. Es ist nicht hinnehmbar 

(Ralf Witzel [FDP]: Standortwettbewerb!) 

– Standortwettbewerb? Das ist eine Negativausle-
se, die Sie vornehmen! –, dass Nothaushaltskom-
munen dazu gezwungen sind, Beiträge zu erhöhen 
und Leistungen einzuschränken, während Sie an 
anderen Orten mit Beitragsfreiheit prahlen, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall von Ingrid Hack [SPD]) 

Das ist ein Verstoß gegen das Gebot der Chancen-
gleichheit in unserem Land, und dafür haben Sie das 
Patent, meine Damen und Herren von Schwarz-
Gelb. 

In diesem Zusammenhang ist es geradezu ein 
Skandal, wenn nicht die vollständige separate Wei-
terleitung der Betriebskosten über den Landes-
haushalt erfolgt und nicht einmal mehr eine anteilige 
Weiterleitung über das GFG angedacht ist. Sie ver-
stecken sich dann hinter Ihrem KiBiz und den Mit-
teln, die im KiBiz ohnehin zur Verfügung gestellt 
werden. 

(Zuruf von Christian Weisbrich [CDU]) 

Das ist ganz grob neben der Sache und verstößt 
gegen das, was Sie selbst seinerzeit im Rahmen 
der Bund-Länder-Vereinbarung unterschrieben 
haben. Da beißt die Maus keinen Faden ab. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Frank Si-
chau [SPD]: Betrug!) 

Meine Damen und Herren, jetzt zur Klage. Also, die 
Begeisterung vor Ort will nun wirklich keinen Anfang 
nehmen. Es ist richtig, dass wegen des Verstoßes 
gegen das Konnexitätsprinzip geklagt wird. Aber 
bitte, Herr Minister Laschet, lesen Sie doch einfach 
mal – Lesen bildet an der Stelle ungemein – die 
Stellungnahme der kommunalen Spitzenverbände 
zum diesjährigen GFG. Da ist diesem KiföG und der 
Art und Weise, wie die Landesregierung und das 
Land damit umgehen, eine deutliche Fußnote ge-
widmet. Das ist ein Absatz, der sehr intensiv auf 
die Wechselbezüglichkeit hinweist.  

Eines ist ganz klar: Sie haben die Kommunen da-
durch, dass Sie ihnen die zusätzlichen Gelder 
vorenthalten, in die Klage hinsichtlich der Konnexi-
tät getrieben. Das, was Sie machen, ist kein Bei-
trag für die Chancengleichheit unserer Kinder, 
sondern eine grobe Übervorteilung der Kommunen 
und der Menschen in Kommunen mit Nothaus-
haltsrecht und zeigt einmal mehr, dass Sie von der 
Realität in unserem Lande, grob gesagt, keine 
Ahnung haben. Insoweit kann ich nur für die Kin-
der bei uns und deren Eltern hoffen, dass dieser 
Spuk bald ein Ende hat. – Danke. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Körfges. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion der CDU der Abgeordnete Kollege 
Hovenjürgen das Wort. Bitte schön, Herr Kollege. 

Josef Hovenjürgen (CDU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Lieber Kollege Körfges, 
das war an der Stelle mal wieder ein typischer 
Körfges: Das Negative steht im Vordergrund, und 
über den Rest braucht man nicht zu reden. Dass 
vieles von dem, was wir jetzt im Lande haben, zu 
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Ihrer Zeit gar nicht da war, Herr Körfges, ver-
schweigen Sie in beredter Art und Weise.  

Wenn wir vorhin von Frau Asch gehört haben, es 
sei ein Armutszeugnis, wenn wir die Verzehnfa-
chung betrachten, die wir bei den U3-Betreu-
ungsplätzen haben, möchte ich wissen, was das 
war, was Sie uns hinterlassen haben, wenn Sie 
das schon als Fehlleistung und Schlechtleistung 
bezeichnen. Das Zehnfache an Betreuungsplätzen 
ist sicher eine ganz hervorragende Ausgangsposi-
tion und hat uns aus der Situation, die Sie uns 
hinterlassen haben, herausgeholfen, liebe Kollegin 
Asch. Insofern würde ich etwas demütiger an diese 
Situation herangehen. Sie haben definitiv für die 
Betreuungssituation von Kindern unter drei in die-
sem Land nichts getan.  

(Beifall von der CDU) 

Wir haben den Familien die Chance gegeben, 
endlich Familie und Beruf hintereinanderzubringen, 
haben mehr Möglichkeiten geschaffen, und das 
wird von Ihnen bekrittelt. Die Summen, die wir 
dafür aufgewendet haben, Herr Körfges, belasten 
auch die Kommunen. Damit sind wir beim letzten 
Teil Ihrer Ausführungen. Natürlich belasten Sie die 
Kommunen. Aber in der Sache ist das eine gemein-
same Aufgabe. Wenn wir mehr Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf wollen, ist das Bundesaufgabe, 
Landesaufgabe und Aufgabe der Kommunen. Wir 
werden nach Wegen suchen müssen – Sie haben 
es gerade beschrieben –, wie auch Nothaushalts-
kommunen in einer gleichen Art und Weise beteiligt 
werden können. Aber auch das sind Dinge, die Sie 
in Ihrer Zeit nicht auf den Weg gebracht haben.  

(Beifall von der CDU) 

Denn die Finanzsituation der Kommunen, lieber 
Kollege Körfges, ist nicht in den letzten drei Jahren 
entstanden. Da haben Sie ein gerüttelt Maß Mitver-
antwortung. Insofern sollten Sie sich dieser Verant-
wortung endlich stellen. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Hovenjürgen, der Kollege Körfges würde Ihnen 
gerne eine Zwischenfrage stellen. Lassen Sie die 
zu?  

Josef Hovenjürgen (CDU): Nein, das im Moment 
nicht, weil ich gerne im Zusammenhang vortragen 
würde.  

Sie haben davon gesprochen, Herr Körfges, dass 
Erzieherinnen und Erzieher, mit denen Sie geredet 
hätten, Klage führen. Ich habe in den letzten Wo-
chen und Monaten mit vielen Erzieherinnen und 
Erziehern gesprochen, die mir gesagt haben: End-
lich haben wir Handlungsspielräume in unseren 
Einrichtungen. Endlich können wir nach den Din-
gen, die vor Ort erforderlich sind, entscheiden. Wir 

können zum Beispiel Sprachkurse für Mütter und 
Kinder anbieten. 

(Zuruf von Frank Sichau [SPD]) 

– All das gab es vorher nicht, Herr Kollege Sichau. 
Da hilft auch das Schreien nichts. – Wir haben Le-
ben in die Situation gebracht. Wir haben mehr Plät-
ze geschaffen, und das haben Sie in all Ihren Jah-
ren nicht auf den Weg gebracht. Jetzt beckmesse-
risch alles zu bekritteln „Es muss mehr sein; es ist 
nicht genug; Sie müssen noch viel intensiver …“, 
liebe Kolleginnen und Kollegen in der jetzigen Op-
position, in der Sie noch lange bleiben mögen, Sie 
müssen sich doch fragen lassen: Was haben Sie 
definitiv hinterlassen?  

Wenn Sie fair sind, müssen Sie sagen: Ja, es hat 
eine Riesenkraftanstrengung gegeben. Diese Kraft-
anstrengung hat dazu geführt, dass die meisten 
neuen Plätze, wie der Minister es ausgeführt hat, 
hier in Nordrhein-Westfalen entstanden sind. Es 
macht keinen Sinn, dies immer wieder zu leugnen. 
Diese Regierung hat für junge Familien eine Menge 
auf den Weg gebracht. Nordrhein-Westfalen ist 
weiter, als Sie es uns hinterlassen haben, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. Das gehört zur Wahrheit 
dazu.  

Deswegen zusammenfassend noch einmal: Es 
macht Sinn, gemeinsam die Anstrengungen und die 
Kraft einzubringen, für die Familien noch mehr zu 
erreichen. Aber es gehört zur Fairness, die An-
strengungen, die bisher Erfolge zeitigen, anzuer-
kennen.  

Es wäre sicherlich hilfreich, Frau Altenkamp, wenn 
auch von Ihrer Seite einmal gesagt würde: Ja, wir 
sind vorangekommen. – Natürlich schmerzt das, 
wenn man es selbst zu der damaligen Verantwor-
tungszeit nicht erreichen konnte. Aber das ist lange 
noch nicht die Legitimation, blindlings auf eine er-
folgreiche Bilanz einzuschlagen, ohne den Men-
schen zu sagen: Ja, wir haben mehr als vorher. – 
Diese Größe erwarte ich eigentlich von Ihnen in der 
Diskussion.  

Die von Ihnen vorgelegten Anträge entsprechen 
dieser Größe nicht. Deswegen werden wir diese 
Anträge ablehnen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Abgeordneter Hovenjürgen. – Als nächste 
Rednerin hat für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen die Kollegin Asch das Wort. Bitte schön, Frau 
Abgeordnete. 

Andrea Asch (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen! Ich kann Herrn 
Körfges nur zustimmen. Ganz so schön hat Minister 
Laschet heute nicht gesprochen, er war ziemlich 
kleinlaut. Das muss er auch sein; denn er hat heute 
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das erste Mal klar zugegeben: Ja, es stimmt – trotz 
seiner Zahlendrehereien und Zahlentricksereien –, 
Nordrhein-Westfalen steht im bundesweiten Ver-
gleich an letzter Stelle, was den U3-Ausbau angeht. 

(Beifall von Hans-Willi Körfges [SPD] – Chris-
tian Weisbrich [CDU]: Viel weniger an letzter 
Stelle als bei Ihnen!) 

Ich habe Ihnen das schöne Schaubild noch einmal 
mitgebracht. Ich muss etwas dagegenhalten, sonst 
sehen Sie es nicht. 

(Die Abgeordnete hält ein Schaubild hoch.) 

Dieser ganz kleine Balken da unten, das ist Nord-
rhein-Westfalen. Wissen Sie, was der Fehler ist, 
wenn Sie immer mit 2005, mit der Vorgängerregie-
rung argumentieren? In Ihrer Regierungszeit sind 
wir schon mal ein kleines Stückchen weiter gewe-
sen. Wir waren 2008 an vorletzter Stelle. Sie haben 
es mit Ihrer Politik geschafft, dass wir jetzt an letzter 
Stelle sind. Das können Sie nicht wegdiskutieren; 
das sind die Fakten. 

(Zuruf von Christian Weisbrich [CDU]) 

Sie haben noch ein Weiteres geschafft: Den gesam-
ten Schwung in der Krippendiskussion, den Sie 
immer leugnen, lieber Kollege, den Schwung, der 
durch den Krippengipfel entstanden ist, haben an-
dere Bundesländer mitgenommen, aber Nordrhein-
Westfalen nicht.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Im Gegenteil, Sie haben es geschafft, dass Sie jetzt 
noch einmal eine Stufe zurückgefallen sind und an 
letzter Stelle sind. Das können Sie nicht wegdisku-
tieren. Da können Sie sich bemühen, wie Sie wol-
len, und schön reden: Wir haben so viel Geld aus-
gegeben wie nie. Auch das muss man ja differen-
ziert betrachten. Tatsache ist, Sie haben Ihr Ziel 
nicht erreicht. Sie haben in dieser wesentlichen 
Frage für Familien und für die Bildung von Kindern 
versagt. Das ist die Bilanz Ihrer Arbeit. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Abgeordnete Asch. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion der FDP der Abgeordnete Witzel 
das Wort.  

Ralf Witzel (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich finde es immer 
wieder bemerkenswert, wie Redner der Opposition 
hier oberlehrerhaft Dinge vortragen, 

(Frank Sichau [SPD]: Der Oberlehrer hat ge-
sprochen! – Zuruf von Hans-Willi Körfges 
[SPD]) 

wenn man bedenkt, welche Situation Sie in diesem 
Land 2005 hinterlassen haben. 

Deshalb sage ich Ihnen, Herr Körfges: Gerade für 
den Ausbau der U3-Betreuung haben wir sehr viel 
getan. Wir sorgen für eine sehr auskömmliche Be-
teiligung an den Betriebskosten, für Investitionen mit 
entsprechenden Mitteln in den Einrichtungen und für 
Familienzentren. Das zeigt, dass es uns um zwei 
Dimensionen geht, eine quantitative Dimension und 
eine qualitative Dimension. 

Beispielsweise das in der letzten Rederunde zur 
Sprachförderung Gesagte zeigt, dass wir qualitativ 
mehr machen. Alle Kinder in Nordrhein-Westfalen 
werden frühzeitig mit vier Jahren automatisch getes-
tet und bei vorliegendem Förderbedarf dann auch 
gefördert. Beim Ausbau der Infrastruktur im Bereich 
der Familienzentren machen wir ebenfalls einen 
riesigen Schritt nach vorne. Alles das sind qualitati-
ve Dimensionen, die über die reinen Fallzahlen der 
Plätze hinausgehen. 

Auch mit den Fallzahlen der Plätze können wir uns 
bestens sehen lassen. Dort haben wir nämlich ge-
nau die Verzehnfachung erreicht, von der wir ge-
sprochen hatten. Nach der amtlichen Statistik hat 
Rot-Grün bei seiner Abwahl in Nordrhein-Westfalen 
11.800 Plätze in Kindertageseinrichtungen hinter-
lassen – und sonst nichts, was öffentlich anteilig mit 
gefördert worden wäre, nichts im Bereich der Kin-
dertagespflege und auch nicht die Möglichkeit zur 
Mitfinanzierung privat-gewerblicher Einrichtungen. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Witzel, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kolle-
gin Asch? 

Ralf Witzel (FDP): Aber gerne. Wir haben ja nichts 
zu verheimlichen. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Bitte schön, 
Frau Kollegin Asch. 

Andrea Asch (GRÜNE): Herr Witzel, wir erinnern 
uns alle daran – das ist auch in Antragsform schrift-
lich niedergelegt –, dass Sie in einem Begleitantrag 
zum KiBiz vereinbart haben, bis zum Jahre 2010 
einen Rechtsanspruch für alle Zweijährigen in Nord-
rhein-Westfalen zu verwirklichen. Wieso kommt 
dieser Rechtsanspruch eigentlich nicht? Reichen 
die Platzzahlen nicht aus? Oder warum realisieren 
Sie dieses Vorhaben nicht? 

Ralf Witzel (FDP): Frau Asch, Sie haben zu Recht 
angesprochen, wie unsere Zielsetzungen aussehen. 
Deshalb haben wir in diesem Entschließungsantrag 
auch die Zielperspektive markiert, die ich im Übri-
gen für recht realistisch halte. Wir sagen bewusst 
nicht, dass über Nacht für alle alles beitragsfrei wird; 
denn das geht nicht. Sie haben zu Zeiten Ihrer Re-
gierungsverantwortung auf diesem Feld gar nichts 
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gemacht. Wir wollen uns diesem Ziel sukzessive 
nähern. Deshalb haben wir erklärt, dass wir zum 
Einstieg in das mittelfristig verfolgte Ziel der Bei-
tragsfreiheit von hinten anfangen und damit näher 
an dieses Ziel herankommen. 

(Zuruf von Andrea Asch [GRÜNE]) 

– Das hängt ja beides zusammen. Deshalb wollen 
wir natürlich, was den Rechtsanspruch angeht … 

(Britta Altenkamp [SPD]: Herr Witzel füllt den 
Raum mit Worten!) 

Frau Asch, was Ihre Frage nach dem Rechtsan-
spruch angeht, ist Folgendes festzustellen: Natürlich 
hängen der Rechtsanspruch und das Interesse der 
Eltern auch mit der Beitragsfrage zusammen. Sie 
tragen hier doch bei jeder Debatte vor, dass für 
diese Frage auch die finanzielle Ausgestaltung fak-
tisch wichtig ist. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Damit wollen Sie al-
so sagen, dass die Eltern sich nicht für Bei-
tragsfreiheit interessieren! Alles klar!) 

– Genau das Gegenteil habe ich gesagt, Frau Al-
tenkamp. Ich habe deutlich gemacht, dass es in 
dieser Frage einen sehr engen Zusammenhang 
gibt. Deshalb muss man auch beides im Kontext 
sehen. 

Jetzt haben wir den Rechtsanspruch ab einem Alter 
von drei Jahren. Wir halten es für wünschenswert, 
ihn ab zwei Jahren zu haben. In diesem Zusam-
menhang haben wir das Jahr 2010 fixiert. Das wird 
nach unserer festen Einschätzung ein zentraler 
Punkt sein, für den jeder, der im Frühjahr nächsten 
Jahres Regierungsverantwortung für dieses Land 
übernehmen will, dann eine verbindliche Verabre-
dung wird treffen müssen. Deshalb ist das Jahr 
2010 auch richtig, um hier einen großen Schritt 
nach vorne zu machen. 

Nach der Beantwortung der Zwischenfrage von 
Frau Asch möchte ich nun abschließend auf die von 
mir dargelegten Zahlen zurückkommen. Im Jahr 
2005 haben Sie 11.800 Plätze hinterlassen. Im 
Haushaltsjahr 2010 haben wir inklusive der privat-
gewerblichen Angebote jetzt 112.500 Plätze. 

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

In der mittelfristigen Projektion ist vorgesehen, diese 
Zahl noch auf fast 150.000 Plätze im Jahr 2013 zu 
steigern. Realisiert haben wir aber bereits die Ver-
zehnfachung in diesem Bereich. 

Bezogen auf die absoluten Zahlen in Verbindung 
mit der Zuwachsrate frage ich Sie: Welches andere 
Bundesland hat Ähnliches vorzuweisen? Da werden 
Sie von der Opposition wenig zeigen können. Wir 
sind auf dem richtigen Weg. Diesen Weg werden 
wir weiterhin gehen. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Witzel. – Als nächste Rednerin hat für 
die Fraktion der SPD Frau Abgeordnete Altenkamp 
das Wort. Bitte schön, Frau Kollegin. 

Britta Altenkamp (SPD): Ich möchte zu den Punk-
ten, die Herr Kollege Witzel angesprochen hat, doch 
noch einige Anmerkungen machen. 

(Ralf Witzel [FDP]: Das wäre nett!) 

In der amtlichen Statistik 2005 waren es 11.800 
Plätze, wie Sie richtig gesagt haben. Im Erläute-
rungsbericht zum Haushaltentwurf 2007 wurde 
durch das Haus dargelegt, dass es in 2005 hier in 
Nordrhein-Westfalen 15.477 tatsächliche Plätze für 
unter Dreijährige gegeben hat. Das ist wenig; das 
räume ich ein. Ich wollte diese Zahl aber einmal 
nennen. Das ist auch nicht unsere Erfindung, son-
dern die Erfindung des Ministeriums. 

Man muss auch darauf hinweisen, dass diese Lan-
desregierung im Jahr 2006 rund 200 Millionen € aus 
dem System der Kinderbetreuung herausgenom-
men hat. Ferner sollte man nicht verschweigen, 
dass es einen Wegfall des Beitragsdefizitdeckungs-
ausgleichs gegeben hat, was schon zu diesem 
Zeitpunkt gerade die Kommunen in Haushaltsnotla-
gen in schwierige Situationen gebracht hat. 

(Beifall von der SPD) 

Herr Laschet, gekoppelt mit Ihrem aktuellen Um-
gang mit dem Kinderförderungsgesetz hat das in 
der Zwischenzeit dazu geführt, dass die Kommunen 
unter Bezugnahme auf das Konnexitätsprinzip eine 
Klage gegen diese Landesregierung eingereicht 
haben. Wenn man es zusammenfasst, muss man 
deutlich sagen: Sie haben den Kommunen das 
nötige Geld entzogen, um die Versorgung der unter 
Dreijährigen zu verbessern. 

2013 haben unter Dreijährige im ganzen Bundes-
gebiet, auch in Nordrhein-Westfalen, einen Rechts-
anspruch auf Betreuung. Es lässt sich feststellen, 
dass der Ausbau hier bislang um durchschnittlich 
jährlich 9.200 Plätze erfolgt ist. Im Jahr 2013 wer-
den deshalb 54.000 Plätze fehlen. Das sind mehr, 
als es 2009 überhaupt gibt. 

Deshalb stellt sich im Rahmen unserer heutigen 
Diskussion folgende Frage, Herr Laschet: Wie wol-
len Sie den Rechtsanspruch 2013 in diesem Land 
umsetzen, und zwar nicht mit Blick auf Annahmen 
und Haushaltszahlen, sondern realistisch? Wenn 
Sie so wie bisher weitermachen, werden die Eltern 
hier in Nordrhein-Westfalen keinen Rechtsanspruch 
verwirklichen können. Das ist das Problem. 

(Beifall von der SPD)  

Ich möchte noch einen letzten Punkt anführen: Die 
Untersuchung des VBE ist nicht repräsentativ; das 
räume ich ein. Wenn Sie nicht wollen, dass Grund-
schullehrerinnen über die Arbeit von Erzieherinnen 
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urteilen, dann, Herr Minister, dürfen Sie Delfin 4 
nicht weiterführen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Ursula 
Meurer [SPD]: Genau das!) 

Denn Grundschullehrerinnen gucken sich an, wie 
die Kinder den Test machen. Also testieren sie 
auch ein Stück weit die Arbeit der Erzieherinnen. 
Das ist das Problem, Herr Minister. Vor dem Hin-
tergrund – das Verfahren ist ungeeignet – ist fest-
stellbar, dass es in Nordrhein-Westfalen überhaupt 
keine Veränderung gegeben hat. 

(Das Ende der Redezeit wird signalisiert.) 

Deshalb: Stecken Sie das Geld lieber qualitativ in 
die Einrichtungen, die es brauchen, um Sprachför-
derung durchzuführen. – Das ist das, was dazu zu 
sagen ist. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Altenkamp. – Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, für die Landesregierung hat 
noch einmal Herr Minister Laschet das Wort. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Mit der Folge, 
dass wir alle wieder mehr Zeit bekommen!) 

Ich höre gerade, dass sich Frau Kastner für die 
Fraktion der CDU noch zu Wort gemeldet hat, und 
der Abgeordnete Sagel möchte ebenfalls das Wort 
ergreifen. – Herr Minister, möchten Sie jetzt spre-
chen oder erst die Kollegen abwarten? – Er steht 
da. Bitte, Herr Minister, Sie haben das Wort. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Familie, 
Frauen und Integration: Ich möchte nur auf die 
Sprachtests eingehen. Frau Altenkamp, Sie wissen, 
dass Sie sie nur verpflichtend machen können, 
wenn Sie sie an die Schulpflicht koppeln. Das ist der 
Grund, weshalb die Lehrerinnen in die Kindertages-
stätten gehen. Wir wollen diesen verpflichtenden 
Charakter für alle Kinder, nicht nur für diejenigen, 
die in der Kita sind – Punkt. Deshalb müssen es 
Lehrerinnen sein. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Außerdem ist es ein qualitativer Unterschied, ob 
Lehrerinnen zusammen mit Erzieherinnen vierjähri-
ge Kinder anschauen oder ob sich Grundschullehre-
rinnen anmaßen, zu beurteilen, wie Erzieherinnen 
arbeiten. Insofern würde ich dem VBE raten, mit 
seinen Mitgliedern – auch Erzieherinnen sind dort 
Mitglied – anders umzugehen, als er es mit der 
komischen Umfrage gemacht hat. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Selbst diese nicht repräsentative Umfrage sagt: Bei 
50 % sind die Sprachkenntnisse besser geworden. 

Darauf kommt es doch an. Ich will auch noch die 
anderen 50 % erreichen. 

(Beifall von der CDU) 

Jedes Kind, das diese Förderung bekommen hat 
und besser spricht, ist ein Kind, das 

(Zuruf von der CDU: Zukunft hat!) 

Zukunft hat. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister Laschet. – Als nächste Rednerin hat 
für die Fraktion der CDU Frau Kollegin Kastner das 
Wort. Bitte schön, Frau Kastner. 

Marie-Theres Kastner (CDU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Den Punkt Sprachförde-
rung kann ich nach den Erläuterungen des Ministers 
beruhigt streichen. 

Ich möchte noch einmal auf das Zitat aus dem Jahr 
2005 von Frau Schäfer zurückkommen, das uns 
Frau Doppmeier schon vorgetragen hat:  

Wir müssen das gemeinsam  

– so hieß es da –  

mit den Kommunen und den freien Trägern leis-
ten,  

– es ging um den Ausbau der U3-Betreuung –  

die in erster Linie als Ansprechpartner dafür zu-
ständig sind. Es handelt sich dabei nicht vorran-
gig um eine Landesaufgabe. Sie wissen, dass 
das vielmehr eine kommunale Aufgabe ist. 

Meine Damen und Herren, Frau Schäfer hatte nicht 
nur im juristischen Sinne recht, sondern wir haben 
das durchaus deshalb so aufgenommen, weil wir 
gesagt haben: Die Kommunen haben die Hauptauf-
gabe, die U3-Betreuung auszubauen. Sie sind vor 
Ort und wissen, was ihre Familien brauchen, wie es 
gehandhabt werden soll. Wir hatten damals eine 
sehr unflexible Regelung; vielleicht erinnern Sie sich 
noch ganz dunkel daran. Das alles ist mit dem KiBiz 
völlig anders geworden. Wir sind beim Ausbau der 
U3-Plätze sehr viel flexibler geworden. 

Ich möchte für unsere Fraktion noch einmal feststel-
len: Wir lassen die Kommunen nicht im Stich. Wenn 
Sie sich anschauen, was bisher getan worden ist, 
dann sind alle Betreuungszeiten umgesetzt worden, 
es hat nie irgendeine Deckelung gegeben. Sowohl 
bei der Ü3- als auch bei der U3-Betreuung haben 
wir Jahr für Jahr genau das umgesetzt, was die 
Kommunen beantragt haben, egal was Sie ander-
weitig behaupten. 

(Beifall von der CDU) 
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Vielleicht eine kleine Gedankenstütze für Sie, meine 
Damen und Herren von der Opposition: Wenn wir 
das Tempo weiter beibehalten hätten, das Sie bei 
der U3-Betreuung innehatten, weil Sie ja „so nah“ 
bei den Familien waren und das, was die Familien 
gerufen haben, nie gehört haben, nämlich: „Wir 
wollen Betreuung“, dann wären wir 2048 so weit, 
wie wir heute sind. – Herzlichen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Kastner. – Auch wenn der Abgeord-
nete Sagel ursprünglich keine Anzeige gegeben 
hatte, dass er zu diesem Tagesordnungspunkt re-
den möchte, möchte ich auch ihm das Wort geben, 
da wir eine massive Überziehung der Landesregie-
rung hatten. 

Rüdiger Sagel*) (fraktionslos): Entschuldigung, 
Frau Präsidentin, ich habe zu diesem Punkt schon 
in der ersten Runde geredet. – Ich kann verstehen, 
dass der Herr Minister aufgrund der schlechten 
Zahlen, die er zu vertreten hat, und der katastropha-
len Situation hochgradig nervös ist. Das wundert 
mich nicht. Trotzdem – ich muss mir vieles in die-
sem Landtag anhören – fordere ich Sie auf, Herr 
Minister: Persönliche Beschimpfungen gehören 
nicht in dieses Haus. Der Nazivergleich, den Sie 
angestellt haben, gehört auch nicht hierhin. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Moment mal! – 
Minister Armin Laschet: Doch, der gehört 
hierhin!) 

– Ich fordere Sie deshalb auf, sich dafür zu ent-
schuldigen. Wenn Sie das nicht tun – Ihrem Zwi-
schenruf kann ich schon entnehmen, dass Sie das 
nicht tun werden –, fordere ich das Präsidium auf, 
das zu ahnden. Es ist dieses Hohen Hauses un-
würdig, wenn sich ein Minister so äußert. National-
sozialistische Vergleiche gehören nicht in den Land-
tag Nordrhein-Westfalen. 

(Christian Weisbrich [CDU]: Warum denn 
nicht?) 

– Herr Weisbrich, Sie sollten ganz ruhig sein. Gu-
cken Sie sich die Vergangenheit Ihrer CDU-Fraktion 
an und arbeiten das braune Erbe Ihrer Fraktion auf. 
Damit haben Sie genug zu tun. 

(Minister Armin Laschet: Sie sind doch vom 
Verfassungsschutz beobachtet! Sie werden 
beobachtet, Herr Sagel!) 

Ich bin zutiefst Demokrat.  

(Minister Armin Laschet: Nein! Sie werden 
beobachtet!) 

Ich gehöre einer demokratischen Partei an. 

(Lachen von Oliver Wittke [CDU] – Ralf Wit-
zel [FDP]: Sie werden vom Verfassungs-
schutz beobachtet! – Weitere Zurufe von 
CDU und FDP) 

Sie missbrauchen den Verfassungsschutz in Nord-
rhein-Westfalen, Herr Minister. Sie haben schon mal 
etwas in der Richtung geäußert, was Ihnen gar nicht 
zusteht; 

(Minister Armin Laschet: Das kann man 
nachlesen!) 

denn Sie sind nicht der Innenminister dieses Lan-
des, sondern meines Wissens Minister für Integrati-
on und Familie. 

(Minister Armin Laschet: Steht doch im Ver-
fassungsschutzbericht!) 

Wenn Sie solche Dinge von sich geben, dann soll-
ten Sie sich dafür entschuldigen. Sie sollten sich 
dafür schämen, dass Sie solche Vergleiche anstel-
len. 

(Christian Weisbrich [CDU]: Sie sollten sich 
schämen!) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Sagel. Ich danke auch für den Hinweis; 
vorhin hatte ich noch nicht Sitzungsdienst. Sie ha-
ben zu diesem Tagesordnungspunkt selbstver-
ständlich bereits geredet. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Aber nicht bes-
ser!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich sehe 
noch eine Wortmeldung. – Frau Kollegin Kordowski.  

Gabriele Kordowski (CDU): Ich fordere Herrn Sa-
gel auf, sich bei mir persönlich zu entschuldigen. Er 
hat mich nämlich während der letzten Plenarsitzung 
als Rechtsextremistin bezeichnet. Ich möchte gerne, 
dass er sich auch bei mir entschuldigt. 

(Beifall von CDU und FDP – Zuruf von Rüdi-
ger Sagel [fraktionslos]) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Frau Kollegin 
Kordowski, ich stelle ihm das anheim. Wir sind je-
denfalls beim Tagesordnungspunkt 2. – Weitere 
Wortmeldungen liegen mir nicht vor, sodass wir zur 
Abstimmung kommen können. 

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung der 
Anträge Drucksache 14/10137 und 14/10153 an 
den Ausschuss für Generationen, Familie und 
Integration – federführend – sowie an den Aus-
schuss für Kommunalpolitik und Verwaltungs-
strukturreform und den Haushalts- und Finanz-
ausschuss. Die abschließende Beratung und Ab-
stimmung soll im federführenden Ausschuss in öf-
fentlicher Sitzung erfolgen. Darf ich die Zustimmung 
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der Fraktionen zu dieser Überweisungsempfehlung 
feststellen? – Gegenstimmen? – Enthaltungen. – 
Dann ist das einstimmig so beschlossen. 

(Rüdiger Sagel [fraktionslos]: Ich bin keine 
Fraktion!) 

Meine Damen und Herren, ich rufe auf: 

3 Gesetz zur Änderung der Verfassung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Artikel 83) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/10358 

erste Lesung 

Zur Einbringung des Gesetzentwurfs erteile ich für 
die Landesregierung Herrn Minister Dr. Linssen das 
Wort. Bitte schön, Herr Minister. 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Vor Ihnen liegt ein 
Gesetzentwurf der Landesregierung, mit dem die 
Regelungen des Grundgesetzes zur Begrenzung 
der Kreditaufnahme in die Verfassung unseres Lan-
des aufgenommen werden sollen. Das ist ein Mei-
lenstein in der Haushalts- und Finanzpolitik unseres 
Landes. 

Ich darf Sie heute noch einmal daran erinnern: Vor 
mehr als zwei Jahren haben wir uns mit der Födera-
lismusreform II aufgemacht, die Finanzbeziehung 
zwischen Bund und Länder zu modernisieren. Ent-
gegen vieler Stimmen im Bund und in den Ländern, 
die ein Scheitern der Kommission vorausgesagt und 
vielleicht sogar erhofft hatten, ist sie ein Erfolg ge-
worden. 

Ein wesentlicher Eckpfeiler sind die von der Födera-
lismuskommission II gefassten Beschlüsse zur Ein-
führung einer gemeinsamen Schuldenbremse für 
Bund und Länder. Sie stellt eigentlich eine Selbst-
verständlichkeit sicher, nämlich dass Haushalte 
grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten aus-
zugleichen sind. Das Prinzip strukturell ausgegli-
chener Haushalte wird damit in den Mittelpunkt der 
Finanzpolitik gerückt. Nur gesunde Haushalte stel-
len sicher, dass auch Krisensituationen wie die ak-
tuelle vernünftig bewältigt werden können und eine 
Finanzierung der Staatsausgaben nicht auf dem 
Rücken kommender Generationen erfolgt, getreu 
nach dem Motto: Nach uns die Sintflut. 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Die Schuldenbremse ist schlechthin der nachhaltige 
Beitrag für die Generationengerechtigkeit. Die 
Kommissionsbeschlüsse zur Schuldenbremse sind 
inzwischen auf Bundesebene auch mit den Stim-
men der SPD, allerdings gegen die Stimmen der 

Grünen, sowie mit der Zustimmung von CDU und 
FDP im Bundesrat in Gesetzesform gegossen wor-
den. 

Nordrhein-Westfalen hat in der Föderalismuskom-
mission engagiert für eine Schuldenbremse gestrit-
ten. Ich hatte Sie in der Zwischenzeit mehrmals 
über unsere Entwürfe und die Entwürfe der Kom-
mission informiert. Genauso engagiert und ent-
schlossen sollten wir jetzt diese Schuldenbremse in 
Landesrecht umsetzen. Deswegen ist die Veranke-
rung in der Landesverfassung richtig. Der Landtag 
wäre gut beraten, wenn er am Ende des parlamen-
tarischen Verfahrens ein klares Signal setzen wür-
de. Damit würde er seine Entschlossenheit zur 
Konsolidierung zeigen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Gesetzentwurf 
ist klar und knapp gefasst und markiert dennoch 
oder gerade deshalb den Beginn einer neuen Ära 
der Haushalts- und Finanzpolitik. Er erfüllt die 
grundgesetzlichen Vorgaben des Art. 109 Grundge-
setz und setzt diese nahezu inhaltsgleich und in 
schlanker Form um. 

Zu den Regelungen im Einzelnen: Die bestehende 
Kreditaufnahmegrenze wird aufgehoben und durch 
den Grundsatz des ohne Einnahmen aus Krediten 
ausgeglichenen Haushalts ersetzt. Abweichungen 
von dem Grundsatz des ausgeglichenen Haushalts 
ohne Schuldenaufnahme sind nur zur symmetri-
schen Berücksichtigung der Auswirkungen einer 
von der Normallage abweichenden konjunkturellen 
Entwicklung möglich. Der Haushalt kann also mit 
der Konjunktur atmen. 

Eine weitere Ausnahmeregel, nämlich für außerge-
wöhnliche Notsituationen, stellt sicher, dass die 
finanzpolitische Handlungsfähigkeit auch in Krisen-
zeiten erhalten bleibt. Die neu eingeführten landes-
verfassungsrechtlichen Vorgaben gelten ab dem 
Haushaltsjahr 2020 und normieren die Rückführung 
der Nettokreditaufnahme im Übergangszeitraum. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, was verbirgt sich 
nun hinter dem Verbot der strukturellen Verschul-
dung? Welche Auswirkungen hat es? Zunächst 
einmal bedeutet das Verbot der strukturellen Ver-
schuldung nichts weniger als einen Paradigmen-
wechsel. Dessen Auswirkungen werden erst im 
Rückblick auf die Haushaltspraxis der letzten Jahr-
zehnte wirklich deutlich. 

Unter dem alten Kreditaufnahmeregime ist es seit 
1970 nicht mehr gelungen, einen Haushalt ohne 
Nettoneuverschuldung aufzustellen. Wir blicken also 
auf eine fast vierzigjährige Verschuldungspraxis 
zurück. Jahr um Jahr wurden unabhängig von den 
konjunkturellen Rahmenbedingungen neue Schul-
den aufgenommen. So hat beispielsweise Rot-Grün 
in den Jahren 2003, 2004 und 2005 den Schul-
denstand des Landes in nur drei Jahren um rund 
20 Milliarden € auf 112,2 Milliarden € erhöht. 
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(Gisela Walsken [SPD]: Sie schaffen 22 Milli-
arden €! – Zuruf von Edgar Moron [SPD]) 

Das ist eine Zunahme um fast 22 %. Diese Ver-
schuldung des Landes unter Rot-Grün in nur drei 
Jahren erfolgte in einer Zeit, in der sich das Land 
nicht in einer globalen Finanz- und Wirtschaftskrise 
befand wie heute. Bei Regierungsübernahme im 
Jahr 2005 betrug die Nettoneuverschuldung 
6,7 Milliarden €. Diese Höhe der Nettoneuverschul-
dung haben wir auch in den Jahren 2003 und 2004 
immer wieder von Ihnen vorgelegt bekommen. 

Bis zum Jahr 2008 hat diese Landesregierung die 
Neuverschuldung schrittweise auf 1,1 Milliarden € 
zurückgeführt. Gleichzeitig wurde eine Rücklage 
von rund 1,3 Milliarden € für die Risikovorsorge bei 
der WestLB und für das Finanzmarktstabilisie-
rungsgesetz gebildet. 

Seit dem letzten Quartal 2008 hat der weltweite Kon-
junktureinbruch auch Deutschland erreicht und die 
deutsche Volkswirtschaft in die größte Rezession seit 
Bestehen der Bundesrepublik gestürzt. Die Rezessi-
on bildet sich auch im Landeshaushalt ab. Die Netto-
neuverschuldung steigt drastisch an, weil es ökono-
misch kontraproduktiv ist, gegen diese Krise anzu-
sparen. Die Nettoneuverschuldung liegt im laufenden 
Jahr bei rund 5,9 Milliarden € und steigt 2010 auf bis 
zu 6,6 Milliarden € an. 

In der Folge steigt auch der Schuldenstand des Lan-
des. Bis Ende 2009 steigt er auf etwa 122 bis 
123 Milliarden €. Im Jahr 2010 kommen noch einmal 
rund 6,6 Milliarden € neue Schulden hinzu. Der 
Schuldenstand wächst dann auf rund 129 Milliar-
den € an. 

Die wenigen Zahlen machen deutlich, dass die auf 
dem Haushalt ruhenden Zinslasten dramatisch 
zunehmen werden. Derzeit wird dies noch durch 
ein – man kann fast sagen – historisch niedriges 
Zinsniveau kompensiert. Es ist aber nur eine Frage 
der Zeit, bis das Zinsniveau im nächsten Wirt-
schaftsaufschwung ansteigt und die Haushalts-
spielräume reduziert.  

Der Teil der Steuereinnahmen, der zur Finanzie-
rung des Zinsdienstes verwendet werden muss, 
also die sogenannte Zinssteuerquote, wird weiter 
wachsen. Sie liegt derzeit bei rund 12,3 %. Damit 
wird bereits heute jeder achte Steuer-Euro für den 
Zinsendienst verwendet. Dieses Geld steht für 
andere Zwecke nicht mehr zur Verfügung. 

Wenn das Land seine Handlungsmöglichkeiten 
künftig nicht vollständig aufgeben will, muss mit 
dem Ende der Krise die Haushaltskonsolidierung 
wieder stärker in den Vordergrund rücken. Jeder 
Euro, den wir in den kommenden Jahren unver-
hältnismäßig ausgeben, geht zulasten der nachfol-
genden Generationen und ihrer Chancen. Das 
Verbot der strukturellen Verschuldung ist das ent-
scheidende Instrument für die unverzichtbare 
Haushaltskonsolidierung. 

(Beifall von der FDP) 

Vielleicht fragen sich einige, warum die Umsetzung 
in der Landesverfassung schon jetzt erfolgen soll. 
Schließlich lässt das Grundgesetz den Ländern 
hierzu noch bis zum Jahr 2020 Zeit. Ich gebe Ih-
nen darauf eine klare Antwort. 

(Edgar Moron [SPD]: Weil im Mai gewählt 
wird!) 

Mit der Haushaltskonsolidierung darf nicht erst 2020 
begonnen werden, wenn das Verbot der strukturel-
len Verschuldung durch das Grundgesetz nach 
Ablauf des Übergangszeitraums in NRW unmittel-
bar gilt. Es gilt, egal ob wir es in die Verfassung 
schreiben. 

Aber, meine Damen und Herren, wir sind heute 
gefordert. Wir müssen heute die Weichen dafür 
stellen, dass das Gebot der Nullverschuldung im 
Jahr 2020 tatsächlich erfüllt wird. Mit dieser Auffas-
sung stehe ich nicht allein. 

(Edgar Moron [SPD]: Beginnen Sie damit be-
reits in diesem Jahr?) 

– Herr Moron, wenn Sie aufmerksam zugehört ha-
ben, wissen Sie, ich habe Ihnen erklärt, dass wir in 
einer historisch einmaligen Krise stecken 

(Edgar Moron [SPD]: Ach ja?) 

und dass alle Sachverständigen sowie der Bund 
und alle Länder erklären, wir müssen die Haushalte 
2009 und 2010 expansiv fahren. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Alle Sachver-
ständige sagen Ihnen etwas anderes!) 

Wir müssen die sogenannten automatischen Stabi-
lisatoren wirken lassen, damit die Konjunktur nicht 
weiter absackt und dieses wirklich zarte Pflänzchen 
Konjunktur bis Ende 2010 zumindest so wirksam ist, 
dass ein Wachstum zu erwarten ist.  

(Beifall von CDU und FDP – Edgar Moron 
[SPD]: Sie formulieren Forderungen für Ihren 
Nachfolger! – Gegenruf von Dr. Gerhard 
Papke [FDP]: Ach, Herr Moron!) 

Da Herr Moron an der richtigen Stelle dazwischen-
gefragt hat, will ich den Sachverständigenrat gerne 
zitieren. In seinem jüngsten Gutachten vom 
13. November 2009 hat er unter der Überschrift „Die 
Zukunft nicht verspielen“ Folgendes ausgeführt:  

Er ist der Ansicht, dass, bei aller Kritik im Detail, die 
Reaktion der Politik auf diese Krise richtig war. 
Grundsätzlich sind sich alle Wirtschaftssachver-
ständigen darin einig, dass eine unkontrolliert wach-
sende Staatsverschuldung fatale Risiken mit sich 
bringt. Solide öffentliche Finanzen seien die Vor-
aussetzung für nachhaltiges Wachstum. Ein weite-
res Ausufern der staatlichen Neuverschuldung – so 
der Sachverständigenrat – bedeute erstens eine 
Lastenverschiebung auf spätere Generationen, und 
zweitens gefährde ein weiteres Ausufern die Hand-
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lungsspielräume der Finanzpolitik, die sich durch die 
demografische Entwicklung in den nächsten Jahr-
zehnten ohnehin verengen werden. Drittens – so 
der Sachverständigenrat – werde ein weiteres Aus-
ufern schwerwiegende Folgen für die langfristigen 
Zinsen, die Stabilität im Euro-Raum und damit für 
die Geldpolitik der EZB beinhalten. Viertens würde 
dadurch längerfristig ein geringeres Wirtschafts-
wachstum bewirkt. 

Der von der Landesregierung eingeschlagene Weg 
ist richtig. Herr Moron, er ist auch für das nächste 
Jahr richtig. Ohne die von Bund und Ländern auf 
den Weg gebrachten Konjunkturprogramme zur 
Stabilisierung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage 
und zur Stabilisierung der Finanzmärkte wäre die 
Wirtschaftskrise verschärft worden. Nach dem dra-
matischen Einbruch der Wirtschaftsleistungen im 
Winterhalbjahr 2008/2009 hat sich die konjunkturel-
le Situation zur Jahresmitte stabilisiert. 

Herr Moron, die leicht positiven Signale für das 
Jahr 2010 geben noch keinen Anlass zur Euphorie. 
Die Unsicherheiten sind derzeit noch enorm, und 
von einem selbsttragenden Aufschwung kann noch 
keine Rede sein. Vor diesem Hintergrund gilt es, 
das wirtschaftliche Wachstum zu stärken – ich wie-
derhole es – und alles für einen selbsttragenden 
Aufschwung zu tun, um schneller durch die Krise zu 
kommen. 

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

In diesem Sinne steht auch der Haushaltsentwurf 
des Landes 2010 des Landes Nordrhein-Westfalen 
in Übereinstimmung mit den Forderungen der Wirt-
schaftssachverständigen. Sie warnen vor einer zu 
frühen Haushaltskonsolidierung, weil sie die wirt-
schaftliche Erholung ersticken würde.  

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

Die Wirtschaftssachverständigen gehen davon aus – 
Frau Präsidentin, ich brauche etwas länger für die 
Einbringung –, dass das Jahr 2011 der richtige Zeit-
punkt sei, um aus den Konjunkturprogrammen aus-
zusteigen und mit der Konsolidierung erneut zu be-
ginnen. Sie fordern deshalb klare Signale der Politik, 
ihren Konsolidierungswillen zu bekräftigen und zur 
Haushaltskonsolidierung zurückzukehren.  

Mit dem Gesetzentwurf gibt die nordrhein-westfä-
lische Landesregierung ein solch klares Signal. Die 
Verankerung der Schuldenbremse in der Landes-
verfassung ist ein Zeichen dafür, dass die Landes-
regierung erstens die in Art. 109 Abs. 3 Grundge-
setz verankerte Schuldenbremse ohne Wenn und 
Aber akzeptiert und zweitens die langfristige Trag-
fähigkeit des Landeshaushaltes verbessern und 
die finanziellen Handlungsspielräume zur Erfüllung 
staatlicher Aufgaben sichern will.  

(Beifall von der CDU) 

Haushaltskonsolidierung, meine Damen und Her-
ren, ist kein Selbstzweck, sondern eine Notwen-

digkeit. Nur über eine Konsolidierung des Landes-
haushaltes wird es möglich, finanzielle Spielräume 
für Bildung, Innovation und sozialen Ausgleich zu 
schaffen, unsere Kinder und Enkel nur insoweit 
vorzubelasten, wie sie dies auch tatsächlich tragen 
können, bei Märkten und Wirtschaft das Vertrauen 
in die Leistungsfähigkeit des Staates zu sichern 
und zusätzliches Wirtschafswachstum zu generie-
ren. 

Zur Konsolidierung stehen grundsätzlich mehrere 
Wege offen: 

– erstens: Stärkung der Einnahmenseite durch 
wirtschaftliches Wachstum;  

– zweitens: Stärkung der Einnahmenseite durch 
gesetzgeberische Maßnahmen, zum Beispiel 
Steuererhöhungen;  

– drittens: Senkung von Ausgaben. 

Die Landesregierung wird vor allem den ersten 
Weg verfolgen. Zum einen erlaubt es dieser Weg, 
schneller durch die Krise zu kommen und gestärkt 
aus ihr hervorzugehen. Zum anderen wird sich 
auch die haushalterische Situation aufgrund stei-
gender Einnahmen verbessern, wenn es gelingt, 
die Wachstumskräfte des Landes zu entfesseln. 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Ein Entfesse-
lungskünstler!) 

Die Wege zwei und drei sind in der derzeit noch 
immer wenig stabilen wirtschaftlichen Lage nicht 
möglich. Es gilt vielmehr, zur Konjunkturstabilisie-
rung die expansive Fiskalpolitik auch im nächsten 
Jahr beizubehalten. Das ist kein Widerspruch zum 
Konsolidierungsziel; denn über eine beschleunigte 
Erholung der Wirtschaft wird man schneller zur 
Haushaltskonsolidierung zurückkehren können. – 
Also: Alles zu seiner Zeit.  

Im Laufe des nächsten Jahres wird man sich dann 
weitere Gedanken machen müssen, ob und gege-
benenfalls wie die Haushaltskonsolidierung be-
schleunigt werden kann. Dies muss im Lichte der 
wirtschaftlichen Entwicklung gesehen werden.  

Derzeit macht es ökonomisch keinen Sinn, sich auf 
eine beschleunigte Konsolidierung ab 2011 festzu-
legen oder den Blick auf einzelne Konsolidierungs-
maßnahmen zu fokussieren. Dezidierte Ankündi-
gungen der Landesregierung zur Stärkung der Ein-
nahmenseite oder zur Senkung der Gesamtausga-
ben wären konjunkturpolitisch kontraproduktiv. Von 
Konsumenten und Unternehmen würden sie glei-
chermaßen antizipiert und könnten entsprechend 
negative Folgen für die gesamtwirtschaftliche Nach-
frage haben.  

Nordrhein-Westfalen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, wird bis spätestens 2020 einen ausgegliche-
nen Haushalt ohne neue Kredite vorlegen. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Das haben Sie 
uns schon einmal versprochen!) 
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Am Konsolidierungswillen der Landesregierung 
besteht kein Zweifel. Das zeigt dieser Gesetzent-
wurf zur Übernahme der Schuldenbremse in die 
Landesverfassung. Auch an den Konsolidierungs-
fähigkeiten, liebe Frau Löhrmann, besteht kein 
Zweifel.  

Bereits zwischen 2006 und 2008 ist es der Lan-
desregierung und den sie tragenden Fraktionen 
gemeinsam gelungen, die Neuverschuldung von 
6,7 Milliarden € in 2005 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

in nur drei Jahren auf 1,1 Milliarden € zu reduzieren. 
Dabei wurde zudem verstärkt in politische Schwer-
punkte investiert, und gleichzeitig wurden 2008 
noch Rücklagen in Höhe von 1,3 Milliarden € gebil-
det. Ohne diese Rücklagenbildung hätten wir bereits 
2008 einen Haushaltsüberschuss erzielt. 

Eine konsequente Konsolidierungspolitik, die die 
Steuereinnahmeansätze nicht so hoch wie zu Ihrer 
Zeit, die Ausgabenansätze nicht zu niedrig wie zu 
Ihrer Zeit kalkuliert und nicht erwartete, disponible 
Steuermehreinnahmen zur Haushaltskonsolidierung 
nutzt, wird auf der Basis einer wachstumsorientier-
ten Politik auch in den kommenden Jahren Erfolge 
zeigen. 

Es gibt deshalb überhaupt keinen Grund, daran zu 
zweifeln, dass es der Landesregierung gelingen 
wird, den Landeshaushalt auszugleichen. 

(Lachen von SPD und GRÜNEN – Hans-Willi 
Körfges [SPD]: Ja, die Erde ist eine Scheibe!) 

– Wir haben das in drei Jahren bewiesen, Herr Körf-
ges, im Gegensatz zu Ihnen. 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Sie haben alles 
bewiesen, nur das nicht! – Gisela Walsken 
[SPD]: Dabei wird er noch nicht einmal rot! – 
Heiterkeit von SPD und GRÜNEN – Zuruf 
von Edgar Moron [SPD]) 

– Herr Moron, Sie kommen doch an den Fakten 
nicht vorbei. Stimmt das etwa nicht, was ich Ihnen 
vorgetragen habe? 

(Edgar Moron [SPD]: Sie haben mehr Steu-
ereinnahmen gehabt! Das ist doch nicht Ihr 
Verdienst gewesen!) 

– Wir bekommen im nächsten Konjunkturzyklus 
auch wieder bessere Einnahmen, 

(Zustimmung von CDU und FDP – Edgar Mo-
ron [SPD]: Ach was!) 

nur haben wir im Gegensatz zu Ihnen 92 % der 
disponiblen Steuermehreinnahmen in die Reduzie-
rung der Nettoneuverschuldung gesteckt. Nehmen 
Sie einmal die Jahre 1995 bis 2000, in denen Sie 
mindestens sehr gute Steuereinnahmen hatten. 
Trotzdem haben Sie die Nettoneuverschuldung 
erhöht. 

(Beifall von CDU und FDP – Widerspruch von 
Gisela Walsken [SPD]) 

Sie können es einfach nicht, Herr Moron.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Wenn es also der Landesregierung in nur drei Jah-
ren gelingt, den Haushalt faktisch zu konsolidieren, 
dann wird ihr dieses Vorhaben erst recht in den 
mehr als zehn Jahren bis 2020 gelingen. Konsoli-
dierung ist kein Hexenwerk. Konsolidierung ist 
machbar. 

Ich sage noch einen Satz zu den Kommunen, mei-
ne Damen und Herren. Ich lese heute von der 
Angst der Kommunen, dass das Land wegen der 
Schuldenbremse zu ihren Lasten werde sparen 
müssen. Das höre ich vom DGB, von den Kultur-
engagierten, das hört man von allen. 

(Gisela Walsken [SPD]: Hören Sie einmal auf 
die Leute! – Hans-Willi Körfges [SPD]: Wir 
sagen das auch!) 

– Aber nicht umsonst hat das Ihre SPD im Bund 
auch im Grundgesetz verankert, lieber Herr Körf-
ges. 

(Gisela Walsken [SPD]: Hä?) 

– Wie? Die SPD hat doch die Schuldenbremse im 
Grundgesetz verankert. Warum zögern Sie über-
haupt noch? Haben Sie etwa bessere Einsichten als 
Herr Steinbrück? Das kann ich mir nicht vorstellen. 

(Ralf Jäger [SPD]: Was hat das mit Ihrem 
Vorschlag zu tun?) 

Meine Damen und Herren, mit diesen Tatarenmel-
dungen, die wir heute wieder lesen, wird ein Popanz 
aufgebaut. 

(Christian Weisbrich [CDU]: Richtig!) 

Bereits die Schuldenbremse im Grundgesetz bindet 
die Länder. Die Landesregierung hat klar erklärt, 
dass sie zur Konsolidierung des Haushalts in erster 
Linie eine Wachstumsstrategie verfolgt. Von den 
wachstumsbedingten Mehreinnahmen werden auch 
die Kommunen profitieren. 

(Carina Gödecke [SPD]: Das müssen Sie de-
nen auch mal sagen!) 

– Ja, das fällt im Moment etwas unter den Tisch, vor 
allem in Ihrer Argumentation. 

(Carina Gödecke [SPD]: Nein! – Gisela 
Walsken [SPD]: Ah ja!) 

Im Übrigen werden wir, meine Damen und Herren, 
mit den Kommunen die Finanzprobleme gemein-
sam diskutieren und auch zu gemeinsamen Lösun-
gen kommen. 

(Edgar Moron [SPD]: So wie bei der gegen-
wärtigen Lösung! – Weitere Zurufe)  
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Ich lade Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, daher hier und heute ein, den mit die-
sem Gesetzentwurf eingeschlagenen Weg der 
Haushaltskonsolidierung gemeinsam mit uns zu 
gehen. Unabhängig von den sonstigen politischen 
Differenzen sind sich alle Beteiligten über die über-
ragende Bedeutung der Haushaltskonsolidierung 
einig. Dies ist auch durch das Abstimmungsverhal-
ten im Bund eindrucksvoll dokumentiert worden. 
Was Herr Steinbrück im Bund vorgemacht hat, kann 
doch für Nordrhein-Westfalen so falsch nicht sein. 

Wir sollten daher in der Lage sein, diesen Gesetz-
entwurf mit einer breiten Mehrheit auszustatten. Ich 
bitte daher nachdrücklich um Ihre Zustimmung. – 
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister Dr. Linssen. – Bevor ich dem Kollegen 
Töns für die Fraktion der SPD das Wort gebe, weise 
ich darauf hin, dass die Landesregierung ihre verab-
redete Zeit zur Einbringung um 9 Minuten und 
34 Sekunden überzogen hat. 

(Gisela Walsken [SPD]: Seine Abschiedsre-
de!) 

Herr Kollege Töns, Sie haben das Wort. Bitte schön. 

Markus Töns (SPD): Vielen Dank, Frau Präsiden-
tin. – Man muss dem Minister zugutehalten, dass 
das vielleicht seine Abschiedsrede war; deshalb ist 
es auch in Ordnung, wenn er einmal 10 Minuten 
überzieht. 

(Beifall von Gisela Walsken [SPD]) 

Meine Damen und Herren! Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Finanzminister 
Dr. Linssen, Sie legen einen Gesetzentwurf zur 
Änderung der Landesverfassung vor, der eine Neu-
fassung des Art. 83 der Landesverfassung vorsieht. 
Diese Neufassung umfasst nur drei Aussagen, die 
ich kurz erläutern möchte:  

Erstens gilt diese Neuregelung bis zum Jahr 2019 
nicht. Zweitens sind die jährlichen Haushalte so 
aufzustellen, dass die Vorgaben des Grundgeset-
zes im Jahr 2020 erfüllt sind. Drittens werden ab 
dem Jahr 2020 bestimmte Regelungen des Grund-
gesetzes Bestandteil unserer Landesverfassung; 
das Nähere wird durch Gesetz geregelt. – Das war 
es auch schon, Herr Minister. 

Oder, Herr Linssen, sollte ich eher fragen: Ist das 
alles? Kommt da noch mehr? – Damit niemand den 
dünnen Regelungsinhalt des neuen Art. 83 der 
Landesverfassung beanstandet, sieht die Ände-
rungsvorlage der Landesregierung einen Verweis 
auf noch ausstehende konkrete, unabwendbare 
Regelungen vor. Diese aber kennt noch niemand. 

Denn mehr als „das Nähere wird durch Gesetz ge-
regelt“ steht in der Regierungsvorlage nicht.  

Das ist für die parlamentarische Beratung einer 
bedeutsamen Verfassungsänderung völlig unzu-
länglich. Ein Parlament, das einen solchen Verfas-
sungstext ohne Kenntnis des Inhaltes der Ausfüh-
rungsgesetze beschließt, würde seine Augen ver-
schließen und seine Aufgabe verletzen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Es würde im wahrsten Sinne des Wortes zum ge-
setzgeberischen Blindgänger werden.  

Herr Minister, Sie erinnern mich nicht nur mit Blick 
auf diesen Fall, sondern auch auf den von Ihnen 
vorgelegten Haushaltsentwurf 2010 an die Karikatur 
eines blinden Nachtwächters in einem Porzellanla-
den, der Tennis spielt. Deshalb ist es aus meiner 
Sicht unzweifelhaft, dass eine Landesregierung, die 
einen solchen nackten Entwurf vorlegt, in Wirklich-
keit eine Vernebelungsaktion und Unangenehmes 
plant; es geht darum, die Tatsachen und Wirkungen 
der vorgeschlagenen Schuldenbremse zu ver-
schleiern. Legen Sie doch die Entwürfe für die Be-
gleitgesetze vor, damit man eine ehrliche Diskussi-
on führen kann.  

Die SPD ist sich ihrer Verantwortung für zukünftige 
Generationen bewusst. Wir fordern eine nachhaltige 
Haushalts- und Finanzpolitik für Nordrhein-
Westfalen. Damit das völlig klar ist: Auch wir wollen 
die Umsetzung der Grundgesetzänderung in Lan-
desrecht. Aber wir wollen wissen, welche Auswir-
kungen das zukünftige Haushaltsrecht hat.  

Auf dem Deckblatt des Gesetzentwurfes steht unter 
„F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die 
Finanzlage der Gemeinden und Gemeindeverbän-
de“ das kleine Wort „Keine“. Ich will das noch ein-
mal wiederholen: keine Auswirkungen auf die 
Kommunen und deren Finanzlage. – Das ist wirklich 
sehr dünn, Herr Minister. So geht das nicht bei ei-
nem Gesetzentwurf. Da müssen Sie schon etwas 
mehr liefern! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Das sollen wir und die Kommunen in diesem Land 
Ihnen dann auch noch glauben. Die Kommunen 
haben einen unglaublichen Raubzug durch ihre 
Kassen erlebt. Sie und der Innenminister haben den 
Städten und Gemeinden 3,3 Milliarden € vorenthal-
ten. Sie haben Ihnen neue Aufgaben aufgebürdet 
und sie mit Mehrkosten sitzen lassen. Ihnen sollen 
die Städte und Gemeinden den Hinweis, dass ihnen 
keine Kosten entstünden, einfach so glauben, ohne 
dass es dazu Fakten gibt? Das halte ich für ziemlich 
abenteuerlich, Herr Minister. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Es ist in diesem Zusammenhang kein Wunder, dass 
die Kommunen in Nordrhein-Westfalen sich große 
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Sorgen im Hinblick auf die Verankerung der Schul-
denbremse in unserer Verfassung machen.  

Ein ehrlicher Kaufmann sieht anders aus, Herr Lins-
sen. Ein ehrlicher Finanzminister hat auch darzule-
gen, welche Verpflichtungen in Zukunft, wenn die 
Gestaltungsfähigkeit von außen begrenzt wird, auf 
den Landeshaushalt zukommen. Denn nicht nur 
Abs. 3 des Art. 109 des Grundgesetzes enthält 
Vorgaben für den Haushaltsgesetzgeber, sondern 
auch – das verschweigt die Landesregierung übri-
gens in diesem Gesetzentwurf – Art. 109 Abs. 2 
Grundgesetz, den ich zitieren möchte:  

Bund und Länder erfüllen gemeinsam die Ver-
pflichtungen der Bundesrepublik Deutschland 
aus Rechtsakten der Europäischen Gemein-
schaft auf Grund des Artikels 104 des Vertrags 
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
zur Einhaltung der Haushaltsdisziplin und tragen 
in diesem Rahmen den Erfordernissen des ge-
samtwirtschaftlichen Gleichgewichts Rechnung. 

Sind das für Sie, Herr Minister Linssen, nur leere 
Worte? 

Ich halte noch einmal fest: Erstens ist es ein sehr 
dünner Gesetzentwurf ohne entsprechende Begleit-
gesetze. Zweitens sind die Auswirkungen auf die 
Kommunen in Nordrhein-Westfalen völlig ungeklärt. 
Drittens werden die Verpflichtungen des Landes 
aus dem EU-Vertrag ausgeblendet.  

Ein ehrlicher Kaufmann, ein ehrlicher Finanzminister 
legt einen ehrlichen Gesetzentwurf vor. Das ist mit 
diesem Gesetzentwurf aber nicht geschehen. Ich 
bin gespannt, ob die Landesregierung, ob Sie, Herr 
Minister Linssen, die Nebelkerzen ausmachen und 
endlich mit offenen Karten spielen. – Ein herzliches 
Glück auf! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Töns. – Als nächster Redner hat nun 
Herr Abgeordneter Weisbrich für die Fraktion der 
CDU das Wort. Bitte schön, Herr Kollege Weisbrich.  

Christian Weisbrich (CDU): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Töns, Sie 
kennen sicherlich das Sprichwort, dass man bis-
weilen den Wald vor lauter Bäumen nicht sieht. Bei 
Ihrer kleinkarierten Kritik am Gesetzentwurf habe 
ich das Gefühl, dass Sie den Blick auf das große 
Ganze verloren haben. 

(Markus Töns [SPD]: Vor lauter Milliarden 
sehen Sie die Schulden nicht mehr!) 

Herr Töns, Sie fragen, was auf die Haushalte an 
Verpflichtungen zukommt. Das ist doch kein Ausga-
bengesetz. An Verpflichtung kommt auf die Haus-
halte zu, keine Schulden mehr zu machen. Das ist 
der Punkt. Es sind doch keine Ausgaben, die auf die 

Kommunen zukommen, sondern die Verpflichtung, 
keine Schulden mehr zu machen.  

Sie meinen, man könnte heute schon alle zukünfti-
gen Auswirkungen erkennen und der Minister sollte 
darüber eine Aufstellung machen. – Lieber Gott, er 
hat doch keine Glaskugel, aus der er die Zukunft 
genau ablesen kann.  

Der Punkt ist, keine Schulden mehr zu machen. 

(Gisela Walsken [SPD]: Der guckt doch sonst 
immer in die Kugel!) 

Sie haben versucht, das sehr kleinteilig zu zerrup-
fen. Lassen Sie uns doch einmal einen Blick auf das 
Ganze werfen. Um was geht es überhaupt? – Meine 
Damen und Herren, noch niemals in der Geschichte 
haben die Menschen in Deutschland mehr und hö-
here Steuern als heute gezahlt. Aber noch nie wur-
den die Staatskassen auch schneller geleert als 
heute. Es hat den Anschein, als seien die Steuer-
zahler dazu verurteilt, ein Fass ohne Boden zu fül-
len. 

(Ralf Jäger [SPD]: Das stimmt doch gar nicht, 
Herr Weisbrich!) 

Meine Damen und Herren, die offen ausgewiesenen 
Staatsschulden der Bundesrepublik stehen derzeit 
bei rund 1,7 Billionen €. Alleine die Schulden des 
Landes Nordrhein-Westfalen – der Finanzminister 
hat sie skizziert – betragen im Augenblick rund 
120 Milliarden €. Meine Damen und Herren, hinzu 
kommt ein noch höherer Betrag an verdeckten 
Schulden, beispielsweise der Gegenwert von Pen-
sions- und Rentenansprüchen.  

Dennoch sind die sozialen Sicherungssysteme bei 
mittel- und langfristiger Betrachtungsweise hoff-
nungslos unterfinanziert. Wir haben zwar riesige 
Schulden, kommen aber trotzdem mit unseren So-
zialaufgaben nicht klar. Gleiches gilt für den Bil-
dungssektor und die Finanzausstattung der Kom-
munen. 

Meine Damen und Herren, angesichts dessen muss 
ich fragen: Wie ist das überhaupt möglich? Wie 
kann es sein, dass auf der einen Seite Rekordsteu-
ereinnahmen verzeichnet werden, auf der anderen 
Seite das Geld aber an allen Ecken und Enden 
nicht ausreicht? – Meine Damen und Herren, das ist 
nur deswegen möglich, weil der Staat insbesondere 
in diesem Bundesland seit Jahrzehnten, praktisch 
seit Gründung der Bundesrepublik, den Menschen 
mehr versprochen hat, als er mit den erzielbaren 
Steuereinnahmen überhaupt leisten kann. Das 
müssen wir uns einmal vor Augen führen: Wir ver-
sprechen ständig mehr, als wir mit den erzielbaren 
Steuereinnahmen leisten können.  

(Karl Schultheis [SPD]: Erzählen Sie das 
einmal Herrn Westerwelle!) 

Es hat auch keinen Zweck, an der Steuerschraube 
zu drehen. Wenn die Leute am Ende überhaupt 



Landtag 16.12.2009 
Nordrhein-Westfalen 16042 Plenarprotokoll 14/138 

 

nichts mehr verdienen und zur Verfügung haben, 
haben Sie mit 90 -%-Steuersätzen auch nichts er-
reicht.  

Vor diesem Hintergrund hat das Bundesverfas-
sungsgericht 1995 den sogenannten Halbteilungs-
grundsatz aufgestellt und klargemacht, dass der 
Staat dem Bürger in der Summe aller Steuerein-
nahmen nicht mehr wegnehmen darf als etwa die 
Hälfte seines Einkommens. Das begrenzt die gan-
ze Sache. Also ist das, was der Finanzminister 
gesagt hat, natürlich völlig richtig: Wir können Kon-
solidierung nicht auf der Steuersatzseite betreiben, 
sondern wir müssen Wachstum erzielen, damit wir 
mehr Steuereinnahmen haben. Anders wird es nicht 
gehen. Kaputtsparen kann man die öffentlichen 
Haushalte auch nicht.  

Herr Körfges, Sie haben vorhin gesagt: Ihr habt in 
der Zeit, in der Ihr regiert, glücklicherweise eine 
vernünftige Wirtschaftssituation und hohe Steuer-
einnahmen gehabt. – Ja, wir haben hohe Steuer-
einnahmen gehabt. Das macht aber auch deutlich: 
Wir müssen wieder auf den Wachstumspfad kom-
men, damit wir in Zukunft wieder Steuereinnahmen 
haben. Das macht Ihr Argument, wir müssten gegen 
die Krise ansparen, völlig obsolet. Das geht doch 
nicht. Wir können doch keine schuldenfinanzierten 
Konjunkturprogramme auflegen, um an anderer 
Stelle das einzusparen, was wir dafür an Schulden 
gemacht haben.  

Liebe Leute, gerade in Nordrhein-Westfalen hat sich 
gezeigt, dass der probate Ausweg, den die vergange-
nen Landesregierungen immer wieder gegangen sind, 
der Weg in höhere Neuverschuldung zulasten künfti-
ger Generationen war. Das haben Sie wirklich toll 
getrieben. Deswegen hatten wir am 31.12.2000 eine 
Verschuldung von 80 Milliarden €. Am 31.12.2005 war 
der Schuldenberg bereits auf 112 Milliarden € ange-
wachsen. Das ist ein Anstieg, Herr Körfges, von rund 
32 Milliarden € in nur fünf Jahren. 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Wie hoch ist er 
heute?) 

Wohin die Fortsetzung dieser schuldenfinanzierten 
rot-grünen Versprechenspolitik führen würde, hat 
die Hartmann-Kommission sofort nach Abwahl von 
Rot-Grün – Ende 2005/Anfang 2006 – errechnet: 
Die Fortsetzung dieser Politik würde zu einem 
jährlichen Defizit von wenigstens 10 Milliarden € 
bereits im Haushaltsjahr 2010 geführt haben.  

Meine Damen und Herren, die Regierung Rüttgers 
hat deshalb von Anfang an einen strammen Konso-
lidierungskurs eingeschlagen: Am 31.12.2010 – der 
Finanzminister hat es gesagt – wird die Verschul-
dung bei rund 129 Milliarden € liegen. Mit einem 
plus von 17 Milliarden € gegenüber 2005 ist das 
immer noch viel zu viel.  

(Gisela Walsken [SPD]: 22 Milliarden €! Ta-
schenrechner!) 

– Frau Walsken, verglichen mit der rot-grünen Re-
gierungszeit ist das aber nur noch die halbe Ver-
schuldungsgeschwindigkeit, und zwar trotz einer 
Wirtschaftskrise, wie sie die Welt seit 80 Jahren 
nicht mehr gesehen hat. Es ist nicht nur die größte 
Krise in der Geschichte der Bundesrepublik, son-
dern es ist die größte Krise, die die Welt seit 80 
Jahren gesehen hat. Trotzdem haben wir die Ver-
schuldungsgeschwindigkeit gegenüber Ihrer Regie-
rungszeit halbiert.  

Die Koalition hat mit Ihrem Antrag wider den 
Staatsbankrott schon kurz nach der Abwahl von 
Rot-Grün die Landesregierung aufgefordert, über 
den Bundesrat auf die Streichung der Verschul-
dungsermächtigung in Art. 115 des Grundgesetzes 
hinzuwirken. Im Juli 2007 hat das Bundesverfas-
sungsgericht entschieden – ich darf mit Ihrer Ge-
nehmigung, Frau Präsidentin, zitieren –: „An der 
Revisionsbedürftigkeit der geltenden verfassungs-
rechtlichen Regelungen ist gegenwärtig kaum 
noch zu zweifeln.“ 

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 

Dies ergebe sich „aus der Erfahrung, dass die staat-
liche Verschuldungspolitik in der Bundesrepublik 
seit den 60er-Jahren nicht antizyklisch agiert, son-
dern praktisch durchgehend einseitig zur Vermeh-
rung der Schulden beigetragen hat.“  

Das ist der Befund des Bundesverfassungsgerichts 
vom Juli 2007.  

Daraus hat man Konsequenzen gezogen. Das finde 
ich vernünftig. Die gemeinsam von Bundesrat und 
Bundestag getragene Föderalismuskommission II 
hat sich mit der Frage beschäftigt, wie diese staatli-
che Neuverschuldung künftig besser beschränkt 
werden kann. Dabei haben sich CDU und SPD auf 
folgende Regeln verständigt: 

Der geänderte Artikel 109 Grundgesetz verpflichtet 
Bund und Länder, ihre Haushalte grundsätzlich 
ohne Einnahmen aus Krediten auszugleichen. 

Ein weiterer Punkt: 

Die bundesgesetzliche Neuregelung zur Begren-
zung der Kreditaufnahme findet erstmals Anwen-
dung für das Haushaltsjahr 2011. 

Der geänderte Artikel 143d Grundgesetz ermäch-
tigt die Länder, von den neuen Vorgaben des 
Grundgesetzes in einem Übergangszeitraum bis 
einschließlich 2019 nach Maßgabe landesrechtli-
cher Regelungen, die wir selbst aufstellen müssen, 
abzuweichen. 

Und spätestens bis zum Ende des Übergangszeit-
raums sind die grundgesetzlichen Regelungen 
eigenverantwortlich in Landesrecht umzusetzen.  

Natürlich kann man sagen, dass wir bis 2019 Zeit 
haben. Aber glauben Sie mir: Was du heute kannst 
besorgen, das verschiebe nicht auf morgen. Las-
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sen Sie uns das lieber gleich anpacken, damit wir 
nicht weiter eine ausufernde Verschuldung haben.  

Gerade in der aktuellen Finanz- und Wirtschafts-
krise wäre es sehr hilfreich, wenn wir eine landes-
rechtliche Regelung hätten, die – erstens – ein 
Abweichen vom Verschuldungsverbot ermöglicht 
und – zweitens – einen Konsolidierungspfad vor-
gibt. Der heute zur Abstimmung stehende Gesetz-
entwurf greift die von der Bundes-SPD mit getra-
genen Beschlüsse auf; auch die Grünen sind auf 
Bundesebene im Grunde genommen auf dem 
gleichen Pfad.  

Die Neuregelung des Artikel 109 Abs. 3 Grundge-
setz zur Begrenzung der Kreditaufnahme wird über 
einen neu gefassten Artikel 83 Bestandteil der 
Landesverfassung und damit unmittelbar gelten-
des Landesrecht. Das machen wir an anderen 
Stellen serienweise, dass wir Regelungen aus dem 
Grundgesetz des Bundes unmittelbar in die Lan-
desverfassung übernehmen. 

Die bisherige Bindung der Kreditaufnahme an den 
Investitionsbegriff wird aufgehoben. Künftig gilt der 
Grundsatz des Haushaltsausgleichs ohne Kredit-
aufnahme. Abweichungen von diesem Grundsatz 
zur symmetrischen Berücksichtigung konjunktureller 
Entwicklungen und in außergewöhnlichen Notsitua-
tionen, die sich der Kontrolle des Landes entziehen, 
sind möglich. Das atmet also ein bisschen. Die 
neuen Regeln gelten ab dem Haushaltsjahr 2020. 
Darüber hinaus sieht der Artikel 83 der Landesver-
fassung Regelungen zur Rückführung der Netto-
kreditaufnahme im Übergangszeitraum bis ein-
schließlich 2019 vor. 

Wenn der Finanzminister sagt, im Jahr 2020 müs-
sen wir so weit sein, dass wir keine Nettoneuver-
schuldung mehr haben, dann kann man sich nach 
Adam Riese ausrechnen, dass wir auf dem Weg 
dahin die Nettokreditaufnahme jährlich um 600 bis 
700 Millionen € reduzieren müssen. Dazu braucht 
man keine große Aufstellung; das kann man sich 
an den fünf Fingern abzählen, wenn man die 
Grundrechenarten gelernt hat.  

Meine Damen und Herren, mit der angestrebten 
Verfassungsänderung wäre wirklich ein Wende-
punkt in der Haushaltspolitik des Landes nachhal-
tig manifestiert. Da kommt es gerade in Zeiten der 
Krise auch darauf an, dass wir vor dem Hinter-
grund der Wirtschaftskrise ein Signal setzen, dass 
wir eine Konsolidierung der Staatsfinanzen anstre-
ben wollen und erreichen werden.  

Ich verstehe ehrlich nicht, dass Sie sich so sehr 
gegen die Einführung der Schuldenbremse in der 
Landesverfassung wehren. Wenn ich den Mei-
nungsumfragen traue, wie sie beispielsweise im 
„Stern“ veröffentlicht wurden, so sind 77 % der 
Grünen-Anhänger und 73 % der SPD-Anhänger 
für die Einführung einer Schuldenbremse. 

(Gisela Walsken [SPD]: Das sind Showef-
fekte, Herr Kollege!) 

Deswegen ist es doch total töricht, die angestrebte 
Verfassungsänderung als Wahlkampfgetöse bei uns 
abzutun. 

(Gisela Walsken [SPD]: Das ist aber so!) 

Machen Sie doch einfach mit. Tun Sie das, was die 
Menschen im Land wollen. Zeigen Sie in Zeiten der 
Krise: Jawohl, wir überwinden die Krise, aber wir 
konsolidieren auch in Zukunft stramm und legen 
uns Selbstbindung auf, damit diese Verschuldung, 
die ich eingangs geschildert habe, so nicht mehr 
weiter um sich greifen kann. 

(Beifall von der FDP) 

Sie sollten auch bedenken, dass von uferlos stei-
genden Schuldenlasten vor allem sozial Schwache 
betroffen sind. Denn gerade die sozial Schwachen, 
Herr Töns, sind auf einen funktionierenden, finanz-
starken Staat angewiesen. 

(Gisela Walsken [SPD]: Haben Sie den fal-
schen Text dabei, Herr Kollege?) 

Gerade die sozial Schwachen können sich einer 
Finanz- und Wirtschaftskrise nicht durch vermehrte 
Eigenvorsorge oder durch Abwanderung entziehen. 
Ja, wir brauchen einen starken Staat. Ein Staat 
kann nur dann stark sein, wenn er nicht uferlos 
Schulden macht.  

(Gisela Walsken [SPD]: „Privat vor Staat!“ 
hieß es doch gerade!) 

Mittlerweile befinden wir uns in Nordrhein-Westfalen 
dank Ihrer tollen Vorarbeit in dieser Situation. Wir 
streiten über Kommunallfinanzen. Im Gemeindefi-
nanzierungsgesetz werden den Gemeinden etwas 
über 7 Milliarden € als ihr Anteil an den Gemein-
schaftssteuern zur Verfügung gestellt. Rund 
5 Milliarden € pro Jahr betragen aber die Zinsen für 
die Schulden, die Sie aufgehäuft haben. 

(Gisela Walsken [SPD]: Machen Sie es 
doch!) 

Also lassen Sie uns doch mit dem Unfug aufhören. 
Lassen Sie uns zusehen, dass wir die Verschuldung 
vernünftig in den Griff bekommen. 

(Markus Töns [SPD]: Geben Sie den Kom-
munen, was ihnen zusteht!) 

Gerade in der historischen Finanz- und Wirtschafts-
krise wäre die Einführung einer Schuldenbremse in 
der Landesverfassung ein wichtiges Signal der 
Glaubwürdigkeit für die Haushalts- und Finanzpolitik 
des Landes. Sie sagen: „Wollen wir doch“, machen 
es aber nicht. Es geschieht nichts Gutes – es sei 
denn, man tut es! Das müssen Sie sich einmal hin-
ter die Ohren schreiben. Machen Sie es doch! 

(Beifall von der FDP) 
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Wer auf Bundesebene zur Verfassungsänderung ja 
sagt, meine Damen und Herren von der Opposition, 
der kann doch auf Landesebene nicht nein sagen. 
Das ist doch widersinnig. Was Sie an Vorleistungen 
für die Verfassungsänderung fordern, das hat es 
doch auf Bundesebene auch nicht gegeben. Wir 
haben – das habe ich vorhin schon gesagt – keine 
Glaskugel, dass wir genau sehen könnten, welche 
Notwendigkeiten auf der Ausgabenseite in den Jah-
ren 2018/2019 auftreten werden.  

Sie wären total unglaubwürdig,  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Sie sind schon 
unglaubwürdig!) 

wenn Sie im Bund „hü!“, auf der Landesebene aber 
„hott!“ rufen. Werden Sie Ihrer Verantwortung für 
das Gemeinwohl gerecht. Stimmen Sie für die An-
nahme dieses vorzüglichen Gesetzentwurfes. – 
Schönen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP – Lachen von Gi-
sela Walsken [SPD]) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Weisbrich. In der Zwischenzeit hat das Prä-
sidium gewechselt, aber das konnte der Redner 
natürlich nicht mitbekommen. Das ist völlig in Ord-
nung.  

Jetzt kommt meine geschätzte Kollegin Frau Frei-
muth von der FDP-Fraktion in die Situation, reden 
zu dürfen. Bitte schön. 

Angela Freimuth (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Jeder Bürger Nordrhein-
Westfalens hat ungefähr 20.100 € Schulden, und 
zwar ohne dass man sich dessen im alltäglichen 
Leben bewusst ist. Aufgenommen hat die für jeden 
Bundesbürger entweder der Bund, das Land oder 
die jeweilige Kommune, in der er lebt. Die Staats-
verschuldung aller Gebietskörperschaften und damit 
aller Bürgerinnen und Bürger insgesamt wird auf der 
Schuldenuhr des Steuerzahlerbundes derzeit mit 
1,648 Billionen € angegeben. Jede Sekunde kom-
men fast 4.500 € hinzu.  

Den größten Anteil an diesem riesigen Schulden-
berg hat nach dem Bund Nordrhein-Westfalen. 
Klar, wir sind das einwohnerstärkste Bundesland. 
Dennoch, meine Damen und Herren: Die Schul-
denuhr weist alleine für Nordrhein-Westfalen einen 
Schuldenstand von 122,2 Milliarden € aus. Das ist 
ein Pro-Kopf-Schuldenstand von 6.791 €, und zwar 
für jeden, egal ob Baby oder Greis und selbstver-
ständlich alle, die dazwischen liegen.  

Meine Damen und Herren, ich glaube, der Grund, 
warum wir in der Haushalts- und Finanzpolitik nicht 
nur einhalten, sondern auch dringend etwas ver-
ändern sollten und müssten, ist ganz anschaulich: 
weil wir mit der Verschuldung, die wir in den letz-

ten Jahren und Jahrzehnten angehäuft haben, 
unsere Bürgerinnen und Bürger maßgeblich be-
lasten, aber insbesondere natürlich die nachfol-
genden Generationen.  

Meine Damen und Herren, es ist deswegen ein 
großer Durchbruch in der Haushalts- und Finanz-
politik, dass Mitte dieses Jahres nach jahrelanger 
Debatte und jahrzehntelanger Verschuldungspolitik 
als Ergebnis der Föderalismuskommission II er-
reicht wurde, eine neue Verschuldensregel in das 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland 
aufzunehmen.  

Die alte Regel, nach der neue Schulden im Nor-
malfall bis zur Höhe der Investitionsausgaben zu-
lässig waren, hatte in der Praxis über die Jahre 
nämlich zu der Mentalität geführt, dass eben nicht 
im Ausnahmefall, sondern im Normalfall Schulden 
aufgenommen, aber eben nie – selbst in konjunk-
turstarken Zeiten nicht – zurückgezahlt wurden. 
Aus dieser Vorgehensweise hat sich in den letzten 
35 bis 40 Jahren der genannte riesige Schulden-
berg aufgehäuft. 

Meine Damen und Herren, mit der neuen Schul-
denregel, die in der täglichen Debatte in Anleh-
nung an das Vorbild der Schweiz oftmals – mal 
mehr, mal weniger liebevoll – Schuldenbremse 
genannt wird, sind in konjunkturellen Normallagen 
keine neuen Schulden mehr erlaubt. Durch die 
Aufnahme in das Grundgesetz ist diese Regel 
gegen das Auf und Ab im politischen Tagesge-
schäft gesichert. Ein weiteres unkontrolliertes An-
wachsen des Schuldenbergs ist damit ausge-
schlossen. Eine Kehrtwende in der Haushalts- und 
Finanzpolitik. 

Meine Damen und Herren, die FDP hat sich in den 
vergangenen Jahren sehr für ein solches Schul-
denverbot engagiert. Wir haben dazu auch schon 
an mehreren Stellen im Landtag Debatten gehabt. 
Mit dem zunehmenden Schuldenstand verspielen 
wir Handlungsspielräume und Gestaltungsoptionen 
nicht nur für amtierende Generationen – das be-
trifft zum Beispiel auch dieses Parlament; wir ha-
ben morgen bei der dritten Lesung des Haushaltes 
durchaus noch die Gelegenheit, zu diskutieren, 
was wir mit den 5 Milliarden € Zinsen, die wir zah-
len, stattdessen machen könnten –, sondern auch 
und insbesondere für nachfolgende Generationen. 
Das führt zu einer Generationenungerechtigkeit. 
Dazu, meine lieben Kolleginnen und Kollegen, 
sehr verehrte Damen und Herren, sollten wir kei-
nen Beitrag mehr leisten. 

(Beifall von FDP und Dr. Michael Brinkmeier 
[CDU]) 

Generationengerechtigkeit und solide Haushaltsfüh-
rung sind Markenzeichen auch der Freien Demokra-
ten und der Landesregierung seit dem Jahr 2005. Wir 
haben bei der Haushaltskonsolidierung – das wird ja 
immer mal wieder angesprochen – erhebliche Erfol-
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ge erreichen können. Als Beispiel nehme ich das 
Haushaltsjahr 2008. Hätten wir nicht die Sondereffek-
te aus der WestLB und dem Finanzmarktstabilisie-
rungsgesetz gehabt, dann, meine Damen und Her-
ren, wäre es bereits zum Haushaltsjahr 2008 gelun-
gen, einen ausgeglichenen Haushalt zu präsentieren, 
und wir hätten es nach Jahren endlich wieder einmal 
geschafft, dass die Einnahmen die Ausgaben finan-
zieren und dass keine Kreditaufnahme erforderlich 
gewesen wäre. 

Meine Damen und Herren, mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf wollen wir die Schuldenbremse 
auch in unserer Landesverfassung implementie-
ren, weil wir eine Verankerung auf der einfachge-
setzlichen Ebene angesichts der Praxis und der 
Erfahrung der letzten Jahre in der Politik und auch 
angesichts der Vorgänge im Zusammenhang mit 
einfachgesetzlichen Vorgaben nicht als durchgrei-
fend erachten. 

In der Debatte – das wurde heute in einem Artikel 
der „Westfalenpost“ benannt – wird immer der 
Einwand herangezogen, dass die Kommunen 
durch die Schuldenbremse benachteiligt würden, 
da das Land mit Krediten auf eine Einnahmequelle 
verzichten würde und die Kommunen damit we-
sentlich weniger Mittel zur Verfügung hätten. Ich 
will an dieser Stelle eine Anmerkung dazu ma-
chen. Natürlich haben wir nach der Landesverfas-
sung nach wie vor die Verpflichtung, unseren 
Kommunen eine angemessene Finanzausstattung 
zur Verfügung zu stellen – das natürlich im Rah-
men der finanziellen Leistungsfähigkeit des Lan-
des.  

Aber die Einnahmen aus Krediten sind anders zu 
bewerten als Einnahmen, die sich aus Steuern 
ergeben. Einnahmen aus Krediten sind nämlich 
nicht Ausdruck der Leistungsfähigkeit des Landes, 
sondern ein negativer Saldo und vielmehr Aus-
druck einer fehlenden Leistungsfähigkeit. Deswe-
gen bleibt bei der Bemessung der Zuweisungen an 
die Kommunen die Kreditaufnahme auch außer 
Acht.  

Die Grundgesetzänderung zur Einführung der 
Schuldenbremse auf Landesebene haben FDP, 
CDU und SPD auf Bundesebene gemeinsam be-
schlossen. Damit haben sie die erforderliche Zwei-
drittelmehrheit im Deutschen Bundestag gestellt. 
Die Grünen haben seinerzeit – das ist zu konsta-
tieren – zugegeben, dass sie zwar vom Konsolidie-
ren und von der Generationengerechtigkeit gerne 
reden, aber dann, wenn es zur Sache geht, lieber 
kneifen. Deswegen kann ich an dieser Stelle die 
Haltung, die in den bisherigen Diskussionsbeiträ-
gen zu diesem Thema insbesondere bei den Kol-
legen der SPD deutlich geworden ist, nämlich dass 
sie eine Schuldenbremse auf der Landesebene 
nicht mittragen wollen, nicht nachvollziehen.  

Ich darf Sie gerade im Interesse nachfolgender 
Generationen herzlich bitten, Ihre Positionen an 

der Stelle noch einmal zu überdenken. Wir werden 
in den nächsten Wochen die Gelegenheit haben, 
einzelne Details in den Ausschussberatungen zu 
diskutieren: Die Finanzplanung würde den Pfad hin 
zu einer schwarzen Null noch nicht abbilden – das 
ist so einer Ihrer Einwände.  

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, Sie haben damit sicherlich recht. Ich 
möchte aber auch noch einmal darauf hinweisen, 
dass wir es im Augenblick noch mit einer wirklich 
nicht mit den Situationen der letzten Jahre ver-
gleichbaren Wirtschafts- und Konjunkturlage zu tun 
haben und dass wir deswegen gemeinsam unsere 
Anstrengungen dafür verstärken müssen, eine 
Umkehr in der Haushalts- und Finanzpolitik hin zu 
einer generationengerechten Vermeidung von 
neuen Schulden und einer Rückführung der beste-
henden Schulden besonders bei einer erstarken-
den Konjunktur dringend zu erreichen. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Freimuth. – Für Bündnis 90/Die Grünen 
erhält Frau Löhrmann das Wort.  

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 
vielen schönen, warmen und ausführlichen Worte, 
die wir jetzt von Herrn Linssen und von den Red-
nern der Koalitionsfraktionen gehört haben, sollen 
uns das Ganze schmackhaft machen. Sie können 
aber über eins nicht hinwegtäuschen: Dieser Ge-
setzentwurf, mit dem eine Schuldenregelung in die 
Landesverfassung aufgenommen werden soll, ist 
ein einziges Ablenkungsmanöver.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Er ist ein Ablenkungsmanöver vom Schulden-
rausch, den Ihnen kein Geringerer als Otto Graf 
Lambsdorff ins Stammbuch geschrieben hat, zu 
dem, was Sie vor allem auf Bundesebene an sys-
tematischem Staatsbankrott betreiben. Nichts ande-
res haben Sie getan, und deswegen ist das ein 
Ablenkungsmanöver von der Politik, damit das nicht 
so auffällt. Aber es fällt natürlich auf.  

Dieser Gesetzentwurf ist auch ein Musterbeispiel für 
die Art und Weise des Arbeitens dieser Regierung, 
ein Musterbeispiel für den Orwellschen Neusprech. 
Umso größer die Worte, umso hehrer die Worte, 
umso schlimmer ist das, was dahinter steckt.  

(Gisela Walsken [SPD]: Ganz genau!) 

Diese Art von Neusprech haben wir eben bei Herrn 
Laschet und jetzt bei Herrn Linssen gehört. Sie 
vollziehen einfach nicht nach, dass es manchmal, 
selbst wenn es Verständigungen über bestimmte 
Ziele gibt, Veränderungsprozesse in der Wirklichkeit 
gibt, die einen veränderten neuen Blick auf die Lage 
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der Dinge hervorrufen müssten. Dazu sind Sie nicht 
in der Lage.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das ist das Problem Ihres gesamten Regierungs-
handelns.  

Ich will es wirklich unterfüttern: In den nächsten drei 
Jahren will der Bund mindestens 270 Milliarden € 
neue Schulden machen. Die neue Regel legt die 
Schulden auf allenfalls 10 Milliarden € pro Jahr fest.  

In Nordrhein-Westfalen sind von 2009 bis 2012 
etwa 26 Milliarden € neue Schulden geplant. Kein 
Jahr unter 6 Milliarden € neue Schulden, Herr Dr. 
Linssen! Stellen Sie sich einmal vor, Sie hätten Ihre 
Schuldenbremse jetzt schon, dann müssten Sie 
diese 26 Milliarden € ab 2012 durch Überschüsse in 
gleicher Größenordnung abbauen. Das ist doch die 
Realität, die Sie mit einem Gesetzentwurf den nach-
folgenden Generationen sozusagen als schwere 
Hypothek hinterlassen wollen.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Da reicht ein Blick zurück, um die Absurdität Ihrer 
Pläne zu verdeutlichen: Im Jahr der höchsten Ein-
nahmen aller Zeiten haben Sie selbst, CDU und 
FDP in diesem Haus, noch immer 1 Milliarde € 
Schulden in Nordrhein-Westfalen angehäuft. Wenn 
Sie Ihre Entschuldungsprogramme hier vorbeten, 
dann vergessen Sie immer auch, die unterschiedli-
che Einnahmensituation im Verhältnis der rot-
grünen Regierungszeit zu Ihrer Regierungszeit zu 
sehen. Das macht nicht nur einen kleinen, sondern 
einen großen Unterschied, meine Damen und Her-
ren.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Jetzt kommen Sie mir nicht mit der Finanzkrise. 
Diese Mär wird nicht aufgehen, und die lassen wir 
Ihnen, Herr Dr. Linssen, und Ihnen allen nicht 
durchgehen. Kommen Sie nicht mit der Finanzkrise. 
Sie haben in diesem und auch im nächsten Jahr 
noch 3 Milliarden € mehr an Einnahmen, als wir sie 
zum Beispiel 2004 hatten. Auch das macht keinen 
kleinen, sondern das macht einen großen Unter-
schied, meine Damen und Herren. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Insofern ist Ihre finanzpolitische Bilanz ein Desaster. 
Die Verschuldung wird 2010 auf über 130 Milliar-
den € angestiegen sein – von 110 Milliarden € 2005 
auf 130 Milliarden € unter dieser Regierung. Und 
darüber können Sie mit Finanzkrise und anderen 
Ausflüchten nicht hinwegkommen.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das tut Ihnen weh, und deswegen verteilen Sie 
diese Placebos.  

Die Schuldenpolitik wird weder im Bund noch im 
Land durch eine Verfassungsänderung besser. 
Vielleicht können Sie mit diesem Gesetzentwurf Ihr 

eigenes schlechtes Schuldengewissen beruhigen. 
Aber an der tatsächlichen Situation ändern Sie rein 
gar nichts. Sie machen Schulden, Schulden, Schul-
den – alles auf Kosten der nachfolgenden Generati-
onen.  

Es ist ja bekannt, dass ich den Kollegen Hegemann 
durchaus schätze, auch wenn ich bei Weitem nicht 
immer seiner Meinung bin. Ich muss ihn jetzt einmal 
bemühen. Wie Sie sich verhalten, das ist so, als 
würde der Kollege Hegemann uns hier heute hoch 
und heilig versprechen: Liebe Leute, im nächsten 
Jahr specke ich ein bisschen ab. – Und weil er 
weiß, wie schwer das ist, futtert er über Weihnach-
ten und Neujahr noch ordentlich drauf, damit es 
hinterher nicht so wehtut. Ich kann das verstehen, 
mir geht es manchmal auch so, ich nehme mich 
ausdrücklich mit dazu. Aber bei Herrn Hegemann 
und bei mir ist es menschlich, wenn man so vor-
geht. Damit schadet man nur sich selbst, wenn man 
sich nicht anders verhält.  

Was Sie aber mit Ihrer Politik betreiben, ist grob 
fahrlässig mit Blick auf die öffentlichen Haushalte, 
die wir hier für das Land und für die Kommunen zu 
verantworten haben. 

(Dr. Michael Brinkmeier [CDU]: Wer im Glas-
haus sitzt, soll nicht mit Steinen werfen!) 

– Ich habe mich doch direkt selbst mit einbezogen. 
Es ist doch bekannt, dass ich gerne gut esse, und 
ich denke, das ist auch mal in Ordnung.  

Herr Minister Linssen, was Sie und Ihre Regierung 
hier treiben, ist ein Ablenkungsmanöver der Tatsa-
chen. Ausgerechnet CDU und FDP, die die Basis 
der Einnahmen für Länder und Kommunen durch 
die Zustimmung zum Schuldenbeschleunigungsge-
setz im Bundesrat zu Steuergeschenken für Bes-
serverdienende immer weiter reduzieren, wollen 
uns hier etwas von Schuldenbremse erzählen. Das 
ist in hohem Maße fahrlässig und auch durchsichtig, 
dass das alles vorne und hinten nicht stimmt.  

(Beifall von GRÜNEN und CDU) 

Sie nehmen mit Ihrer Zustimmung im Bundesrat in 
Kauf, dass 885 Millionen € allein 2010 als Pappen-
stiel betrachtet werden, und reden von einer Schul-
denbremse. Sie sind verantwortlich für Steuerge-
schenke an Hoteliers und Erben. Sie rufen nach 
Berlin: „Ja, mehr von diesen Belastungen!“, angeb-
lich alles fürs Wachstum. 

Und wenn Sie die Sachverständigen hier zitiert 
haben, Herr Dr. Linssen, dass man jetzt keine 
Sparpolitik mit allen Grausamkeiten machen soll: 
Ja, wo sind denn die Zitate der Sachverständigen, 
die Ihnen in allen Anhörungen gesagt haben, dass 
dieses Wachstumsbeschleunigungsgesetz kein 
gutes Gesetz ist und dass es fahrlässig ist, ein 
solches Gesetz zu beschließen? Das hätte zur 
Wahrheit gehört, wenn Sie das auch vorgetragen 
hätten. 
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(Frank Sichau [SPD]: Das passte nicht!) 

Sie kommen mit einer Schuldenbremse und höhlen 
im Moment systematisch den Staat aus. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Es macht eben einen Unterschied, ob man auf 
Bundesebene eine Schuldenbremse verankert, weil 
die Bundesebene eigene Steuerungsmöglichkeiten 
über die Steuerpolitik hat. 

(Gisela Walsken [SPD]: Exakt!) 

Das ist noch einmal ein zentraler Unterschied. Des-
wegen greift es nicht, wenn man sagt: Wir haben es 
da gemacht, also müssen wir es da auch machen. 

Die Grünen haben – Sie wissen, dass ich in der 
Kommission war, die die Grünen zur parallelen Be-
ratung und Begleitung der Föderalismuskommissi-
on II eingesetzt haben – sehr wohl gesagt, dass wir 
uns einer Schuldenbremse auch für die Länder 
nicht verschließen. Aber wir haben gleichzeitig dafür 
geworben, dass es dann auch eigene steuerpoliti-
sche Handlungsmöglichkeiten für die Länder geben 
müsste. 

(Gisela Walsken [SPD]: Exakt!) 

Den Weg sind Sie nicht gegangen. Deswegen ver-
bietet sich hier die einfache Analogie, 

(Horst Becker [GRÜNE]: Scharlatan!) 

so wie Sie das hier vorgetragen haben. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ein Letztes möchte ich sagen, meine Damen und 
Herren! Die Kommunen wären in hohem Maße von 
einer Schuldenbremse des Landes betroffen. Auf 
der einen Seite den Kommunen systematisch die 
Handlungsmöglichkeiten zu entziehen, einen Raub-
zug durch die kommunalen Kassen zu betreiben 
und ihnen auf der anderen Seite keine Handlungs-
möglichkeiten mehr zu geben, das ist ebenfalls grob 
fahrlässig, das ist absurd. 

(Zuruf von Horst Becker [GRÜNE]) 

Die Kommunen von Nordrhein-Westfalen brauchen 
keine Schuldenbremse, sondern sie brauchen einen 
Altschuldenfonds. Und dafür streiten wir. Deswegen 
kommen am Freitag die Bürgermeister der 19 
höchstverschuldeten Städte zu Ihnen und wollen 
von Ihnen etwas hören. Sie wollen nichts von einer 
Schuldenbremse hören, sondern sie wollen eine 
Altschuldenhilfe von Ihnen bekommen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das ist die Situation in Nordrhein-Westfalen. Die 
haben Sie zu verantworten, und die werden wir mit 
aller Kraft auf die Marktplätze tragen, damit die 
Menschen wissen, was das hier für ein verlogenes 
Hin und Her ist: von Schuldenbremse reden und 
hier die größten Schulden aller Zeiten in Nordrhein-
Westfalen machen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Löhrmann. – Jetzt hat der fraktionslose 
Abgeordnete Sagel das Wort. 

Rüdiger Sagel*) (fraktionslos): Wir haben gerade 
gehört, dass das als verlogen bezeichnet wird. Ich 
würde es als große Luftblase bezeichnen, was hier 
gemacht wird. Fakt ist, dass wir in Nordrhein-
Westfalen eine Rekordverschuldung haben; für 
2010 beträgt sie schon 130 Milliarden €, bis 2013 
dann bis zu 150 Milliarden €. Das sind die neuen 
Rekordwerte, die wir mit dieser CDU/FDP-
Landesregierung bekommen. Das ist die reale Situ-
ation.  

Umso erstaunlicher ist es, dass die Grünen, die das 
hier heftig kritisieren, demnächst vielleicht mit der 
CDU regieren wollen. Erstaunlich ist sicherlich auch, 
dass die SPD, die in Berlin bei der Schuldenbremse 
mitgemacht hat, hier in Nordrhein-Westfalen jetzt 
zuckt. Vielleicht hat das auch damit etwas zu tun, 
dass Sie jetzt in Berlin nicht mehr in der Regierung 
sitzen. Ich weiß es nicht. Fakt ist jedenfalls, dass die 
Schuldenbremse dem Land Nordrhein-Westfalen in 
der realen Situation nicht weiterhilft. 

Wir hatten hierzu schon eine Anhörung. Interessan-
terweise gab es nur den Antrag von CDU und FDP 
als Regierungsfraktionen und den Antrag von mir 
als Linkem – keine Anträge von SPD und Grünen 
bei der Anhörung. Auch war interessant zu sehen 
und zu hören, wie das abgelaufen ist. 

Fakt ist jedenfalls, dass wir in den vergangenen 
Jahren immer wieder Konjunktureinbrüche hatten. 
Wir haben jetzt einen sehr massiven Konjunkturein-
bruch. Nichts spricht dafür, dass ähnliche Einbrüche 
für die Zukunft ausgeschlossen sind. Mit einem im 
Grundgesetz festgeschriebenen Verbot neuer Net-
tokreditaufnahmen würden sich alle Landesregie-
rungen der Möglichkeit berauben, in künftigen Notsi-
tuationen angemessen und nach freiem Ermessen 
zur Abwendung der schlimmsten Auswirkungen in 
die wirtschaftliche Entwicklung einzugreifen. Eine 
solche Bindung der Länder verletzt deren Eigen-
staatlichkeit, die gemäß Art. 79 Abs. 3 GG auch 
gegen Verfassungsänderungen geschützt ist. 

Art. 28 Abs. 2 GG macht deutlich, dass schon die 
kommunale Selbstverwaltung auch eine finanzielle 
Eigenverantwortung umfasst. Umso mehr kann den 
Bundesländern nicht durch ein striktes Kreditauf-
nahmeverbot jede finanzpolitische Gestaltungsmög-
lichkeit und Eigenverantwortlichkeit entzogen wer-
den. Das war übrigens auch die Aussage mehrerer 
Professoren, die bei der Anhörung anwesend wa-
ren. Sie haben genau diese grundgesetzliche Prob-
lematik aufgegriffen. 

Zu den Grenzen der Verfassungsänderung nach 
Art. 79 Abs. 3 GG gehört mit dem Schutz der Ei-
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genstaatlichkeit der Länder zugleich der Kernbe-
reich ihrer Haushaltsautonomie, und zwar sowohl in 
verfahrensrechtlicher als auch in inhaltlicher Hin-
sicht. Darunter fällt auch die Kreditautonomie zu-
mindest insoweit, als bei allen diesbezüglichen Re-
gelungen des Bundes dem Land eine substanzielle 
Eigenverantwortung in Bezug auf Bedingungen und 
Zeitfolge einer Kreditaufnahme erhalten bleiben 
muss. 

Diesen Anforderungen genügt die vorgeschlagene 
Schuldenregelung des Bundes nicht. Ich möchte 
zwei Gutachter zitieren, zum einen ist das Professor 
Bontrup, der unter Punkt 10 und 11 in seiner Stel-
lungnahme bei der Anhörung gesagt hat:  

Die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise wird die 
Staatsverschuldung in Deutschland noch einmal 
kräftig ansteigen lassen. Zu diesem Schuldenan-
stieg gibt es aber keine Alternative, weil es ansons-
ten zu einer verheerenden krisenverschärfenden – 
prozyklischen – Wirkung kommen würde. Und: Bei 
Umsetzung der Schuldenbremse sind drastische 
Steuererhöhungen unvermeidlich. Käme es dage-
gen zu Staatsausgabensenkungen, würde unser 
Land großen Schaden nehmen. 

Der DGB hat sich in der Anhörung auch geäußert. 
Er sagt: 

Der DGB weist noch einmal darauf hin, dass ein 
Blick auf die letzten Jahre eindrucksvoll belegt, dass 
eine Konsolidierung auch ohne Schuldenbremse 
möglich ist. In der Diskussion um Staatsschulden 
wird immer wieder die enge teilweise wechselseitige 
Abhängigkeit zwischen Konjunktur und Staatsfinan-
zen vergessen. 

Genau davon haben Sie in den letzten Jahren profi-
tiert, bevor diese große Krise gekommen ist. Da hat 
es Rekordsteuereinnahmen gegeben. Danach wur-
de die Situation schlecht. Gleichzeitig ist Ihr Haus-
halt ins drastische Minus gerutscht. 

Die Vorschläge, die ich dazu gemacht habe, sind 
sehr konkret: Der Landtag spricht sich gegen die 
durch die Föderalismus-II-Kommission erarbeitete 
Neuregelung der verfassungsgemäßen Schulden-
aufnahme, der sogenannten Schuldenbremse, als 
rigorosen Einschnitt in die Handlungsfähigkeit öf-
fentlicher Institutionen aus. Der Landtag stellt fest, 
dass die Länder durch die vereinbarte strukturelle 
Verschuldungsregelung ab 2020 klar gegenüber 
dem Bund benachteiligt werden. Dieses Kreditauf-
nahmeverbot führt zu sozial, ökonomisch und ge-
sellschaftlich unvertretbaren Einschnitten in die 
Leistungen der staatlichen Transfersysteme. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege, Ihre 
Redezeit ist zu Ende. 

Rüdiger Sagel*) (fraktionslos): Ich komme zum 
Ende, Herr Präsident.  

Besonders betroffen werden natürlich wieder die-
jenigen sein, die am unteren Rand der Einkom-
mensskala stehen. Das sind diejenigen, die be-
sonders von dieser Politik, die hier in den nächsten 
Jahren gemacht werden soll, negativ beeinflusst 
werden. Deswegen werden wir als Linke das rigo-
ros ablehnen. 

(Zuruf von Horst Becker [GRÜNE]) 

Ich bin sehr gespannt, wie sich die SPD da verhal-
ten wird. Es ist auch interessant, wie sich die Grü-
nen weiter verhalten werden. Fakt ist jedenfalls: Im 
Moment scheint es so zu sein, dass es hier im 
Landtag keine Mehrheit für diese Verfassungsände-
rung gibt. – Danke schön für Ihre Aufmerksamkeit. 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Sagel. – Für die SPD-Fraktion erhält 
jetzt Frau Kollegin Walsken das Wort. 

Gisela Walsken (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Herr Kollege Weisbrich – ist nicht mehr da –, Herr 
Finanzminister, liebe Kolleginnen und Kollegen aus 
den regierungstragenden Fraktionen, so leicht las-
sen wir Sie hier nicht entkommen nach dem Motto: 
In Berlin haben wir damals in der Großen Koalition 
eine Schuldenbremse beschlossen, und hier knei-
fen wir. 

Ich sage deutlich: Wir beschließen hier jede Schul-
denbremse, die ausschließt, dass am Ende der 
Finanzierungskette die Kommunen die Leidtragen-
den sind. 

(Beifall von der SPD) 

Wir beschließen hier jede Schuldengrenze, meine 
Damen und Herren, die ausschließt, dass hinterher 
der Herr Finanzminister den Raubzug durch das 
Gemeindefinanzierungsgesetz startet. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Denn das scheint sich offensichtlich hinter einer For-
mulierung im Gesetzentwurf – Seite 3 Position F – zu 
verbergen, wo steht: Auswirkungen auf die Selbst-
verwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und 
Gemeindeverbände – „Keine“. 

(Heiterkeit bei Frank Sichau [SPD]) 

Solange Sie uns hier nicht darstellen, wie Sie das 
machen wollen, meine Damen und Herren, werde 
ich auf keinen Fall ein solch durchsichtiges Manö-
ver, wie Sie es hier heute gestartet haben, mitma-
chen. 

(Beifall von der SPD) 

Noch etwas, Herr Finanzminister: Sie wissen ge-
nau – da brauchen Sie nur mit dem Kollegen in Ba-
den-Württemberg zu telefonieren –, dass Sie, um 
eine Schuldenbremse umzusetzen, überhaupt keine 
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Verfassungsänderung brauchen. Sie brauchen sich 
an dieser Stelle gar nicht hinter der Opposition zu 
verstecken. Sie brauchen einfach nur eine Regelung 
in der Landeshaushaltsordnung, und sofort – Sie 
haben noch Zeit bis morgen zur dritten Lesung des 
Haushalts – können Sie noch für 2010 anfangen, die 
Neuverschuldung abzubauen. 

Also, lassen Sie die Scheinheiligkeit, das durch-
schaubare taktische Wahlkampfmanöver, das Sie 
eilends angelegt haben, um die Opposition zu ja-
gen. 

Interessant ist in dem Zusammenhang – man hört 
es –, dass Sie diesen Gesetzentwurf offensichtlich 
unter Zeitdruck zusammengeschustert und über-
stürzt eingebracht haben. Wir hören auch, dass Sie 
im Kabinett auf der Grundlage einer Tischvorlage 
nicht mal darüber diskutiert haben; das zeigt den 
Stellenwert, den die Landesverfassung in Ihrem 
Kabinett hat. 

Ich dachte, Herr Finanzminister, Sie hätten aus dem 
Verfassungsbruch von 2007 gelernt, als Sie schon 
mit Ihrem ersten eingebrachten Haushalt vor dem 
Verfassungsgerichtshof gescheitert sind. 

(Christian Möbius [CDU]: Das müssen Sie 
gerade sagen!) 

– Das sage ich, Herr Kollege Möbius. Ich sage das 
gerade, weil es bei diesem Verfassungsbruch dar-
um ging, dass unzulässigerweise, über die Verfas-
sungsregeln hinaus Schulden gemacht worden 
sind. Sie sind 2005 mit einem Haushalt gestartet, 
der nichts anderes vorsah, als die Schulden nach 
oben zu treiben. Das hat das Verfassungsgericht 
gerügt. 

(Beifall von der SPD) 

Meine Damen und Herren, bevor eine Umsetzung 
der Grundgesetzänderung in Landesrecht erfolgt, 
müssen wir wissen, wie Schuldenabbau in Haus-
haltsrecht umgesetzt werden soll. Allein ideologi-
sche Positionen und die dauernden Wiederholun-
gen eines primitiven Anti-Keynesianismus reichen 
hier, Herr Finanzminister, nicht aus, um seriöse 
Haushaltspolitik zu machen oder uns davon zu 
überzeugen, dass wirklich Neuverschuldung abge-
baut wird. 

Dazu noch einmal Ihre Haushaltsfakten. Entwick-
lung Schuldenstand seit Regierungsübernahme 
30. Juni 2005: Der Finanzminister bestätigte einen 
Schuldenstand – hier von diesem Rednerpult aus – 
von 106,8 Milliarden €.  

(Zuruf von Christian Möbius [CDU]) 

Morgen werden die regierungstragenden Fraktionen 
einen Haushalt beschließen, der 129,1 Milliarden € 
Schulden vorsieht. 22,3 Milliarden € mehr Schulden 
bei sprudelnden Steuereinnahmen – das ist Schul-
denbremse à la Linssen und Rüttgers hier in diesem 
Land. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Markus 
Töns [SPD]) 

Meine Damen und Herren, weitere Fakten: Machen 
Sie sich mal die Mühe und blättern durch die mittel-
fristige Finanzplanung von Dr. Linssen. Es gibt dort 
eine Tabelle auf Seite 77 der Drucksache 14/9701 – 
in der Mitte der Seite; vielleicht zum Nachlesen, 
Kollege Möbius –, in der steht: Schuldenstand in 
2011 135,7 Milliarden € – dann soll die Schulden-
bremse nach dem heutigen Gesetzentwurf ja schon 
wirken –, in 2012 142,1 Milliarden €, in 2013 
148,5 Milliarden €. Also noch mal zum Stand von 
heute fast 20 Milliarden € mehr Schulden. Das ist 
das Live-Szenario Schuldenbremse Dr. Linssen.  

(Beifall von der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir sind sehr wohl der 
Auffassung, dass man über die Reduktion von 
Schulden und die Struktur des Haushalts reden 
muss. Aber wir nehmen die Warnungen des Präsi-
denten des Städte- und Gemeindebundes, Herrn 
Roland Schäfer, auf, der da formuliert: Die Aufnah-
me der Schuldenbremse in die Verfassung – ich 
zitiere wörtlich –, führt zwangsläufig dazu, dass das 
Land zulasten der Kommunen spart. 

Meine Damen und Herren, recht hat er. Diese Ein-
schätzung teilen wir voll umfänglich. Deshalb wer-
den wir uns mit dem Aspekt noch einmal gesondert 
beschäftigen. 

Herr Minister Dr. Linssen, ich fordere Sie heute vor 
dem Hintergrund dieser Debatte auf: Ziehen Sie die 
Drucksache 14/10358 einfach zurück, überarbeiten 
Sie sie. Dann können wir darüber reden, ob wir 
gemeinsam hier im Land Nordrhein-Westfalen 
Schulden abbauen. – Schönen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Walsken. – Ich habe jetzt keine weiteren 
Wortmeldungen. Dann bekommt Herr Dr. Linssen 
das Wort, der Finanzminister.  

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte auf einige Argumente näher eingehen. 
Zunächst möchte ich mich mit Frau Löhrmann 
beschäftigen. Es ist schon erstaunlich, Frau Löhr-
mann, dass Herr Sagel, der leider auch ver-
schwunden ist, sich etwas differenzierter ausdrückt 
als Sie. Er spricht nämlich von einer Luftblase, und 
Sie meinten, das Ganze sei verlogen. Vielleicht 
überlegen Sie sich vor dem Kontrastprogramm, 
das Herr Sagel hier geboten hat, doch noch einmal 
Ihre Wortwahl.  

Ich würde gerne zu Frau Löhrmann Folgendes 
sagen:  
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(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Dass Sie sich an 
Herrn Sagel orientieren, ist ein Hinweis!) 

Sie hat hier natürlich die Meinung der Grünen auf 
Bundesebene vertreten und ist offensichtlich gegen 
jede Schuldenbremse. Ich vermute, dass Sie das 
auch einzelgesetzlich nicht haben wollen – weder in 
der Verfassung noch sonst irgendwo. Sie sagen, wir 
müssten dann so viele Schulden abbauen. Wir wol-
len die Nettoneuverschuldung – das, was drauf-
kommt – endlich auf null bringen, so, wie wir es im 
Jahre 2008 praktisch geschafft haben, Frau Löhr-
mann. 

(Beifall von der CDU) 

Das, was wir in drei Jahren geschafft haben, schaf-
fen wir sicherlich auch in zehn Jahren. 

Zu Herrn Töns und Frau Walsken. Herr Töns hat 
einen ganz interessanten Beitrag geleistet. Ich habe 
gedacht: Mal sehen, wie er mit den Argumenten 
umgeht, die bisher durch Frau Kraft im politischen 
Raum waren oder die Herr Körfges im Haushalts- 
und Finanzausschuss gebracht hatte. Bisher hieß 
es immer: Wir müssen einen Kassensturz haben.  

(Gisela Walsken [SPD]: Machen Sie Ihren 
Kassensturz, Herr Kollege!) 

So etwas haben wir 2005 gemacht. Da haben wir 
Ihre Schattenhaushalte BVG und BLB aufgelöst.  

(Gisela Walsken [SPD]: Sie haben zwei neue 
Schattenhaushalte geschaffen!) 

Sie erinnern sich daran: In diesen Haushalten ha-
ben wir denen das Kapital zugewiesen, das Sie 
ihnen geraubt hatten. Liebe Frau Walsken, Sie 
sprechen von Verfassungsbruch. Sie wissen, dass 
das Urteil des Verfassungsgerichtshofs sehr diffe-
renziert ausgefallen ist. Zur Erinnerung: Das war zu 
unserem zweiten Nachtrag 2005. 

(Gisela Walsken [SPD]: 2006!) 

Da hatten wir gerade die Kapitalentnahme von BVG 
und BLB, die Sie betrieben hatten, zurückerstattet.  

(Gisela Walsken [SPD]: Ihr erster Haushalt, 
genau wie ich es gesagt habe!) 

Dass wir Ihre 6,7 Milliarden Nettoneuverschuldung, 
die Sie drei Jahre lang gemacht haben, nicht in 
einem Rutsch auf 3 Milliarden heruntergebracht 
haben – wir lagen noch 50 Millionen über der Ver-
fassungsgrenze –, ist wegen der Vergangenheit, die 
Sie verursacht haben, nun wirklich kein Wunder.  

(Gisela Walsken [SPD]: Dann hat das Ver-
fassungsgericht das missverstanden!) 

Ich komme gerne noch einmal auf die Bemerkung 
von Herrn Töns zurück. Er hat nicht den Kassen-
sturz angemahnt. Denn das können Sie nachlesen. 
Wie viele Schulden wir haben,  

(Gisela Walsken [SPD]: Ihre! Sie regieren 
hier fünf Jahre!) 

haben Sie hier alles aufgelistet. Da brauchen wir 
keinen Kassensturz, sondern Sie haben selber die 
Zahlen hier alle aufgeblättert – meist sogar richtig 
aus der mittelfristigen Finanzplanung. Sie haben 
eigentlich auch kaum noch davon gesprochen, dass 
man einen Konsolidierungspfad vorlegen muss. Das 
werden wir ja wohl in zehn Jahren schaffen; das 
sind im Durchschnitt – Herr Weisbrich ist kurz dar-
auf eingegangen – 600 Millionen im Jahr. 

Ich will Ihnen mal vortragen, was wir in den Jahren 
2006, 2007 und 2008 geschafft haben. Da haben 
wir die Nettoneuverschuldung von 6,7 Milliarden auf 
3,2, auf 1,9, auf 1,1 Milliarden heruntergefahren. Wir 
haben die Nettoneuverschuldung in drei Jahren um 
5,6 Milliarden heruntergedrückt und haben noch 
Rücklagen von 1,3 Milliarden gebildet. Das sind in 
drei Jahren zusammen 6,9 Milliarden, um die wir die 
Verschuldung gesenkt und Rücklagen gebildet ha-
ben. 

(Beifall von der CDU) 

Also werden wir das doch in zehn Jahren schaffen. 
Fangen Sie doch nicht an, so hasenfüßig zu sein, 
Frau Löhrmann! Das brauchen Sie gar nicht. Erklä-
ren Sie doch einfach, dass auch Sie endlich sparen 
wollen! 

(Beifall von CDU und FDP) 

Sie haben es zwar in Ihrer Regierungszeit anders 
gemacht – das wissen wir ja –, aber Sie müssen der 
Bevölkerung erklären, warum Sie nicht sparen wol-
len. Wenn Frau Walsken sagt: „So einfach kommen 
Sie hier nicht vom Gelände“, sage ich: Sie haben 
das in Berlin beschlossen. Herr Steinbrück hat das 
gemacht. Warum sind Sie nicht in der Lage dazu? 
Inwiefern ist das ein Placebo, Frau Löhrmann? Das 
kann ich beim besten Willen überhaupt nicht mehr 
nachvollziehen. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Weil es ablen-
ken soll von Ihren Schulden!) 

Gott sei Dank haben Sie auch nicht wie bisher da-
von gesprochen, das sei alles viel zu schnell, über-
fallartig. Sie sind von mir seit zwei Jahren immer auf 
dem Laufenden gehalten worden, wie die Diskussi-
on lief. Und Sie selber haben ja noch gesagt, ein 
begleitendes Gremium in Ihrer Partei gehabt zu 
haben. Dann sind Sie bestens informiert. 

Es bleibt übrig, dass Sie uns vorwerfen, wir würden 
Wahlkampf damit machen. Meine Damen und Her-
ren, wenn das so ein Wahlkampfschlager ist, warum 
beteiligen Sie sich denn nicht daran? Warum ma-
chen Sie denn nicht mit?  

(Beifall von der CDU) 

Es wäre doch toll, wenn wir das gemeinsam mach-
ten. 

(Gisela Walsken [SPD]: Scheinheilig!) 
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Wir teilen dann sogar diesen Wahlkampfschlager 
mit Ihnen. Aber, Frau Löhrmann, wenn Sie sonn-
tags über Nachhaltigkeit reden, praktizieren Sie sie 
endlich auch mal werktags!  

(Beifall von CDU und FDP) 

Kommen wir zu Herrn Töns. Er hat drei Argumente 
gebracht – hochinteressant.  

Er hat zunächst gesagt, ein Gesetz ohne Begleitge-
setze könne er nicht mittragen. Das sei ganz 
schlimm, dass nicht alles drinstehe und es dort hei-
ße: Das Nähere wird durch Gesetz geregelt. – Der 
bisherige Art. 83 hat selbstverständlich die gleiche 
Formulierung. Seit wann schreiben Sie alles, was 
Sie in einzelgesetzliche Maßnahmen oder Verord-
nungen bringen, ins Grundgesetz? Wenn Sie noch 
schärfere konkretisierende Bedingungen haben 
wollen, können wir gerne in den Ausschussberatun-
gen darüber reden. Darauf freue ich mich sogar, 
wenn Sie noch ergänzende gute Vorschläge haben.  

(Vorsitz: Präsidentin Regina van Dinther) 

Wir bringen zum Beispiel das in Gesetzesform, 
wovon auch in Berlin – Frau Löhrmann, Sie wissen 
das ja, Sie waren beratend in Ihrer Partei dabei – 
die Rede war: Konjunkturkomponenten, Bereini-
gungsverfahren, wie sieht das strukturelle Defizit 
aus? Das muss alles definiert werden. Dann ist es 
kein nackter Entwurf, sondern es ist ein der Verfas-
sung Nordrhein-Westfalens entsprechender Ent-
wurf. Sie müssen sich eines gefallen lassen: Art. 83 
ist spätestens 2020 verfassungswidrig, weil mit der 
Bundesverfassung nicht mehr in Einklang zu brin-
gen.  

Das zweite Argument von Herrn Töns war – das hat 
Frau Walsken auch gesagt –: Die Kommunen leiden 
darunter. Der Gesetzgeber hat es natürlich in der 
Hand, wo er zum Beispiel die durchschnittlich 
600 Millionen einsparen will. Das muss nicht bei den 
Kommunen sein. Es muss überhaupt nicht sein. 
Wenn Sie nämlich durch Wachstum entsprechende 
Spielräume bekommen, erreichen Sie das, was wir 
2006 bis 2008 gemacht haben: Mit starkem Wachs-
tum, mit stark steigenden Steuereinnahmen haben 
wir sowohl prioritäre Dinge finanzieren als auch 
diese massive Reduzierung der Nettoneuverschul-
dung bewirken können.  

Das dritte Argument von Herrn Töns war auch 
interessant. Er hat nämlich gesagt – vielleicht habe 
ich das ja falsch verstanden –, die Verpflichtungen 
aus der EU-Gesetzgebung würden ausgeblendet. 
Ich nehme an, dass er das 3-%-Kriterium von 
Maastricht meint. Dieses Kriterium ist selbstver-
ständlich nicht ausgeblendet; denn durch eine 
Schuldenbremse wirken Sie erst richtig daran mit, 
dass die 3 % unterschritten werden. Schließlich 
erlaubt der Bund sich eine strukturelle Verschul-
dung von 10 bis 12 Milliarden €. So lautet ja der 
Kompromiss, den wir seinerzeit in Berlin geschlos-
sen haben. 

Meine Damen und Herren, ich habe vom Sachver-
ständigenbericht gesprochen. Frau Löhrmann hat 
mich aufgefordert, die Sachverständigen voll zu 
zitieren. Die Sachverständigen sagen zu diesem 
Sachverhalt, 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Nein! Es ging 
darum, was sie zum Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz sagen!) 

dass wir im Grunde genommen alles richtig ma-
chen, dass wir 2009 und 2010 expansive Haushalte 
fahren, dass wir ab 2011 ein klares Konsolidie-
rungssignal geben und vor allen Dingen prioritär in 
Bildung investieren sollten. Genau das tut diese 
Landesregierung. Schöner hätte der Sachverstän-
digenbericht überhaupt nicht sein können. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Was sagen die 
Sachverständigen denn zu der Regelung für 
die Hoteliers?) 

– Dass die Sachverständigen jetzt zu bestimmten 
im Wachstumsbeschleunigungsgesetz enthaltenen 
Maßnahmen eine abweichende Meinung haben, 
bestätige ich Ihnen gerne, Frau Löhrmann. Damit 
habe ich überhaupt keine Probleme. Aber Ökono-
mie ist nun einmal etwas anderes als Schule. – 
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Minister Linssen. – Herr Becker hat sich zuerst 
gemeldet. Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Herr Becker, bitte. 

Horst Becker*) (GRÜNE): Sehr geehrte Damen und 
Herren! Herr Linssen, ich möchte mir die Gelegen-
heit nicht entgegen lassen, Ihnen zu einigen Punk-
ten zu antworten. 

Bevor wir in die Technizismen abgleiten, muss man 
einmal grundsätzlich feststellen: Auf der einen Seite 
stehen wir im Land Nordrhein-Westfalen vor einer 
Haushaltssituation mit einer Rekordverschuldung. 
Aus meiner Sicht ist es so. Sie versuchen ja immer, 
das mit ein paar haushaltstechnischen Tricks ein 
bisschen wegzuschwiemeln. Auf der anderen Seite 
reden wir darüber, dass wir dadurch Generationen-
gerechtigkeit üben, dass wir zukünftigen Generatio-
nen die Möglichkeit zur Verschuldung, wenn sie 
denn nötig ist, nicht mehr im gleichen Ausmaß las-
sen. Das scheint mir mit Generationengerechtigkeit 
überhaupt nichts zu tun zu haben, sondern ein Zei-
chen dafür zu sein, dass Sie heute tatsächlich das 
machen, was Frau Löhrmann und Frau Walsken 
Ihnen eben gesagt haben: Sie lenken ab. Sie wollen 
ablenken. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Gestatten Sie mir noch eine zweite grundsätzliche 
Bemerkung. Genauso grundsätzlich, wie Sie immer 
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wieder Falsches vortragen, möchte ich die Zahlen 
korrigieren. Sie haben im Jahr 2008 immerhin noch 
etwas mehr als 1 Milliarde € Nettoneuverschuldung 
obendrauf gesattelt – vor dem Hintergrund, dass Sie 
die absolute Rekordeinnahme hatten, nämlich 
8 Milliarden € mehr als die rot-grüne Landesregie-
rung im Jahr 2004. Die damalige Landesregierung 
hat seinerzeit übrigens – auch das gehört zur 
Wahrheit – den Kommunen sogar noch Zuweisun-
gen nach dem GFG kreditiert, die Sie in Höhe von 
600 Millionen € dann im Jahr 2006 bei erheblich 
besseren Steuereinnahmen als Erstes wieder zu-
rückgeholt haben. 

(Beifall von Gisela Walsken [SPD] – Zuruf 
von Christian Möbius [CDU]) 

Damit kommen wir der ganzen Wahrheit auch 
schon ein Stück näher. Erstens haben Sie also nicht 
nur zu keiner Zeit Schulden abgebaut, sondern 
maximal einen kleineren Teil der exorbitanten Steu-
ermehreinnahmen genutzt, um Nettoneuverschul-
dung abzubauen. Das ist etwas völlig anderes. Die 
Schulden sind also gestiegen. Zweitens haben Sie 
den Kommunen ganz erheblich in die Tasche ge-
griffen. 

Warum hat das etwas mit der Schuldenbremse zu 
tun? Wenn Sie sich nach Anhörungen vielleicht 
auch einmal die Protokolle anschauen, sehen Sie, 
was Herr Hamacher, CDU-Mitglied, vom Städte- 
und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen gesagt 
hat. Sprechen Sie einmal mit ihm. Sie sollten sich 
nicht nur hier unter der Käseglocke aufhalten und 
von Herrn Linssen unterrichten lassen, sondern 
auch einmal mit anderen unterhalten. Herr Hama-
cher hat ausgeführt, vor dem Hintergrund dieser 
Konzeption der Schuldenbremse mit Verfassungs-
rang sei es selbstverständlich so, dass die Kommu-
nen – übrigens nicht nur wegen der Erfahrungen, 
die sie in den letzten fünf Jahren mit Ihnen gemacht 
haben; diese kommen noch dazu – als Letzte in der 
Kette quasi von den Hunden gebissen würden und 
dann weit davon entfernt seien, den verfassungs-
rechtlichen Mindestanspruch für ihre kommunalen 
Aufgaben auch nur irgendwie gesichert zu sehen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das könnten Sie alles nachlesen, wenn Sie denn 
einmal lesen würden. Anhörung hat etwas mit Zuhö-
ren, Auf-sich-Wirken-Lassen und Verstehen zu tun. 

Vor diesem Hintergrund ist die Frage berechtigt – 
diese Frage steht auch im Raum –, warum Sie das 
alles tun. Meine Kollegin hat Ihnen gesagt, dass das 
erstens etwas mit dem Wahlkampf zu tun hat. Wer 
auf der einen Seite versagt, muss auf der anderen 
Seite, ohne dass er dafür etwas leisten muss, für 
die Zukunft Potemkinsche Dörfer aufbauen. 

Es hat zweitens etwas damit zu tun, dass Sie sich 
an dieser Stelle wieder bei Dritten bedienen wollen. 
Was Sie angeht, bin ich relativ optimistisch, dass es 
im nächsten Jahr dazu nicht kommen wird. Gleich-

wohl weiß man ja nicht, wer am Ende Finanzminis-
ter wird. Die Erfahrung, die Kommunen gemacht 
haben – übrigens zu allen Zeiten mit allen Finanz-
ministern –, ist, dass sie, wenn sie nicht abgesichert 
sind, am Schluss diejenigen sind, die die Zeche zu 
zahlen haben. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das ist auch nichts Imaginäres, sondern bedeutet, 
dass die Bürgerinnen und Bürger bei der Daseins-
vorsorge, im täglichen Geschäft des sozialen Le-
bens miteinander und bei der Infrastruktur vor Ort 
die Zeche zahlen. Wer sich insbesondere im Ruhr-
gebiet und im Bergischen Städtedreieck umschaut, 
sieht, wohin wir in den letzten Jahren verschärft 
gekommen sind. 

Jetzt will ich Ihnen noch eine Zahl zum Jahr 2008 
mit auf den Weg geben, damit Sie sie einmal auf 
sich wirken lassen. Sie rühmen sich, dass Sie in 
einem solchen exorbitant guten Jahr bei den Steu-
ereinnahmen „nur“ – in Anführungsstrichen – 
1 Milliarde € Nettoneuverschuldung zusätzlich auf-
genommen haben. Gleichzeitig schauen Sie sich 
nicht an, was Sie den Kommunen in dem gleichen 
Jahr angetan haben. Das kann man nämlich sehr 
gut an den Kassenkrediten ablesen: In diesem auch 
bei den Steuern für die Kommunen sehr guten Jahr 
gab es 1 Milliarde € mehr Kassenkredite. Daran 
erkennt man, dass die Kommunen, Herr Hamacher, 
der DGB und andere alle recht haben, wenn sie 
Bedenken gegen eine Schuldenbremse mit Verfas-
sungsrang für einen Landeshaushalt äußern – an-
gesichts dessen, dass das Land selber kein Steuer-
heberecht in nennenswertem Umfang hat und die 
Kommunen all das haben erfahren müssen, was ich 
eben in Kürze beschrieben habe. 

Deswegen kann ich Ihnen nur sagen: Wenn Sie es 
ernst meinen würden und hier nicht nur ein vergifte-
tes Schauspieler-Geschenk an die Opposition rich-
ten wollten, würde ich Ihnen gerne die Hand rei-
chen, um mit uns zusammen in dem gleichen Ge-
setz einen Mindestanspruch für die kommunale 
Finanzausstattung verfassungsrechtlich zu veran-
kern. Dann können wir darüber reden. Solange Sie 
das nicht tun, wollen Sie so weitermachen wie in 
den letzten Jahren, nämlich sich bei Dritten bedie-
nen, den eisernen Hans zulasten Dritter spielen. 
Das geht nicht. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD – Gisela 
Walsken [SPD]: Genau richtig!) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Becker. – Für die SPD hat sich noch Herr Töns 
gemeldet. 

Markus Töns (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Herr Minister, das kann man nicht 
so stehen lassen; das muss ich deutlich sagen. Sie 
stellen sich hier als ehrlicher Kaufmann hin und 
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verbreiten weiterhin auch in dieser Debatte nur Ne-
belkerzen, anstatt Antworten zu liefern, und das – 
das muss man Ihnen noch einmal vorhalten, die 
Kollegin Walsken hat es vorhin schon erwähnt – bei 
22 Milliarden € mehr Schuldenaufnahme.  

Wir landen Ende 2010 bei einem Schuldenstand 
von ca. 130 Milliarden €. Dabei ist der dreiste Griff in 
die Kassen der Kommunen – der Kollege Becker 
hat es eben gesagt – in Höhe von 3,3 Milliarden € in 
den vergangenen Jahren nicht zu vergessen. Aber 
Sie sagen hier: Das ist alles ohne Probleme. Sie 
wollen die Schuldengrenze durch Steuermehrein-
nahmen erreichen. Das ist schon abenteuerlich, 
Herr Minister. Sie geben keine Antwort auf nur eine 
der Fragen, die wir hier gestellt haben, und wollen, 
dass wir dem einfach so zustimmen. Sie wissen bis 
heute nicht, wie Sie die Schuldengrenze wirklich 
erreichen wollen. 

Ich will Ihnen noch einmal sagen: Wenn Sie erstens 
einen sehr dünnen Gesetzentwurf ohne entspre-
chende Begleitgesetze oder Hinweise auf diese 
Begleitgesetze einbringen, dann wird es schon sehr 
schwierig. Wenn Sie zweitens die Auswirkungen auf 
die Kommunen in Nordrhein-Westfalen völlig unge-
klärt lassen und keine andere Antwort darauf geben 
als: „Wir werden mehr Steuereinnahmen haben“, 
wenn Sie drittens die Verpflichtung des Landes aus 
dem EU-Vertrag komplett ausblenden, dann weiß 
ich nicht, wohin das führt.  

Ich will noch einen vierten Punkt anführen: Im Mo-
ment finden in Kopenhagen die Verhandlungen zum 
Klimaschutz statt. Auch da wird die Bundesrepublik 
sicherlich Zugeständnisse machen. Das wird sich 
haushälterisch auch auf die Länder und Kommunen 
auswirken. Haben Sie sich darüber schon einmal 
Gedanken gemacht? Über all das müssen wir dis-
kutieren. 

Deshalb sage ich am Ende meines Wortbeitrags 
noch einmal, Herr Minister: Das ist kein Gesetzent-
wurf, sondern es ist nichts anderes als Ihr Testa-
ment und das Ende dieses Ministers. – Danke. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Töns. – Es spricht noch einmal der Finanzmi-
nister. 

(Zuruf von der CDU: Asche auf sein Haupt!) 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Frau Löhrmann, an 
Ihre Adresse, vielleicht auch an die Adresse von 
Herrn Töns wegen seiner Bemerkung zu den Rie-
senschulden, die jetzt gemacht werden: Sie leug-
nen, Frau Löhrmann – das habe ich in Ihrem Bei-
trag sehr deutlich vernommen – dass es überhaupt 
eine Finanzkrise gibt. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Oh!) 

Es gibt kein Land in der Bundesrepublik, kein Land 
in Europa – Sie lesen es doch jeden Tag –, das sich 
nicht horrend verschulden muss, um in dieser kon-
junkturell schwierigen Lage gegenzusteuern. Wir 
leben nun einmal mit Zyklen in der Konjunkturpolitik; 
das wissen Sie. Wir werden aber mit Sicherheit 
auch wieder solche Zeiten bekommen, wie wir sie 
zwischen 2006 und 2008 hatten. Wir haben jetzt ein 
Minuswachstum – das ist ein fürchterliches Wort – 
von 5 %; 6 % waren prognostiziert. Ich vermute, 
dass Ihnen noch einfällt, dass sich daraus die völlig 
veränderte Schuldenlage gegenüber 2008 erklärt. 
Das versuchen Sie wegzudiskutieren, um es uns 
anzuhängen. Aber es geht kein Weg daran vorbei, 
dass wir eine Finanz- und Weltwirtschaftskrise ha-
ben. 

Frau Walsken, Sie haben in Ihrem Beitrag gesagt, 
wir jagen Sie. Mein lieber Onkel Otto, wenn es so 
schmerzlich für Sie ist, dass wir auf Konsolidie-
rungspolitik drängen, dann tun Sie mir leid. Wir ja-
gen Sie, haben Sie gesagt. – Ja, dann jagen wir Sie 
noch mehr. 

(Gisela Walsken [SPD]: Mein Gott! Haben 
Sie sonst nichts?) 

Sie müssen endlich mal kapieren, dass die Politik, 
die Sie 40 Jahre betrieben haben, so nicht weiter-
geht. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Herr Becker, wir lenken überhaupt nicht ab. Ich 
sage jedem, der es hören will, dass wir im Jahre 
2007 durchaus bestimmte Konsolidierungsanstren-
gungen von den Kommunen verlangt haben. Trotz-
dem ist die Wahrheit, dass sie in 2008, 2009 und 
2010 Riesenbeträge aus dem Landeshaushalt be-
kommen. Sie erhalten 27 % der verfügbaren Mittel. 
Das haben Sie in Ihrer Periode nie geschafft. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Sie kriegen in 2009 mit knapp 8 Milliarden € den 
höchsten Betrag, der je in diesem Land an die 
Kommunen ausgeschüttet worden ist. Sie bekom-
men in 2010, dem ebenso schweren Krisenjahr, den 
zweithöchsten Betrag.  

(Markus Töns [SPD]: Da sagt Herr Wittke 
aber was anderes, Herr Minister!) 

Nach Ihrer Rechnung hätte er noch ein bisschen 
höher ausfallen können. – Ja, Herr Becker, hätte er. 
Aber wir haben 2006 von der gesamten Bevölke-
rung Konsolidierungsbeiträge verlangt. Wir haben 
es 2007 von den Kommunen verlangt, weil sie 2006 
alles zurückzahlen mussten, was Sie ihnen vorher 
gestundet hatten. Das wissen Sie alles. 

Wir haben 92 % – ich wiederhole es noch einmal – 
aller verfügbaren Steuermittel in die Reduzierung 
der Nettoneuverschuldung gesteckt. Sie sagen 
immer, meine Damen und Herren, die Kommunen 
seien die Letzten in der Kette. Sie bekommen 23 % 
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unserer Gemeinschaftssteuern. Sie hatten den Satz 
irgendwann mal – ich glaube, es war 1986 – 

(Lachen von Gisela Walsken [SPD] und Syl-
via Löhrmann [GRÜNE]) 

von 28 % auf 23 % heruntergesetzt. Das könnte ich 
Ihnen heute vielleicht auch noch vorhalten, wenn 
Sie so in die Vergangenheit schauen. 

Mit Herrn Hamacher, Herr Becker, unterhalte ich 
mich vermutlich sogar häufiger als Sie. Was meinen 
Sie, wie oft ich mich mit Herrn Hamacher und ande-
ren über die Kosten der deutschen Einheit unterhal-
ten habe?  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Es kommt nicht 
auf die Quantität, sondern auf die Qualität 
an!) 

Das brauchen Sie mir also gar nicht zu empfehlen. 
Wir sitzen hier nicht im Glashaus. 

(Zuruf von Horst Becker [GRÜNE]) 

– Die Kommunen bekommen immer das, 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Was Sie ver-
dient haben!) 

was vor dem Hintergrund der Leistungsfähigkeit des 
Landes möglich ist. So steht es in unserer Verfas-
sung, Herr Becker. Vielleicht schauen Sie einmal in 
unsere Verfassung hinein. 

Dass die Kommunen 2007 und 2008 zum ersten 
Mal nach langer Zeit wieder einen positiven Saldo 
gehabt haben, gehört auch zur Wahrheit. Sie neh-
men immer nur die Städte, die mit Kassenkrediten 
zu tun haben. Aber der Durchschnitt aller Kommu-
nen in Nordrhein-Westfalen hat 2007/2008 exzellen-
te Jahre erlebt. Jetzt, 2009, stürzen die Kommunen 
genauso ab wie das Land und müssen viel mehr 
Schulden machen. Über die kommunale Situation 
werden wir uns sicherlich noch gesondert unterhal-
ten. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Finanzminister. – Meine Damen und Herren, 
damit kommen wir … 

(Gisela Walsken [SPD]: Weitere Wortmel-
dungen liegen vor!) 

– Noch jemand? – Bitte schön, Frau Löhrmann.  

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will vorsorglich 
darauf hinweisen, dass die Regierung für die Ver-
längerung der Redezeiten verantwortlich ist, 

(Gisela Walsken [SPD]: Schon bei der Ein-
bringung des Gesetzentwurfs!) 

die es schon bei der Einbringung des Gesetzent-
wurfs nicht geschafft hat, mit ihrer Zeit auszukom-
men. Es wird nicht besser, Herr Finanzminister. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich leugne nicht, dass es eine Finanzmarktkrise 
gibt. 

(Zurufe von der CDU) 

Ich leugne aber – und bin dezidiert anderer Auffas-
sung –, dass eine Abwrackprämie ein geeignetes 
Mittel gegen die Finanzmarktkrise ist. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Und ich bin dezidiert nicht der Auffassung, dass das 
Schuldenbeschleunigungsgesetz, dem Sie im Bun-
desrat am Freitag zustimmen wollen, eine adäquate 
Antwort auf die Finanzmarktkrise ist. Das leugne 
ich. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Hinter all dem verstecken Sie sich und unterhöhlen 
systematisch die Handlungsfähigkeit dieses Bun-
deslandes und damit der Kommunen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Es geht um die schlichte Frage, Herr Finanzminis-
ter, ob 34 Milliarden € Einnahmen im Jahr 2004 
auch nach Ihrer Rechenmethode weniger sind als 
die 37 Milliarden €, die Sie immer noch für 2010 
veranschlagen. Ich frage Sie einfach: Sind 34 Milli-
arden € mehr oder weniger als 37 Milliarden €? 

(Gisela Walsken [SPD]: Taschenrechner!) 

Es geht um diesen schlichten Unterschied zwischen 
der Einnahmesituation des Landes, mit der Sie jetzt 
arbeiten können, und derjenigen, mit der Rot-Grün 
im Jahr 2004 leider nur arbeiten konnte. Auf diesen 
schlichten Unterschied in der Haushaltspolitik des 
Landes wollte ich hinweisen. 

Jetzt komme ich noch einmal auf die Kommunen zu 
sprechen. Es stimmt nämlich nicht, verehrter Herr 
Finanzminister, dass Sie den Kommunen einfach 
nur immer wieder 23 % der Verbundmasse geben. 
Nein, Sie haben etwas anderes getan. Ich möchte 
nur einige Punkte aufzählen. 

Erstes Beispiel: Sie haben den Ausgleich bei den 
Kindergartenbeiträgen abgeschafft. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Sie haben den Kommunen pro anno ungefähr 
100 Millionen € entzogen. Durch diese Politik, es 
nicht mehr einheitlich zu regeln, verschärfen Sie die 
soziale Spaltung in den Kommunen und damit mit-
telbar bei den Familien. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Es ist ein Skandal, dass es sich eine Stadt wie Düs-
seldorf leisten kann, auf Kindergartenbeiträge zu 
verzichten, eine arme Stadt wie Solingen aber nicht. 



Landtag 16.12.2009 
Nordrhein-Westfalen 16055 Plenarprotokoll 14/138 

 

Das dürfte sie auch gar nicht, weil der Innenminister 
sie an einer sehr kurzen Leine hält 

(Beifall von der SPD) 

und damit die Substanz in unseren Städten und 
Gemeinden immer unterschiedlicher wird. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das zweite Beispiel sind die Schülerbeförderungs-
kosten, bei denen auch schon Millionenbeiträge 
zusammengekommen sind. 

Das dritte Beispiel: die Grunderwerbsteuer. Sie 
haben den Kommunen jährlich 180 Millionen € ent-
zogen.  

Ich könnte die Litanei mit Weiterbildung und vielen 
anderen Bereichen fortsetzen. Das ist Ihre kommu-
nalpolitische Bilanz. 

Die Grünen bleiben dabei: Am 9. Mai geht es nicht 
nur um die fatale Landespolitik, die Sie zu verant-
worten haben, es geht nicht nur darum, dass Sie 
sich für den Stümper-Start rechtfertigen müssen, 
den Schwarz-Gelb in Berlin zu verantworten hat, 
sondern auch darum – das sage ich ausdrücklich –, 
was Sie in den Kommunen dieses Landes angerich-
tet haben. Auch darüber wird am 9. Mai 2010 abge-
stimmt. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Da können Sie noch so oft ans Rednerpult kom-
men: Diese Auseinandersetzung gewinnen wir. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Löhrmann. – Herr Körfges bitte. 

Hans-Willi Körfges (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die Debatte nimmt einen 
sehr interessanten Verlauf. Den Zusammenhang 
mit den Kommunalfinanzen sehen beileibe nicht nur 
wir. 

Ich will noch einmal zwei Dinge klarmachen: Wer 
das Konjunkturpakt der ehemaligen Bundesregie-
rung mit diesem Steuerverschleuderungspaket ver-
wechselt, das im Augenblick anliegt, verwechselt 
Dinge, die konjunkturell wirksam waren, mit Dingen, 
die nur dazu dienen, wenigen mehr in die Taschen 
zu spülen, wie beim aktuellen Gesetzespaket, mei-
ne Damen und Herren. Die konjunkturelle Wirkung 
ist gleich null. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Sie wollen diese Politik dadurch überhöhen, dass 
Sie mit uns über eine Schuldenbremse diskutieren, 
und zwar zulasten der Kommunen. 

(Gisela Walsken [SPD]: Genau so!) 

Wenn Sie es mir nicht glauben, dann zitiere ich aus 
der „Zeitschrift für Kommunalfinanzen“ einen in 
NRW gut bekannten Menschen, nämlich Kyrill 
Schwarz, seines Zeichens Leiter der Grundsatzab-
teilung für Verfassungsfragen in unserer Staats-
kanzlei. Er hat in einem aufsehenerregenden Auf-
satz in Bezug auf die Schuldenbremse Folgendes 
ausgeführt, was ich auch der Lektüre unseres Fi-
nanzministers empfehle. Ich zitiere wörtlich: 

Verschuldungsverbote für die Länder, wie sie Ge-
genstand der Neufassung von Landesverfassungen 
sind, bergen die Gefahr, dass der kommunale Fi-
nanzausgleich als disponible Masse zur Einhaltung 
der Verschuldungsgrenzen herhalten muss. Dies 
würde bedeuten, dass die kommunalen Haushalte 
erneut die Reservekasse der Länder bilden. 

Das haben nicht wir gesagt; sondern das ist eine 
Erkenntnis, die offensichtlich sogar im engeren Füh-
rungsbereich dieser Landesregierung besteht, näm-
lich bei Herrn Schwarz, der Herrn Rüttgers in 
Grundsatzfragen zur Beratung zur Verfügung steht. 
Meine Damen und Herren, ich kann nur empfehlen: 
Hören Sie doch mal auf Leute aus Ihren eigenen 
Reihen, 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Gisela 
Walsken [SPD]: Sehr gut! Sie können das ja 
mal probieren!) 

die das wissen und sogar verschriftlichen, wenn 
auch nicht in Nordrhein-Westfalen. Aber ich bin froh 
darüber, dass wir es gefunden haben. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Körfges. – Gibt es noch weitere Wortmeldun-
gen? – Das ist nicht der Fall. Damit kommen wir 
zum Schluss der Beratung. 

(Gisela Walsken [SPD]: Sprachlosigkeit bei 
den Regierungsparteien!) 

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Gesetzentwurfs Drucksache 14/10358 an den 
Hauptausschuss – federführend – sowie mitbera-
tend an den Haushalts- und Finanzausschuss 
und den Ausschuss für Kommunalpolitik und 
Verwaltungsstrukturreform. Wer dieser Überwei-
sungsempfehlung zustimmen möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Gibt es Gegenstimmen? – 
Gibt es Enthaltungen? – Dann ist die Überweisung 
einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe auf: 

4 Bildungsinvestitionen finanzieren – Ost-Soli 
zum Bildungssoli umbauen 
Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/10152 
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Ich eröffne die Beratung und erteile Frau Löhrmann 
von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das Wort. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Heute ist ein guter Tag zur Beratung die-
ses Antrags, weil die Kanzlerin heute zum Bil-
dungsgipfel lädt. Ich möchte im Grunde genommen 
nur folgende zwei Themenfelder ansprechen.  

Wenn die Kanzlerin, die Ministerpräsidenten und 
Schwarz-Gelb es damit ernst meinen, dass die 
Bundesrepublik in Sachen Bildungspolitik insgesamt 
wirklich handlungsfähig werden soll, gilt es, eine 
Lehre aus dem Fehler zu ziehen, dass man bei der 
Föderalismusreform I ein Kooperationsverbot be-
schlossen hat, sodass der Bund nicht mehr, wie es 
unter Rot-Grün noch möglich war, etwa ein 5-
Milliarden-Programm zur Finanzierung von Ganz-
tagsschulen in der Bundesrepublik Deutschland 
auflegen kann. Es war ein großer Fehler, dieses 
Kooperationsverbot zu beschließen. Die Grünen 
waren die einzige Fraktion in diesem Hause, die 
das nicht mitbeschlossen hat. Es war uns so wich-
tig, dass wir sogar die Föderalismusreform I daran 
haben scheitern lassen. Leider hat es die Große 
Koalition dann anders beschlossen. 

Bildung ist eine gesamtstaatliche Aufgabe von 
Bund, Ländern und Gemeinden. Für die Vorstel-
lung, dass das ein Zusammenspiel von Bund, 
Ländern und Gemeinden sein muss, gibt es, wenn 
man die Menschen danach fragt, zu über 90 % 
Zustimmung. Es wäre also ein sehr gutes Signal, 
wenn Sie sich heute dazu äußern würden.  

Im weiteren Verlauf des Tages kommen wir gerade 
auf diese Forderung noch einmal zurück, weil Frau 
Schavan, die das Kooperationsverbot mit forciert 
hat, heute sagt, das sei ein Fehler gewesen und 
man müsse es eigentlich korrigieren. Das ist der 
erste Punkt, den ich am Tag des Bildungsgipfels 
sehr deutlich sagen möchte. Ich bin gespannt, was 
die Vertreter der Regierungskoalition dazu sagen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Der zweite Punkt, den ich ansprechen will: Für 
gute Bildung braucht man Geld, und zwar auf allen 
Ebenen, auch auf Bundes-, Landes- und kommu-
naler Ebene. Wir alle wissen, dass gerade Bund 
und Land chronisch unterfinanziert sind. 

Angesichts der Situation, dass der Soli Ost auch 
verfassungsrechtlich ein bisschen in Zweifel gezo-
gen wird und darüber hinaus überfinanziert ist – es 
gibt nämlich Mittel, Milliardensummen, die für den 
Soli Ost nicht gebraucht werden und im Bundes-
haushalt versickern –, schlagen die Grünen zwei 
Elemente vor: zum einen eine Altschuldenhilfe, die 
auch die Kommunen einbezieht, und zum anderen 
die Umwandlung von 23 Milliarden € dieses Soli 
Ost in einen Bildungssoli, damit Bund, Land und 
Gemeinden für die wichtigen Bildungsaufgaben 

Unterstützung erfahren, die in diesem Land zu 
lösen sind. – Das ist der zweite Punkt, den ich hier 
sehr deutlich ansprechen möchte. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Dann brauchen wir uns über die Schul- und Bil-
dungspolitik ausnahmsweise nicht zu streiten, 
sondern wir überlegen uns: Welche Maßnahmen 
finden wir alle richtig? – Ich glaube, erfreulicher-
weise sind wir alle inzwischen der Meinung, dass 
es gut und richtig wäre, Ganztagsschulen zu bau-
en und Ganztagsangebote zu machen. Einen di-
cken Batzen könnten wir also für den Ausbau des 
Ganztags verwenden. Gleichzeitig könnten wir die 
Gebäude energetisch sanieren lassen, was mittel-
fristig Spareffekte bringen würde. 

Der zweite Punkt, bei dem wir uns vom Grundsatz 
her einig sind: Wir müssen auch qualifizierte An-
gebote für Kinder unter drei Jahren haben. Wenn 
wir ein bisschen mehr Geld dafür hätten, müssten 
sich Herr Laschet und Frau Asch vielleicht nicht 
mehr so streiten. Dann könnten wir beim Ausbau 
der Plätze für Kinder unter drei Jahren voran-
schreiten. Das ist die zweite Maßnahme, bei der 
wir hier einen großen Konsens haben, für die wir 
aber mehr Geld brauchen, damit wir schneller vo-
ranschreiten können. 

Ich will einen dritten Punkt nennen. Dabei geht es 
um das Essen für Kinder, die sich den ganzen Tag 
in der Schule aufhalten. Wann immer ich Herrn 
Laumann erlebe, sagt er: Ja, wir haben ein biss-
chen gemacht. Aber das reicht nicht. Es ist näm-
lich eine Schande, dass in unserem Land Kinder 
vom Ganztagsunterricht abgemeldet werden, weil 
sich die Eltern den Beitrag für das Mittagessen 
nicht leisten können. Das führt dazu, dass Kinder 
aus sozial schwachen Verhältnissen von einer 
Bildungseinrichtung abgemeldet werden und somit 
nicht an besserer Bildung teilhaben. 

Deswegen wäre es ein sehr gutes Signal, wenn wir 
hier sagen würden: Ja, wir brauchen den Bil-
dungssoli, damit wir für die Kinder ein ordentliches 
Mittagessen finanzieren und damit die Kinder aus 
sozial schwachen Familien dieses Geld vom Staat 
dafür bekommen. – Das wäre nicht nur aus sozial-
politischer, sondern auch aus bildungspolitischer 
Sicht ein Segen. 

Ich könnte noch mehr Gründe nennen, warum der 
Bildungssoli gut ist. Wenn man das auf den Weg 
bringen würde, hätte man pro Jahr – so haben wir 
das überschlägig berechnet – etwa 500 Millionen € 
zusätzlich im Haushalt. Es wäre gut, dieses Geld in 
Bildung zu investieren, statt sich jetzt auf die Schie-
bereien in Berlin einzulassen. Ich bin gespannt auf 
Ihre Beiträge und freue mich auf die weiteren Dis-
kussionen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 
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Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Löhrmann. – Für die CDU spricht nun Herr 
Dr. Petersen. 

Dr. Jens Petersen (CDU): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Fangen wir in der Tat 
bei den Dingen an, über die in diesem Haus breite 
Einigkeit herrscht: Darüber, dass Bildung ein wichti-
ges und eigentlich das sowohl für ganz Deutschland 
als auch speziell für unser Bundesland entschei-
dende Thema ist, darüber besteht in diesem Haus 
sicherlich Konsens. Ebenso besteht Konsens dar-
über, dass dafür erhebliche finanzielle Mittel ver-
wendet werden sollen. 

In Nordrhein-Westfalen sind wir inzwischen so weit – 
das ist unlängst veröffentlicht worden –, dass über 
40 % des nordrhein-westfälischen Etats für Bildung 
ausgegeben werden: für Schulen, für Universitäten 
und für die vorschulische Bildung. Das sind absolute 
Rekordwerte, Werte, die wir niemals in der Vergan-
genheit hatten und für die wir – bei aller Kritik ande-
rer – auch eine ganze Menge Unterstützung und Lob 
bekommen. Sicherlich sind sich auch alle Parteien 
darin einig, dass in den nächsten Jahren weitere 
erhebliche Anstrengungen erforderlich sein werden.  

Nur – jetzt kommen wir an den Punkt, wo wir dem 
Antrag auch inhaltlich nicht folgen können – ist es 
finanzwirtschaftlich aberwitzig, mit der These zu 
arbeiten, der Bund habe zu viel Geld, denn der 
Bund muss derzeit Rekordschulden machen, um 
seinen Haushalt hinzubekommen. Es ist auch recht-
lich aberwitzig, weil die Einnahmen aus dem Solida-
ritätszuschlag ausschließlich dem Bund zur Verfü-
gung stehen. Es ist sein Geld, und die Einnahmen 
aus dem Solidaritätszuschlag haben mit dem Soli-
darpakt auch rechtlich nichts zu tun.  

Insofern ist dieser Antrag auch rechtlich nicht halt-
bar. Die Einnahmen des Bundes aus dem Solidari-
tätszuschlag sind eben nicht zweckgebunden, son-
dern der Bund kann darüber frei verfügen, was er im 
Übrigen auch tut. Insofern kann es auch keine 
Überschüsse geben. Man kann den Einnahmen aus 
dem Solidaritätszuschlag nicht die Ausgaben des 
Solidarpakts gegenüberstellen und dann eine virtu-
elle Differenz bilden. Das ist inhaltlich wie rechtlich 
einfach aberwitzig. Deswegen ist es auch rechtlich 
nicht möglich, die Gelder des Bundes einfach um-
zuwidmen und zu sagen, man gebe sie jetzt einmal 
für eine originäre Landesaufgabe aus. 

Frau Löhrmann hat eben darauf hingewiesen, dass 
durch die Verfassungsänderungen, die es gegeben 
hat – wobei die Grünen eine abweichende Meinung 
vertreten haben –, das Ganze in der Form auch 
nicht mehr möglich ist. Deshalb ist dieser Antrag, so 
sehr man auch für mehr Bildungsausgaben sein 
mag, in der Form rechtlich schlicht und einfach nicht 
beschließbar. 

Deswegen müssen wir zwei Dinge trennen: Das 
eine ist die Frage, wie sich der hohe Stellenwert von 
Bildung in Nordrhein-Westfalen niederschlägt. Frau 
Löhrmann hat eine lange Liste vorgelegt und damit 
begonnen, aufzuzählen, wo man in Bildungsfragen 
noch überall zusätzlich Geld ausgeben kann. Unse-
re Fraktion könnte das beliebig ergänzen.  

Das Zweite ist die Frage, mit wessen Geld das pas-
sieren soll. Aus unserer Sicht ist es nicht in Ordnung 
zu sagen, dass es auf irgendeiner Ebene – etwa auf 
der Bundesebene – angeblich zu viel Geld gebe und 
dieses Geld für Landesausgaben verwendet werden 
könne. Das ist nicht akzeptabel. Insofern machen wir 
dieses Schwarze-Peter-Spiel nicht mit.  

Deswegen ist unser Fazit: Es ist richtig und inhaltlich 
in Ordnung, in Bildung zu investieren. Aber wir kön-
nen es eben nicht mir anderer Leute Geld machen, 
vor allem nicht mit Geldern des Bundes, die uns nicht 
zustehen. Deshalb werden wir den Antrag, was die 
Finanzierungsseite angeht, ablehnen. – Herzlichen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Dr. Petersen. – Für die SPD spricht der Kol-
lege Trampe-Brinkmann. 

Thomas Trampe-Brinkmann (SPD): Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Herr Dr. Petersen, ich glaube, an 
dieser Stelle muss man Ihnen zurufen: Dieses 
Schwarze-Petersen-Spiel kann man nicht mitma-
chen; denn zunächst sollten wir schauen, woraus 
sich diese Mittel des Bundes generieren. Das sind 
die Abgaben auf die Einkommensteuer, die Körper-
schaftssteuer und die Abgaben der Kommunen und 
auch des Landes Nordrhein-Westfalen, die diesen 
Fonds, der letztendlich nicht mehr in unserer Zu-
ständigkeit liegt, auffüllen.  

Aus genau diesem Grunde ist diese Verfassungs-
diskussion, die in Münster und Hannover unter-
schiedlich beurteilt wird, jetzt auf dem Weg nach 
Karlsruhe, und vermutlich – wenn der Fahrplan zum 
Bundesverfassungsgericht im Februar oder März 
festgelegt wird – steht darüber im nächsten Jahr die 
Entscheidung an. Bis dahin müssen wir in dieser 
Verfassungsrealität diese Abgaben erst einmal täti-
gen.  

Aber wir als Land Nordrhein-Westfalen haben nicht 
den Zugriff darauf, wie man das Geld verwendet. 
Deswegen ist es schön, dass dieser Antrag von den 
Grünen kommt; denn Frau Löhrmann ist mit der 
Bundeskanzlerin Frau Merkel in dem Punkt eigent-
lich auf gleicher Augenhöhe. Beide fordern, dass 10 
% des Bruttoinlandsproduktes für Bildungsausga-
ben bereitgestellt werden. Der Unterschied zwi-
schen Frau Löhrmann und Frau Merkel ist in dieser 
Sache einzig der, dass Frau Löhrmann mit einem 
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Antrag kommt, der ein mögliches Umswitchen auf-
zeigt, während Frau Merkel keine Lösung präsen-
tiert, sondern einfach nur ein neues Schuldenloch in 
Kauf nimmt. Daher weist der Antrag der Grünen aus 
meiner Sicht zunächst einmal in die richtige Rich-
tung.  

Gemessen am Bruttoinlandsprodukt müssen wir die 
Ausgaben für Bildung sicherlich steigern und auch 
schauen, dass wir sie gleichmäßig verteilen.  

Wenn gegenwärtig ein Schüler der Sekundarstufe 
II im Jahr ca. 8.000 € kostet, ein Schüler der Pri-
marstufe derzeit etwa 4.000 € Kosten generiert, 
dann glaube ich auch, dass es hier zu einem 
Umswitchen der Mittel oder zumindest zu einer 
Ausgabenangleichung kommen muss. 

Lassen Sie mich aber noch einmal auf den Bil-
dungsstreik der letzten Monate eingehen, weil er 
auch im Kontext von Bildung diskutiert wird. Gera-
de wir als Land Nordhrein-Westfalen müssten ein 
Interesse daran haben, dass wir an unseren Uni-
versitäten eine Situation vorfinden, die den Leh-
renden, aber auch den Lernenden ein Klima bietet, 
in dem sie vernünftig ihrer Tätigkeit nachkommen 
können. Es ist ein unerträgliches Bild, wenn auf 
Anfrage von Rektoren die Polizei die Hörsäle un-
serer Universitäten stürmt. Das finde ich wirklich 
unerträglich. Ich glaube, die Bilder würden erträgli-
cher, wenn man für die Studierenden Transparenz 
dafür schaffen würde, wie mit ihren Studiengebüh-
ren umgegangen wird. Solange dies nicht von 
allen Rektoren gemacht wird, bleiben diese Bilder 
für mich unerträglich. 

Wir haben im Bildungsbereich weiterhin große 
Probleme. Zu Recht ist der Schulbereich eine der 
großen Ausgabenposten unseres Landeshaushal-
tes. Nichtsdestotrotz merken die Menschen im 
Land die entsprechenden Verbesserungen, die Sie 
hier immer zu postulieren versuchen, nicht. Die 
Menschen klagen über Lehrermangel, über zu 
große Klassen, über Unterrichtsausfall, und Sie 
haben hierfür keinen Lösungsansatz. 

Blickt man derzeit zum Bildungsgipfel nach Berlin, 
muss man einmal schauen, vor welchem Hinter-
grund dies geschieht. Es geschieht vor dem Hin-
tergrund, dass wir mit dem Wachstumsbeschleuni-
gungsgesetz, dem Schuldenbeschleunigungsge-
setz der Bundesregierung, jetzt in eine Diskussion 
geraten, bei der Länder wie Schleswig-Holstein 
nicht mehr mitgehen und ihre Stimme im Bundes-
rat verweigern wollen. Es kommt also zu der Fra-
ge: Kann der Bund Gelder an die Länder für Bil-
dung transferieren? 

(Ute Schäfer [SPD]: Das ist ganz span-
nend!) 

Bei der im Raum stehenden Summe zwischen 15 
und 65 Milliarden € weiß man nicht einmal, was sich 
dahinter verbirgt. Als erste zu bemerkende Auswir-
kung bedeutet das Wachstumsbeschleunigungsge-

setz für Nordrhein-Westfalen wahrscheinlich eine 
Mehrbelastung von 900 Millionen € im Haushalts-
jahr 2010. Das, was aus dem Bildungsgipfel in Ber-
lin dabei herauskommen soll, ist überhaupt nicht 
absehbar. Wahrscheinlich handelt es sich um ein 
Perpetuum Mobile, an dem hier gebaut wird. Ent-
weder wir machen die Schulden im nordrhein-
westfälischen Haushalt, und wenn wir sie nicht dort 
machen, machen wir sie bei den Kommunen oder 
eben im Bundeshaushalt. Irgendwie bedingt sich 
alles einander.  

Von daher freue ich mich darauf, dass wir den An-
trag der Grünen im Ausschuss beraten. Ich glaube, 
dass wir letztendlich zu einem vernünftigen Ergeb-
nis der Diskussion kommen, wenn wir die Bedürf-
nisse der Kommunen und die Bedürfnisse der Men-
schen in unserem Land einbinden. – Ich danke 
Ihnen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Trampe-Brinkmann. – Für die FDP spricht nun 
die Kollegin Pieper-von Heiden. 

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Eines muss klar sein: An 
vielem kann gespart werden, nur an Bildung nie 
wieder. – Wer hat das gesagt? – Herr Prof. Pinkwart 
im Interview mit dem „General-Anzeiger“ am 
10. Dezember 2009. Ich kann dieser Aussage nur 
aus vollster Überzeugung zustimmen. Sie passt 
perfekt zum heutigen Tag des Bildungsgipfels. FDP 
und CDU handeln exakt nach dieser Überzeugung. 
Nordrhein-Westfalen unterstützt nicht nur die not-
wendigen Steuersenkungen, sondern hat im Sinne 
der Kommunen darüber hinaus die Bildungspau-
schale erhöht. Im Übrigen haben die Kommunen 
durch das Land unter Verantwortung von FDP und 
CDU in den letzten Jahren die höchsten finanziellen 
Zuweisungen seit Bestehen des kommunalen Fi-
nanzausgleichs erhalten. Die Grünen dagegen ha-
ben immer neue Steuern erfunden oder bestehende 
umgewidmet.  

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Das Geld ist dann im Gesamthaushalt versickert. 
Für die Bildung haben Sie es jedenfalls nicht aus-
gegeben, meine Damen und Herren von der Oppo-
sition.  

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Mit der Ganztagsoffensive und dem 1.000-Schulen-
Programm unterstützen FDP und CDU die Kommu-
nen dagegen erheblich bei ihren originären Bil-
dungsaufgaben. 40,5 % des gesamten Landes-
haushalts gibt die Regierungskoalition zurzeit für die 
Bildung aus. Damit liegen wir klar vor allen anderen 
Bundesländern. Allein die Mittel für Schule und Wei-
terbildung betragen 2010 26,2 % der Gesamtaus-
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gaben. Dabei steigern wir die Mittel für die Bildung 
trotz der Wirtschafts- und Finanzkrise noch einmal 
massiv.  

Der vorliegende Gesamthaushalt 2010 des Landes 
sinkt um 2,2 Milliarden € auf 23,1 Milliarden €. Der 
Schulhaushalt allein dagegen steigt 2010 erneut um 
rund 580 Millionen € oder 4,3 %. Im Bereich der 
frühkindlichen Bildung haben wir die Mittel seit 2005 
um rund 40 % gesteigert. 2005 wurden knapp 
900 Millionen € für die frühkindliche Bildung ausge-
geben. Heute sind es rund 1,26 Milliarden €. Die 
Ausgaben für Wissenschaft, Forschung und Innova-
tion werden 2010 auf über 5,8 Milliarden €, also um 
3,8 % steigen. 

Ein Großteil des Geldes, nämlich über 3,2 Milliar-
den €, bekommen die Hochschulen. Allein im laufen-
den Jahr standen den Hochschulen 500 Millionen € 
mehr aus Landeszuschüssen und Studienbeiträgen 
zur Verfügung als noch im Jahre 2005. Im nächsten 
Jahr werden es über 600 Millionen € mehr sein. Eine 
solch rasante Entwicklung nach oben hätten Sie sich 
nicht einmal vorstellen können. Sie haben den Stu-
denten das Geld aus der Tasche gezogen, um Ihren 
maroden Landeshaushalt zu sanieren. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Sie schenken 
Ihnen wohl etwas?) 

Wir verbessern stattdessen die Lehre an den Hoch-
schulen. Wir geben also 25 % mehr Mittel für die 
Hochschulen aus als im Jahre 2005.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Die Mittel für Forschung im Landeshaushalt sind 
seit 2005 um rund 713 Millionen € und damit um 
rund 14 % gestiegen. FDP und CDU haben in den 
vergangenen Jahren die Bildungsausgaben massiv 
gesteigert und das wackelige rot-grüne Fundament 
zukunftsgerecht massiv gestärkt und ausgebaut. 
Das ist die Wahrheit. 

Herr Prof. Pinkwart hat zu Recht gesagt, dass wir 
bei der Bildung nie wieder sparen dürfen. Aber wie 
man sieht, geht das nur mit uns. Ich darf daran erin-
nern, welches Erbe wir 2005 übernommen haben. 
Wir haben von der SPD und den Grünen zum Bei-
spiel einen Schulhaushalt übernommen, der als 
Steinbruch genutzt wurde. Wir mussten auf diesem 
wackeligen und ausgehöhlten Fundament unsere 
Aufbauarbeit beginnen. 

(Widerspruch von SPD und GRÜNEN) 

Allein für Schule und Weiterbildung geben FDP und 
CDU seit Regierungsübernahme gut 2 Milliarden €, 
also rund 17,5 %, mehr aus. Das hätten Sie in nur 
vier Jahren nie geschafft. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Ich erinnere gerne immer wieder daran, dass Sie 
16.000 Lehrerstellen abbauen wollten; Gott sei 
Dank ist es nicht dazu gekommen. Wenn Frau 
Schäfer als frühere rot-grüne Bildungsabbauministe-

rin sich dann noch erdreistet, in Pressemitteilungen 
Kritik an den gelb-schwarzen Bildungsausgaben zu 
äußern, muss man sich doch fragen, warum der 
Anteil der Bildungsausgaben 2005 unter Ihrer Ver-
antwortung insgesamt statt der jetzigen 40,5 % nur 
36,7 % betrug. Unter der Verantwortung von FDP 
und CDU wird diese Bildungskurve weiter anstei-
gen; das haben wir ganz klar gesagt. Das zieht sich 
wie ein roter Faden durch alle Landeshaushalte, seit 
FDP und CDU Verantwortung übernommen haben. 

Wir haben also in dieser Legislaturperiode bewiesen 
und werden auch in der nächsten Legislaturperiode 
beweisen, dass das gilt, was Herr Pinkwart im „Ge-
neral-Anzeiger“ gesagt hat: Bei der Bildung darf nie 
wieder gespart werden. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Pieper-von Heiden. – Für die Landesregierung 
spricht nun Herr Finanzminister Dr. Linssen. 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich kann fugenlos an Frau Pieper-von Heiden an-
knüpfen. Frau Walsken ist leider nicht mehr da, und 
Frau Löhrmann hat viel zu schreiben. Frau Löhr-
mann, so einfach ist Opposition. Bei dem vorherigen 
Tagesordnungspunkt, bei dem wir über das kom-
munale Schicksal diskutiert haben, hat Frau 
Walsken von der Opposition gesagt: Greifen wir 
doch dem Land in die Tasche und machen ein Ent-
schuldungsprogramm, das sich auf 5,5 Milliarden € 
beläuft, und schon haben wir etwas für die Kommu-
nen getan. 

Sie, Frau Löhrmann, machen es ähnlich. Sie sagen, 
dass Bildung ein wichtiges Thema ist und wir doch 
dem Bund ins Säckel greifen sollten; dann wäre 
alles geheilt. Dann haben wir für das Land – so 
haben Sie gesagt – viel zur Verfügung. Aber am 
Ende werden Sie sich wieder, wie bei dem vorigen 
Tagesordnungspunkt, über die horrende Verschul-
dung des Bundes erregen. So machen Sie das 
immer. Sie fordern mehr, beklagen aber gleichzeitig 
die Verschuldung. Das ist einfach zu durchsichtig, 
Frau Löhrmann! Die Menschen merken, dass Sie es 
sich zu einfach machen!  

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage von Frau Löhr-
mann? 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Aber gerne. 

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte schön, Frau 
Löhrmann. 
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Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Verehrter Herr Fi-
nanzminister, dann erklären Sie uns doch einmal, 
was Herr Ramsauer und Herr Lienenkämper jetzt 
genau zum Soli Ost vorgeschlagen haben! Erklären 
Sie uns einmal, wie einfach sie es sich gemacht 
haben. 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Das, was Sie 
zum Soli Ost vorschlagen, geht schon verfassungs-
rechtlich nicht. Das müssten Ihre Leute Ihnen ei-
gentlich einmal irgendwo aufgeschrieben haben. Ich 
kenne Sie schon etwas länger, Frau Löhrmann. Sie 
haben auch in der früheren Legislaturperiode, als 
Sie noch an der Regierung waren, viel von Ihrem 
Spezialgebiet der Bildung geredet. Aber Sie hatten 
offensichtlich kein Kabinett und keinen Finanzminis-
ter, der so davon überzeugt ist wie wir. Wir drücken 
es in Haushaltszahlen aus. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: 5 Milliarden € für 
den Ganztag!) 

Das haben Sie leider nie geschafft. Man kann in der 
Opposition viel erzählen, aber man muss handeln. 
Dass Sie das können, haben Sie in Ihrer Regie-
rungszeit leider nicht bewiesen. 

(Beifall von CDU und FDP)  

Ich möchte Ihnen gerne vortragen, dass der Bil-
dungsfinanzbericht 2009 der Bundesregierung 
Nordrhein-Westfalen attestiert, dass unser Land 
bundesweit beim Anteil der Bildungsausgaben am 
Gesamthaushalt Spitzenreiter ist. Das ist eine 
großartige Botschaft, die gar nicht oft genug wie-
derholt werden kann. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Über was diskutieren wir hier? – Über einen aktio-
nistischen Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen, der angesichts des Testats der Bundesregie-
rung überflüssig ist und schon beim ersten Hinse-
hen kein Fundament hat. Denn dieser Antrag ver-
mengt auf eine für dieses Hohe Haus bemerkens-
werte Weise die Tatsachen- und Entscheidungs-
ebenen. Ein solches Durcheinanderwerfen würde 
wohl niemand betreiben, der es in der Sache wirk-
lich ernst meint, Frau Löhrmann. 

Auch die Antragstellerin, also Ihre Fraktion, weiß 
das. Eine Umwidmung der Einnahmen aus dem 
Solidaritätszuschlag zu Einkommen- und Körper-
schaftssteuer zugunsten eines Bildungssolidaritäts-
zuschlags ist weder verfassungsrechtlich noch 
steuerrechtlich möglich. Das können Sie auch durch 
einen solchen Antrag nicht ändern, liebe Frau 
Löhrmann. Das hätten Ihnen Ihre Leute eigentlich 
sagen müssen.  

(Ralf Witzel [FDP]: Nur grüner Populismus!) 

Ich vermute sogar, dass Ihre Leute das wissen. 
Trotzdem haben Sie gesagt: Das ist mir egal. Das 
Schauspiel ist zu schön! 

(Beifall von CDU und FDP) 

Der Solidaritätszuschlag, Frau Löhrmann, ist eine 
Ergänzungsabgabe des Bundes nach Art. 106 Abs. 
1 Nr. 6 GG. Das Aufkommen aus dem Solidaritäts-
zuschlag steht somit allein dem Bund zu. Die Ein-
nahmen sind nicht zweckgebunden.  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Das kann man 
alles ändern!) 

Eine Bindung an den Aufbau Ost gibt es somit nicht. 
Schon deshalb können die Einnahmen nicht über-
schüssig sein, wie Sie es schreiben. 

Ein Blick auf den Bundeshaushalt lehrt: Auch der 
Bundesfinanzminister muss froh sein um jeden 
Cent, der zusätzlich in seinen Haushalt fließt. Hin 
und wieder sollten Sie auch einmal eine Gesamt-
schau vornehmen, Frau Löhrmann. 

Der im Jahre 2001 geschlossene Solidarpakt für 
den Aufbau Ost stellt eine Verpflichtung des Bundes 
fest, den neuen Ländern für den Aufbau Ost insge-
samt 156,5 Milliarden € aus dem Bundeshaushalt 
zur Verfügung zu stellen. Die Verpflichtung zur Zah-
lung dieser teilungsbedingten Sonderlasten der 
ostdeutschen Länder besteht unabhängig vom Soli-
daritätszuschlag. Das müssten Sie wissen, Frau 
Löhrmann. Ein Zusammenhang ist hier also nicht 
gegeben. Der im Antrag skizzierte Bildungssoli ist 
somit ein Phantasieprodukt im rechtsfreien Raum. 

Auch soweit der Antrag die jederzeit rechnerisch 
zu belegende Steigerung der Bildungsausgaben 
kleinzureden versucht hat, ist dies nicht nachvoll-
ziehbar, auch wenn Sie sich darum kräftig bemü-
hen. Trotz der Zusatzbelastungen durch die Wirt-
schafts- und Finanzkrise – das haben wir vorhin 
festgestellt – waren die finanziellen Rahmenbedin-
gungen für Bildung in Nordrhein-Westfalen noch 
nie so gut wie heute. Das war ganz besonders zur 
Regierungszeit von Rot-Grün nicht der Fall. Hier 
wurde – offensichtlich möchten das die Antragstel-
ler gerne vergessen – erstens ein Studienbeitrags-
gesetz verabschiedet, das erst von der jetzigen 
Landesregierung sozialverträglich umgestaltet 
werden musste. Die von Rot-Grün beschlossene 
Einführung von Studienbeiträgen im Jahr 2003 – 
Herr Trampe-Brinkmann, vielleicht können Sie sich 
daran sogar noch erinnern – war sozial nicht ver-
träglich. Deshalb haben wir die Regelungen um-
gestaltet. Aber – daran will Rot-Grün ungern erin-
nert werden – sie ist nicht von dieser Landesregie-
rung originär eingeführt worden.  

(Dr. Ruth Seidl [GRÜNE]: Das glaubt Ihnen 
doch keiner, was Sie da erzählen!) 

Gleichwohl, meine Damen und Herren, stehen wir 
zu Studiengebühren und halten sie sozial ausgestal-
tet für notwendig und richtig zur weiteren Verbesse-
rung der Studienbedingungen. Die steigenden Stu-
dentenzahlen geben uns sogar recht. Selbst dieses 
Argument, das Sie immer wieder anführen, nämlich 
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dass sich Studenten durch Studiengebühren vom 
Studium abhalten lassen, ist in sich total zusam-
mengebrochen.  

Auf das Konto von Rot-Grün geht – zweitens – die 
sträfliche Vernachlässigung von Instandhaltungs- 
und Sanierungsarbeiten bei den Hochschulimmobi-
lien, auf die wir mit dem Hochschulmodernisie-
rungsprogramm reagiert haben: 5 Milliarden € setzt 
die Landesregierung bis 2015 zur Beseitigung der 
rot-grünen Erblasten bei den Hochschulimmobilien 
ein. 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister, es 
gibt eine Zwischenfrage von Herrn Trampe-
Brinkmann. Möchten Sie die auch zulassen? 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Gerne. 

Thomas Trampe-Brinkmann (SPD): Danke, Herr 
Minister. Nehmen Sie bitte zur Kenntnis, dass mit 
der neuen HIS-Studie für Nordrhein-Westfalen 
festgelegt wird, dass der prozentuale Anteil der 
Studenten, die in diesem Jahr die Studienberechti-
gung erlangt hat, absinkt und insbesondere bei 
jungen Frauen vor dem Hintergrund der Überle-
gung, Studiengebühren zahlen zu müssen, der 
Prozentsatz deutlich abnimmt? 

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Ich bleibe 
dabei: Die steigenden Studentenzahlen – das hat 
auch Prof. Pinkwart hier vorgetragen – geben ganz 
eindeutig unserem sehr sozialverträglichen Stu-
diengebührensystem recht. Sie haben dauernd 
versucht zu erklären, die Zahl der Studienanfänger 
sinke. Genau das Gegenteil ist der Fall. 

(Dr. Ruth Seidl [GRÜNE]: Die Quote sinkt!) 

Wir können uns gerne auch noch einmal separat 
über die HIS-Studie unterhalten, Herr Trampe-
Brinkmann.  

Wir sprechen jetzt über das Hochschulmodernisie-
rungsprogramm. Wir modernisieren die Hochschul-
immobilien und passen sie an die neuen Anforde-
rungen an. Auswahl und Reihenfolge der Moderni-
sierungs- und Sanierungsmaßnahmen wurden da-
bei in einem intensiven und kooperativen Abstim-
mungsprozess mit Hochschulen, dem Bau- und 
Liegenschaftsbetrieb sowie der Landesregierung 
erarbeitet. Sie sind in den zwischen den Beteiligten 
beschlossenen Modernisierungsvereinbarungen 
festgehalten. 

Mit der Gründung von drei neuen Fachhochschulen, 
dem Ausbau von acht bereits bestehenden Standor-
ten sowie der Errichtung der ersten Fachhochschule 
für Gesundheitsberufe hat die Landesregierung 
zusätzliche Studienplätze geschaffen und schafft sie 
weiter. Hiermit reagiert sie nicht nur auf die allge-

mein steigenden Studienanfängerzahlen, sondern 
trifft auch Vorsorge für die Aufnahme der doppel-
ten Abiturjahrgänge. Wir bereiten uns systematisch 
auf das Jahr 2013 vor.  

Durch die Schwerpunktsetzung bei den sogenann-
ten MINT-Fächern wird gezielt die gestärkte Nach-
frage nach hochqualifizierten Ingenieurinnen und 
Ingenieuren berücksichtigt. Das wird langfristig das 
Wirtschaftswachstum in unserem Land stärken. 

Bildung, meine Damen und Herren, ist eben eine 
Kompetenz dieser Landesregierung. Das zeigt sich 
in vielen weiteren Punkten. Dabei denke ich an das 
Stipendienprogramm, das der Kollege Pinkwart 
aufgelegt hat und das jetzt im Bund nachvollzogen 
wird. Ich denke auch an den Hochschulpakt 2020, 
den wir kofinanzieren und damit den Hochschulen 
die Möglichkeit geben, sich zeitnah und gezielt auf 
die steigenden Studienanfängerzahlen vorzuberei-
ten. Ich denke an das „Programm zur Förderung 
der Rückkehr des wissenschaftlichen Spitzen-
nachwuchses aus dem Ausland“.  

Meine Damen und Herren, Zahlen überzeugen 
meistens. Im Entwurf des Landeshaushalts 2010 
werden die Mittel für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie um rund 3,9 % bzw. 
217 Millionen € aufgestockt. Insgesamt sieht der 
Haushaltsentwurf 2010 damit rund 5,8 Milliarden € 
für die Stärkung des Wissenschafts- und For-
schungsstandortes Nordrhein-Westfalen vor.  

Sie wissen, dass wir die Mittel für Schule und Wei-
terbildung steigern, dass die Mittel für die frühkind-
liche Erziehung um 81,5 Millionen € erhöht wer-
den, dass wir die Betreuungsplätze um 14.500 
noch einmal steigern – darüber wurde im Rahmen 
des Tagesordnungspunktes 2 intensiv diskutiert – 
und dass wir 8.124 zusätzliche Lehrerstellen 
schaffen.  

Das kostet alles viel Geld, meine Damen und Her-
ren. Deshalb habe ich zu Recht gesagt, der Haus-
haltsentwurf 2010 ist in Anbetracht der schwierigen 
Lage expansiv ausgelegt. Das ist gut so. Das 
nimmt Ihnen natürlich aber auch die Möglichkeit, in 
diesen Feldern irgendwie gegen uns zu argumen-
tieren. 

Ich rate Ihnen deshalb – wenn ich mir das erlau-
ben darf – zu weniger Populismus, zu mehr Sach-
lichkeit, vor allem dazu, die aktionistische Vermen-
gung von Themen nicht weiter fortzusetzen. 

(Beifall von CDU und FDP – Zuruf von Sylvia 
Löhrmann [GRÜNE]) 

Das kostet nur unnötig Zeit, Frau Löhrmann – Zeit, 
die man sicherlich sinnvoller einsetzen könnte. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP – Sylvia Löhrmann 
[GRÜNE]: Wenn Sie nicht so viel reden wür-
den, kämen wir mehr voran!)  
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Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Finanzminister. – Meine Damen und Herren, 
es gibt keine weiteren Wortmeldungen. Wir sind am 
Ende der Debatte zu diesem Tagesordnungspunkt.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Antrags Drucksache 14/10152 an den Haushalts- 
und Finanzausschuss – federführend –, an den 
Ausschuss für Schule und Weiterbildung sowie 
an den Ausschuss für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie. Die abschließende 
Beratung und Abstimmung soll im federführenden 
Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer dem 
zustimmen kann, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – 
Dann ist das einstimmig so beschlossen.  

Ich rufe auf 

5 Forderungen der Studierenden ernst neh-
men – Studium studierbar machen  

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/10139 

Entschließungsantrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/10195 

Ich eröffne die Debatte und gebe Herrn Schultheis 
von der SPD-Fraktion das Wort. 

Karl Schultheis (SPD): Verehrte Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Da-
men und Herren! „Die Forderungen der Studieren-
den ernst nehmen“ – da fällt mir gerade ein, was 
Herr Finanzminister Linssen vorgetragen hat. All 
diese Wohltaten, die er meint, verkünden zu müs-
sen, scheinen bei den Kunden nicht anzukommen.  

Bereits am 25. Juni dieses Jahres war der Bil-
dungsstreik Tagesordnungspunkt einer Plenarde-
batte des Landtages von Nordrhein-Westfalen. Zu 
diesem Zeitpunkt waren Schülerinnen und Schüler 
sowie Studierende in Nordrhein-Westfalen zu Tau-
senden auf der Straße und forderten zu Beginn des 
Sommersemesters 2009 ihr Recht auf Bildung und 
demonstrierten gegen Turboabitur, Kopfnoten und 
Studiengebühren. Bereits damals sagte Minister 
Pinkwart: Wir sind offen für Verbesserungsvor-
schläge. 

Das war aus unserer Sicht ein gutes Signal. Bil-
dungspolitiker aus Bund und Ländern sprachen sich 
für schnelle Lösungen aus.  

Nur: Wenn wir Bilanz ziehen, so geschah nichts 
oder nur sehr wenig. Man hatte den Eindruck, dass 
die schwarz-gelbe Landesregierung die Proteste 
einfach ignoriert und ausgesessen hat. 

Meine Damen und Herren, die erneuten massiven 
Streiks und Besetzungen von Hörsälen in unseren 
Hochschulen haben dazu geführt, dass Finanz- und 
Bildungspolitiker von Bund und Ländern über die 
geforderte Nachbesserung bzw. Reform der Reform 
des Bologna-Prozesses zumindest nachdenken. Es 
muss etwas passieren! Die Umsetzung der Bolog-
na-Reform an den Hochschulen muss überarbeitet, 
muss reformiert werden.  

Meine Damen und Herren, wer den Weg an die 
Hochschule einschlägt – wir fordern möglichst viele 
junge Menschen auf, dies zu tun –, sollte auch die 
Chance haben, vernünftig zu studieren. Hier muss 
die Landesregierung die Rahmenbedingungen 
schaffen und den Hochschulen Hilfestellung leisten. 
Die Landesregierung und der zuständige Minister 
sind in der Verantwortung und nicht Zuschauer, 
meine Damen und Herren.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Schlecht umgesetzte Bachelor- und Masterstudien-
gänge haben für die Studierenden schwerwiegende 
Auswirkungen, führen oft zum Abbruch des Studi-
ums. Die Studierenden brauchen mehr Freiräume – 
dies auch, weil zwei Drittel der Studierenden neben 
dem Studium einem Nebenjob nachgehen müssen, 
um sich zu finanzieren.  

(Ralf Witzel [FDP]: Nicht nur müssen! Einige 
wollen das sogar freiwillig!) 

– Bitte? – Fragen Sie doch ordentlich, dann antwor-
te ich Ihnen auch. – Sie müssen sich verschulden, 
um überhaupt studieren zu können.  

Auch der Wechsel zu einer anderen Hochschule ist 
noch immer wegen fehlender gegenseitiger Aner-
kennung von Leistungen nicht möglich.  

Meine Damen und Herren, NRW belegt beim Län-
dercheck, bei der Studie des Stifterverbandes zum 
Bologna-Prozess, bei der Mobilität den letzten Platz.  

Es ist mehr als verständlich, dass sich die Studie-
renden diesem Druck nicht mehr beugen wollen. 
Minister Pinkwart muss endlich verstehen, worum 
es den Studierenden eigentlich geht, statt sie – 
zumindest war das in der ersten Reaktion so zu 
vernehmen – zu beschimpfen. 

(Zustimmung von der SPD) 

Zum einen müssen Studiengebühren wieder abge-
schafft werden, zum anderen muss die schwarz-
gelbe Landesregierung ihr Versprechen einhalten, 
dass diese zusätzlichen Einnahmen zur Verbesse-
rung der Lehre führen. Genau das tun sie aber häu-
fig nicht, weil Studiengebühren nur die unzurei-
chende Landesfinanzierung kompensieren. Das 
belegt auch die Studie des Deutschen Stifterver-
bandes und des Studentenwerks, die heute schon 
Thema war. Die Studierenden aber haben ein Recht 
auf eine verlässliche und angemessene staatliche 
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Grundfinanzierung der Hochschulen. Hier ist die 
Landesregierung in der Verantwortung. 

(Vorsitz: Vizepräsident Oliver Keymis) 
Die Zeit der gesetzlich abgesicherten Verantwor-
tungslosigkeit, Herr Minister, muss vorbei sein. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Die Unsicherheit der Hochschulen, eventuell Löcher 
stopfen zu müssen, die die schwarz-gelbe Landes-
regierung nicht schließt, muss durch eine solide 
Grundfinanzierung genommen werden. Nur so kann 
die Voraussetzung dafür geschaffen werden, dass 
die Hochschulen Mehrausgaben für das erforderli-
che zusätzliche Personal bereitstellen und somit zur 
Verbesserung der Lehre beitragen können, und das 
ohne Schaffung weiterer prekärer Arbeits- und Be-
schäftigungsverhältnisse im wissenschaftlichen und 
im nicht wissenschaftlichen Bereich.  

Diese Erkenntnisse sind im Übrigen durch die Ex-
perten in der Anhörung vom 10. Dezember bestätigt 
worden. Wir sehen uns mit den Anhörungsergeb-
nissen in unserer Positionierung bestätigt. 

Bundesministerin Schavan hat auf den ersten Blick 
die Forderung der Studierenden aufgenommen 
und sich für eine Erhöhung des BAföG ausgespro-
chen. Wir wünschen, dass dies ermöglicht wird. 
Ich hoffe nicht, dass es wieder einen Zickzackkurs 
gibt. Was wir aber auf jeden Fall ablehnen, ist eine 
Verbindung, ein Junktim zu dem FDP-Stipen-
dienmodell, das hier hergestellt werden soll: Wir 
sind für die Erhöhung des BAföG, wenn ihr gleich-
zeitig das Stipendienmodell mitbeschließt. – Das 
ist nicht unsere Position. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Die Kultusministerkonferenz hatte bereits im Okto-
ber 2009 einen Beschluss zur Weiterentwicklung 
des Bologna-Prozesses getroffen. Doch erst die 
erneute Protestwelle vieler Tausende Studierender 
hat dazu geführt, dass diese Proteste nun hoffent-
lich ernst genommen werden.  

Herr Minister, wir fordern Sie auf, hier wirklich eine 
aktive Rolle zu spielen und nicht in der Rolle des 
Beobachters zu verharren. Das haben Sie in der 
Vergangenheit, in den letzten fünf Jahren zu oft 
getan. Sie wissen selbst, dass dies eine Entwick-
lung ist, die unseren Hochschulen nicht zuträglich 
ist und den Studierenden erst recht nicht. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Wir fordern Sie auf: Gehen Sie einen neuen Weg 
im Interesse der Studierenden! – Herzlichen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Schultheis. – Für die CDU-Fraktion spricht 
Herr Kollege Dr. Brinkmeier.  

Dr. Michael Brinkmeier (CDU): Vielen Dank, Herr 
Präsident. Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr 
verehrter Herr Schultheis, ich habe in Ihrem Beitrag 
zu dem Thema rund um Bildungsstreiks und 
-proteste, das uns tatsächlich schon seit einigen 
Wochen und Monaten beschäftigt, keine wesentlich 
neuen Argumente gehört, die uns in der Sache 
weiterbringen würden.  

Stattdessen habe ich hier wiederum nur Behaup-
tungen und auch Vorwürfe gehört, die wirklich nicht 
zu rechtfertigen sind und die in den üblichen Glo-
baldebatten zu einer Melange vermengt werden, als 
würde vonseiten der Koalition nichts getan. – Ich 
möchte das hier ausdrücklich zurückweisen und 
ganz konkret zu den Argumenten, die Sie gebracht 
haben, Stellung nehmen. Ich frage mich aber 
schon, ob dieser Tagesordnungspunkt heute über-
haupt notwendig ist, wenn nichts Neues hinzugefügt 
wird.  

Sie haben nämlich im Wesentlichen – ich beziehe 
mich jetzt auf beide Anträge, den von der SPD und 
den von Bündnis 90/Die Grünen – wieder zwei 
Themen ausgegraben.  

Zum einen geht es um das Thema Studienbeiträge. 
Sie haben heute wieder einmal Argumente vorge-
bracht, die in keiner Art und Weise besser sind, nur 
weil sie wiederholt werden.  

(Zuruf von Karl Schultheis [SPD]) 

Wir haben eben die Diskussion über den Bildungs-
soli gehört. Ich will dazu Ihre Argumentation der 
letzten Ausschussdiskussionen vortragen. Sie sa-
gen: Wir wollen die Studienbeiträge abschaffen. 
Aber natürlich, liebe Hochschulen, garantieren wir 
euch, dass ihr das Geld dennoch bekommt. – Sie 
haben natürlich schon gemerkt, dass das mit dem 
Abschaffen gar nicht so einfach ist. Aber wie wollen 
Sie das garantieren? 

(Karl Schultheis [SPD]: Wie garantieren Sie 
denn die Schuldenbremse?) 

Das ist doch die Frage. Machen Sie das dann dem-
nächst mit dem Bildungssoli? Ich habe beim voran-
gegangenen Tagesordnungspunkt schon verstan-
den, wie Sie das machen wollen. Sie wollen den 
Bildungssoli einführen und den Leuten nach wie vor 
auf breiter Front dauerhaft das Geld aus der Tasche 
ziehen. Ganz einfach! Und wir halten dagegen.  

(Zurufe von der SPD) 

Wir sagen: Ein Teil der Beiträge muss von den Stu-
dierenden selbst erbracht werden. Das ist ein bes-
serer Mix. Wir erachten es als richtig und notwen-
dig, dass in einer Größenordnung von im Durch-
schnitt 10 bis 15 % die Studierenden zahlen und 
nicht alle.  

(Marc Jan Eumann [SPD]: Das ist falsch!) 

Ich finde es unredlich – aber das ist eine politische 
Diskussion, da können Sie Ihre Meinung haben, wir 
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haben dazu eine explizit andere –, dass Sie die 
Solidebatte aufrechterhalten und den Leuten auf 
Dauer Geld aus der Tasche ziehen wollen. Wir als 
CDU und als Koalition sagen ganz klar: Das wollen 
wir nicht. Das haben wir unter dem vorangegange-
nen Tagesordnungspunkt diskutiert.  

(Zurufe von SPD und GRÜNEN) 

Ich freue mich sehr auf die Debatte dazu. An dieser 
Stelle also ein ganz klares Ja zu Studienbeiträgen! 

Zum Thema Bologna werden wir noch unter Tages-
ordnungspunkt 7 debattieren. Ich finde es zumin-
dest gut, dass wir den Konsens haben, dass Bolog-
na insgesamt umgesetzt werden muss. Das sollten 
wir auch so weit festhalten, wenngleich wir als CDU 
den einen oder anderen Punkt kritisch sehen. Wir 
haben das in der Anhörung vor Kurzem diskutiert.  

Der wichtigste Punkt ist: Wir handeln. Es wird ge-
handelt. Es hat ein Memorandum gegeben, und 
zwar nicht nur zum Thema Bologna, sondern zum 
Thema Studienbedingungen allgemein.  

(Zuruf von Karl Schultheis [SPD]) 

Ich gehe davon aus, dass Minister Pinkwart das 
gleich noch weiter ausführen wird. Und es wird dann 
auch etwas passieren, was auch von großer Bedeu-
tung ist. Es ist eine konkrete Vereinbarung zwischen 
den Rektoren der Universitäten und der Landesre-
gierung unterzeichnet worden.  

Und noch eines ist uns – ganz im Gegensatz zu 
Ihnen – sehr wichtig: die Autonomie der Hochschu-
len. Wir geben den Hochschulen das Vertrauen, 
das die Hochschulen umgekehrt explizit von uns, 
von der Politik auch erwarten können.  

Ich frage Sie: Vertrauen Sie eigentlich den Hoch-
schulen, oder wollen Sie sie wirklich nur dirigieren? 
Ich habe das Gefühl, Sie wollen den Hochschulen 
nicht vertrauen, sondern ihnen weiterhin vorschrei-
ben, was zu tun ist.  

Was Ausschusssitzungen und Anhörungsergebnis-
se betrifft: Ich kann jedem nur raten, das Aus-
schussprotokoll der Sondersitzung, die von Ihnen 
beantragt worden ist, genau durchzulesen. So, wie 
Sie von der SPD da von Herrn Freimuth, dem Chef 
der Landesrektorenkonferenz der NRW-
Universitäten, versenkt worden sind, was Finanzie-
rungsfragen betrifft, 

(Karl Schultheis [SPD]: Der hat sich selbst 
versenkt!) 

das war – ich kann es gar nicht anders sagen – 
wirklich ein Weihnachtsgeschenk.  

(Beifall von der FDP – Karl Schultheis [SPD]: 
Da werden Ihnen Persilscheine ausgestellt!) 

Das binde ich noch in einer roten Schleife ein und 
überreiche es Ihnen.  

Ich kann Sie nur auffordern: Lernen Sie daraus! Sie 
haben die Hochschulen in diesem Land so schlecht 
finanziert. Wir tun es viel besser. Wir machen bes-
sere Politik. Das freut die Hochschulen. Und die 
Studierenden honorieren das auch. – Danke schön.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Dr. Brinkmeier. – Für die FDP-Fraktion hat 
jetzt Herr Kollege Witzel das Wort. 

Ralf Witzel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Durch den Politikwech-
sel im Jahre 2005 hat Nordrhein-Westfalen in der 
Wissenschaftspolitik und der Innovationspolitik rich-
tig aufgeholt. Deshalb können wir heute zu Recht 
sagen: Unser Land ist ein attraktiver Standort für 
Hochschule und Wissenschaft. 

(Beifall von der FDP – Zuruf von Rüdiger Sa-
gel [fraktionslos]) 

Wir haben einen großartigen Ausbau der Fach-
hochschullandschaft in Nordrhein-Westfalen auf 
den Weg gebracht; das ist an diversen Orten im 
Land sichtbar. Wir haben ein Stipendienprogramm 
auf den Weg gebracht. 

(Rüdiger Sagel [fraktionslos]: Wie viel denn?) 

Wir erreichen jetzt über die Ziele des Landes hinaus 
noch mehr mit vereinter Schlagkraft im Bund. Wir 
haben Konzepte für einen verbesserten Hoch-
schulzugang für Berufstätige vorgelegt, um auch 
einen größeren Anteil potenziell Partizipationsbe-
rechtigter für das Studium zu gewinnen. Wir haben 
Studienzeiten verkürzt und die Abbrecherquote 
gesenkt.  

(Marc Jan Eumann [SPD]: Das Ergebnis Ih-
rer Politik sehen Sie im Bildungsstreit!) 

All das sind Rahmenbedingungen von Schwarz-
Gelb in Nordrhein-Westfalen, die unser Land nach 
vorne gebracht haben und jungen Menschen Zu-
versicht geben, in Nordrhein-Westfalen ihre ganz 
persönliche Zukunft in Hochschule und Wissen-
schaft zu sehen.  

Nordrhein-Westfalen steht da mit der dichtesten 
Wissenschafts- und Forschungslandschaft: 67 
Hochschulen, 14 Fraunhofer-Institute, 12 Max-
Planck-Institute, 60 Technologie- und Gründer-
zentren. In Nordrhein-Westfalen ist mit der RWTH 
Aachen eine der neun deutschlandweiten Eliteuni-
versitäten angesiedelt. Darüber hinaus gibt es fünf 
Graduiertenschulen, sieben Exzellenzcluster, die 
das Land zu einem hervorragenden Bildungs-
standort machen.  

Und wir haben ein Viertel der in Deutschland an-
sässigen innovativen ausländischen Unternehmen, 
was jungen Menschen nach dem Abschluss des 
Studiums Perspektiven bietet, sodass sie mit viel 
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Zuversicht ihr Studium in Nordrhein-Westfalen in 
Angriff nehmen und erfolgreich abschließen kön-
nen. Offen stehen ihnen auch der Übergang in die 
Selbstständigkeit und Existenzgründungen. 

Jetzt gibt es die hier beschriebene Diskussion, die 
im Übrigen auch aufseiten der Studentenschaft 
sehr unterschiedlich ist. Insofern macht es auch 
Sinn, sich sehr differenziert anzuschauen, wer hier 
welche Interessen hat.  

Es gibt die Ihnen bekannte Absolventenbefragung 
der Ruhr-Universität Bochum, der sich entnehmen 
lässt, dass die Mehrheit der Studenten dort die 
Einführung der neuen Studienstruktur Bachelor- 
und Mastersystem ausdrücklich positiv bewertet. 
Die Anzahl der Studenten, die ihr Studium inner-
halb der Regelstudienzeit abschließt, hat sich im 
Vergleich Master mit Diplom von 25 % bzw. 27 % 
auf immerhin 49 % fast verdoppelt. Auch bei der 
häufig kritisierten Studierbarkeit kommt diese Stu-
die zu positiven Ergebnissen. Insofern sollten Sie 
ausdrücklich sehen, dass in der Absolventenbefra-
gung auch Unterschiede liegen, je nachdem, auf 
welche Quelle man sich beruft.  

Das für uns Entscheidende ist neben der Hoch-
schulautonomie natürlich die Absolventenquote. 
Da müssen Sie einfach anerkennen, dass sich der 
von allen Seiten bei der Umstellung beabsichtigte 
Vorteil des Systems ganz eindeutig zeigt. Wir wol-
len gegen überlange Studienzeiten vorgehen. 
Wenn jetzt deutlich wird, dass sich Verbesserun-
gen in Form einer höheren Erfolgsquote einstellen 
und das neue System es sehr wohl auch mehr 
Studenten ermöglicht, innerhalb der Regelstudien-
zeit faktisch ihr Studium abzuschließen, dass also 
die Regelstudienzeit nicht nur ein Stück Papier ist, 
sondern auch tatsächlich immer mehr mit Leben 
gefüllt wird und immerhin auch hier ein Anstieg in 
Nordrhein-Westfalen von 21% auf über 28 % zu 
verzeichnen ist, dann sind es diese Verbesserun-
gen zumindest wert, über die Vorteile des Systems 
genauso zu reden.  

Ich darf daran erinnern, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, dass die ursprünglichen Ziele 
des Umstellungsprozesses – mehr internationale 
Vergleichbarkeit der Abschlüsse, Verkürzung der 
Studiendauer, größere Berufsorientierung – richtig 
und wichtig und auch damals in einem großen 
Konsens verabredet worden sind, und zwar auch 
mit denen, die sich heute sehr schnell einen 
schlanken Fuß machen, wenn an der einen oder 
anderen Stelle nicht alles im genauen Doing der 
Umstellung so funktioniert.  

Darum hat das Land zu Recht das gemacht, was 
man tun muss. Man muss halt berechtigte Anre-
gungen aufnehmen. Deshalb ist der Moderations-
prozess, der, initiiert vom Land, zwischen Land 
und nordrhein-westfälischen Universitäten stattge-
funden hat und in das Memorandum zum Bologna-

Prozess eingemündet ist, ausdrücklich zu begrü-
ßen.  

Wir können die Vorwürfe, die von der Opposition 
erhoben werden, nicht nachvollziehen. Die Selbst-
verpflichtungen der Hochschulrektoren und die 
stärkere Berücksichtigung einer exzellenten Lehre 
sind gerade kein Akt der Ignoranz – wie man uns 
vorwirft –, sondern zeigen, wie problembewusst 
und realitätsnah von denen, die in der politischen 
Verantwortung stehen, agiert worden ist.  

Ich möchte ausdrücklich sagen: Es gibt von uns 
keine Pauschalschelte der Studenten. Wir bewer-
ten auch die Proteste der jungen Menschen diffe-
renziert.  

Da gibt es einige linke Spinner, denen es nicht um 
die Inhalte geht, sondern die gegen alles protestie-
ren. Da kann man auch einmal fragen, was denn 
nun genau zur aktuell anstehenden Frage der Stu-
diengangstruktur gerade die Antifa-Initiativen auf 
irgendwelchen Blockierungsmärschen machen.  

Aber es gibt sehr wohl auch ernst zu nehmende 
junge Menschen, die Anregungen für Verbesse-
rungen haben, wie das bei jeder großen Systemre-
form ist. Damit hat niemand von uns ein Problem. 
Mit den Menschen reden wir, wir hören uns auch 
die Sorgen dieser jungen Menschen an.  

In einem kontinuierlichen Verbesserungsprozess 
nach einem solch großen Schritt einer Systemre-
form greifen wir das Ganze auf und sind der festen 
Überzeugung, dass wir in ein paar Jahren die Dis-
kussion, die wir heute führen, in diesem Umfang 
und in dieser Intensität nicht mehr haben werden.  

Diesen erfolgreichen Weg wollen wir weitergehen, 
gemeinsam mit den Hochschulen und in einem 
System der Hochschulfreiheit. – Vielen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Witzel. – Für die Fraktion der Grünen 
spricht nun Frau Kollegin Dr. Seidl.  

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Herr Witzel und auch Herr Kol-
lege Dr. Brinkmeier haben gerade in der Debatte so 
getan, als ob es den Bildungsstreik in Nordrhein-
Westfalen gar nicht gegeben hätte.  

(Ralf Witzel [FDP]: Habe ich doch angespro-
chen!) 

– Sie haben das ja fast ausgeblendet. Sie haben 
nur von ein paar Krakeelern gesprochen.  

(Christof Rasche [FDP]: Lesen Sie doch von 
Ihrem Zettel ab!) 
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Aber wenn wir uns jetzt die Chronologie dieses 
Bildungsstreiks seit Juni dieses Jahres anschauen, 
muss man sagen, dass es in der Tat ein Skandal ist, 
dass die schwarz-gelbe Landesregierung und allen 
voran dieser Wissenschaftsminister erst jetzt, Mona-
te nach den ersten Protesten der Studierenden in 
den Hochschulen, reagiert.  

Was musste in der Zwischenzeit alles passieren, 
Herr Pinkwart? – Ich will das gerne noch einmal 
benennen: Mehr als 50.000 junge Menschen sind 
im Juni in einer landesweiten Aktion in Nordrhein-
Westfalen auf die Straße gegangen, um gegen die 
aktuelle Bildungspolitik der Landesregierung zu 
protestieren.  

In den vergangenen Wochen und Monaten haben 
überall dezentrale Aktionen stattgefunden. Das 
wissen Sie auch, ich kann es aber gerne noch ein-
mal aufzählen: In Münster, in Bielefeld, in Pader-
born, in Köln, in Aachen, in Siegen, eigentlich über-
all wurden Rektorate und Hörsäle besetzt. Und in 
der vergangenen Woche waren es wieder einmal 
mehrere tausend, die sich vor den Türen des Bon-
ner Wissenschaftszentrums versammelt haben. 
Warum denn? – Um ihrem Unmut Luft zu machen! 
Sie blenden das in der Debatte völlig aus.  

Erst unter massivem Druck der Studierenden und 
der Presseöffentlichkeit hat diese Landesregierung 
die berechtigte Kritik der Studierenden auch ernst 
genommen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren. 

Es ist richtig, wenn jetzt auch unter dem bundes-
weiten Druck Kultusminister und Hochschulrekto-
ren gemeinsam handeln wollen und auch lobens-
werte Ziele verlautbaren, um die Qualität von Stu-
dium und Lehre zu verbessern, und eine Reihe 
von begrüßenswerten Forderungen aufgestellt 
werden. 

Interessant ist in diesem Zusammenhang nur, 
dass kurz nach der gemeinsamen Sitzung der 
HRK in Bonn Frau Wintermantel, die Chefin der 
HRK, einen offenen Brief an die Mitglieder der 
Ministerpräsidentenkonferenz richtet. Hier heißt es 
knapp und kurz – ich zitiere –:  

Deshalb appellieren wir nachdrücklich an Sie, die 
kommende Sitzung der Ministerpräsidentenkonfe-
renz zum Anlass zu nehmen, die Studienplätze 
endlich auszufinanzieren. Sorgen Sie dafür, dass 
die Maßnahmen zur Verbesserung der Situation 
der Studierenden auch Wirklichkeit werden! – Zitat 
Ende. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Deshalb fragen wir Minister Pinkwart heute, wie er 
denn die Beschlüsse der KMK in Nordrhein-
Westfalen umsetzen will. Wie wollen Sie erreichen, 
dass die Studienreform flächendeckend greift? Er-
klären Sie uns doch einmal Ihren Plan der Imple-
mentierung und Evaluierung der gemeinsam formu-

lierten Ziele! Wie wollen Sie erreichen, dass die 
Prüfungsbelastungen an den Hochschulen tatsäch-
lich reduziert werden? Wie wollen Sie die Anerken-
nung der Prüfungsleistungen von Hochschule zu 
Hochschule verbessern? Und wie wollen Sie für 
Nordrhein-Westfalen erreichen, dass innovative 
Konzepte des Lehrens und Lernens in den Studien-
gängen auch wirklich greifen? Wie wollen Sie das 
erreichen? Wie sieht Ihr Plan aus, Herr Minister? 

Neben einer Umsetzungsstrategie geht es aber 
auch um die Frage der Finanzierung als Dreh- und 
Angelpunkt. Die HRK berechnet den Mehrbedarf, 
der durch die Umstellung auf die neuen Studien-
gänge entsteht, mit einem fünfzehnprozentigen 
Aufschlag auf die Lehrkapazität. Daraus ergibt sich 
ein zusätzlicher Mehrbedarf für 2011 bis 2020 in 
Höhe von 30 Milliarden €, was einem jährlichen 
Durchschnitt von 3 Milliarden € entspricht und nicht 
eben durch den Hochschulpakt II ausfinanziert wor-
den ist. 

Jetzt fordern Sie als stellvertretender FDP-
Bundesvorsitzender, bis 2020 soll der Bund 4 Milli-
arden € ausgeben, um 5.000 neue wissenschaftli-
che Mitarbeiterstellen und Juniorprofessuren zu 
schaffen. – Ja, aber das ist doch ein typischer Ta-
schenspielertrick: Ihre schwarz-gelben Steuerge-
schenke auf Bundesebene kosten unser Land ein 
Vielfaches dessen – das wissen Sie auch –, 

(Beifall von den GRÜNEN) 

was Sie an zusätzlichem Personal für die Hoch-
schulen fordern. 

Die Leidtragenden in diesem Prozess sind am Ende 
die jungen Menschen, deren Zukunft hier für kurz-
sichtige Klientelpolitik aufs Spiel gesetzt wird. Denn 
schließlich fehlen dem Land alleine durch die erste 
Stufe des Verschuldungsbeschleunigungsgesetzes 
mindestens 600 Millionen € jährlich, die dringend für 
eine bessere Bildung gebraucht werden. In den 
weiteren Stufen können es bis zu 2 Milliarden € 
werden. Wenn Sie nur zum Ausgleich mehr Perso-
nal im Gegenwert von 100 Millionen € als große 
Errungenschaft preisen, dann können Sie entweder 
nicht rechnen oder Sie versuchen, die Menschen in 
diesem Land für dumm zu verkaufen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Trotz aller Sonntagsreden, Herr Minister Pinkwart, 
hat sich an den schlechten Studienbedingungen an 
den Hochschulen bislang eben nichts verändert.  

Deshalb fordern wir Sie heute auf, konkrete Maß-
nahmen für eine Kurskorrektur im Bologna-Prozess 
einzuleiten. Leiten Sie – das haben wir häufiger 
schon gesagt – eine Bologna-Konferenz in die We-
ge! Treffen Sie im Anschluss konkrete Zielvereinba-
rungen mit den Hochschulen! Und last, but not le-
ast: Setzen Sie sich auf Bundesebene für das von 
der HRK geforderte Ziel eines 15%-igen Aufschlags 
auf die Lehrkapazität auch wirklich ein! Denn ohne 
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eine verbesserte Betreuungsrelation werden wir die 
Qualität von Studium und Lehre nicht wirklich wirk-
sam verbessern können. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Dr. Seidl. – Als Nächster spricht der frakti-
onslose Abgeordnete Herr Sagel. 

Rüdiger Sagel*) (fraktionslos): Herr Präsident! Mei-
ne Damen und Herren! Die Studierenden honorie-
ren das in der Form, dass sie zu Zehntausenden 
auf die Straße gehen. 

(Lothar Hegemann [CDU]: Wie viele?) 

– Zu Zehntausenden gehen sie auf die Straße, ja, 
auch wenn Sie es noch nicht wahrgenommen ha-
ben. Kollege Witzel hat es gerade aus seiner Sicht 
dargestellt: 

(Zuruf von Lothar Hegemann [CDU]) 

„linke Spinner“. Mich würde übrigens interessieren, 
Herr Minister, ob Sie dem zustimmen, was Ihr Kol-
lege Witzel von der FDP gerade gesagt hat, ob die 
Studierenden, die in Nordrhein-Westfalen gerade 
auf die Straße gehen, auch für Sie „linke Spinner“ 
sind. Sie haben sich ja kürzlich zumindest etwas 
bewegt, indem Sie Gespräche angeboten und die, 
soweit ich weiß, auch durchgeführt haben. 

Mich würde interessieren, ob Sie das, was Herr 
Witzel zum Besten gegeben hat, so unterschreiben 
würden. Es ist eine sehr besondere Art und Weise, 
wie Sie mit den Studierenden in Nordrhein-
Westfalen umgehen, Herr Witzel. Aus meiner Sicht 
sagt Ihr Umgang mit den jungen Leuten etwas 
über Ihr Menschenverständnis aus. 

Es ist auch sehr interessant, wenn Sie Erfolge, mit 
denen Sie – weiß Gott! – überhaupt nichts zu tun 
haben, als Ihre Erfolge reklamieren. Bei anderen 
Themenbereichen wollen Sie mit der Vergangen-
heit nichts zu tun haben und zeigen mit dem Fin-
ger darauf. Wenn es aber um die Frage geht, wie 
viele Hochschulen es gibt, und darum, dass es 
jetzt eine Eliteuniversität in Aachen gibt, dann sind 
das auf einmal Errungenschaften, die vor allem auf 
die FDP in Nordrhein-Westfalen zurückzuführen 
sind. Das ist schon ein sehr merkwürdiges Ge-
schichtsverständnis, das Sie hier an den Tag le-
gen. 

(Beifall von Karl Schultheis [SPD]) 

Das will ich Ihnen auch einmal deutlich in Richtung 
FDP, der großen freiheitlichen Partei in Nordrhein-
Westfalen, sagen, deren Vertreter die Studieren-
den, die für ihre Interessen auf die Straßen gehen, 
beschimpfen. Ich glaube, dass Sie in den vergan-
genen Wochen sehr deutlich die Quittung für Ihre 
Bildungspolitik in Nordrhein-Westfalen erhalten 
haben.  

Es genügt offensichtlich nicht, dass der UN-
Sonderberichterstatter 2007 das Recht auf Bildung 
in Nordrhein-Westfalen und in Deutschland rekla-
miert und aufs Schärfste kritisiert hat, wie die Bil-
dungslandschaft in Nordrhein-Westfalen aussieht. 
Man muss sich in der Tat fragen: Was ist seitdem 
geschehen? Da müssen offensichtlich Schüler und 
Studierende erst täglich auf die Straße gehen und 
für bessere Bildung und für die Studierbarkeit ihrer 
Fächer streiten, bis Sie endlich einmal eine Reak-
tion zeigen. 

Mit dem Bildungsstreik der vergangenen Wochen 
wehren sich Studierende, Schülerinnen und Schü-
ler zu Recht gegen eine Politik, die ihnen ihre Zu-
kunft systematisch verbaut. Der Geldbeutel der 
Eltern – das ist inzwischen international Gemein-
gut – entscheidet in Deutschland über den Zugang 
zu Bildung und Lebenschancen. Wenn man sich 
anschaut, wer in Deutschland studiert, dann stellt 
man fest: Ob jemand studiert, ist in der Tat vom 
Geldbeutel abhängig. Das ist genau die Politik, die 
Sie hier in Nordrhein-Westfalen machen. Sie be-
vorzugen mit den Studiengebühren, die Sie in 
Nordrhein-Westfalen eingeführt haben, diejenigen, 
die reiche Eltern haben. Das ist Ihre Politik. 

An allen Ecken und Enden fehlt es an Geld für 
Kitas, für Schulen, für Hochschulen. Hunderttau-
sende von Jugendlichen befinden sich in Warte-
schleifen, da es an qualifizierten Ausbildungs- und 
Studienplätzen mangelt. Das ist die traurige Bilanz 
der Bildungspolitik, ja, der so glorreichen Bil-
dungspolitik – wie Sie es hier dargestellt haben – 
von CDU und FDP. 

Beinahe täglich erfährt die Öffentlichkeit, dass die 
Bildungspolitik der NRW-Regierung eine Herzens-
angelegenheit sei. Das haben wir heute auch wie-
der gehört. Die Mühle klappert. Nur: Es kommt 
kein Mehl. Immer noch sind die Ausgaben der 
Landesregierung pro Schüler im Land im bundes-
weiten Vergleich die geringsten. Immer noch set-
zen Sie auf soziale Auslese und Privatisierung der 
Bildungskosten. 

Es ist höchste Zeit, dass sich daran etwas ändert. 
Der Bildungsstreik hat deshalb die volle Unterstüt-
zung der Linken. Wir setzen uns für eine grundle-
gende Bildungsreform ein. Zentrale Forderungen 
sind eine bessere Finanzierung von mindestens 
7 % des Bruttoinlandsprodukts für öffentliche Bil-
dungsausgaben, ein Ende der föderalen Bil-
dungskleinstaaterei, Gebührenfreiheit von der Kita 
bis zum Ende der Schulzeit, und dies in einer Ge-
meinschaftsschule, in der alle Kinder und Jugend-
lichen möglichst lange gemeinsam solidarisch 
lernen, und nicht zuletzt die Abschaffung der Stu-
diengebühren. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Kollege, Sie 
kommen zum Schluss, ja. 
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Rüdiger Sagel*) (fraktionslos): Ich komme zum 
Schluss. 

Ich kann Ihnen nur sagen: Nehmen Sie sich ein 
Beispiel an Dänemark. Jeder Studierende bekommt 
dort monatlich 607 € Unterstützung vom Staat. Wä-
re dies Ihre Politik, wären Sie nicht länger auf der 
schwarzen Liste der UNO, und die Schüler und 
Studenten hierzulande könnten eigenverantwortlich 
lernen, anstatt immer wieder vergeblich auf die 
Straße gehen zu müssen. Das wäre eine Maßnah-
me; aber davon ist bei Ihnen nichts zu sehen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Sagel. – Für die Landesregierung hat Herr Minister 
Professor Dr. Pinkwart das Wort. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innovati-
on, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Lassen Sie mich nach den 
ideologischen Reflexionen zum Thema noch etwas 
zur Sache sagen. 

(Beifall von der FDP – Zuruf von Karl 
Schultheis [SPD]) 

Geben Sie mir bitte Gelegenheit, Herr Präsident, 
aus dem Memorandum der Rektorinnen und Rekto-
ren der nordrhein-westfälischen Universitäten, in 
denen immerhin drei Viertel unserer Studierenden 
ausgebildet werden, zur weiteren Umsetzung des 
Bologna-Prozesses zitieren zu dürfen.  

Im Übrigen – wenn ich das noch sagen darf, auch 
mit Blick auf den Beitrag von Frau Seidl – ist dieses 
Memorandum, das hier von unseren nordrhein-
westfälischen Universitäten unterzeichnet worden 
ist, das erste gewesen, bevor überhaupt die KMK 
zusammenkam und sich mit der HRK über ein Pa-
pier ausgetauscht hat. Wir können sagen: Der ge-
meinsame Beschluss von KMK und HRK, der erst 
wenige Tage zurückliegt, fußt nahezu auf dem, was 
wir hier in Nordrhein-Westfalen ausgearbeitet ha-
ben. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das liegt auch daran, dass wir als erste Landesre-
gierung schon im Sommer, als der erste Bildungs-
protest kam und ich der erste Wissenschaftsminis-
ter war, der gesagt hat: Jawohl, das nehmen wir 
ernst; wir sprechen mit den Hochschulen, um Ver-
besserungen zu erreichen, 

(Zuruf von Karl Schultheis [SPD]) 

wie wir Ihnen das auch im Ausschuss dargelegt 
haben. 

Deswegen haben wir dieses Papier vorgelegt be-
kommen, das deutlich macht, dass die Studieren-
den im Zentrum unseres Interesses liegen und 
nicht irgendwelche parteitaktischen Operationen, 
die vielleicht anderen mehr am Herzen liegen. 

Lassen Sie mich mit Genehmigung des Präsiden-
ten vortragen, was 14 Universitätsrektoren aus 
Nordrhein-Westfalen hier unterschrieben haben. 
Ich darf zitieren: 

Die nordrhein-westfälischen Universitäten haben 
sich den gewaltigen Herausforderungen des 
Umstellungsprozesses gestellt und die neuen 
Studiengänge in den letzten Jahren erfolgreich 
eingerichtet. Erste empirische Ergebnisse und 
Umfragen zeigen sichtbare Erfolge wie die Ver-
kürzung der Studiendauer oder die wachsende 
Akzeptanz der Absolventen am Arbeitsmarkt. 
Durch die in den letzten Jahren verbesserte Fi-
nanzsituation der Universitäten in Nordrhein-
Westfalen auch durch die Erhebung von Stu-
dienbeiträgen und die großen laufenden An-
strengungen der Landesregierung im Bereich 
des Hochschulbaus haben sich auch die allge-
meinen Studienbedingungen in nur wenigen 
Jahren in einem ersten Schritt bereits verbes-
sert. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Meine Damen und Herren, ich bin ja nun auch 
schon etwas länger im Hochschulwesen unter-
wegs. Ich habe es jedenfalls selten erlebt – ich 
habe es auch nicht bei der HRK erlebt –, dass 
Hochschulrektoren einer Regierung bestätigen, 
dass sie sich mal ernsthaft um die Finanzsituation 
der Hochschulen gekümmert hat. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Unsere Rektoren tun das, und sie tun das zu Recht. 
Sie haben, liebe Frau Seidl, 

(Zuruf von Karl Schultheis [SPD]) 

lieber Herr Schultheis, Ihnen das doch in der von 
Ihnen beantragten Sondersitzung im Wissen-
schaftsausschuss auch gesagt sowohl Herr Frei-
muth als Sprecher der Landesrektorenkonferenz 
der Universitäten als auch Frau Rennen-Alloff als 
Sprecherin der Landesrektorenkonferenz der Fach-
hochschulen. 

(Zuruf von Karl Schultheis [SPD]) 

Beide Sprecher hatten Sie doch eingeladen – sie 
waren da –, und beide haben – an Sie gerichtet – 
gesagt: Bloß nicht mehr zurück in Ihre Zeiten, 

(Beifall von CDU und FDP) 

sondern bitte unterstützen Sie uns seitens der Op-
position darin, dass wir den jetzt eingeschlagenen 
Kurs einer besseren Finanzierung fortsetzen kön-
nen. 

(Karl Schultheis [SPD]: Das ist ein Possen-
spiel, das Sie hier aufführen!) 

Wenn Sie meinen – so ist dort gesagt worden –, 
dass Sie noch zusätzliche Landesmittel hätten, mit 
denen Sie Studienbeiträge ersetzen wollten – so die 
beiden Sprecher –, dann lassen Sie uns doch bitte 
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die Studienbeiträge und geben uns das andere 
Geld obendrauf; dann können wir wirklich noch 
Zusätzliches erreichen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

So die beiden Sprecher an Ihre Seite gerichtet. 

Also, gehen wir doch mal von den Fakten aus. Die 
Fakten sehen so aus, dass wir in dem Umstellungs-
prozess einen deutlichen Schritt vorangekommen 
sind. Es gibt Fortschritte – bei der Absolventenquo-
te, bei der Studiendauer –, aber es gibt auch noch 
Mängel. 

(Zuruf von Dr. Ruth Seidl [GRÜNE]) 

Es gibt Mängel, und auf die machen die vernünfti-
gen Studierenden – auch völlig zu Recht – auf-
merksam. 

Deswegen haben wir mit den Hochschulen gespro-
chen. Insbesondere die Universitäten – die Fach-
hochschulen haben hier weit weniger Probleme mit 
der Umstellung – haben deutlich gemacht, was sie 
ändern wollen. Sie wollen die Studiengänge auf 
Stoffdichte überprüfen, sie wollen die Klausurdichte 
überprüfen, sie wollen erreichen, dass sich die Stu-
dierbarkeit erhöht, und das auch sehr zeitnah. Die 
Hochschulen haben schon in ihren Gremien dar-
über bereits Befassungen durchgeführt. Im Winter-
semester wird daran gearbeitet. Hier erfolgt eine 
konkrete Umsetzung. 

Das Zweite ist: Natürlich muss sich die Betreuungs-
relation verbessern. Das ist völlig klar. Dafür haben 
wir den Hochschulen aber auch zusätzliche Mittel 
bereitgestellt, und zwar 25 % mehr Mittel, als zu 
Ihrer Zeit bereitgestellt wurden. 

(Beifall von CDU und FDP)  

Dieses Geld wollen die Hochschulen jetzt – dazu 
haben Sie sich in der Erklärung schriftlich bereit 
erklärt – in zusätzliche Personalstellen investieren. 
Die Rektoren haben aber auch gesagt – das sollte 
uns sehr nachdenklich stimmen gerade mit Blick 
auf Ihre Beiträge –: Ja, wenn Sie sicherstellen 
können, dass die Rahmenbedingungen weiter so 
bleiben, investieren wir aus dem zusätzlichen Geld 
auch in Dauerstellen. Dann machen wir das. Aber 
nehmen Sie es uns bitte nicht übel: Jahrzehnte-
lange Mangelwirtschaft machen es uns nicht leicht,  

(Zurufe von der SPD: Och!) 

daran zu glauben, dass die guten Rahmenbedin-
gungen erhalten bleiben! – Das ist doch die eigent-
liche Situation, mit der wir es an den Hochschulen 
zu tun haben. 

(Beifall von CDU und FDP – Ralf Witzel 
[FDP]: Alles heruntergewirtschaftet! – Karl 
Schultheis [SPD]: Bei der Veranstaltung war 
ich dabei!) 

Deswegen ist es neben dem, was in den Studien-
gängen verbessert werden muss und kann und was 

die Hochschulen jetzt auch tun, notwendig, dass die 
Politik verlässlich ist und uns Finanzierungssicher-
heit gibt.  

Da erhoffe ich mir allerdings – wenn ich das als 
letzten Gedanken vortragen darf, Herr Präsident, 
meine sehr verehrten Damen und Herren – noch ein 
Signal von dem Bildungsgipfel heute Nachmittag, 
was die Begleitung des Bologna-Prozesses mit 
einer entsprechenden Unterlegung durch Dozen-
tenstellen anbetrifft. 

Ich sage das nicht nur im Interesse unserer Hoch-
schulen, sondern – es wird nicht nur in Nordrhein-
Westfalen demonstriert, sondern, relativ gesehen, 
wird in manchen anderen Ländern viel intensiver 
demonstriert, auch in Ländern, in denen etwa Ihre 
Parteien in der Verantwortung sind –, im Interesse 
aller Studierenden in Deutschland, auch derjenigen, 
deren Landesregierung nicht die Kraft aufbringt, 
etwa über Studienbeiträge für bessere Finanzierun-
gen der Hochschulen Sorge zu tragen.  

Dass der Bund durchaus einen Beitrag leisten könn-
te, um den Bologna-Prozess über bessere Betreu-
ungsrelationen in seiner qualitätvollen Umsetzung 
zu begleiten, insbesondere an den Universitäten, ist 
eine Forderung von Grünen und SPD gewesen, die 
ihnen die Hochschulrektorenkonferenz mit Einfüh-
rung des Bologna-Prozesses Anfang dieses Jahr-
zehnts immer wieder vorgetragen hat. Nur: Frau 
Bulmahn, eine der Umsetzerinnen des Bologna-
Prozesses, war nicht bereit, zusätzliche Mittel in die 
Hand zu nehmen.  

Und Sie haben mit Einführung des Bologna-
Prozesses in Nordrhein-Westfalen den Hochschu-
len nicht mehr Geld gegeben, sondern die Hoch-
schulmittel gekürzt. Das ist Ihre Bilanz. 

(Beifall von der CDU) 

Deswegen wollen wir Kurs halten. Wir wollen Fi-
nanzierungssicherheit geben. Wir wollen, wo immer 
möglich, auch noch bessere Finanzierungsmöglich-
keiten geben. Aber dann nehmen wir die Hochschu-
len, die Hochschullehrerinnen und -lehrer in die 
Pflicht, mit den Mitteln auch dafür zu sorgen, dass 
unsere jungen Menschen ein qualitätvolles Studium 
bekommen. Das haben sie verdient. Wir haben in 
den Hochschulen die Voraussetzungen dafür ge-
schaffen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen.  

Wir kommen zur Abstimmung. Die antragstellende 
Fraktion hat direkte Abstimmung erbeten. Wir stim-
men also erstens über den Inhalt des Antrags 
Drucksache 14/10139 ab. Wer ist für diesen An-
trag? – SPD und Grüne. Wer ist dagegen? – CDU 
und FDP. Gibt es Enthaltungen? – Enthaltung des 
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fraktionslosen Kollegen Sagel. Damit ist der Antrag 
abgelehnt. 

Wir kommen zum Zweiten zur Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen Drucksache 14/10195. Wer ist 
für diesen Antrag? – Grüne und SPD. Wer ist dage-
gen? – CDU und FDP. Wer enthält sich? – Herr 
Sagel enthält sich. Damit ist auch der Entschlie-
ßungsantrag abgelehnt. 

Wir kommen zu: 

6 Nordrhein-Westfalen braucht weiter Vielfalt 
statt Einfalt – Kleine Fächer erhalten und för-
dern 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/10375 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrag-
stellende Fraktion Frau Dr. Mazulewitsch-Boos das 
Wort. 

Ich darf die Kolleginnen und Kollegen bitten, den 
Saal leise zu verlassen, damit die Kollegin sofort 
weitermachen kann. Wir sind ein bisschen über der 
Zeit, und ich wäre schon dankbar, wenn wir wenigs-
tens zügig vorankommen könnten. – Frau Kollegin, 
Sie haben das Wort. Bitte schön. 

Dr. Anna Mazulewitsch-Boos (SPD): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Die kleinen Fächer sind gut in der 
Lehre, teilweise Spitze in der Forschung und abso-
lut unverzichtbar für unsere Unis und unsere Ge-
sellschaft.  

(Beifall von der SPD) 

Dieser schöne Satz stammt leider nicht von mir, 
sondern ist ein Zitat von Minister Pinkwart aus einer 
Pressemitteilung des Ministeriums vom 7. Juli die-
ses Jahres. Wenn der Satz von Minister Pinkwart 
ernst zu nehmen ist, freue ich mich sehr über den 
breiten parteiübergreifenden Konsens, den wir bei 
diesem Thema gefunden haben. Es wäre gut, wenn 
wir dann unseren Antrag gleich einstimmig be-
schließen würden. Schließlich sind wir alle der Mei-
nung, dass die kleinen Fächer, auch Orchideenfä-
cher genannt, nicht nur einen wesentlichen Beitrag 
zur Hochschullandschaft in unserem Land leisten, 
sondern auch zum Diskurs in unserer Gesellschaft.  

(Beifall von Karl Schultheis [SPD]) 

Sie stellen andere Perspektiven bereit, nehmen 
andere Standpunkte ein, stellen andere Fragen, als 
dies die großen Fächer manchmal können. Die 
kleinen Fächer sind damit für uns alle eine wichtige 
Bereicherung. Ganz knapp kann man so auch die 
Evaluation der Expertenkommission zusammenfas-

sen, die sich unter dem Vorsitz von Professor 
Dr. Hans-Joachim Gehrke mit diesem Thema be-
schäftigt hat.  

In ähnlicher Form haben wir über das Thema be-
reits vor knapp anderthalb Jahren beraten. Um die 
Ergebnisse der Expertenkommission mit aufzuneh-
men, legen wir nun diesen Antrag vor, der um einige 
wesentliche Punkte erweitert ist. Die Sorge um die 
Existenz vieler kleiner Fächer im hochschulinternen 
Gerangel um Studiengänge ist im Übrigen seitdem 
nicht kleiner geworden. In einem Land wie NRW 
sollte jedes Fach einmal vorkommen. Diesen An-
spruch haben wir; dafür setzen wir uns ein. 

Unsere sehr geschätzte und leider verstorbene 
Kollegin Ulrike Apel-Haefs hat im vergangenen Jahr 
einen Satz zur Bedeutung der kleinen Fächer ge-
sagt, den ich an dieser Stelle gerne aufgreifen 
möchte – Zitat –:  

Gerade die kleinen Fächer tragen in Ihrer Vielfalt 
dazu bei, die Komplexität menschlichen Den-
kens und Handelns sichtbarer und begreifbarer 
zu machen.  

In diesem Satz schwingt mit, dass die wissenschaft-
liche und kulturelle Bedeutung dieser Fächer oft 
nicht mit ihrer ökonomischen Zugkraft einhergeht. 
Sie haben es sehr viel schwerer, Drittmittelprojekte 
einzuwerben. 

Auch ein weiterer Punkt macht es ihnen schwerer: 
Durch ihre mangelnde Größe sind sie deutlich 
schneller Ziel von Sparmaßnahmen, da die poten-
zielle Gegenwehr bei ihnen natürlich auch geringer 
ausfällt. 

Dazu kommt – dies wurde auch im Expertenge-
spräch ganz deutlich –, dass die Lage des wissen-
schaftlichen Nachwuchses in den kleinen Fächern 
schwierig ist. Bei der geringen Zahl von Professu-
ren ist die Bedeutung jeder einzelnen Stelle viel 
höher als in den großen Fächern; denn das Exper-
tenwissen geht ganz schnell verloren. Abwande-
rungen in andere Länder sind jedoch an der Ta-
gesordnung. 

Wir fordern deshalb eine „Förderinitiative Nach-
wuchs Kleine Fächer“, um gerade auch die Zu-
kunftsperspektiven des wissenschaftlichen Nach-
wuchses in den kleinen Fächern zu verbessern. 

Abgesehen davon, dass die Frage der kleinen 
Fächer weit über NRW hinausreicht, haben wir es 
hier aber mit der altbekannten Frage der Verant-
wortung zu tun. Daher fordern wir die Landesregie-
rung auf, dafür Sorge zu tragen, dass für die klei-
nen Fächer bundesweit angemessene Leistungs-
parameter erarbeitet werden. Sie müssen andere 
Maßstäbe haben als bloße Ökonomie. Quantitative 
Bewertungen werden den kleinen Fächern nicht 
gerecht. Wir sind der Meinung, dass es die Aufga-
be der Politik ist, hier zu steuern. 
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Herr Professor Gehrke hat das an einem Beispiel 
ganz deutlich gemacht. Beim Leistungsparameter 
Lehre kann es für die kleinen Fächer zum Beispiel 
kein Bewertungskriterium sein, wie viele Studie-
rende in der Menge durchgeschleust werden kön-
nen. 

Meine Damen und Herren, zurzeit lebt NRW noch 
von seiner guten Substanz. Dafür, dass die Hoch-
schullandschaft in unserem Land in ihrem Angebot 
weiterhin breit aufgestellt bleibt und jedes kleine 
Fach in NRW einmal vorkommt, steht die Landes-
regierung – damit Sie, Herr Rüttgers, und Sie, Herr 
Minister Pinkwart – in der Verantwortung. Die Lan-
desregierung muss durch Zielvereinbarungen mit 
den Hochschulen sicherstellen, dass die beste-
henden Strukturen erhalten bleiben. 

Herr Minister Pinkwart, ich weiß natürlich, dass Sie 
einzelne Hochschulen, unter anderem die Univer-
sität Münster, wegen Zielvereinbarungen zu klei-
nen Fächern besucht haben. Wir fordern aber, 
dass nicht nur vereinzelt, sondern insgesamt der 
Erhalt der bestehenden Strukturen durch Zielver-
einbarungen gesichert wird. 

Zum Strukturerhalt ist auch eine bedarfsdeckende 
Finanzierung aus Landesmitteln nötig. Hierauf hat 
Professor Gehrke deutlich hingewiesen. 

Wir sind der Meinung, dass die Expertenkommis-
sion gute Arbeit geleistet hat. Diese Arbeit wird 
aber entwertet, wenn die Landesregierung jetzt 
nicht handelt. 

Die zentralen Forderungen unseres Antrags ent-
sprechen den Ergebnissen der Expertenkommissi-
on. Uns geht es um bessere Nachwuchsförderung 
und Zielvereinbarungen mit dem Ziel des Struktur-
erhalts. Zusätzlich sollten die kleinen Fächer eine 
zentrale Förderlinie bei der Weiterführung des 
Hochschulpakts 2020 werden. 

Das sind die Hausaufgaben, die die Landesregie-
rung von der Expertenkommission bekommen hat. 
Entsprechend zielt unser Antrag darauf ab, die 
Vielfalt an den Hochschulen in NRW weiter zu 
erhalten und kleine Fächer zu fördern. Wir wollen 
nicht, dass die Orchideenfächer austrocknen. Da-
her bitte ich um Zustimmung zu unserem Antrag. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin. – Für die CDU-Fraktion hat jetzt Herr 
Kollege Professor Dr. Dr. Sternberg das Wort. 

Prof. Dr. Thomas Sternberg (CDU): Herr Präsi-
dent! Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und 
Herren! Meine Kollegen von der SPD, als ich Ihren 
Antrag auf den Tisch bekommen habe, habe ich 
gedacht: Repetitio est mater studiorum – warum 
nicht einmal wiederholen, was wir doch am 27. Mai 

2009 schon ziemlich ähnlich und teilweise sogar mit 
genau den gleichen Formulierungen gesagt haben? 

(Svenja Schulze [SPD]: Sie können doch klü-
ger geworden sein!) 

Frau Dr. Boos, Sie haben gerade gesagt, zurzeit 
lebe NRW noch von seiner guten Substanz. Das ist 
keineswegs der Fall. Im Zusammenhang mit unse-
rer damaligen Diskussion hatten Sie nämlich eine 
ziemlich schlechte Presse. So schrieb die „Westfäli-
sche Rundschau“ am 30. Mai 2008 zu den Kürzun-
gen bei den kleinen Fächern an der Ruhr-
Universität Bochum in Form von Einsparungen bei 
Skandinavistik und Musikwissenschaft, das Ganze 
gehe wesentlich auf den Qualitätspakt 2010 zurück, 
der Ende der 90er-Jahre vom Landtag Nordrhein-
Westfalen verabschiedet worden ist. Damals hieß 
die Wissenschaftsministerin Hannelore Kraft. Das 
darf man nicht vergessen. Übrigens ist dieser Pakt 
in Universitätskreisen als Qualpakt bekannt. 

(Heike Gebhard [SPD]: Bei Ihnen heißt es 
doch Zukunftspakt!) 

Seit 2005 machen wir eine andere Wissenschafts-
politik in diesem Land. Die Ruhr-Universität Bochum 
musste nicht mehr weiter einsparen. Vielmehr sind 
die Mittel für ihren laufenden Betrieb von 239 Millio-
nen € im Jahr 2005 auf heute 252 Millionen € ge-
stiegen. Außerdem kann sie zur Verbesserung der 
Lehre Studienbeiträge in Höhe von über 25 Millio-
nen € einsetzen. Damit ist sie deutlich besser ge-
stellt. Das gilt auch für die kleinen Fächer. 

Frau Dr. Boos, dass uns die kleinen Fächer wichtig 
sind, brauchen wir nicht mehr klar zu machen. Wir 
sind uns alle einig darüber, dass sie einen ganz 
wichtigen Bereich an den Universitäten darstellen. 

So schlimm steht es um die kleinen Fächer aller-
dings auch nicht. Bereits 2007 hat es eine Arbeits-
gruppe der Hochschulrektorenkonferenz gegeben, 
die dieses Thema intensiv aufgearbeitet hat. Bei der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft existiert auch 
eine Arbeitsgruppe zu dieser Frage. 

Außerdem haben wir hier im Land unter Federfüh-
rung von Herrn Minister Pinkwart eine Studie erstel-
len lassen, bei der unter Leitung von Herrn Profes-
sor Gehrke – Sie haben darauf hingewiesen – acht 
Persönlichkeiten vor allen Dingen die Universitäten 
Bochum, Bonn, Duisburg-Essen, Köln und Münster 
untersucht haben. Der Bericht ist im September 
2008 veröffentlicht worden. 

Am 1. Oktober dieses Jahres haben wir noch ein-
mal mit dem Verantwortlichen der Studie, Herrn 
Professor Gehrke, im Ausschuss debattiert. Wir 
waren uns in allen Fraktionen einig, dass die Stüt-
zung der kleinen Fächer wichtig ist, und konnten 
feststellen, dass der Minister dies in den Zielver-
einbarungen mit den Universitäten umsetzt. 
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Wir legen eben großen Wert darauf, dass die klei-
nen Fächer nicht bedroht werden. Das erkennen 
Sie auch in Ihrem Antrag an. 

Ich komme aber einmal auf die einzelnen Punkte 
zu sprechen. In Punkt 1 geht es um eine Förderini-
tiative mit einer bundesweiten Realisierung. 
Punkt 2 betrifft eine Arbeitsgruppe auf Bundes-
ebene. Die Punkte 3 und 4 beziehen sich auf die 
Zielvereinbarung und die Finanzierung. Sie hän-
gen systematisch eng zusammen. Darüber haben 
wir schon gesprochen. Bei Punkt 5 – Hochschul-
pakt 2010 – geht es wieder um eine Anfrage an 
den Bund. 

Meine Damen und Herren, an dieser Stelle frage 
ich Sie: Wer soll in unserem Land eigentlich noch 
den Föderalismus verteidigen, wenn wir als Abge-
ordnete eines so riesigen Landes nicht mehr auf 
unseren ureigenen Kompetenzfeldern tätig wer-
den? 

(Heike Gebhard [SPD]: Hat der Minister den 
Bund aufgefordert, mehr Geld zur Verfügung 
zu stellen?) 

Wir sind für Bildung und Wissenschaft zuständig, 
und wir machen diese Dinge auch selbst. Wenn die 
Bundesministerin Annette Schavan diese Dinge 
dann auch noch unterstützt und fördert, ist das 
wunderbar. Wir nehmen diese Aufgaben aber als 
unsere Aufgaben wahr. Wir tun das selbst, und wir 
sorgen dafür, dass die kleinen Fächer in unserem 
großen Land an unseren guten Universitäten auch 
gefördert und gestützt werden. 

Dass das so passiert, kann man übrigens auch 
nachweisen. Schließlich waren wir nicht untätig. 
Hier im Land hat es einen Evaluationsbericht gege-
ben, der schon jetzt zu Veränderungen an den Uni-
versitäten geführt hat. Als Münsteraner freue ich 
mich natürlich ganz besonders darüber, dass an 
meiner Heimatuniversität Münster bereits die Ziel-
vereinbarung zugunsten der kleinen Fächer verän-
dert worden ist.  

Aber auch die KMK hat gearbeitet. Die KMK ist auf 
Bundesebene zuständig und hat eine Arbeitsgrup-
pe eingerichtet, die auch keine generelle Gefähr-
dung der kleinen Fächer konstatieren kann. Das 
heißt, die ganze Sache zeigt Wirkung, sie wird 
angegangen. 

Wir sind für die Stützung der kleinen Fächer. Es 
bedurfte Ihres Antrags eigentlich nicht; denn wir 
machen es selbst. Das heißt nach unserer Hoch-
schulphilosophie und -politik: Wir setzen den Uni-
versitäten Anreize und schließen Zielvereinbarun-
gen ab. Über das Wie entscheiden die Universitä-
ten selbst – offensichtlich erfolgreich. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege. – Als Nächster hat für die FDP-Fraktion 
Herr Kollege Witzel das Wort. 

Ralf Witzel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! In dieser Debatte ist 
zu Recht auf wichtige Impulse der Hochschulrekto-
renkonferenz und ihrer Evaluation der vorliegen-
den Berichtstexte seit Frühjahr 2007 sowie auf die 
deshalb von allen politischen Kräften ernsthaft 
geführte Diskussion zum Komplex der Verbesse-
rung und Stabilisierung des Wissenschaftsbeitrags 
der kleinen Fächer hingewiesen worden. 

Kleine Fächer haben in der Regel gemeinsam, dass 
ihnen eine vergleichsweise geringe personelle Aus-
stattung zur Verfügung steht, mit der sie klarkom-
men müssen. Den meisten geisteswissenschaftli-
chen und mehreren naturwissenschaftlichen Fä-
chern stehen darüber hinaus insgesamt auch wenig 
materielle Ressourcen zur Verfügung. Weil sie gro-
ße Wissensgebiete erforschen und in der Regel 
auch übergreifend einen großen Beitrag für For-
schung und Lehre leisten, schätzen wir sie und 
erkennen ausdrücklich den Wert der sogenannten 
kleinen Fächer – auch Orchideenfächer genannt – 
an. Wir wissen: Orchideen können wunderschöne 
Pflänzchen sein. 

Ob Judaistik in Düsseldorf, Ostasienwissenschaften 
in Bochum oder Bibliothekswesen in Köln – alle 
kleineren Fächer bereichern das Studienangebot in 
Nordrhein-Westfalen und sorgen dafür, dass unser 
Hochschulstandort breiter aufgestellt ist. Der im Juli 
2009 veröffentlichte Abschlussbericht des vom Mi-
nisterium angestoßenen Evaluationsverfahrens hat 
gezeigt, dass kleine Fächer gerade für unsere Tra-
ditionsuniversitäten zum Selbstverständnis gehören, 
ausgebaut werden und sicherlich niemand beab-
sichtigt, sich von Strukturen zu trennen. 

Es hat sich im Übrigen auch gezeigt, dass es durch 
das Hochschulfreiheitsgesetz gerade keine Kürzun-
gen oder Korrekturen – wie einige befürchtet haben 
– im Bereich der kleinen Fächer gibt. Ganz im Ge-
genteil: Die Gutachtergruppe hat unter anderem 
herausgefunden, dass es an verschiedenen Hoch-
schulstandorten ausdrücklich eine Erweiterung im 
Spektrum der kleinen Fächer gegeben hat und posi-
tive Entwicklungen festzustellen sind. Gleichzeitig 
hat der Bericht Bereiche aufgezeigt, in denen es 
noch Optimierungspotenziale gibt, die wir in den 
nächsten Jahren nutzen wollen, beispielsweise im 
Bereich der Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses. Dazu gibt es Handlungsempfehlun-
gen, die wir wohlwollend prüfen. 

Die nordrhein-westfälischen Universitäten haben 
die Empfehlungen des Evaluationsberichts im We-
sentlichen angenommen und sind in ihre eigenen 
Überlegungen zur Weiterentwicklung in den ver-
schiedenen Fächern und Formen bezogen auf den 
eigenen Hochschulstandort eingestiegen. Als Bei-
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spiel darf ich, weil es dort sehr gut funktioniert hat, 
die Universität Münster nennen. Diese hat sich 
ergänzend zu den laufenden Ziel- und Leistungs-
vereinbarungen für die Jahre 2007 bis 2010 zu 
einer Weiterentwicklung der sogenannten kleinen 
religionswissenschaftlichen Fächer verpflichtet. 
Andere Hochschulen wie Köln, Düsseldorf oder 
Bochum haben entsprechende Absichten geäu-
ßert, auch Zusagen dieser Art zu machen. 

Wir sollten deshalb den Hochschulen im Rahmen 
des Hochschulfreiheitsgesetzes den nötigen Raum 
und die nötige Zeit geben, die vernünftigen Emp-
fehlungen sach- und interessengerecht mit den 
jeweiligen Akteuren vor Ort aufzugreifen und um-
zusetzen. Dementsprechend ist die Forderung 
nach einem Zwischenbericht, den der Antrag ent-
hält, als verfrüht zurückzuweisen, da die Hoch-
schulen noch über ihre Umsetzungs- und Imple-
mentationsstrategien diskutieren. 

Generell gilt für die FDP-Landtagsfraktion: Die 
sogenannten kleinen Fächer müssen erhalten und 
sinnvoll gefördert werden. Es ist richtig, dass die 
Universitäten auf der Basis ihrer eigenen Profilbil-
dung selbst entscheiden, welche der kleinen Fä-
cher sie in ihrem Studienangebot vorhalten. 

Über Jahre und Jahrzehnte hinweg können sich 
kleinere Fächer auch zu größeren Fächern entwi-
ckeln. Das sehen wir ganz praktisch. In vielen Be-
reichen wurde vor ein paar Jahren das sogenannte 
kleine Fach der Informatik neu aufgenommen, 
anfangs skeptisch bewertet und belächelt. Heute 
ist Informatik für viele Hochschulen mit Blick auf 
die zukünftige Berufsorientierung der Absolventen 
eine ganz tragende Säule. Ähnliche Prozesse ei-
nes starken Wachstums stellen wir auch in Fä-
chern wie beispielsweise der Geologie fest. 

All das zeigt, dass die sogenannten kleinen Fächer 
entweder als Teilfächer wichtig sind, auch interdis-
ziplinärer Dienstleister für andere Bereiche der 
Hochschule sind oder eben eine spezielle Dynamik 
bei den sogenannten kleinen Fächern dafür sorgen 
kann, dass große daraus werden und sich vieles in 
der Hochschullandschaft in diesem Sinne bewegt. 

Insofern ist die Antragsinitiative der SPD für uns 
überraschend gewesen. Sie haben bereits im Jahr 
2008 eine ähnliche Initiative auf den Weg gebracht 
und diese dann zurückgezogen, weil wohl doch 
nicht genügend Handlungsbedarf oder fachliche 
Substanz Ihrerseits gesehen wurde. 

(Karl Schultheis [SPD]: Wir dachten, wir 
können das gemeinsam machen!) 

Ich möchte in diesem Zusammenhang abschlie-
ßend darauf hinweisen, dass ich eines in Ihrem 
Forderungsteil ausdrücklich und mit aller Entschie-
denheit zurückweise, nämlich die Feststellung, dass 
es Sparhaushalte zulasten der nordrhein-westfä-
lischen Hochschulen gibt. Es gibt keinen schwarz-
gelben Sparzwang, sondern das genaue Gegenteil: 

eine Strategie für Investitionen in Innovationen. Im 
Jahr 2010 werden die Hochschulen 25 % mehr 
Mittel haben als bei Ihrer Abwahl 2005. Diesen Weg 
wollen wir aus guten Gründen beherzt weitergehen. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Witzel. – Für die Fraktion der Grünen 
spricht Frau Kollegin Dr. Seidl.  

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Es ist schon enttäu-
schend, Herr Witzel, dass sich in der bisherigen 
Beratung alle Fraktionen dieses Hauses für die 
kleinen Fächer ausgesprochen und gesagt haben, 
wie wichtig sie sind, jetzt aber nicht einmal ein ge-
meinsamer Antrag zustande kommen konnte. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Dabei geht es hier erst einmal nicht um einen der 
großen hochschulpolitischen Streitpunkte wie Stu-
diengebühren, die schlechten Studienbedingungen 
an unseren Hochschulen, die Bologna-Reform, 
fehlende Studienplätze oder den doppelten Abitur-
jahrgang. Aber auch bei den kleinen Fächern landet 
man in der Diskussion sehr schnell bei den Grund-
fragen der Hochschulpolitik oder besser gesagt dort, 
wo eben keine Hochschulpolitik mehr stattfindet. 
Das ist der Fall, seit Sie in diesem Land Wissen-
schaftsminister sind, Herr Pinkwart, 

(Lachen von Ralf Witzel [FDP]) 

seitdem an den Hochschulen die Devisen „Privat 
vor Staat“ und „Der Staat wird es schon richten“ 
angesagt sind. 

(Ralf Witzel [FDP]: Privat wird es richten, 
nicht der Staat!) 

Seit dieser Zeit ist das auch ein Problem für die 
kleinen Fächer, die sogenannten Orchideenfächer 
an unseren Hochschulen. Wir Grüne sind nicht ge-
nerell gegen den Wettbewerb – ganz im Gegenteil.  

(Ralf Witzel [FDP]: Sie sind für Staatswirt-
schaft!) 

Aber Wettbewerb und Markt sind eben nur sinnvoll, 
wenn der Wettbewerb auch fair ist. Das muss er 
gerade in diesem Fall sein, wenn er ein Spiegel der 
tatsächlichen Bedarfe der Gesellschaft ist. Genau 
hier klafft eine Lücke, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen. Selbstverständlich braucht unsere Gesellschaft 
Orientalistinnen und Sinologen, sie braucht Archäo-
loginnen, Religionswissenschaftler, Musikwissen-
schaftler und Indologen, um in einer globalisierten 
Welt die Umbrüche, die durch Migration, Integration 
und kulturelle Vielfalt entstanden sind, nicht nur zu 
verstehen, sondern auch zu nutzen. Sie braucht sie, 
damit dieses Land zukunftsfähig ist und bleibt. 
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Ich weiß, dass Sie es nicht gerne hören, Herr Pink-
wart, aber trotzdem: Es gibt für diese Fächer an 
unseren Hochschulen eben keine Lobby. Auch die 
wirtschaftliche und in Zahlen messbare Nachfrage 
nach diesen Themen ist derzeit sicherlich gering. 
Immer dann, wenn es eine solche Lücke zwischen 
dem gesellschaftlichen Bedarf und der wirtschaftli-
chen Nachfrage gibt, muss eine Regierung aus 
unserer Sicht steuernd eingreifen. Dann reicht es 
eben nicht aus, wenn der Minister durchs Land reist 
und die kleinen Fächer an einigen Standorten be-
sucht oder sich im Licht von neu eingeworbenen 
Sonderforschungsbereichen sonnt. Das reicht nicht 
aus, Herr Pinkwart. 

Herr Professor Gehrke hat in seinem Bericht im 
Ausschuss sehr deutlich darauf hingewiesen, wie 
prekär die Lage des wissenschaftlichen Nachwuch-
ses gerade in den kleinen Fächern ist. Er hat auch 
sehr konkrete Vorschläge gemacht, was zu tun ist. 
Ich nenne hier nur die Stichworte: Kooperation, 
Infrastrukturausbau, Juniorprofessur und Tenure 
Track. Das geht eben nicht von alleine, sondern nur, 
wenn sich die Landesregierung ihrer Verantwortung 
stellt, ganz konkrete Vereinbarungen mit den Hoch-
schulen schließt 

(Ralf Witzel [FDP]: Das geschieht doch!) 

und sie auch finanziell bei der Umsetzung unter-
stützt. Dafür muss man etwas tun. Diese Prozesse 
muss man bündeln. 

Aus aktuellem Anlass will ich aber noch ein weiteres 
Thema ansprechen, nämlich Bologna. Dass es hier 
Handlungsbedarf gibt, ist inzwischen sicherlich un-
bestritten – egal, ob man es nun Bologna-Check, 
Bologna-TÜV oder sonst wie nennt. Es reicht aber 
nicht, mit solchen Forderungen einfach nur den 
Schwarzen Peter an die Hochschulen weiterzurei-
chen. 

Denn wenn man die Situation an den Hochschulen 
kennt, weiß man doch auch, dass es einen großen 
Unterschied macht, ob eine solche Reform in einem 
großen Fachbereich mit vielen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern umgesetzt werden soll oder ob für den 
damit verbundenen Arbeitsaufwand, wie Herr Gehrke 
es in der Anhörung am 1. Oktober ausgeführt hat – 
Zitat –, „überhaupt kein Personal zur Verfügung 
steht“. 

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 

Ich erwarte daher von Ihnen, Herr Minister, dass Sie 
die Hochschulen nicht nur insgesamt bei der not-
wendigen Reform der Bachelor- und Masterstu-
diengänge stärker unterstützen. Ich erwarte viel-
mehr, dass Sie dies mit einem besonderen Augen-
merk auf die sogenannten kleinen Fächer tun. 

Der wissenschaftliche Nachwuchs sollte durch den 
Ausbau weniger Fächer gefördert werden, sagt Herr 
Gehrke. Es ist darüber hinaus wichtig, speziell für 
die kleinen Fächer hochschulübergreifende ange-

messene und sinnvolle Leistungsparameter zu ent-
wickeln und interdisziplinäre Kooperationen ohne 
Substanzverlust im einzelfachlichen Bereich anzu-
regen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Darüber hinaus muss die Vielfalt der Standorte ga-
rantiert bleiben, wenn wir in Nordrhein-Westfalen 
national und international wettbewerbsfähig bleiben 
wollen. Deshalb sagen wir: Springen Sie über Ihren 
Schatten, Herr Minister. Mischen Sie sich ein, damit 
die kleinen Fächer in Nordrhein-Westfalen nicht in 
einem unfairen Wettbewerb um Drittmittel und Pro-
filbildung untergehen! – Herzlichen Dank. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Dr. Seidl. – Für die Landesregierung hat 
Herr Minister Dr. Pinkwart das Wort. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innovati-
on, Wissenschaft, Forschung und Technologie: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Wir hatten von Ihnen einleitend gehört, Frau 
Seidl, dass wir uns in einem inhaltlichen Punkt ver-
tiefen wollten. Es ist bedauerlich, dass Sie das wie-
der zum Anlass genommen haben, um Ihre grund-
legenden Probleme mit von uns eingeleiteten Re-
formen zu bewältigen. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Wir reden über Sie 
und nicht über Frau Seidl!) 

Ich halte das, was Sie dargestellt haben, wirklich für 
sachfremd. Denn wir sehen – zu diesem Ergebnis 
kommt auch das Gutachten –, dass die sogenann-
ten kleinen Fächer gar nicht des besonderen politi-
schen Schutzes bedürften, wie Sie meinen, weil die 
Universitäten gegen die kleinen Fächer zu Felde 
ziehen würden, wenn man sie nicht entsprechend 
kontrollierte. Das unterstellen Sie ja mit Ihrer These. 

(Dr. Ruth Seidl [GRÜNE]: Sie wissen doch 
auch, dass das so ist!) 

Unterhalten Sie sich doch bitte mit den Hochschu-
len! Dann werden Sie feststellen, dass unsere Uni-
versitäten die kleinen Fächer im Gegenteil für ihre 
Profilbildung als außerordentlich wichtig erachten. 
Insofern haben die Hochschulen ein ganz eigenes 
Interesse daran, die kleinen Fächer so zu stellen, 
dass sie das Profil der Hochschule verstärken hel-
fen können.  

Richtig ist aber: Man muss die Hochschulen so 
ausstatten, dass sie das tatsächlich auch tun kön-
nen. Damit sind wir bei dem Punkt von vorhin, an 
dem wir feststellen müssen: Sie haben Mittel von 
den Hochschulen abgezogen. Wir haben zusätzli-
che Mittel an die Hochschulen gebracht. Das ist 
eben der Unterschied. Dann müssen Sie eben Klar-
heit darüber schaffen, was Sie wollen. 



Landtag 16.12.2009 
Nordrhein-Westfalen 16075 Plenarprotokoll 14/138 

 

(Beifall von CDU und FDP) 

Lassen Sie uns noch einmal zur Studie selbst 
kommen. Es ist von Hausaufgaben gesprochen 
worden, die uns die Studie aufgegeben hätte. Über 
diese Hausaufgaben haben wir uns sehr gefreut, 
denn wir haben die Kommission selbst in Auftrag 
gegeben. Insofern haben wir uns die Hausaufgaben 
selbst gegeben, um die kleinen Fächer entspre-
chend begleiten zu können. Herr Kollege Sternberg 
war so freundlich darzulegen, wie wir das im Aus-
schuss in den letzten Monaten und Jahren sehr 
sachorientiert miteinander diskutiert haben. Ich 
glaube, das hilft den kleinen Fächern außerordent-
lich. 

Es sind bereits sehr schöne Beispiele dafür genannt 
worden, wie sich kleine Fächer entwickeln konnten. 
Lassen Sie mich nur für die Universität Münster 
beispielsweise die kleinen Fächer benennen, die 
sich im Exzellenzcluster Religion und Politik zu-
sammengeschlossen haben.  
Wir haben ein derartiges Niveau in den kleinen 
Fächern, dass durch Kooperation, wie sie die Gut-
achter empfehlen – dort schon unter Beweis ge-
stellt –,Forschung von einer Qualität entsteht, die 
es zum Beispiel ermöglicht hat, dass die Universi-
tät Münster mit kleinen Fächern eine der ganz 
wenigen Exzellenzcluster in den Geisteswissen-
schaften gewonnen hat.  

Ich habe sie besucht und empfehle Ihnen sehr, 
das ebenfalls zu machen. Wenn Sie mit den Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftlern reden, 
werden Sie hören, dass es dort die besten Ar-
beitsbedingungen gibt, die man sich nur wünschen 
kann, um in den Religionswissenschaften zu inter-
nationaler Sichtbarkeit zu kommen. 

Das Gleiche haben wir an der Universität zu Köln – 
wenn ich sie hier beispielhaft erwähnen darf – in 
den Asienwissenschaften oder in der Afrikafor-
schung. Wenn Sie sehen, was sich auf dem Gebiet 
an der Universität zu Köln entwickelt hat, stellen 
Sie fest: Wir haben hier – mit entsprechender Un-
terstützung der Hochschulleitung – eine hervorra-
gende Arbeit der Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler, die weit über die Landesgrenzen 
hinausstrahlt. 

Das Gleiche haben wir in der klassischen Philologie 
an der Universität Bonn: im Centre for the Classical 
Tradition, dem Zentrum für die Antike und ihre Re-
zeption. Die nehmen jetzt auch am Neustart der 
Lehramtsausbildung in Bonn aktiv teil. – Das, um nur 
wenige Beispiele zu nennen.  

Meine Damen und Herren, wichtig bei den kleinen 
Fächern ist, dass man erkennt, welche Größe in 
ihnen steckt. Sie können sowohl in der Lehre als 
auch in der Forschung Großes leisten. Damit diese 
Größe zum Tragen kommt, darf man diese Fächer 
nicht verniedlichen und nicht den Eindruck erwe-
cken, sie könnten ihre Möglichkeiten nicht aus 

eigener Kraft erweitern. Man muss sie vielmehr 
darin bestärken, sich mit anderen zusammenzu-
schließen und etwa auch im Rahmen des Bologna-
Prozesses Studiengänge gemeinsam zu gestalten, 
um mit den vorhandenen Möglichkeiten noch ef-
fektiver umzugehen. 

Ich denke, wir haben hier vielfältige Möglichkeiten, 
die hervorragenden Angebote weiter zu stärken 
und sie auch für die Profilierung der Hochschulen 
nutzbar zu machen. Nach den Besuchen, die ich 
vor Ort gemacht habe, kann ich Ihnen nur versi-
chern, fußend auf dem hervorragenden Bericht 
unserer Gutachter, die Nordrhein-Westfalen ein 
kleines Kompliment gemacht haben, wenn ich das 
so sagen darf, … 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innovation, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie: … dass – 
Herr Präsident – die Universitätsrektoren unseres 
Landes jedenfalls stolz auf ihre kleinen Fächer sind 
und dass die Universitätsleitungen alles tun werden, 
damit sie sich zum Nutzen ihrer Hochschulen und 
damit zum Nutzen unseres Landes weiter entfalten. 
Wir werden sie darin weiter nachdrücklich unterstüt-
zen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Wir sind am Ende der Debatte. Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die antragstellende Fraktion der SPD hat um direkte 
Abstimmung gebeten. Wir stimmen somit über den 
Inhalt des Antrags Drucksache 14/10375 ab. Wer 
für den Antrag ist, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das sind die SPD-Fraktion und die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. Wer ist dagegen? – CDU-
Fraktion und FDP-Fraktion. Gibt es Enthaltungen? – 
Dann ist dieser Antrag ohne Enthaltung mit der 
Mehrheit der Stimmen der Koalitionsfraktionen ab-
gelehnt. 

Ich mache Sie kurz auf die Debattenlage aufmerk-
sam. Wir liegen ungefähr eineinhalb Stunden hinter 
der Zeit. Das heißt, das Ende des Plenartags dürfte 
sich irgendwo zwischen 21 Uhr und 21:30 Uhr be-
wegen. Da sage ich nur für Ihre Dispositionen. Für 
den Fall, dass Sie heute Abend noch etwas anderes 
vorhaben sollten: Verabschieden Sie sich schon 
einmal davon. Die bisherigen Debatten waren sehr 
ausufernd. Wenn wir uns nicht ein bisschen zu-
sammennehmen, sitzen wir noch lange hier, und 
der Spekulatius muss warten.  

Wir kommen zu: 
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7 Investitionen in Bildung verbindlich regeln – 
Bologna-TÜV jetzt 
Eilantrag 
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/10421 

Entschließungsantrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/10437 

Ich eröffne die Beratung. – Herr Schultheis von der 
SPD-Fraktion steht schon bereit. Bitte schön, Herr 
Kollege. 

Karl Schultheis (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Da-
men und Herren! Ich habe den pädagogischen Hin-
weis des Präsidenten sehr wohl wahrgenommen 
und mich beeilt, um früh hier zu sein. 

Sehr geehrter Herr Minister Pinkwart, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, ich muss hier zum wiederhol-
ten Mal mahnen, dass Sie sich entscheiden müs-
sen, ob das, was in der Vergangenheit in diesem 
Land aufgebaut worden ist, zu den schlechten Ta-
ten gehört und nur das, was Sie seit 2005 gemacht 
haben, zu den guten. All das, was Sie gerade im 
Zusammenhang mit den kleinen Fächern gelobt 
haben, ist nämlich zu Zeiten sozialdemokratisch 
geführter Regierungen hier aufgebaut worden.  

Ich denke dabei etwa an den Bereich „Arides Afrika“ 
an der Universiät zu Köln, der von der früheren 
Ministerin Anke Brunn maßgeblich gefördert worden 
ist. Aber das ist nur ein Beispiel dafür. Auch Herr 
Witzel hat hier alle Hochschulen, alle Forschungsin-
stitute, namentlich aufgeführt – zumindest in der 
Summe – und so getan, als ob dies seit 2005 durch 
CDU und FDP aufgebaut worden wäre. 

(Ralf Witzel [FDP]: Seitdem sind sie besser 
finanziell ausgestattet worden!) 

– Nein, sie sind eben nicht finanziell besser ausges-
tattet worden, sondern sie haben davon profitiert, 
dass es beispielsweise, was die Bund-Länder-
Finanzierung angeht, einen Pakt für Forschung gibt. 
Dieser Pakt für Forschung und die dreiprozentige 
jährliche Erhöhung sind schon vereinbart worden, 
bevor diese Landesregierung ihre Arbeit aufge-
nommen hat. Es ist auch gut so, dass es mehr Geld 
gibt, aber Sie müssen dann zwischen Ursache und 
Wirkung unterscheiden. 

Herr Minister Pinkwart hat hier das Memorandum 
angesprochen. Ich muss wirklich sagen, ich wunde-
re mich, was die Rektoren der Universitäten heutzu-
tage alles unterschreiben. Sie haben auf einer Ver-
anstaltung unterschrieben, über die Herr Minister 
Pinkwart berichtet hat, an der er jedoch leider nicht 
selbst teilnehmen konnte. Deshalb fand ich es sehr 
interessant, wie er mittels Mimik und Gestik darge-
stellt hat, wie sich die Beteiligten dort verhalten ha-

ben. Ich weiß nicht, ob er da eine Videoaufzeich-
nung hatte. Auf jeden Fall war er nicht da. 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Weil er 
das Memorandum vorbereitet hat!) 

Die Sprecher der Rektorenkonferenzen haben dort 
unterschrieben, dass unsere Hochschulen aus-
kömmlich finanziert sind. Ich muss Ihnen wirklich 
sagen: Bei aller Liebe zur Landesregierung, die man 
den Rektoren vielleicht unterstellen könnte, ist es 
fahrlässig, so etwas zu unterschreiben. Die Rektorin 
der Universität Münster hat auch wenige Tage da-
nach klargestellt, dass unsere Hochschulen selbst-
verständlich nach wie vor unterfinanziert sind. Das 
ist auch der Fall.  

Im Rahmen des Bildungsgipfels geht es auch heu-
te um Finanzierungsfragen. Der Bildungsgipfel ist 
doch eine Tarnveranstaltung, um dieses Wachs-
tumsbeschleunigungsgesetz, wie es zu Unrecht 
heißt, über den Berg zu bringen. Im Endeffekt be-
deutet dieses Gesetz doch weniger Geld für das 
Land Nordrhein-Westfalen und für seine Kommu-
nen. Das muss man doch sehen.  

(Beifall von der SPD) 

Ich halte es für perfide, es dann auch noch mit 
besonderen Anstrengungen zu verbinden, die im 
Bereich der Bildungs- und Hochschulpolitik voran-
gebracht werden sollen – gerade auch im Zusam-
menhang mit Bologna. 

Ja, Herr Minister Pinkwart, die SPD steht für die 
Garantie, dass die jetzt durch Studiengebühren 
genommenen Finanzmittel in Zukunft durch den 
Haushaltsgesetzgeber zur Verfügung gestellt wer-
den, so wie es auch im Lande Hessen nach wie 
vor geschieht. Leider regiert dort nicht die SPD, 
sondern die FDP zusammen mit der CDU. Wenn 
es aber in Hessen geht, wird es hier genauso gut 
gehen.  

Wir meinen, dass die insbesondere durch unsere 
Fraktionsvorsitzende abgegebene Garantieerklä-
rung glaubwürdig ist, und gehen davon aus, dass 
wir dieses Vorhaben nach den Wahlen, wenn es in 
Nordrhein-Westfalen andere Mehrheiten geben 
wird, entsprechend umsetzen werden. 

(Beifall von der SPD) 

Wie sieht die Situation nun wirklich aus? Wir haben 
in den letzten Tagen einige Studien vorgelegt be-
kommen. Die HIS-Studie macht deutlich, dass im-
mer weniger studienberechtigte junge Leute, insbe-
sondere Frauen, unsere Hochschulen nutzen. Dazu 
liegen klare Zahlen auf dem Tisch.  

Das Statistische Bundesamt stellt fest, dass Nord-
rhein-Westfalen im Vergleich zu anderen Bundes-
ländern einen Wanderungsverlust hat, was den 
Austausch von Studierenden aus NRW und aus 
anderen Bundesländern angeht.  
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Auch die Studie, die sich mit dem Einsatz der Stu-
diengebühren in Nordrhein-Westfalen beschäftigt, 
lässt noch viele Fragen offen, gerade im Hinblick 
auf die großen Rücklagen, die gebildet werden – 
Rücklagen, die wir benötigen, um eben den Bolog-
na-Prozess voranzubringen. Es geht ja auch darum, 
dieses Geld in Form von zusätzlichem Personal 
zielgerichtet für die Studierenden einzusetzen.  

Sie malen immer die KapVO als Gespenst an die 
Wand; das war schon Thema in einer Sondersit-
zung des Wissenschaftsausschusses. Dieses Geld, 
das im rein rechtlichen Sinne ein Sondervermögen 
darstellt, kann man für zusätzliche Personalkapazi-
täten einzusetzen, die nicht KapVO-relevant sind. 
Dafür gibt es Lösungen. Schauen Sie nur nach 
Hessen! Hessen ist nicht verdächtig, jedenfalls zur-
zeit nicht, SPD-geführt zu sein. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege 
Schultheis, kommen Sie bitte zum Schluss.  

Karl Schultheis (SPD): Ja, Herr Präsident, ich 
komme zum Ende.  

Wir erwarten von Ihnen, Herr Minister Pinkwart, 
dass Sie Ihr Versprechen, bis zum Ende des Se-
mesters erhebliche Verbesserungen bei den Stu-
dienbedingungen zu erreichen, einlösen und dies 
auch dem Landtag sowie den Studierenden garan-
tieren, die wie die Rektoren ebenfalls Teil der Hoch-
schulen sind. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herzlichen Dank, 
Herr Kollege Schultheis. – Für die CDU-Fraktion 
erhält Herr Abgeordneter Dr. Berger das Wort. 

Dr. Stefan Berger (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Schultheis, es ist schon 
bemerkenswert, wie Sie sich hier hinstellen und zu 
Ihrem Antrag unberechtigte Ängste schüren wol-
len, von denen niemand gesprochen hat und von 
denen niemand außer Ihnen überhaupt weiß, dass 
diese Dinge politisch diskutiert werden. 

(Karl Schultheis [SPD]: Sie haben eine sehr 
selektive Wahrnehmung, Herr Kollege!) 

Das, was Sie hier gerade gemacht haben, war ein 
untauglicher und ein billiger Versuch, die Proteste 
der vergangenen Monate für sich selber zu kultivie-
ren. Er ist auch deswegen billig und untauglich, weil 
die SPD in ihrer Regierungszeit weder für eine adä-
quate finanzielle Ausstattung der Universitäten ge-
sorgt hat noch sich mit der notwendigen Hingabe 
der Einführung des Bologna-Prozesses gewidmet 
hat, als sie die Chance dazu hatte und als Frau 
Kraft Wissenschaftsministerin dieses Landes war. 

Die Hochschulen in Nordrhein-Westfalen haben 
heute 600 Millionen € mehr zur Verfügung als 2005. 

(Karl Schultheis [SPD]: Und 750 Millionen € 
Studiengebühren!) 

Ja, das ist ein Unterschied von 25 %. 

(Karl Schultheis [SPD]: Ja, das ist das Geld 
der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler, die 
zusätzlich zahlen! – Dr. Anna Mazulewitsch-
Boos [SPD]: Genau!) 

– Herr Schultheis, wenn Sie auf der einen Seite 
gegen Studienbeiträge polemisieren 

(Dr. Ruth Seidl [GRÜNE]: Bildungsungerech-
tigkeit, ganz klar!) 

und andererseits wieder nach zusätzlichen Mitteln 
rufen, dann zeigt das Ihre ganze Doppelmoral, die 
Sie an den Tag legen. Dann müssen Sie am Ende 
auch sagen, woher das Geld kommt. Das wollen 
Sie natürlich nicht. Das haben Sie bisher in keiner 
Haushaltsdebatte, ja nirgendwo gemacht. 

Sie fordern darüber hinaus auch noch eine Zweck-
bindung von den zu erwartenden Bundesgeldern, 
damit davon in Nordrhein-Westfalen keine Haus-
haltslöcher gestopft werden. Das ist für uns selbst-
verständlich. Für Sie allerdings nicht: Wer hat denn 
seinerzeit Haushaltslöcher mit Langzeitstudienge-
bühren gestopft? Wer war das denn? 

(Ralf Witzel [FDP]: Rot-Grün war das!) 

Und wer hat es jahrelang nicht geschafft, den Hoch-
schulen zusätzliche Mittel zur Verfügung zu stellen? 
Und Sie fordern jetzt, dass sie nun kommen sollen. 
Sie beklagen, die Lehre wäre so schlecht. Wer hat 
es denn versäumt, etwas zu unternehmen, als Frau 
Kraft noch Ministerin war,  

(Beifall von der CDU – Karl Schultheis [SPD]: 
Wir haben jetzt nicht regiert!) 

damit eine gute Lehre den gleichen Stellenwert wie 
die Forschung bekommt? 

Herr Schultheis, Sie zeigen jetzt ein großes Interes-
se dafür, 

(Karl Schultheis [SPD]: Das habe ich schon 
immer gezeigt! – Dr. Anna Mazulewitsch-
Boos [SPD]: Ja, das hat Herr Schultheis wirk-
lich!) 

dass die „miserablen Studienbedingungen in Nord-
rhein-Westfalen“ – das geht aus einer Pressemittei-
lung von Frau Kraft hervor – verbessert werden 
sollen. Als Frau Kraft Wissenschaftsministerin war, 
hat sie sich für die Implementierung des Bologna-
Prozesses 

(Karl Schultheis [SPD]: Herr Pinkwart ist Wis-
senschaftsminister!) 

– das liegt aber schon eine Zeit zurück – 
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(Lachen von der SPD) 

nicht sonderlich interessiert. Laut Plenarprotokoll 
vom 23. September 2004 wurde Frau Kraft gefragt, 
welche Konsequenzen und Schlüsse sie denn aus 
der Umstellung auf Masterstudiengänge ziehe. Die 
Antwort war – Sie können das Plenarprotokoll gerne 
noch einmal nachlesen –: „Nein, wir werden keine 
Schlüsse daraus ziehen“. 

Wir brauchen eine konstruktive und zielführende 
Auseinandersetzung mit allen Beteiligten; das ist 
wohl richtig. Es ist auch gut, dass die nordrhein-
westfälischen Universitäten eine Überprüfung der 
bisherigen Umsetzungen des Bologna-Prozesses 
unter den Fragestellungen verabreden, ob Studien-
gänge stofflich überladen sind, ob auf Prüfungsele-
mente verzichtet werden kann und ob die nationale 
und internationale Mobilität in angemessener Weise 
gewährleistet ist. All das ist ja richtig, und das sind 
auch die zentralen Punkte, von denen der Erfolg 
eines Studiums abhängt. Alles das hätte schon im 
Jahre 2004 geprüft und auf den richtigen Weg ge-
bracht werden können. 

Ein letzter Punkt, Herr Schultheis! Ich spreche im 
Gegensatz zu Ihnen einmal zu Ihrem Antrag; Sie 
haben darüber ja gar nicht gesprochen. Die Forde-
rung, den Anteil der Bildungsausgaben am Bruttoin-
landsprodukt auf 10 % zu erhöhen, ist schön. Das 
wollen wir alle. Einer solchen Forderung kann sich 
niemand verschließen. Das kann man aber nur 
erreichen, indem man nicht nur öffentliches Geld 
hinzuzieht, sondern indem auch die Wirtschaft 
durch Forschungsausgaben ihren Teil dazu beiträgt. 

(Karl Schultheis [SPD]: Deswegen das Gast-
stätten- und Hotelgewerbe!) 

Wir haben in Nordrhein-Westfalen eine sehr for-
schungsarme Wirtschaftsstruktur; das wissen Sie 
ganz genau. Im Jahr 2005 – das haben verschiede-
ne Studien uns belegt – haben lediglich 41.000 
Menschen im Bereich von Forschung und Entwick-
lung gearbeitet. Im viel kleineren Baden-Württem-
berg waren es 76.000 Menschen. Da müssen Sie 
mir einmal erklären, welche Unternehmen welche 
FuE-Investitionen vornehmen. 

Unser Weg muss es doch sein, hier in Nordrhein-
Westfalen endgültig eine innovationsorientierte 
Wirtschaft zu implementieren, die ihrerseits dazu 
beiträgt, dass der Anteil an den Forschungsausga-
ben relativ steigt. Dazu brauchen Sie ein Hoch-
schulfreiheitsgesetz, das ein neues Zusammenspiel 
zwischen Wissenschaft, Politik und Hochschulen 
kreiert. Nur so kann sich eine neue Wirtschaftsstruk-
tur herausbilden. Ich weiß, dass das Ihrer Denkwei-
se nicht entspricht. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Abgeordneter, 
Ihre Redezeit ist zu Ende.  

Dr. Stefan Berger (CDU): Das ist aber der Weg, 
den wir gehen wollen. Darüber werden wir uns auch 
im Wahlkampf auseinandersetzen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Herzlichen Dank, 
Herr Dr. Berger. – Für die FDP-Fraktion spricht der 
Abgeordnete Witzel. 

Ralf Witzel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wir nehmen berechtigte 
Anregungen aus der Studentenschaft gerne für die 
Weiterentwicklung unserer Hochschulpolitik auf. Wir 
haben das in früheren Debatten und auch heute 
diskutiert. Uns ist der Hinweis sehr wichtig, dass es 
jetzt ein sehr vielversprechendes Memorandum 
gibt, in dem die Hochschulen sich überraschend 
schnell verpflichtet haben, konkret zu analysieren, 
wo Korrekturen in den einzelnen Fachbereichen bei 
der Einführung der neuen Studienstruktur notwen-
dig sind und wo Verbesserungsbedarf besteht. 

(Karl Schultheis [SPD]: Das ist es ja! Das ist 
wieder nur ein Versprechen!) 

Wir werden die weitere Entwicklung im Blick behal-
ten und alles, was an berechtigten Anliegen der 
Studentenschaft vorliegt, sicherlich auch sinnvoll 
nachvollziehen. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Wer entscheidet 
denn, was berechtigt ist?) 

Insofern ist dieses Memorandum eine Art TÜV-
Vereinbarung, der die Hochschulen nun unterstellt 
sind und die wir im Blick behalten. Auch die Kultus-
ministerkonferenz hat reagiert und am 10. Dezem-
ber 2009 Eckpunkte zur Korrektur der „Länderge-
meinsamen Strukturvorgaben für die Akkreditierung 
von Bachelor- und Masterstudiengängen“ und der 
„Rahmenvorgaben für die Einführung von Leis-
tungspunktsystemen und die Modularisierung …“ 
beschlossen. 

Unter anderem soll dadurch die Studierfähigkeit 
verbessert werden, sollen Mobilitätsfenster integriert 
werden. Der Masterzugang wird flexibilisiert und 
Prüfungsleistungen werden reduziert. Das Signal ist 
deutlich: Es wird etwas getan, um für mehr Kompa-
tibilität zu sorgen. Wir sind uns alle darüber einig, 
dass ein Studiengang studierbar sein muss; das ist 
selbstverständlich. Verantwortlich sind dafür aber in 
erster Linie selbstständige Hochschulen, die mitein-
ander im Wettbewerb stehen, und die Akkreditie-
rungsagenturen. Das ist auch die Philosophie unse-
res Hochschulfreiheitsgesetzes. 

Die Politik muss dafür die passenden Rahmenbe-
dingungen schaffen: gute Gesetze, genügend Geld 
für die Betreuungsrelationen und eine insgesamt 
gute Ausstattung der Hochschulen. Unsere Lan-
despolitik sieht sich diesen eindeutigen Schwer-
punktsetzungen im Bereich von Bildung und Wis-
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senschaft verpflichtet. Deshalb sind die Ausgaben in 
diesem Feld auch stets gestiegen und betragen im 
nächsten Jahr insgesamt 5,8 Milliarden €; das ist 
ein Zuwachs von fast 4 %. Insgesamt gilt für die 
Legislaturperiode, dass die Hochschulen mit Be-
schluss des neuen Haushalts 25 % mehr Mittel zur 
Verfügung haben als bei der Abwahl von Rot-Grün 
im Jahre 2005. 

Wir als schwarz-gelbe Koalition der Erneuerung 
geben den Hochschulen eine verlässliche Finanzie-
rungsgrundlage. Wir haben den Ausbau der Fach-
hochschulen vorangetrieben, sanieren die Hoch-
schulen mit dem Hochschulmodernisierungspro-
gramm und fördern zudem Exzellenz.  

Durch die von Ihnen immer wieder angesprochenen 
Studienbeiträge steht den Hochschulen ferner mehr 
Geld zur Verfügung, auch zur Verbesserung der 
Lehre. Eine Reihe von Hochschulen nutzt dieses 
Geld effizient und weist dies auch transparent nach. 
Trotz der Studienbeiträge haben wir in diesem Win-
tersemester mit insgesamt über 77.000 mehr Stu-
dienanfänger als jemals zuvor. Die Gesamtzahl der 
Studenten erhöhte sich damit um fast 23.000 auf 
über eine halbe Million. Dieser Zuwachs bei den 
Studienanfängerzahlen dokumentiert ganz ein-
drucksvoll, dass es die von Ihnen behauptete ab-
schreckende Wirkung für die Breite der Studenten-
schaft nicht gibt. 

Mit der Forderung in Ihrem Antrag, dass die Lan-
desregierung sich auch auf Bundesebene für eine 
Erhöhung der Bildungsausgaben einsetzen soll, 
hinken Sie uns weit hinterher. Bereits im Koalitions-
vertrag der Koalition der Erneuerung von FDP und 
CDU/CSU im Bund ist klar geregelt, dass Bildung 
und Forschung Vorrang haben und man sich an 
dem Benchmark von 10 % des Bruttoinlandspro-
dukts für Bildung und Forschung orientiert; dies wird 
das zukünftige Ziel hinsichtlich der Ausgaben sein. 
Insofern wurde jetzt völlig zu Recht und konsequent 
eine Ausgabenerhöhung bis zum Jahr 2013 um 
12 Milliarden € im Bundeshaushalt verabredet.  

Diese Politik wird vonseiten des Landes Nordrhein-
Westfalen ganz ausdrücklich unterstützt. Es ist Auf-
gabe der öffentlichen Hand, mehr Geld für einen 
großen Sprung nach vorne in die Hand zu nehmen. 
Es ist aber nicht nur Aufgabe der öffentlichen Hand. 
Ergänzend wollen wir Geld über Studienbeiträge 
generieren und freuen uns über jeden Euro an 
Drittmitteln, der zur Gesamtfinanzierung der Bildung 
eingeworben wird. 

Im Konzert der verschiedenen Faktoren ist die öf-
fentliche Hand, ist die Politik gefordert. Das, was wir 
vom Bund erwarten, müssen wir natürlich auch 
selbst tun. Wir verschieben deshalb keine Verant-
wortlichkeiten auf die Bundesebene. Wir haben das 
Ziel insgesamt bezogen auf das Bruttoinlandspro-
dukt. Wir müssen aber auch in Nordrhein-Westfalen 
zu unserer Verantwortung stehen. Vieles von dem, 
was die Politik der neuen Koalition im Bund … 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Abgeordneter. 

Ralf Witzel (FDP): Herr Präsident! – … auf den 
Weg bringt, hat seinen Ursprung auch in der nord-
rhein-westfälischen Wissenschaftspolitik. Deshalb 
sind wir an beiden Stellen auf einem guten Weg, 
den wir auch in Nordrhein-Westfalen weiter fortset-
zen werden. – Vielen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Witzel. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen erhält Frau Dr. Seidl das Wort.  

Dr. Ruth Seidl (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen! Liebe Kollegen! Herr Witzel, wissen 
Sie eigentlich, was die „TAZ“ gestern zum Thema 
Bildungsgipfel getitelt hat? 

(Ralf Witzel [FDP]: Was?) 

– Ich frage Sie. – „Kreatives kompensieren“ hat sie 
es genannt. Anders kann man das auch gar nicht 
nennen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Denn trotz allen guten Willens und aller wohlklin-
genden Absichtserklärungen über das, was man in 
den Kindertagesstätten, den Schulen und Hoch-
schulen alles tun müsste, könnte oder wollte, zeich-
net sich doch eines ab: Wenn es Konkret wird und 
sobald es ums Bezahlen und darum geht, woher 
das Geld kommen soll, schlägt bei Ihnen von 
Schwarz-Gelb die Stunde der Trickser, Täuscher 
und Taschenspieler.  

(Beifall von den GRÜNEN – Johannes Rem-
mel [GRÜNE]: Genau so ist es!) 

Zunächst einmal ist die Frage zu beantworten, was 
eigentlich alles Bildungsinvestitionen sind, über die 
wir heute reden. Möglicherweise – so wollen es uns 
einige ganz besonders schlaue Rechner weisma-
chen – geben wir jetzt schon viel mehr Geld für die 
Bildung in unserem Land aus. Nur haben wir es 
bisher noch gar nicht gemerkt. Schließlich kosten 
auch Pensionszahlungen an ehemalige Lehrerinnen 
und Professorinnen Geld, und zwar auch dann 
noch, wenn diese schon lange keine Schüler und 
Studierenden mehr unterrichten.  

Ich zitiere:  

Nach dieser Logik 

– schreibt die „TAZ“ süffisant –  

verbessert jeder Pädagoge, der im Garten sei-
nes Eigenheims Kürbisse züchtet, das deutsche 
Bildungssystem. 

Wer so rechnet, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
und uns weismachen will, dass es bei den Bil-
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dungsausgaben kein real existierendes Defizit, son-
dern nur ein Defizit bei der Berechnung gibt, der 
glaubt wahrscheinlich auch, dass die Erde eine 
Scheibe ist. 

(Beifall von Karl Schultheis [SPD])  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auf diese Weise 
schrumpft der jährliche Geldbedarf, um das 10 %-
Ziel im Jahr 2015 zu erreichen, auf nur noch 13 bis 
16 Milliarden €. Es ist ein Taschenspielertrick mit 
Immobilien, Pensionszahlungen, Kita-Gebühren und 
Schulgeld auf dem Rücken der Betroffenen an un-
seren Schulen, in den Kindergärten und an den 
Hochschulen. Dabei hatten die Bildungspolitiker die 
Differenz ohne Rechentricks auf mindestens 
28 Milliarden € beziffert.  

Aber trotzdem: Es solle ja einiges passieren. Zum 
Beispiel soll das BAföG erhöht werden. Außerdem 
soll ein „Qualitätspakt Bologna“ für die Hochschulen 
auf den Weg gebracht werden, quasi als Gegenleis-
tung zu den geplanten Steuerentlastungen, und 
zwar nach dem Motto: Ihr, Länder, sagt Ja zum 
Wachstumsbeschleunigungsgesetz. Wir, Bund, 
entlasten euch dafür bei den Bildungsausgaben. 

Mit derartigen Versprechungen hat die Kanzlerin 
heute ihre Länderchefs geködert, meine Damen 
und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen. Die-
jenigen, die sich mit Bildung beschäftigen – dazu 
gehört ja auch Minister Pinkwart –, wissen doch 
genau, dass das Tauschgeschäft nicht allzu lukra-
tiv ist. Denn den Steuerentlastungen von jährlich 
bis zu 8,5 Milliarden € für Familien, Unternehmen 
und Hoteliers stehen bisher lediglich 3 Milliarden € 
angekündigte Mehrausgaben gegenüber. Das ist 
die Differenz. Das ist alleine schon der Mehrbe-
darf, der durch die Umstellung auf die neuen Stu-
diengänge entsteht, wenn wir den 15 %-igen Auf-
schlag auf die Lehrkapazität, den die HRK uns 
vorschlägt, wirklich ernst nehmen würden. Die 
Umsetzung des gemeinsamen Bildungspaketes 
scheitert aber nicht nur am fehlenden Geld. Ein 
ganz großes Hindernis, das heute schon von Frau 
Löhrmann benannt worden ist, bleibt vielmehr das 
Kooperationsverbot zwischen Bund und Ländern.  

Es ist in der Tat eine späte Erleuchtung der Bil-
dungsministerin Frau Schavan, wenn sie jetzt zugibt 
– ich zitiere –, das Kooperationsverbot sei ein Feh-
ler gewesen, den heute nur noch eine Handvoll 
Politiker wiederholen würden.  

Liebe Kolleginnen von Schwarz-Gelb im Bund, dazu 
kann man wohl nur sagen: Wenn Ihr schon die Er-
kenntnis habt, dann macht auch Nägel mit Köpfen 
und hebt das Kooperationsverbot schleunigst wie-
der auf. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Denn Ziel muss eine nachhaltige Erhöhung der 
Bildungsausgaben sein, um das 10 %-Ziel tatsäch-

lich zu erreichen, und zwar ohne Rechen- und Ta-
schenspielertricks. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wenn Sie wirklich etwas für die Bildungspolitik in 
den Ländern tun wollen, dann verhindern Sie die 
unsinnigen Steuergeschenke an Besserverdienen-
de und die einzelnen Klientelgruppen, um die es 
hier geht.  

Abschließend noch ein Wort an die Kollegen in der 
SPD-Fraktion: Ich glaube nicht, dass es eine wirk-
lich gute oder neue Idee ist, einen Bologna-TÜV zu 
fordern. Denn den haben wir schließlich schon. Das 
sind die umstrittenen Akkreditierungsagenturen. Vor 
allem ist das der Akkreditierungsrat, der als solcher 
bezeichnet wird. Fordern Sie keinen neuen TÜV, 
liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD-
Fraktion, sondern stellen Sie lieber den alten auf 
den Prüfstand! – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Dr. Seidl. – Zum Schluss der Debatte hat jetzt Herr 
Minister Dr. Pinkwart das Wort. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innovati-
on, Wissenschaft, Forschung und Technologie: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Lassen Sie mich zunächst zum Antrag 
selbst Stellung nehmen und dann kurz zu den 
Ausführungen von Frau Seidl etwas anmerken.  

Zunächst zum Antrag selbst: Dort gibt es offenbar 
ein gewisses Missverhältnis zwischen der Über-
schrift, dem Vorspann und den Forderungen. Denn 
zum Bologna-TÜV soll der Landtag selbst nichts 
mehr beschließen. Das kann man auch so verste-
hen wollen, dass die SPD-Fraktion anerkennt, 
dass wir seitens der Landesregierung schon alles 
Notwendige unternommen haben, um das auf 
einen besseren Weg zu bringen, wie wir das vorhin 
haben diskutieren können. Sollte das so zu verste-
hen sein, bedanke ich mich bei der SPD-Fraktion 
dafür.  

Somit kann ich zu den konkreten Forderungen, die 
Sie aufstellen, Stellung nehmen. Das sind zum Teil 
Forderungen, die wir seitens der Landesregierung 
längst erhoben haben, wie etwa das 10 %-Ziel bis 
zum Jahr 2015 zu erreichen. In dieser Angelegen-
heit vertritt der Ministerpräsident das Land gerade 
beim Bildungsgipfel, auf dem man sich darum be-
müht, ein Einvernehmen zu erzielen.  

Sie fordern, dass, wenn es Mittelzusagen des 
Bundes geben sollte, damit keine Haushaltslöcher 
an anderen Stellen gestopft werden sollen. Das ist 
eine Forderung, die ich schon in den letzten Tagen 
wiederholt aufgestellt habe. Die ist insbesondere in 
Richtung all der Länder gerichtet, die meinen, hier 
möglicherweise etwas vermengen zu können. Auf 
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Nordrhein-Westfalen können Sie es jedenfalls 
nicht beziehen, soweit Sie diese Landesregierung 
meinen könnten. Sollten Sie die Vorgängerregie-
rung meinen, dann können Sie kritisieren, dass Sie 
Studiengebühren eingeführt haben, um damit das 
Loch des Landeshaushalts zu stopfen. Da hätte es 
noch gepasst. Denn Sie haben die Gebühren beim 
Finanzminister abgeliefert und nicht bei den Hoch-
schulen. Auf uns trifft das nicht zu. 

Dann fordern Sie, dass mehr Personalstellen ge-
schaffen werden. Das ist richtig. Ich habe Ihnen 
eben das Memorandum der Hochschulrektoren 
vorgelesen. Wir haben den Hochschulen mehr 
Geld gegeben, und die Hochschulen haben sich 
ihrerseits verpflichtet, dass sie daraus mehr Stellen 
schaffen. Insofern ist diese Forderung von uns 
längst umgesetzt worden. 

Auch die Forderung, dass auch der Bund noch 
etwas tun könnte, was die Betreuungsrelationen 
anbetrifft, habe ich längst gestellt. Wir sind ge-
spannt, inwieweit sie umgesetzt wird.  

Was die gute Lehre anbetrifft, möchte ich auf Fol-
gendes hinweisen: Als wir die Regierungsverant-
wortung übernommen haben, gab es eine leis-
tungsorientierte Mittelverteilung, die Ihre Regie-
rung mit den Hochschulen vereinbart hatte. Leis-
tungskriterium zu Ihren Zeiten war unter anderem 
die Anzahl der Studierenden. Die leistungsorien-
tierte Mittelverteilung zu Gunsten der Fachhoch-
schulen wurde zu 85 % darauf zurückgeführt, wie 
viele Studierende eine Hochschule hat, an den 
Universitäten waren es 50 %. Jetzt frage ich Sie, 
meine sehr verehrten Damen und Herren: Worin 
liegt der Anreiz für gute Lehre, wenn Sie damals 
bei Ihrer leistungsorientierten Mittelverteilung nur 
die Angabe haben wollten, wie viele Studierende 
eine Hochschule hat? – Sie haben nicht gefragt, 
wie lange sie schon studieren, in welchem Semes-
ter sie sind. Also war auch jemand, der im 20., im 
25. oder in einem höheren Semester studiert hatte, 
für Sie noch Ausdruck von Leistung einer Hoch-
schule und wurde von Ihnen mit einer Leistungs-
prämie anerkannt. Das haben wir uns erlaubt ab-
zuschaffen, meine Damen und Herren. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir knüpfen eine leistungsorientierte Mittelvertei-
lung nicht an die Tatsache, dass es Studierende 
gibt – denn dafür kriegen die Hochschulen eine 
Grundfinanzierung –, sondern wir haben gesagt: 
Ein Leistungsmerkmal könnte doch nur sein, dass 
die jungen Menschen zu einem Abschluss geführt 
werden. Wir haben uns erlaubt, jene Abschlüsse, 
die in der Regelstudienzeit erreicht werden, dop-
pelt zu gewichten. Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, das ist der Unterschied. 

(Beifall von der FDP) 

Wir geben den Hochschulen einen konkreten An-
reiz, dass nicht nur Studenten da sind, sondern 

dass die eine Lehre bekommen, die es ermöglicht, 
in der Regelstudienzeit zu einem Abschluss zu 
kommen. Das ist das, was wir auf dem Gebiet von 
Lehre und Studium dringend erreichen müssen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Sie fordern in Ihrem Antrag eine Initiative für gute 
Lehre. Wir haben erreicht, dass bei der jetzt in 
Aussicht genommenen zweiten Exzellenzinitiative, 
die die Landesregierung in den Gremien mit dem 
Bund hat verabreden können, dem Thema Lehre 
auch in exzellenten Hochschulen ein besonderes 
Gewicht beigemessen wird. Bei der ersten Exzel-
lenzinitiative, die meine Amtsvorgängerin für das 
Land Nordrhein-Westfalen verhandelt hatte, spielte 
die Lehre im Rahmen der Exzellenzinitiative über-
haupt keine Rolle. Wir haben dafür gesorgt, dass 
das in die Exzellenzinitiative hineinkommt, weil wir 
nach dem Humboldt`schen Prinzip sagen: Es gibt 
nur exzellente Forschung, wo auch exzellente 
Lehre vorhanden ist. – Deswegen setzen wir das 
auch um. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister, kom-
men Sie bitte zum Ende Ihrer Rede. 

Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Minister für Innovati-
on, Wissenschaft, Forschung und Technologie: Ich 
komme zu meinem letzten Gedanken, wenn Sie 
gestatten, Herr Präsident. 

Wir haben darüber hinaus in der KMK, im Übrigen 
unterstützt vom Stifterverband der Deutschen Wis-
senschaft, eine Initiative für gute Lehre erreicht. Aus 
dieser Initiative bekommen die Hochschulen, die 
gute Lehrkonzepte haben, zusätzliches Geld. Der 
Wettbewerb ist durchgeführt worden. Ich darf dem 
Hohen Haus berichten: Es haben viele Hochschulen 
aus Nordrhein-Westfalen, aber auch deutschland-
weit teilgenommen. Sie wissen, dass wir hier etwa 
jeden vierten Studenten aus Deutschland ausbilden. 
Es gab zehn Preisträger. Drei Preisträger aus Nord-
rhein-Westfalen, zwei von sechs Universitäten und 
eine von vier Fachhochschulen, haben bei dem 
bundesweiten Wettbewerb gewonnen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Also so schlecht kann die Lehre bei uns nicht sein. 
Wir kümmern uns darum und machen auch etwas 
daraus. – Danke schön.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, wie bei 
einem Eilantrag üblich, wird direkt abgestimmt. Die 
SPD-Fraktion hat dies auch erbeten. 

Wir stimmen ab über den Eilantrag Drucksache 
14/10421. Wer stimmt dem Antrag zu? – Das ist die 
SPD-Fraktion und die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
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nen. Wer stimmt dagegen? – CDU und FDP. Ent-
hält sich jemand? – Der Abgeordnete Sagel. Damit 
ist der Eilantrag mit der Mehrheit der Stimmen der 
Koalitionsfraktionen von CDU und FDP bei Enthal-
tung von Herrn Sagel abgelehnt.  

Ich rufe jetzt auf … 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Der Entschlie-
ßungsantrag!) 

– Ich bitte um Entschuldigung. Das ist mein Verse-
hen. Jetzt ist ja schon eine Reihe von CDU-
Abgeordneten raus, dann stimmen wir jetzt auch 
noch über den Entschließungsantrag ab. 

(Heiterkeit bei SPD und GRÜNEN) 

Vielleicht wollen sie noch zurückkommen, aber sie 
haben schon fluchtartig den Raum verlassen. Jetzt 
stimmen wir über den Entschließungsantrag ab. Das 
ist ein Entschließungsantrag von der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 14/10437. Wer 
diesem Entschließungsantrag seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind die Grünen und die SPD-Fraktion. Wer ist dage-
gen? – CDU und FDP. Enthält sich jemand? – Das 
ist Herr Sagel. Damit ist dieser Entschließungsantrag 
mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen bei Enthal-
tung von Herrn Sagel abgelehnt.  

Dann kommen wir aber jetzt zu 

8 Flughafenstandort Münster/Osnabrück stär-
ken – niederländische Region Enschede/-
Overijssel verkehrstechnisch besser anbin-
den 

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/10372 

Entschließungsantrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/10429 

Ich eröffne die Beratung. – Frau Brüning erhält das 
Wort für die antragstellende CDU-Fraktion. 

Hannelore Brüning (CDU): Herr Präsident! Meine 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Der Flughafen 
Münster/Osnabrück übernimmt als dritter internatio-
naler Flughafen des Landes Nordrhein-Westfalen 
die Aufgabe, den nördlichen Landesteil luftverkehrs-
technisch zu versorgen. Das Land Nordrhein-
Westfalen hat in der Vergangenheit die positive 
Entwicklung des Flughafens Münster/Osnabrück 
durch die Gewährleistung von Planungssicherheit 
und im Rahmen des Luftverkehrskonzeptes des 
Landes stark unterstützt.  

Gerade vorgestern, am 14. Dezember, hat sich die 
Gemeinde Enschede in einem Ratsbeschluss für 

den Ausbau des bisher militärisch genutzten Flug-
hafens Twente zu einem zivilen Flughafen ausge-
sprochen, allerdings mit großen Veränderungen und 
Einschränkungen für das Genehmigungsverfahren, 
das heißt also, auch für die Entwicklungsmöglichkei-
ten.  

Ein zweiter Flughafen in nur 50 km Entfernung 
vom Flughafen Münster/Osnabrück auf niederlän-
discher Seite in Twente ist jedoch aus unserer 
Sicht nicht sinnvoll. Die negativen Auswirkungen 
bei der Verwirklichung dieser Pläne liegen auf der 
Hand, denn keiner der beiden Flughäfen wäre 
noch wirtschaftlich zu betreiben. Deshalb werbe 
ich hier und heute für unseren Antrag. 

Gleichzeitig wird heute in einer wohl einmaligen 
Länderallianz ein gleichlautender Antrag in den 
Niedersächsischen Landtag eingebracht.  

(Bodo Wißen [SPD]: Da kommt er auch her!) 

Mit vereinten Kräften und in Abstimmung mit den 
Niedersachsen müssen wir das Vorhaben der Nie-
derländer verhindern. Dabei setze ich jedoch nicht 
auf Konfrontation, sondern auf Kooperation und 
Überzeugung.  

Dazu kommt, dass auch niederländische Experten 
den Flughafenausbau in Twente für wirtschaftlich 
unsinnig halten und der Widerstand gegen die Plä-
ne zu wachsen beginnt. So äußerte sich der Dozent 
für Luftfahrtökonomie an der Universität Amsterdam 
dahin gehend, dass es sich bei den angenomme-
nen Gewinnen auf der Seite der niederländischen 
Projektentwickler um phantasievolle Berechnungen 
handele. Die beiden Airports stehen sich gegensei-
tig im Weg – so die Einlassung des Experten.  

Noch offen ist allerdings, wie sich die niederländi-
sche Regierung entscheiden wird. Deshalb, verehr-
te Kolleginnen und Kollegen, ist es umso wichtiger 
und entscheidender, dass wir hier und heute den 
Antrag mit Ihrer vollen Zustimmung auf den Weg 
bringen. Es gilt, einen der wohl wichtigsten Wirt-
schaftsfaktoren in der Region zu erhalten. 

Seit 1993 haben sich die Fluggastzahlen verdrei-
facht. Ein Großteil dieser Fluggäste stammt aus den 
grenznahen Niederlanden. Bei Umsetzung der Plä-
ne der Niederländer wäre der Schaden für den FMO 
somit mehr als absehbar. Die 3.000 Arbeitsplätze, 
die in der gesamten Gesellschafterregion des FMO 
in den letzten Jahren entstanden sind, sprechen 
ihre eigene Sprache. Wir haben es hier mit einem 
Jobmotor zu tun. 

Meine Damen und Herren, es stellt sich also die 
Frage: Was haben wir in die Waagschale zu werfen, 
um einerseits den Flughafen Münster/Osnabrück 
als den anerkannten Wirtschaftsfaktor zu erhalten 
und zu stärken und andererseits die Niederländer 
zu überzeugen, den ehemaligen Militärflughafen 
nicht zu einem zivilen Verkehrsflughafen umzubau-
en? 
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Der FMO kann hier sehr selbstbewusst auftreten. Er 
ist seit 30 Jahren erfolgreich am Markt. Er betreibt 
eine solide Geschäftspolitik. Und er bietet einen 
attraktiven und wettbewerbsfähigen Flugplan.  

Ich glaube, jetzt hilft wirklich nur eine Allianz mit 
gleicher Zielrichtung. Deshalb plädiere ich dafür, 
dass niederländische Institutionen bzw. Gebietskör-
perschaften die Möglichkeit des Erwerbs von Ge-
sellschafteranteilen an der FMO GmbH erhalten. 
Dadurch können sie strategisch mitbestimmen. Eine 
solche Konstellation bietet auch für die niederländi-
sche Seite eine Beteiligung am Gewinn. Das ist ja 
auch nicht uninteressant. 

Damit einhergehen muss eine Optimierung der 
Verkehrsanbindung aus dem niederländischen 
Raum zum Flughafen Münster/Osnabrück. Vorstell-
bar wäre zum Beispiel eine Schienenanbindung 
oder ein regelmäßiger und schneller Busverkehr.  

(Bodo Wißen [SPD]: Schreiben Sie es doch 
rein! Warum steht das nicht drin?) 

Das gilt gerade vor dem Hintergrund, dass der Bund 
in seinem Luftverkehrskonzept 2009 dem FMO 
regionale und überregionale Bedeutung zumisst.  

Ich bitte daher die Landesregierung heute, sich in 
enger Abstimmung und Zusammenarbeit mit der 
niedersächsischen Landesregierung dafür einzuset-
zen, dass die Stadt Enschede trotz ihres vorgestri-
gen Ratsbeschlusses, die Provinz Overijssel und 
die Haager Regierung auf die Pläne einer Umnut-
zung des zivilen Verkehrsflughafens verzichten und 
eine andere wirtschaftliche Nutzung des ehemali-
gen Militärflughafens in Twente anstreben. 

Meine Damen und Herren, ich bitte um Ihre volle 
Zustimmung zu unserem Antrag. Den irreführenden 
Entschließungsantrag von Bündnis 90/Die Grünen 
lehnen wir ab. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Brüning. – Herr Rasche von der FDP-
Fraktion erhält das Wort. 

Christof Rasche (FDP): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Die Bedeutung des Flughafens Müns-
ter/Osnabrück ist uns allen gemeinsam hinlänglich 
bekannt. Er ist einer von drei internationalen Flug-
häfen in Nordrhein-Westfalen. Er ist ein wichtiger 
Wirtschaftsfaktor im Münsterland. Er hat ein Ein-
zugsgebiet von rund 7 Millionen Menschen. Im letz-
ten Jahr waren dort 1.500 Fluggäste zu zählen. Am 
Flughafen hängen rund 3.000 Arbeitsplätze. 

Natürlich beschäftigen wir uns mit den Ausbauplä-
nen am Militärflughafen Enschede/Twente, mit de-
nen dieser Flughafen zu einem zivilen Flughafen 
ausgebaut werden soll. Die Auffassung der Koalition 

von CDU und FDP ist: Hier müssen wir aktiv wer-
den; hier müssen wir ein deutliches Zeichen seitens 
des Landes Nordrhein-Westfalen setzen.  

Zwei Flughäfen in einer Entfernung von nur 50 km 
machen keinen Sinn. Die Berechnungen der Regi-
on, dass der Flughafen Twente schon in Kürze pro 
Jahr 75 Millionen € Gewinn erwirtschaften würde, 
sind nicht nachzuvollziehen. Gerade deshalb findet 
sich auch kein privater Betreiber. Am Ende bleiben 
große Zweifel an der beihilferechtlichen Problema-
tik, da der Flughafen in Twente vermutlich nicht 
ohne staatliche Finanzierung und Unterstützung 
auskommen kann. 

Meine Damen und Herren, FDP und CDU schlagen 
Ihnen heute eine Initiative vor, damit die Region 
Twente/Enschede und auch das Ministerium in Den 
Haag auf diesen Strukturplan verzichten, der die 
zivile Flughafenbetreibung vorsieht. Es gibt auch 
Strukturpläne mit anderen Zielen.  

Wir bieten eine Beteiligung am Flughafen Müns-
ter/Osnabrück an. Wir bieten bessere Verkehrsver-
bindungen zwischen Twente/Enschede und dem 
FMO an. Es gibt also eine Reihe von Aspekten, die 
die Niederländer bewegen könnten, auf diesen 
Flughafen zu verzichten. 

Meine Damen und Herren, wir brauchen eine ver-
nünftige Lösung für alle Beteiligten. Nordrhein-
Westfalen, Belgien und die Niederlande sind eine 
riesige Wirtschaftsregion. Das müssen endlich alle 
Beteiligten erkennen. Endlich müssen auch alle 
Beteiligten dementsprechend handeln. 

Ich bin froh über diese länderübergreifenden Initiati-
ven von CDU und FDP in Niedersachsen und Nord-
rhein-Westfalen. Wir wären klug beraten, wenn wir 
mit einer ganz großen Mehrheit diesen Antrag und 
diese Initiative unterstützten – im Interesse unseres 
Landes. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Rasche. – Für die SPD-Fraktion spricht der 
Abgeordnete Wißen.  

Bodo Wißen (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Ich kann Sie beruhigen und Ihnen viel-
leicht ein vorweihnachtliches Geschenk machen: 
Die SPD wird in der Tat Ihrem Antrag zustimmen.  

(Beifall von der FDP) 

Ich finde es aber schon ein wenig peinlich, dass uns 
sozusagen die Niedersachsen auf die Problematik 
aufmerksam machen mussten. Das gehört sich 
eigentlich für dieses Land nicht. Die Niedersachsen 
wissen wahrscheinlich, dass hier in der Regierung 
einige nicht ganz so fit und ein bisschen schlafmüt-
zenmäßig unterwegs, jedenfalls nicht auf der Höhe 
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der luftverkehrspolitischen Diskussion sind. Das tut 
unserem Land natürlich nicht gut.  

Dann enttäuscht mich der Antrag – obwohl wir ihm 
zustimmen – auch inhaltlich sehr. Die Überschrift 
hat jedenfalls mit dem, was in dem Antrag steht, 
wenig zu tun. Eigentlich müsste die Überschrift hei-
ßen: „Nieder mit den Planungen zum Flughafen 
Enschede“. Das wäre jedenfalls ehrlicher. Wenn 
man – wie in der Überschrift behauptet – eine ver-
kehrstechnische Verbesserung anstreben will – das 
suggeriert Ihre Überschrift –, dann möchte ich ein 
bisschen mehr „Butter bei die Fische“.  

Der Verkehrsausschuss hat – Frau Brüning, Sie 
sind ja darauf eingegangen – den Flughafen Müns-
ter/Osnabrück besucht und dort Gespräche mit der 
Leitung geführt. Das war ja genau der Punkt, näm-
lich die Frage: Können wir schienenmäßig eine 
bessere Anbindung hinbekommen, oder wie ma-
chen wir das? – Da wäre jetzt Gelegenheit dieser 
Landesregierung gewesen, hier eine Position ein-
zunehmen und klar zu sagen: Wir werden uns mit 
Bundesmitteln oder mit Eigenmitteln an einer sol-
chen Verbesserung der Schienenanbindung tat-
sächlich beteiligen.  

(Christof Rasche [FDP]: Wo ist der Haus-
haltsantrag?) 

Ich darf daran erinnern, dass im Koalitionsvertrag, 
lieber Herr Rasche, etwas von einer Magnetschwe-
bebahn steht. Ich rege hier an, den Antrag zu än-
dern. Es soll eine Magnetschwebebahn von der 
niederländischen Randstad bis zum Flughafen 
Münster/Osnabrück geben. Dann hätten wir hier ein 
bisschen mehr „Butter bei die Fische“.  

Aber leider haben Sie keinen Plan, schon gar nicht 
in der Luftverkehrspolitik. Es wäre auch Gelegenheit 
gewesen, unserem damaligen Antrag zuzustimmen, 
nämlich das Luftverkehrskonzept 2010 zu überar-
beiten. Da wäre auch Gelegenheit gewesen, dies 
festzuschreiben und die Position des Flughafen 
Münster/Osnabrück zu verbessern. Das haben Sie 
damals verpasst. Das wollten Sie nicht. In so einem 
Zuge, im Zuge der Aktualisierung der Luftverkehrs-
konzeption, hätten Sie natürlich auch mit anderen 
Bundesländern in den Dialog treten können, aber 
auch mit dem Nachbarland, mit dem Königreich der 
Niederlande. Diese Chance haben Sie verpasst, 
und das müssen Sie sich anhören.  

Ich habe den Eindruck, dass sich bisher die Luftver-
kehrspolitik dieser Landesregierung im Wesentli-
chen in den Glasbausteinen für den Flughafen 
Münster/Osnabrück erschöpft. Das kann es letztlich 
nicht sein.  

Der Kollege Rasche ist gerade durch eine andere 
Diskussion abgelenkt, aber ich darf einmal die Hal-
tung der FDP hier hinterfragen. Die FDP hat ja den 
Wettbewerbsgedanken in ihrer Ideologie immer 
recht hoch angesiedelt. Wenn es dann aber einen 
Wettbewerb gibt, nämlich über die Grenzen hinweg, 

dann finden Sie diesen Wettbewerb nicht gut, Herr 
Rasche. Das ist ideologisch eigentlich nicht durch-
zuhalten.  

(Beifall von Rüdiger Sagel [fraktionslos]) 

Das ist zumindest kurios.  

Die SPD ist da sauber. Sie steht zum Flughafen 
Münster/Osnabrück. Im Übrigen darf ich von hier 
aus auch die Genossen der PvdA, der Partei von 
der Arbeit, grüßen, die in der Tat hier auch Pol hal-
ten und sich für Münster/Osnabrück stark machen 
im Gegensatz zum CDA, dem Christlich-
Demokratischen Aufbruch, Ihre Partnerorganisation 
in den Niederlanden. Mit den Kollegen müssten Sie 
einmal reden.  

Ich entdecke hier auch eine Parallele zum Flugha-
fen Kassel-Calden. Ich finde, Herr Rüttgers sollte 
Gelegenheit nehmen und einmal mit seinem Kolle-
gen, Herrn Balkenende, sprechen. Das ist eine 
Partei, die sollten miteinander sprechen können – 
zur Not kann ich übersetzen. Ich fürchte nur, das 
geht genauso nach hinten los wie damals der un-
taugliche Versuch, Kassel-Calden zu verhindern. 
Das haben Sie damals auch nicht geschafft. Da hat 
Herr Koch gesagt: Wir bauen das Ding. Leider wer-
den wir es zum Schaden von Paderborn-Lippstadt 
bekommen. Da haben Sie sich schon nicht durch-
setzen können.  

Die SPD in der Region hat den Prozess konstruktiv 
begleitet und den Flughafen auch hier im Landtag 
unterstützt. Deswegen werden wir auch nicht gegen 
Ihren Antrag stimmen, sondern ihn mit unterstützen. 
Wir hätten es begrüßt, wenn Sie uns im Vorfeld im 
Landtag einbezogen hätten. Das war ja beim Flug-
hafen Weeze auch so gewesen. Da haben wir – 
zumindest die drei größeren Fraktionen hier im 
Landtag – auch einen gemeinsamen Antrag gestellt. 
Aber Sie wollten ja Ihr eigenes parteipolitisches 
Süppchen kochen. Das ist nicht schön. Sie stellen 
Parteiinteresse vor Landesinteresse. Sie wollen 
dann Solidarität – wie heute –, wenn Sie sie brau-
chen. Das ist tatsächlich ein bisschen durchsichtig.  

Ich sage noch einmal: Wir wollen uns von Ihnen hier 
nicht als Vaterlandsverräter beschimpfen lassen 
und keine Wahlkampfmunition für billige Polemik 
bieten. Deswegen werden wir hier zustimmen. Das 
hätte der Inhalt dieses Antrages eigentlich nicht 
verdient, aber es ist so.  

Den Entschließungsantrag der Grünen lehnen wir 
ab. Wir wollen keine Entmachtung des Landes zu-
gunsten des Bundes. Wir wollen an der Dezentrali-
sierung festhalten.  

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Abgeordneter! 

Bodo Wißen (SPD) Noch ein Abschlusssatz, Herr 
Präsident, wenn ich darf. Ich sage Ihnen eines: Wenn 
der Flughafen Münster/Osnabrück eine erfolgreiche 
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Entwicklung nimmt, dann passiert das nicht wegen, 
sondern trotz dieser Landesregierung. – Ich danke 
für die Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Wißen. – Jetzt kommt für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen der Abgeordnete Becker.  

Horst Becker*) (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Es ist natürlich immer 
interessant, wenn man Distanzen zwischen Flughä-
fen misst, dass man im eigenen Land nicht so ge-
nau hinschaut, sondern immer nur dann, wenn es 
über die Landesgrenzen von Nordrhein-Westfalen 
oder gar des Bundes hinausgeht. Deswegen haben 
wir den Entschließungsantrag formuliert, weil wir 
dazu eine grundsätzlich andere Position haben als 
die Fraktionen, die zuvor geredet haben.  

Ich will das mit einem Zitat aus einer Vorlage der 
Bezirksregierung Münster zu just jenem Punkt, über 
den wir heute reden, deutlich machen. Dort heißt es 
auf Seite 5: Eine Standortkonkurrenz zweier Flughä-
fen, die räumlich eng beieinander liegen, ist in der 
Regel jedoch für keinen Standort förderlich, weil ein 
großer Teil der zur wirtschaftlichen Auslastung er-
forderlichen Nachfrage aus einem gemeinsamen, 
begrenzten Potenzial gewonnen werden muss.  

Meine Damen und Herren, genau darum geht es. 
Es geht selbstverständlich nicht nur dann darum, 
wenn es um Paderborn und Kassel-Calden oder um 
Münster/Osnabrück und Twente geht, sondern es 
geht selbstverständlich auch dann darum, wenn es 
zum Beispiel zwischen Münster/Osnabrück und 
Dortmund oder zwischen Dortmund oder Münster 
auf der einen Seite und Paderborn auf der anderen 
Seite Konkurrenzen gibt. Genau das ist das, was wir 
hier in Nordrhein-Westfalen seit vielen Jahren kriti-
sieren.  

Und das ist ebenso genau das, was Sie alle weiter 
betreiben wollen, und zwar – ich sage es deutlich – 
ohne Sinn und Verstand, weil die von Ihnen be-
haupteten schwarzen Zahlen – ich will gar nicht 
von einer schwarzen Null reden – nichts anderes 
als eine Schimäre sind, abgesehen von wenigen 
Ausnahmen, zum Beispiel Paderborn. 

Ich möchte das noch einmal ganz deutlich an 
Münster/Osnabrück festmachen, Herr Kollege 
Wißen, Herr Kollege Rasche und Frau Brüning. 
Wenn wir uns Münster/Osnabrück angucken, stel-
len wir fest, dass der Flughafen von der magischen 
Zahl, 2 Millionen Passagiere im Jahr, die für die 
schwarze Null auch nach Ansicht der Münsteraner 
selber notwendig sind, weit entfernt ist. Sie hatten 
im Jahr 2000 1,7 Millionen Passagiere, und die 
Zahl ist seitdem nach unten gegangen.  

Der Flughafen Münster/Osnabrück schreibt jedes 
Jahr rote Zahlen, und zwar ohne Twente. Es ist 
eine Tatsache, dass er im Jahre 2010/2011 insge-
samt rund 100 Millionen € Schulden aufgehäuft 
haben wird. Obendrauf kommen noch 60 Millio-
nen €, die für den Ausbau von Start- und Lande-
bahnen an diesem Flughafen notwendig sind. 

Meine Damen und Herren, wer ernsthaft glaubt, 
dass er das in den nächsten Jahren erwirtschaften 
wird, der irrt sich. Das wird am Ende wieder mit 
öffentlichen Subventionen zur Verlustabdeckung 
verbunden sein.  

Selbstverständlich, Herr Kollege Rasche, ist es 
anschließend auch mit einer öffentliche Subvention 
verbunden, wenn Sie nicht eine bessere Verbin-
dung zwischen Holland und Münster als Stadt 
durchsetzen, was aus meiner Sicht sehr begrü-
ßenswert wäre, sondern eine bessere öffentliche 
Nahverkehrsanbindung zwischen der Region 
Twente und dem Flughafen Münster/Osnabrück. 
Letzteres wäre etwas ganz anderes und wiederum 
nichts anderes als eine Subvention für den Flugha-
fen. Denn die Mehrzahl der Menschen möchte sich 
zwischen Münster und Holland, aber nicht zwi-
schen dem Flughafen Münster und Holland bewe-
gen. 

In diesen Fällen geht es immer um Subventionen. 
Sie haben da jeweils die eigene lokalpolitische 
Brille auf. Im besten Fall kann man Ihnen eine 
nordrhein-westfälische Brille unterstellen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Oliver Keymis) 

Damit verbunden sind aber eben die öffentlichen 
Subventionen in Nordrhein-Westfalen. Während 
Sie sich über 30 Millionen € Zuschüsse für Sozial-
tickets in Nordrhein-Westfalen aufregen, haben Sie 
an der Stelle, an der es um Flughäfen geht, abso-
lut keine Hemmung, Subventionen fließen zu las-
sen. Sie kritisieren das immer nur im benachbarten 
Ausland, Sie kritisieren es immer nur in anderen 
Bundesländern. 

Sie wissen – das hat Ihnen Herr Koch seinerzeit 
ins Stammbuch geschrieben –, dass das im Aus-
land, dass das zum Beispiel in Hessen nicht amü-
siert gesehen wird. Die machen munter mit den 
gleichen Argumenten, die Sie hier vor Ort verwen-
den, Falsches immer weiter, verweisen auf Sie und 
sagen: Was regen Sie sich eigentlich auf – das ist 
nahezu wörtlich –, Sie machen das Gleiche in 
Nordrhein-Westfalen, und Sie machen es auch mit 
öffentlichem Geld? 

Solange wir nicht endlich dahin kommen – und das 
geht offensichtlich, Herr Wißen, nicht mit Einsicht 
allein in diesem Bundesland; das hat in den letzten 
15 Jahren nicht geklappt, auch nicht mit unserer 
Hilfe; Sie waren zu störrisch dafür –, dass die 
Bundesländer vernünftig agieren, brauchen wir 
eine ordentliche Bundespolitik mit einer ordentli-
chen Steuerfunktion. Es kann nicht sein, dass 60 
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km voneinander entfernte Flughäfen letztlich nur 
dazu dienen, dass über die Start- und Landebahn-
gebühren Billigflieger subventioniert werden, die 
nichts anderes machen, als klimaschädliche Flüge 
anzubieten, und zwar zu Preisen, die keine Markt-
preise sind, sondern subventionierte Preise. In 
letzter Konsequenz finanzieren wir mit öffentlichem 
Geld Ryanair, Air Berlin und andere, was aus un-
serer Sicht Blödsinn ist. Im Übrigen ist es völlig 
egal, ob das in Twente, ob das in Kassel oder in 
Nordrhein-Westfalen passiert. – Schönen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Kollege Becker. – Als nächster Redner ist Herr 
Sagel, fraktionslos, gemeldet. 

Rüdiger Sagel*) (fraktionslos): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Man könnte auch sa-
gen: Das ist Marktwirtschaft. Jeder versucht, seine 
Interessen auf Kosten anderer durchzusetzen. Im 
Zweifelsfall passiert genau so etwas wie in dieser 
Situation. Das ist Kirchturmspolitik auf hohem Ni-
veau, in diesem Fall sogar grenzüberschreitend. 
Es ist genau das, was wir in Nordrhein-Westfalen, 
gerade im Westfälischen, schon länger erleben.  

Wir haben da drei Flughäfen. Wenn man mit dem 
Zirkel zeichnet, hat man drei Flughäfen innerhalb 
eines Radius von 60 km: Paderborn, Dortmund, 
Münster. Das ist die Situation. Jetzt soll noch der 
Flughafen Twente dazukommen. Da regen Sie sich 
auf. Vorher haben Sie sich nicht aufgeregt. Vor allem 
regen Sie sich nicht darüber auf, dass wir gerade mit 
dem Flughafen Münster/Osnabrück – ich spreche 
hier als Münsteraner – eine Investitionsruine haben, 
in die seit Jahren Millionen geflossen sind.  

Es ist überhaupt nicht einzusehen, warum die Leu-
te, die die Strompreise in Münster bezahlen, die-
sen Flughafen bezahlen müssen; das Geld fließt 
nämlich über die Stadtwerke in den Flughafen 
Münster/Osnabrück. Da werden Flüge von diesem 
Flughafen subventioniert, wofür die Steuerzahler 
beziehungsweise die Strompreiszahler in Münster 
aufkommen. Das ist die Realität. 

Wenn man sich die Realität anguckt, stellt man fest: 
Die Fluggastzahlen sind rückläufig. Wir haben vor 
zwei Wochen wieder die neueste Meldung erhalten. 
Es wurde schon wieder eine Linie gestrichen, schon 
wieder eine Fluggesellschaft, die den FMO nicht 
mehr anfliegt. Von daher ist auch längst ein Um-
denken beim Flughafen Münster/Osnabrück not-
wendig, geschweige denn, dass dieser Ausbau, der 
zig Millionen kostet, auch noch finanziert wird.  

Ich habe für morgen einen Antrag gestellt, dass die 
2 Millionen €, die für den Flughafenausbau im Jahr 
2010 vorgesehen sind, aus dem Landeshaushalt 
gestrichen werden. 

Sehen wir uns die Situation an. Jetzt wollen die 
Holländer noch einen weiteren Flughafen bauen, 
was natürlich auch völlig unsinnig ist. In der Tat 
müsste man, wenn überhaupt, darüber nachden-
ken, wie man die Fluggastverkehre vernünftig abwi-
ckeln kann. Abgesehen davon sind alle diese Flug-
häfen weder existenzfähig noch wirtschaftlich 
betreibungsfähig. Sie sind alle von Subventionen 
abhängig. Von daher müsste man sie im Grunde 
alle stilllegen. Das wäre auch eine sinnvolle Maß-
nahme angesichts dessen – wir haben gerade die 
Klimakonferenz in Kopenhagen –, was hier an Flug-
verkehren abgewickelt wird.  

Wir haben hier auch sehr viele Zulieferverkehre aus 
einer Entfernung von unter 500 km – nicht nur vom 
Flughafen Münster/Osnabrück, auch vom Flughafen 
Dortmund, auch vom Flughafen Paderborn. All das 
ist völlig unsinnig und ist eine völlig falsche Ver-
kehrspolitik. Hier müssen ganz andere Maßnahmen 
greifen. Man müsste endlich versuchen, die Bahn 
auszubauen. 

Die Realität ist, dass zum Beispiel meine Heimat-
stadt Münster immer mehr vom Bahnverkehr abge-
hängt wird. Das ist die reale Situation. Die ICE-
Linien sind mittlerweile fast alle gestrichen. Wir ha-
ben kaum noch ICE-Verbindungen in Münster. Hier 
ist dringend eine andere Politik notwendig.  

Ich kann nur sagen: Ihren Antrag kann man in kei-
ner Weise unterstützen. Er ist unsinnig. Es ist auch 
Sache der Holländer, das in letzter Konsequenz zu 
entscheiden. Aber, wie gesagt, auch ein Umden-
ken bei den deutschen Flughäfen im westfälischen 
Raum wäre dringend notwendig. Auch hier wird 
eine völlig falsche Politik gemacht. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Sagel. – Für die Landesregierung hat Herr Minister 
Lienenkämper das Wort. 

Lutz Lienenkämper, Minister für Bauen und Ver-
kehr: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren Kollegen! Zunächst einmal begrüßt die 
Landesregierung die Einigkeit der drei großen 
Fraktionen in diesem Haus betreffend den Antrag 
der Koalitionsfraktionen.  

Ich bin dankbar für den Antrag der Koalitionsfrakti-
onen, weil er erneut die wirtschaftliche Bedeutung 
des Flughafens Münster/Osnabrück unterstreicht. 
Diese Bedeutung ist nicht nur für das gesamte 
Münsterland gegeben, sondern – wenn man richtig 
hinsieht – für die gesamte Euregio. In Zeiten, in 
denen die Territorialgrenzen kaum noch eine Rolle 
spielen und erst recht nicht innerhalb Europas, 
muss man Regionen so betrachten, wie Regionen 
sich finden und zusammensetzen, und damit grenz-
überschreitend. Wenn man diese Region grenz-
überschreitend betrachtet, dann verfügt die gesamte 
Region einschließlich des niederländischen Grenz-
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gebiets mit Münster/Osnabrück über einen Standort 
mit hervorragender Qualität und hervorragenden 
Ausbaumöglichkeiten.  

Deswegen ist aus rein wirtschaftlichen Gründen aus 
meiner Sicht ein weiterer Verkehrsflughafen in En-
schede nicht erforderlich. Das stellt der Antrag völlig 
zutreffend fest, und er findet auch unsere Unterstüt-
zung. 

Wie Sie wissen, ist die Landesregierung natürlich 
schon im Vorverfahren zusammen mit der Bundes-
regierung und mit der niedersächsischen Landesre-
gierung tätig geworden und hat für Alternativen zur 
Nachnutzung des Militärfluggeländes als Zivilflugha-
fen geworben. Dafür sind wir bereits intensiv einge-
treten. Insofern freuen wir uns, dass wir dieses En-
gagement, das wir bereits in der Vergangenheit 
gezeigt haben, mutmaßlich unterstützt durch einen 
breit gefassten Beschluss dieses Hohen Hauses 
fortsetzen können. 

Ich freue mich darüber, dass die niedersächsischen 
Kollegen ähnlich denken wie wir.  

Ich weise ausdrücklich darauf hin, dass, Herr Kolle-
ge Becker, beispielsweise die Schienenanbindung 
des Flughafens Münster/Osnabrück bereits in der 
geltenden Luftverkehrskonzeption, in der Hand-
lungsoption 10, festgeschrieben ist. Dort steht 
schon jetzt etwas von der möglichen Schienenver-
bindung. 

Deswegen müssen wir an dieser Stelle die Luftver-
kehrskonzeption auch überhaupt nicht überarbeiten. 
Sie ist tauglich, auch für die Diskussion um den 
Flughafen Münster/Osnabrück, und bietet uns eine 
gute Grundlage für eine wirtschaftlich sinnvolle und 
die Region weiter stärkende Argumentation.  

Das ist nämlich in der Tat der Ausbau des vorhan-
denen Flughafens Münster/Osnabrück. Das ist auch 
die Einladung – die ich ausgesprochen begrüße – 
der Gesellschafter des Flughafens an die niederlän-
dischen Partner, mit in die Gesellschafterstruktur zu 
gehen, Verantwortung zu übernehmen und gemein-
sam für die Region dadurch zu wirken, dass der 
Flughafen Münster/Osnabrück deutlich unterstützt 
und gestärkt wird. 

Wir als Landesregierung verfolgen diesen Weg 
ebenso. Wir sind dankbar für den Antrag und freuen 
uns auf die mutmaßlich breite Zustimmung dazu. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister Lienenkämper. – Ich sehe jetzt keine weite-
ren Wortmeldungen.  

Dann können wir zur Abstimmung kommen. Die 
antragstellenden Fraktionen von CDU und FDP 
haben direkte Abstimmung beantragt. Also stimmen 
wir über den Inhalt des Antrags Drucksache 
14/10372 ab. Wer stimmt diesem Antrag zu? – 

CDU, FDP und SPD. Wer stimmt dagegen? – Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen und Herr Sagel. Enthält 
sich jemand der Stimme? – Das ist nicht der Fall. 
Damit ist der Antrag mit den Stimmen von SPD, 
CDU und FDP angenommen. 

Wir kommen zweitens zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen Drucksache 14/10429. Wer ist 
für diesen Entschließungsantrag? – Die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. Wer ist dagegen? – SPD, 
CDU und FDP. Wer enthält sich der Stimme? –Herr 
Sagel. Damit ist dieser Antrag mit den Stimmen von 
SPD, CDU und FDP abgelehnt. 

Bevor wir zum nächsten Tagesordnungspunkt 
kommen, muss ich eine Rüge aussprechen. Sie 
betrifft – das kommt nicht so oft vor – den Finanz-
minister Dr. Helmut Linssen. 

(Heiterkeit von SPD und GRÜNEN – Bodo 
Wißen [SPD]: Das wurde aber mal Zeit!) 

Er hat sich in der Plenarsitzung am 3. Dezember 
2009 zu Tagesordnungspunkt 1 – Gesetz über die 
Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nord-
rhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2010 – in 
seinem Redebeitrag zu den Einzelplänen 12 und 
20 unparlamentarisch geäußert. Herr Dr. Linssen 
wird daher für diese unparlamentarische Äußerung 
gerügt. – Er nimmt es zur Kenntnis. 

(Heike Gebhard [SPD]: Wie war die noch 
mal? Was hat er denn gesagt?) 

– Es ist nicht üblich, dass wir solche üblen Dinge 
wiederholen. Aber ich darf vielleicht den Hinweis 
geben, dass es sich um ein Bild gehandelt hat, das 
häufiger benutzt wird, in dem Fall aber eben unpar-
lamentarisch war. Es hat etwas mit dem Schrank 
und der Innenmöblierung eines Schrankes zu tun. 

(Zuruf von Bodo Wißen [SPD]) 

Manche sprechen auch von Tassen. 

(Heiterkeit – Christof Rasche [FDP]: Das hat 
Applaus verdient!) 

Es war Ihr Applaus, Herr Minister. Aber der war 
natürlich für die Rüge. 

(Heiterkeit)  

Wir kommen zu: 

9 Die Regelschule ist der erste Förderort – Ge-
meinsamen Unterricht gewährleisten 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/4860 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der SPD und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/10371 – Neudruck  
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In Verbindung mit: 

Sonderpädagogische Förderung: Benachtei-
ligung abbauen, Integration ausbauen, Inklu-
sion verwirklichen! 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/8879 

Bericht  
des Ausschusses 
für Schule und Weiterbildung 
Drucksache 14/10386 

Ich darf auf vier Punkte hinweisen. 

Erstens. Der Antrag Drucksache 14/4860 wurde 
gemäß § 79 Abs. 2 Buchstabe b der Geschäftsord-
nung vom Plenum an den Ausschuss für Schule 
und Weiterbildung überwiesen mit der Maßgabe, 
dass eine Beratung und Abstimmung erst nach 
Vorlage der Beschlussempfehlung erfolgt. 

Zweitens. Der Antrag Drucksache 14/8879 wurde 
gemäß § 79 Abs. 2 Buchstabe c der Geschäftsord-
nung vom Plenum an den Ausschuss für Schule 
und Weiterbildung überwiesen, und zwar mit der 
Maßgabe der weiteren Beratung und Abstimmung 
in öffentlicher Sitzung dort. 

Drittens. Mit Drucksache 14/10386 teilt der Aus-
schuss für Schule und Weiterbildung mit, dass ihm 
eine abschließende Beratung der beiden Anträge 
nicht möglich war und er die Aufträge an das Ple-
num zurückgibt. 

Viertens. Auf den Entschließungsantrag Drucksa-
che 14/10371 – Neudruck – der Fraktion der SPD 
und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen habe ich 
auch noch hinzuweisen. 

Ich darf die Beratung eröffnen und erteile für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Frau Kollegin Beer 
das Wort. Bitte schön, Frau Beer.  

Sigrid Beer (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Zu Beginn will ich 
noch mal kurz sagen, worum es eigentlich geht. 
Wenn wir von schulischer Inklusion sprechen, 
meint das, dass die Schule eine Lernumgebung 
bieten muss, die allen Kindern eine uneinge-
schränkte Teilhabe an Bildung ermöglicht, ohne 
sie auszusortieren und auszugrenzen. Das Kind 
muss nicht zu einer Schule passen oder passge-
nau gemacht werden. Es ist ein Menschenrecht, 
das Recht der Kinder, dass sich der Lernort auf sie 
einstellt und nicht umgekehrt. Die Rahmenbedin-
gungen müssen sich an den Bedürfnissen und 
Besonderheiten der Schülerinnen und Schüler 
ausrichten. 

Eigentlich sollte heute von diesem Landtag ein Sig-
nal ausgehen, dass die Umsetzung der UN-

Konvention über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen auch in NRW und im Schulbereich 
nicht mehr strittig ist und konkret vorangetrieben 
wird.  

Nach der Anhörung im Mai zu unserem Antrag, den 
wir schon im August 2007 eingebracht haben, und 
zum SPD-Antrag, der im März 2009 gefolgt ist, sig-
nalisierte die CDU Beratungsbedarf und kam 
schließlich nach der Sommerpause mit der Bitte auf 
uns zu, einen gemeinsamen Antrag zu formulieren. 
Dieser Bitte sind wir sehr gern nachgekommen. In 
einem intensiven Arbeitsprozess ist es gelungen, 
einen Text zu formulieren, der von CDU, SPD und 
Grünen als Kompromiss getragen werden konnte.  

Dann kam der Auftritt der Inklusionsbremsen von 
der FDP. Da haben wir eine bildungspolitische 
Sprecherin, in deren Wörterbuch der Begriff Inklusi-
on nicht vorkommt. Das zeigt nur, dass sich diese 
FDP, wie sie hier sitzt, schon 1990 aus der pädago-
gischen Debatte verabschiedet hat. Seit der interna-
tionalen Konferenz der UNESCO 1990 geht es um 
den Begriff der Inklusion. 1994 wurde in der Sala-
manca-Erklärung Inklusion als wichtigstes Ziel der 
internationalen Bildungspolitik festgeschrieben – ich 
zitiere –: 

Das Leitprinzip, das diesem Rahmen zugrunde 
liegt, besagt, dass Schulen alle Kinder unabhängig 
von ihren physischen, intellektuellen, sozialen, emo-
tionalen, sprachlichen oder anderen Fähigkeiten 
aufnehmen sollen.  

Das schließt Kinder mit jedweden Handicaps ein. 

Schließlich verpflichteten sich die Unterzeichner-
staaten in dem 2006 beschlossenen Übereinkom-
men der Vereinten Nationen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen, ein inklusives Schul-
system zu errichten, in dem der gemeinsame Unter-
richt von Schülerinnen mit und ohne Behinderungen 
die Regel ist. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Es geht also um eine Menschenrechtskonvention, 
von der Bundesrepublik unterzeichnet und ratifiziert. 
Da kommt es eigentlich nicht darauf an, ob die FDP 
in engstirniger Provinzialität oder ideologischer Bor-
niertheit das Wort Inklusion nicht im gemeinsamen 
Antrag stehen haben möchte, liebe Kolleginnen und 
Kollegen von der CDU. Ihnen scheint das so pein-
lich zu sein, dass Sie möglichst nicht an dieser De-
batte teilnehmen. Das finde ich wirklich bemer-
kenswert. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Die FDP hat es zum Schluss des dreimonatigen 
Konsensfindungsprozesses in sechs Tagen nicht 
geschafft, sich verbindlich zu dem gemeinsamen 
Text zurückzumelden und zu erklären, ob sie sich 
durchringen kann, die Verabschiedung nicht länger 
zu blockieren. Wir haben dann wieder gewartet und 
gewartet und gewartet. Am sechsten Tag um 
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20:02 Uhr kam dann die Nachricht, das Wort inte-
grativ soll auch noch gestrichen werden. 

Dass die Eltern von Kindern mit Behinderungen 
vom Witzel-Stadel reden, ist noch milde. Das wirkli-
che Trauerspiel ist jedoch bei der CDU zu beobach-
ten. Gegen ihre eigene Überzeugung lassen Sie 
sich von der FDP am Nasenring durch die Arena 
führen – nicht ein Rest von Courage. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Lieber lassen Sie auch noch die eigene Ministerin 
im Regen stehen, die sich zaghaft aus dem Fenster 
gelehnt und den Eltern das Recht auf die Wahl ihres 
Förderorts für die Kinder in Aussicht gestellt hatte. 
Auch dazu hat die FDP gleich die Rollläden mit 
heruntergelassen.  

Die FDP in diesem Hause ist der Inklusionsverhin-
derer, und die tiefe Überzeugung, die ihre Vertreter 
immer wieder zum Besten geben, ist leicht zu deu-
ten. Kinder mit Behinderungen behindern den Un-
terricht. Deswegen gehören sie ausgesondert.  

Der FDP reicht es auch nicht, wie im gemeinsamen 
Antrag formuliert, zu sagen: Eltern können auch 
weiterhin für ihr Kind die Förderschule wählen, 
wenn sie diese für den geeigneteren Förderort hal-
ten. Eine Elternberatung muss gewährleistet sein, 
um im Sinne des Kindes die beste Entscheidung zu 
treffen. – Nein, Sie wollen dagegen einen Kindes-
wohlbegriff, der in letzter Konsequenz sogar die 
Grundlage liefert, Kinder den Eltern zu entziehen, 
wenn sie für ihre Kinder das Recht auf Inklusion 
einfordern.  

Die CDU kuscht, knickt wieder besseren Wissens 
ein und lässt die FDP ihre ideologische Blockade 
auf dem Rücken der Kinder austoben.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das ist Kindeswohlgefährdung durch die FDP und 
eine Verletzung der Menschenrechte, dem Sie, 
liebe Kolleginnen der CDU, heute offensichtlich 
auch keinen Einhalt gebieten. 

Unser Entschließungsantrag bietet heute noch mal 
die Möglichkeit umzusteuern. Wir haben auf Ihre 
beiden Einlassungen, Frau Kastner, reagiert; sie 
sind nicht im Text. Wenn Sie wirklich das Recht der 
Menschen mit Behinderungen umsetzen wollen, 
opfern Sie es nicht auf dem Koalitionsaltar und las-
sen dazu auch noch die FDP das Weihrauchfass 
schwenken!  

Die Ministerin hat in ihrer Not zu einer Gesprächs-
runde eingeladen. Aber die Eltern haben schon 
deutlich gemacht, Kaffeetrinken mit der Ministerin ist 
nicht das Ziel, sondern mehr Plätze im gemeinsa-
men Unterricht, gut ausgestattet, bereits zum 
nächsten Schuljahr. Diese Eltern wollen, dass das 
Verhältnis umgedreht wird. Wo heute ca. 85 % der 
Kinder mit Behinderungen in Förderschulen gehen, 
sollen demnächst mindestens 85 % der Kinder mit 

Behinderungen die Regelschule besuchen. Das 
können wir in den nächsten zehn Jahren erreichen. 
Es ist nämlich normal, verschieden zu sein und 
gemeinsam zu leben, erfolgreich miteinander und 
voneinander zu lernen.  

Das ist das Menschenrecht auf Inklusion, dem Sie 
sich hier und heute nicht länger verweigern dürfen. 
Deswegen werden wir gleich zu unserem Ent-
schließungsantrag eine namentliche Abstimmung 
beantragen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Beer. – Als nächste Rednerin spricht für die 
SPD-Fraktion Frau Hendricks.  

Renate Hendricks (SPD): Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kollegen! Frau Kollegin Beer hat die Ge-
schichte dieses Antrags – oder sollte ich besser 
„dieser Anträge“ sagen? – schon deutlich darge-
stellt. Lassen Sie uns aber auch noch einmal in die 
Geschichte des inklusiven Bildungssystems 
einsteigen. 

Anfang letzter Woche ist die deutsche Übersetzung 
der „Policy Guidelines on Inclusion in Education“ der 
UNESCO erschienen. Alle, die diese Leitlinien in 
der Originalfassung bisher nicht lesen konnten, 
haben jetzt die Möglichkeit, sie auch in der deut-
schen Fassung zu lesen und sich davon zu über-
zeugen, was im November 2008 in Genf verab-
schiedet worden ist. Die Teilnehmer aus mehr als 
150 Ländern, darunter 60 Bildungsminister, haben 
in ihrer Abschlusserklärung ein inklusives Bildungs-
system gefordert, in dem die Vielfalt als Ressource 
genutzt werden soll. 

Diese Leitlinien sind jetzt auch für die FDP nachles-
bar. Anders als auf der internationalen Bühne wird 
in Nordrhein-Westfalen bei der Umsetzung dieser 
internationalen Verpflichtung aber gerade wieder 
einmal eine Provinzposse gespielt, die insbesonde-
re von der FDP ausgerichtet wird. Seit Monaten 
beschäftigen sich die Fraktionen des Landtags hin-
ter den Kulissen mit der Frage, wie die UN-
Konvention zur Inklusion von behinderten Schülern 
und Schülerinnen bei uns gemeinsam umgesetzt 
werden kann. 

Frau Kollegin Beer hat eben geschildert, wie wir 
versucht haben, die CDU mit ins Boot zu bekom-
men, was am Ende auch bei der CDU nicht gelun-
gen ist. Wir haben neue Anträge geschrieben. Wir 
haben uns über Formulierungen unterhalten. Wir 
waren bereit, bestimmte Sätze zu streichen. Es 
hätte gelingen können, wenn nicht die FDP gewe-
sen wäre; denn die FDP sah sich nicht in der Lage, 
diesen gemeinsamen Antrag zum Aufbau eines 
inklusiven Bildungssystems passieren zu lassen. 
Dahinter stehen völlig unzulängliche und überkom-
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mene Vorstellungen, wie das Bildungssystem heute 
auszusehen hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit die-
sem gemeinsamen Antrag wollen wir die Umset-
zung der UN-Konvention über die Rechte der Men-
schen mit Behinderungen in Nordrhein-Westfalen 
auf eine breite Basis stellen. Wir wollen, dass die 
Inhalte dieser Konvention in NRW umgesetzt wer-
den; denn wir brauchen eine Neuorientierung in der 
sonderpädagogischen Förderung hin zu einem in-
klusiven Bildungssystem. Nicht zuletzt wollen wir 
das grundsätzliche Recht der Eltern, den sonderpä-
dagogischen Förderort für ihre Kinder selbst zu 
bestimmen. 

Es muss einen Aktionsplan für die anstehenden 
Reformen des NRW-Schulsystems zu einem inklu-
siven Bildungssystem geben. Wenn wir uns hier im 
Landtag nicht auf den Weg machen, dann werden 
Sie – das kann ich Ihnen sagen – zukünftig in den 
Kommunen mit Bürgeranträgen überhäuft werden. 
Heute habe ich den ersten Bürgerantrag an die 
Stadt Bonn auf den Tisch bekommen, in dem die 
Eltern die Umsetzung des inklusiven Schulsystems 
in der Stadt Bonn fordern und ganz klar den 
Wunsch äußern, dass die UN-Konvention in Bonn 
Anwendung findet. Die Bürger werden Sie also 
jagen, wenn wir uns in diesem Parlament nicht be-
wegen. 

(Beifall von der SPD) 

Es hätte heute eine Glanzstunde des Parlaments 
werden können. Heute hätte ein gemeinsamer An-
trag verabschiedet werden können, wenn wir nicht 
zwei Abgeordnete der FDP hätten, nämlich Frau 
Pieper-von Heiden, die offensichtlich bei der Über-
setzung von Inklusion erhebliche Probleme hat, 

(Beifall von der SPD) 

und Herrn Witzel, der sich gegen ein Wahlrecht der 
Eltern wehrt. 

(Ute Schäfer [SPD]: Hört, hört!) 

Damit stellt sich die FDP übrigens gegen die eigene 
Ministerin; denn Frau Sommer hat schon wiederholt 
deutlich gemacht, dass es ihr Ziel ist, ein Elternrecht 
für die Wahl des Förderorts der Kinder zu etablie-
ren. 

Ob die FDP die Inklusionsfrage zur Koalitionsfrage 
gemacht hat, wissen wir nicht. Im Ergebnis hat die 
CDU jedenfalls einen Rückzieher gemacht. Die 
CDU hat alle Angebote, den Antrag zu überarbei-
ten, am Ende in den Wind geschrieben und sich von 
der FDP heute vorführen lassen. 

Nun wird es in NRW kein gemeinsames Bekenntnis 
zur Inklusion geben – es sei denn, dass die nament-
liche Abstimmung heute noch für Überraschungen 
sorgt. Vorläufig wird auch keine Weiterentwicklung 
des Schulsystems zu einem inklusiven System statt-
finden. So bleibt uns heute nur, den Entschlie-

ßungsantrag der Fraktionen von SPD und Grünen 
zu beraten. 

Nach diesem parlamentarischen Katz-und-Maus-
Spiel hat Frau Sommer nun angekündigt, im Januar 
die Vertreter der Fraktionen, der Verbände, des 
Städtetages und der Kommunen zu einer Ge-
sprächsrunde einzuladen. Es ist zu wünschen, dass 
Frau Sommer sich gegen die FDP durchsetzen 
kann. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Eigentlich ist es aber an der Zeit, dass Ministerprä-
sident Rüttgers ein Machtwort spricht und den Koali-
tionspartner FDP zur Räson ruft, damit die UN-
Behindertenrechtskonvention auch in NRW mög-
lichst umfassend und zügig umgesetzt wird, so wie 
es die Eltern in Bonn fordern. 

Deshalb fordern wir Sie auf, die Reform des Schul-
wesens im Sinne der UN-
Behindertenrechtskonvention in den Kommunen 
und Kreisen voranzutreiben. Wir möchten, dass 
Kinder in allen Schulen inklusiv beschult werden. – 
Ich bedanke mich. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Hendricks. – Für die CDU-Fraktion hat nun 
Frau Kollegin Kastner das Wort. 

Marie-Theres Kastner (CDU): Herr Präsident! Mei-
ne Damen und Herren! Ich beginne so, wie ich im 
Schulausschuss begonnen habe. Für mich ist das 
heute kein glücklicher Tag. Er gehört sicherlich zu 
den schwersten in meinem politischen Leben. Ich 
denke wie viele in diesem Haus, dass es heute 
hätte gelingen müssen, von diesem Hause aus eine 
gemeinsame Botschaft an die Eltern und die Kinder 
mit Behinderung zu senden. 

(Beifall von CDU, SPD und GRÜNEN) 

Es hat ganz viele Gespräche gegeben. Wir haben 
uns sehr häufig ausgetauscht – aber leider ohne 
den erwünschten Erfolg. 

Was hier an Spielchen mit einer namentlichen Ab-
stimmung abläuft, ist natürlich Strategie. Da komme 
ich auch nicht mit, sage ich ganz ehrlich. Ich glaube 
nämlich schon, dass hier politische Strategie auf 
dem Rücken einer Sache ausgetragen wird. 

(Beifall von der CDU) 

Sie alle wissen, sowohl bei der SPD als auch bei 
den Grünen, dass Koalitionsverträge einzuhalten 
sind. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Da muss man sich 
durchsetzen!) 

– Frau Beer, Sie haben sich in der rot-grünen Koali-
tion auch nicht durchgesetzt. – Das sind Spiele. 
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Darüber sollten wir heute im Angesicht der Sache 
relativ wenig diskutieren. 

(Beifall von Manfred Kuhmichel [CDU]) 

Es wäre aber richtig gewesen, eine Botschaft an die 
Eltern und deren Kinder zu bringen, die lautet: Wir 
sind auf eurer Seite. Wir nehmen euch und eure 
Anliegen und eure Wünsche genauso ernst wie die 
UN-Konvention zur Aufhebung der Benachteiligung 
von Menschen mit Behinderung. 

Auch wenn wir, wie Sie ahnen, Ihrem Antrag nicht 
zustimmen werden, haben wir uns in der CDU-
Fraktion natürlich zu einer Position entschlossen. 
Lassen Sie mich dazu hier einiges vortragen.  

Die CDU ist selbstverständlich für eine Umsetzung 
der UN-Konvention. Wir haben sie im Bund und im 
Land unterschrieben. Die UN-Konvention gilt vor 
allen Dingen für den Schulbereich. Dort sind wir 
sicherlich zu großen Teilen einer Meinung; denn 
auch wir sind der Auffassung, dass Bildung auch 
für Kinder mit Behinderungen der Schlüssel zur 
gesellschaftlichen Teilhabe ist. 

Es kann nicht so weitergehen, dass die Absolven-
ten der Förderschulen – das muss ein Hauptmotiv 
sein – vor allen Dingen aus dem Bereich Lernen 
so wenige Chancen auf dem Ausbildungs- und 
Arbeitsmarkt haben, wie es im Moment der Fall ist. 
Das ist für uns der soziale Sprengstoff der nächs-
ten Jahre. Daran müssen wir arbeiten. Dazu gibt 
uns die UN-Konvention Handhabungsmöglichkei-
ten. 

Die Umsetzung der Konvention ist aber nicht so zu 
gestalten, dass man einfach nur einen Schalter 
umlegt. Das haben uns selbst erfahrene Wissen-
schaftler in den Anhörungen, die wir hier im Hause 
durchgeführt haben, mitgeteilt. Die Umsetzung 
eines inklusiven Bildungssystems ist für uns ein 
längerer, ein mehrjähriger Prozess, der auch – das 
sage ich ganz deutlich – sicherlich mehr bedeutet 
als das, was in Ihrem Antrag steht, nämlich als 
immer mehr Lehrer in das bestehende System zu 
bringen. Das Ganze erfordert ein Konzept. Darin 
wären wir uns so weit auch einig gewesen. 

In einem der Anträge stand, wir hätten lange nichts 
getan. Das weise ich entschieden zurück. Die Ein-
führung der Kompetenzzentren für sonderpädago-
gische Förderung in dieser Legislaturperiode zeigt 
von unserer Seite aus einen neuen Weg auf. 

(Beifall von der CDU) 

Auch die Wissenschaftler haben festgestellt, dass 
dies ein erster und wichtiger Schritt ist. 

Das Ziel der Kompetenzzentren war und ist, die 
Förderung der Kinder so einzurichten, wie es das 
Schulgesetz erfordert: individuell, flexibel und vor 
allen Dingen subsidiär. Das heißt, die Kinder sind 
Kinder einer Regelschule, und der besondere För-
derbedarf ist subsidiär zu erbringen. 

Wir haben 20 Zentren, die bereits seit längerer Zeit 
am Netz sind. Bis zum Ende der Legislaturperiode 
werden wir 50 sonderpädagogische Förderzentren 
bekommen. Sie werden – da bin ich mir ganz si-
cher – Bestandteil und vor allen Dingen Motor des 
Prozesses der Umsetzung der UN-Konvention 
sein. 

(Beifall von Michael Solf [CDU]) 

Wir sind aber auch der Meinung, dass die Kompe-
tenzzentren sicherlich nicht nur, wie es in Ihrem 
Antrag steht, Lehrerfortbildungsanstalten und Bera-
tungsinstitutionen sein sollen. Es muss möglich 
sein, dass auch Schüler an den Förderzentren un-
terrichtet werden. 

Eine weitere Position der CDU ist, dass wir Eltern-
wünsche ernst nehmen und umsetzen wollen. Wir 
alle wissen, dass gegenwärtig viele Eltern wie vor 
den Kopf gestoßen sind, wenn sie den Wunsch 
haben, dass ihre Kinder an einer Regelschule be-
schult werden sollen und sie dort abgewiesen wer-
den. Das verstößt gegen die Würde der Eltern und 
auch der Kinder. Nur: Was ist der Elternwunsch? 
Darüber lohnt es sich in einem Prozess etwas näher 
nachzudenken.  

Es gibt Eltern, die für ihre Kinder den gemeinsamen 
Unterricht wünschen. Es gibt aber auch Eltern – dazu 
bekommen wir ebenfalls zuhauf Nachrichten –, die 
sich den Unterricht an einer Förderschule wünschen. 
Deshalb muss man bei der Vielfalt der Kinder bei der 
Vielfalt der Angebote bleiben. Die Förderschule muss 
als Angebot fortgeschrieben werden. Es darf kein 
Entweder-oder, sondern es muss ein Sowohl-als 
auch geben. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Der Weg, so wie wir ihn gestalten, bedarf sicherlich 
des Schweißes vieler Edlen. An diesem Prozess 
darf nicht nur die Politik beteiligt sein, sondern dar-
an müssen alle beteiligt sein, die interessiert an 
dem Thema arbeiten. Das sind die Kommunen 
ebenso wie die unterschiedlichen Schulträger in 
unserem Land in diesem Bereich und die außer-
schulischen Partner. Es ist ein ganz wichtiger Punkt, 
dass wir sie alle auf dem Weg zur Umsetzung der 
UN-Konvention mitnehmen.  

Wenn wir damit – die Einladung der Ministerin wird, 
denke ich, weiter stehen – am Anfang des kom-
menden Jahres beginnen, dann haben wir heute 
vielleicht nur einen kleinen Schaden, aber wir sind 
dann auf dem richtigen Weg, wenn wir alle beteili-
gen. Die CDU wird sich in diesen Prozess sicherlich 
mit Freude und Engagement einbringen. – Herzli-
chen Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Kastner. – Für die FDP-Fraktion spricht nun 
Frau Kollegin Pieper-von Heiden. 
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Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Herr Präsident! 
Meine Kolleginnen und Kollegen! Die UN-
Konvention über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen ist unlängst mit Zustimmung des 
Landes Nordrhein-Westfalen in der Bundesrepublik 
verbindlich geworden. Wir wollen die UN-
Konvention mit dem Ziel der bestmöglichen Förde-
rung aller Kinder umsetzen. Für die FDP ist die 
allgemeine Schule der vorrangige Lernort auch für 
Kinder mit Behinderungen. 

Die FDP möchte in den nächsten Jahren den ge-
meinsamen Unterricht konsequent weiter ausbauen. 
FDP und CDU haben seit der Abwahl von SPD und 
Grünen den Anteil des gemeinsamen Unterrichts 
von 10,7 % auf 14,6 % und die Anzahl der Lehrer-
stellen hierfür von 1.461 auf 2.008 erhöht. SPD und 
Grüne fabulieren hier von mehr gemeinsamem Un-
terricht, wir jedoch haben innerhalb von nur vier 
Jahren den Anteil von Kindern mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf im gemeinsamen Unterricht 
um 36,5 % erhöht. Wir sind längst auf dem Weg. 

(Beifall von der FDP) 

Die FDP möchte ein grundsätzliches Recht der 
Eltern auf Wahl des Förderortes für ihr Kind ermög-
lichen. Die Eltern sollen nicht mehr wie früher von 
Schule zu Schule laufen müssen, um einen Platz für 
ihr Kind im gemeinsamen Unterricht zu bekommen. 
Dieses Verfahren wollen wir durch ein grundsätzli-
ches Elternwahlrecht zugunsten von behinderten 
Kindern verändern und verbessern. Wir sind zutiefst 
davon überzeugt, dass das entscheidende Kriterium 
für die Wahl des Förderortes das individuelle Wohl 
des Kindes sein muss. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, Grüne und 
SPD wollen alle Förderschulen abschaffen. 

(Carina Gödecke [SPD]: Das stimmt nicht! – 
Ute Schäfer [SPD]: Unverschämtheit!) 

In den gemeinsamen Gesprächen der letzten Wo-
chen ist deutlich geworden, dass dies ihr unver-
rückbares Ziel ist. 

(Ursula Meurer [SPD]: Lesen Sie mal den An-
trag!) 

Der rot-grüne Entschließungsantrag im Schulaus-
schuss war unmissverständlich. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Das steht doch gar 
nicht darin! – Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Sie 
sind nicht auf dem neuesten Stand, Frau Kol-
legin!) 

Ich zitiere mit Erlaubnis des Präsidenten: Nur in 
einer Schule für alle kann die Inklusion vollkommen 
verwirklicht werden. – So der Text des Entschlie-
ßungsantrags, der im Schulausschuss präsentiert 
wurde. Die eigentliche Intention hinter dem Antrag 
der Opposition ist die Einheitsschule für alle,  

(Carina Gödecke [SPD]: Ich glaub es nicht!) 

wirklich um jeden Preis, 

(Beifall von der FDP) 

ohne Rücksicht auf das Wohl des einzelnen Kindes. 
Das ist in der Tat eine Position, die die FDP-
Landtagsfraktion niemals unterstützen wird. 

(Beifall von der FDP) 

Die Grünen scheuen sich wahrhaftig nicht, Anliegen 
der Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
als Vehikel ihrer Schulstrukturdebatte zu benutzen. 
SPD und Grüne widersprechen dabei ihrer eigenen 
Argumentation. Wer glaubhaft bessere Wahlmög-
lichkeiten für Eltern eröffnen will, kann nicht die 
zweite Wahlmöglichkeit abschaffen wollen. 

Für die FDP ist klar: Förderschulen werden auch 
künftig ein fester Bestandteil des nordrhein-
westfälischen Schulsystems sein. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Kollegin, ges-
tatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Jäger? 

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Ich möchte gerne 
weitermachen, Herr Präsident. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Sie möchten keine 
Zwischenfrage gestatten. Okay.  

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Es gibt nämlich 
viele Eltern, die Förderschulen als den bestmögli-
chen Förderort für ihr Kind betrachten. Diese El-
ternwünsche sind SPD und Grünen in Nordrhein-
Westfalen jedoch gleichgültig. Selbst in Bremen 
bestehen Förderschulen fort. Dort wollen Eltern, 
dass ihre Kinder die Förderschule besuchen kön-
nen. Und Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, erdreisten sich, sich hier als die Vertei-
diger des Elternwillens zu gerieren? 

(Horst Becker [GRÜNE]: Was heißt „erdreis-
ten“?) 

Leider gibt es aber auch Situationen, in denen Kin-
der, auch wenn ihre Eltern es wünschen, leider nicht 
in den allgemeinen Unterricht integriert werden kön-
nen. Daher darf das Elternrecht im Interesse der 
Kinder nicht völlig schrankenlos sein. So, wie das 
Elternrecht auch im allgemeinen Schulrecht beim 
Wechsel der Kinder auf weiterführende Schulen 
seine Grenzen findet, wenn das Wohl des Kindes 
dabei infrage steht, muss dieses Kriterium selbst-
verständlich auch für den gemeinsamen Unterricht 
gelten. 

Förderschulen und allgemeine Schulen dürfen nicht 
gegeneinander ausgespielt werden, sondern müs-
sen als ergänzende Angebote zum Wohle aller 
Kinder genutzt werden. 

(Beifall von der FDP) 



Landtag 16.12.2009 
Nordrhein-Westfalen 16093 Plenarprotokoll 14/138 

 

Daher – ich sage es noch einmal sehr deutlich – gilt 
für die FDP-Landtagsfraktion: 

Erstens. Wir unterstützen ausdrücklich das Ziel, 
zukünftig mehr Kindern mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf den Besuch einer allgemeinen Schule 
zu ermöglichen und Schulen, die sich auf diesen 
Weg machen, mit zusätzlichen Mitteln zu unterstüt-
zen. Wie dargelegt, sind wir längst dabei, dieses 
Ziel zu verwirklichen. 

Zweitens. Mit der FDP gibt es ein grundsätzliches 
Elternwahlrecht für den Förderort ihres Kindes. 

Drittens. Für uns steht das Wohl des Kindes im 
Mittelpunkt. 

Viertens. Förderschulen bleiben verlässlicher Be-
standteil des nordrhein-westfälischen Schulsystems. 
Sie sind Angebotsschulen wie alle anderen Schulen 
auch. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Pieper-von Heiden. – Für die Landesregierung hat 
nun Frau Ministerin Sommer das Wort. 

Barbara Sommer, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich muss zunächst einmal sa-
gen: Ich bedaure sehr, dass es bei dieser Thematik 
keinen gemeinsamen Antrag gegeben hat. Ich mei-
ne, er war zum Greifen nahe. 

(Beifall von CDU und GRÜNEN) 

Wenn man Ohren hat zu hören, muss man nach 
dem, was wir von meinen Vorrednerinnen gehört 
haben, doch noch Hoffnung haben. Ich glaube, 
diese Hoffnung sollten wir nicht aufgeben, sondern 
weiterarbeiten. Ich habe mir über die Zwischenstän-
de immer wieder berichten lassen. Ich weiß, dass 
viele von Ihnen Standpunkte aufgeben wollten und 
konnten und kompromissbereit waren. Ich denke, 
das ist eine gute Basis. 

Es wäre ein gutes Signal an die Eltern von behin-
derten Kindern gewesen – Frau Kastner hat es 
eben schon deutlich gesagt –, um ihnen deutlich zu 
machen: Wir nehmen eure Bedürfnisse, wir nehmen 
eure Erwartungen, wir nehmen eure Wünsche, wir 
nehmen euch mit euren Bedrängnissen und mit 
euren Nöten ernst. Wir haben den Willen, das zu 
verändern.  

Meines Erachtens kommt ein wenig zu kurz, dass 
es auch ein sehr gutes Signal an die Eltern gewe-
sen wäre, die keine behinderten Kinder haben. 
Auch sie dürfen wir nicht vergessen. Auch sie müs-
sen wir mit ins Boot holen. 

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Meine Damen und Herren, ich habe schon in der 
Ausschusssitzung in der vergangenen Woche ge-
sagt: Wir müssen weiterhin an Gemeinsamkeiten 
arbeiten und danach suchen, wie wir die UN-
Konvention auch im Land Nordrhein-Westfalen 
weiterentwickeln können. Es ist daher meiner An-
sicht nach ein positives Zeichen, dass Vertreterin-
nen und Vertreter aller Fraktionen das Angebot 
angenommen haben, an einem Arbeitskreis mitzu-
wirken. Heute habe ich die Briefe unterschrieben, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. Der Brief wird mor-
gen bei Ihnen eingehen. 

Am 25. Januar wird die erste Sitzung stattfinden. 
Liebe Frau Beer, es wird Kaffee geben. Aber es 
wird auch ein Ergebnis geben. Glauben Sie einer 
alten Lehrerin, die ergebnisorientiert ist. An diesem 
Arbeitskreis sollen Vertreter der kommunalen Spit-
zenverbände, der beiden Landschaftsverbände, 
Ersatzschulträger und natürlich Eltern- und auch 
Lehrerorganisationen teilnehmen.  

Die Debatte um die Weiterführung der sonderpäda-
gogischen Förderung darf aber nicht nur in einem 
etablierten Arbeitskreis, sondern muss auch dort 
geführt werden, wo sie zuallererst hingehört, näm-
lich in den allgemeinbildenden Schulen. Sie sind es, 
die zunehmend zum Ort sonderpädagogischer För-
derung werden, wenn wir das gemeinsame Lernen 
deutlich ausbauen wollen. Dort existieren Ängste 
und Sorgen, die man ernst nehmen muss. Dort 
muss man für Transparenz an dieser Stelle sorgen. 

Bei der Grundschule haben wir bereits einen gro-
ßen Erfahrungsschatz. Nun gilt es, weitere Schritte 
zu gehen. Es kann dabei nicht sein, dass gemein-
samer Unterricht nur ein Anliegen oder eine Aufga-
be einiger weniger Schulformen ist. Es ist eine Auf-
gabe aller Schulformen, ein Anliegen aller. 

(Beifall von den GRÜNEN)  
Ich erkenne gern den Eifer und auch die Motivation 
von Menschen an, die sagen, es gehe alles nicht 
schnell genug, das müsse doch von heute auf 
morgen zu schaffen sein. Ich glaube aber, auch 
aufgrund meiner Erfahrung, dass es wichtig ist, 
eine pädagogische Basis zu finden. Diese päda-
gogische Basis schafft man nicht nur, indem man 
sagt: Ihr bekommt dafür Lehrerstellen. – Das ist 
eine Absicherung, aber sicherlich nicht die einzige. 

Ich glaube – ich benutze jetzt einmal ein altmodi-
sches Wort –, man braucht in diesem Prozess 
Hinwendung; denn es geht hier nicht um das Funk-
tionieren von Maschinen, sondern um Menschen, 
und es geht darum, dass wir uns diesen Menschen 
zuwenden. Dazu brauchen wir eben auch Zeit: 
Zeit, um neu zu denken, Zeit zur Umstrukturierung, 
Zeit zur Vorbereitung und Zeit zur Begleitung von 
Entwicklungsprozessen.  

Liebe Frau Beer, ich bin Ihnen sehr dankbar. Häu-
fig ist es so: Welches Stichwort auch immer man 
Ihnen zuwirft – nehmen wir einmal das Thema 
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„Unterscheiden Sie bitte in ihrem Vortrag Kreten 
von Preiselbeeren“ –, Sie kommen doch auf die 
Strukturdebatte zu sprechen. Ich bin ganz sicher. 

(Beifall von CDU und FDP) 

In Ihrem Vortrag habe ich nichts davon gehört – 
vielleicht einen Hauch davon.  

Ich glaube, es ist ganz wichtig, dass wir diese bei-
den Prozesse voneinander trennen und dass es 
jetzt erst einmal darum geht, dass wir hier zu einer 
Weiterentwicklung, zu einer gemeinsamen Basis 
für die Weiterarbeit kommen. 

Ich bin auch sicher – das sage ich genauso deut-
lich wie meine Vorrednerin, Frau Kastner; auch 
Frau Pieper-von Heiden hat darauf hingewiesen –, 
dass wir den Weiterentwicklungsprozess nicht 
gemeinsam vorantreiben können, wenn wir von 
vornherein sagen, die Förderschulen hätten für 
uns in Zukunft keine Existenzberechtigung mehr.  

Nein, meine Damen und Herren, wenn wir wirklich 
ein Angebot machen wollen, aus dem die Eltern 
wählen können – ich definiere Wahlrecht so, dass 
man zwischen Dingen wählen kann; sonst wäre es 
keine Wahl –, muss es den Eltern weiterhin mög-
lich sein, neben dem gemeinsamen Unterricht 
auch eine Förderschule zu wählen, die in zumutba-
rer Entfernung liegt. Das ist meiner Ansicht nach 
die richtige Antwort auf den wichtigen Artikel 24 
der UN-Behindertenrechtskonvention. Das hat 
auch die Anhörung ergeben, die am 20. Mai im 
Landtag stattgefunden hat. 

Es wird eine große Herausforderung für uns wer-
den, unser Bildungssystem schrittweise zu einem 
inklusiven System weiterzuentwickeln. Aber – die-
ses Aber möchte ich hier noch einmal deutlich 
aussprechen – das Bekenntnis zur Inklusion darf 
nicht als Aufruf zur Abschaffung unserer Förder-
schulen insgesamt verstanden werden. 

(Beifall von CDU und FDP – Britta Altenkamp 
[SPD]: Das will doch auch keiner!) 

Mit den Kompetenzzentren für sonderpädagogi-
sche Förderung haben wir einen neuen und, wie 
ich glaube, auch guten Weg eingeschlagen. Das 
zeigen uns die Pilotregionen. Ich bin auch glück-
lich, dass wir der Anregung der Basis entsprechen 
können, weitere Pilotregionen hinzuzunehmen. 
Ihre Zahl wird bis zum nächsten Jahr auf 50 an-
wachsen.  

Ich denke, dass unsere Kolleginnen und Kollegen 
vor Ort sehr gute Arbeit leisten. Daher möchte ich 
Ihnen an dieser Stelle meinen Dank sagen. 

Ich habe eben von der Basis gesprochen. In dem 
Wunsch nach Weiterentwicklung kommt die Bedeu-
tung der Basis noch einmal besonders zum Aus-
druck. „Basis“ heißt hier: Es ist ein Bedürfnis der 
Menschen, der Lehrerinnen und Lehrer vor Ort – der 
Basis –, das dann weiterentwickelt wird. Das ist ge-

nau der richtige Weg, den wir an dieser Stelle gehen 
werden. 

Was muss und kann jetzt getan werden? Wir ha-
ben – das sagte ich gerade, und ich betone es 
nochmals – eine gut funktionierende Förderschul-
landschaft. Ich habe eben noch einmal deutlich 
gemacht, dass sich unsere dortigen Kolleginnen 
und Kollegen, die eine hohe Kompetenz haben, 
Sorgen machen. Das kann man in einem Satz 
ausdrücken – einer Frage oder einem Ausruf –: 
„Sind wir morgen weg?“, oder: „Morgen sind wir 
weg!“ Ich glaube, dass diese Sorge völlig unbe-
gründet ist. Wir müssen in den Dialog mit ihnen 
einsteigen. Wir müssen auch ihre Leistungen an 
dieser Stelle würdigen. 

Ebenso wichtig – vielleicht sogar vorrangig – 
scheint es mir zu sein, den Dialog mit den Lehre-
rinnen und Lehrern der allgemeinbildenden Schu-
len zu suchen. Ich habe es eben schon deutlich 
gesagt, wiederhole es aber gerne: Inklusion kann 
nicht allein von zwei Schulformen geleistet werden, 
sondern sie ist ein Auftrag an alle Schulformen.  

Ich habe im Laufe meiner Dienstzeit als Lehrerin, 
Schulleiterin und auch als Schulrätin viele Gesprä-
che im Rahmen von VO-SF – oder AO-SF, wie es 
jetzt heißt – geführt. In diesen Gesprächen rankte 
sich vieles auch um den Elternwunsch. 

Ich denke, wir können an dieser Stelle sehr schnell 
und sehr umfassend arbeiten. Wir müssen auch an 
die Schulaufsicht herantreten. Wir müssen ihr 
deutlich machen, dass, bei aller Würdigung des 
Gutachtens, das Elternrecht einen großen Stellen-
wert hat und dass dies in allen Gesprächen über 
den Förderort zunächst einmal ein wichtiger Aus-
gangspunkt sein muss.  

Meine Damen und Herren, wir haben heute Morgen 
schon in einem ganz anderen Zusammenhang über 
Kindertagesstätten und deren Leistung gesprochen. 
Ich glaube, dass wir diese Verzahnung – vieles ge-
schieht schon im Kindergarten – von Kindertages-
stätten und der Leistung, die dort erbracht wird, mit 
den Grundschulen viel stärker in den Blick nehmen 
müssten. Auch das ist etwas, was man relativ schnell 
auf die Beine stellen kann: dass man sich aus-
tauscht, sodass man mit der Förderung nicht von 
vorne anfangen muss, sondern auf vieles zurückgrei-
fen kann.  

Eben habe ich die Kompetenzzentren genannt. Die 
Kompetenzzentren sind sehr unterschiedlich, sehr 
vielschichtig. Dadurch bietet sich die große Chan-
ce, sie als Erfahrungsschatz zu nutzen, und wir 
können auch von dort Antworten auf Fragen nach 
der Weiterentwicklung erwarten. 

Ganz besonders wichtig ist mir an dieser Stelle – 
deshalb sage ich es zuletzt –: Wir müssen über 
ganz intensive Fortbildungen unserer Lehrerinnen 
und Lehrer nachdenken. Das wird im Rahmen 



Landtag 16.12.2009 
Nordrhein-Westfalen 16095 Plenarprotokoll 14/138 

 

unserer Fortbildungsausrichtung in der kommen-
den Zeit ein wichtiger Schwerpunkt werden.  

Meine Damen und Herren, ich werde nicht müde, 
zu betonen – ich habe es in vielen meiner Reden 
gesagt und streue es immer mal wieder ein –, dass 
der Maßstab aller Dinge das Wohl des Kindes und 
damit auch die individuelle Förderung und die 
Hinwendung zum Einzelnen ist. Das muss für uns 
im Mittelpunkt stehen, nichts anderes. – Danke 
schön. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerin Sommer. – Als nächste Rednerin spricht 
Frau Kollegin Stotz für die SPD-Fraktion.  

Marlies Stotz (SPD): Herr Präsident! Verehrte Kol-
leginnen und Kollegen! In der heutigen Debatte geht 
es nicht nur um Bildung. Nein, es geht ganz wesent-
lich auch um Gerechtigkeit. Der katholische Sozial-
ethiker Friedhelm Hengsbach antwortete jüngst auf 
die Frage, was gerecht sei, folgendermaßen: Ein 
renommierter Gerechtigkeitsgrundsatz lautet, dass 
die Interessen der am wenigsten Begünstigten vor-
rangig zu berücksichtigen sind.  

Ich glaube, darum geht es ganz wesentlich in dieser 
Debatte. Eines ist heute jedenfalls noch einmal 
deutlich geworden: Niemand – bis auf die bildungs-
politischen Irrläufer der FDP – bestreitet, dass es 
beim Thema Inklusion nicht mehr um das Ob geht. 
Vielmehr geht es nur noch um die Frage, wie wir 
das Thema umsetzen. Die UN-Konvention wurde 
am 26. März 2009 für die Bundesrepublik völker-
rechtlich verbindlich. Spätestens seit diesem Datum 
gilt sie auch für uns in Nordrhein-Westfalen. Wir alle 
sind gemeinsam aufgefordert, die UN-Konvention in 
ihrer Zielsetzung ohne Wenn und Aber in Nord-
rhein-Westfalen umzusetzen.  

Der Handlungsbedarf ist auch in Nordrhein-
Westfalen groß. Auch in unserem Land werden 
nach wie vor viel zu viele Schülerinnen und Schüler 
mit Behinderungen bzw. mit Entwicklungsstörungen 
sehr frühzeitig aus dem Regelschulsystem aussor-
tiert. Häufig werden sie dort gar nicht erst zugelas-
sen, sondern bleiben von Anfang an außen vor. Der 
gemeinsame Schulbesuch von Lernbehinderten 
bzw. behinderten Kindern und nichtbehinderten 
Kindern ist in unserem Land nach wie vor die Aus-
nahme und leider längst noch nicht die Regel.  

Erschwerend kommt hinzu, dass in den letzten Jah-
ren ein stetiger Anstieg von Kindern bzw. Jugendli-
chen zu verzeichnen ist, denen ein sonderpädago-
gischer Förderbedarf attestiert wird. Gerade einmal 
14,6 % von ihnen werden in unserem Land inte-
grativ beschult; bundesweit sind es rund 17 %. Die 
UN-Konvention fordert in ihrer Zielmarge aber 80 
bis 90 %. Das macht deutlich, wie groß der Hand-
lungsbedarf an dieser Stelle ist.  

Angesichts dieser Situation ist die Blockadehaltung 
der FDP unverantwortlich. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Der allzu nachvollziehbare Wunsch vieler Eltern, 
ihr Kind wohnortnah und vor allem integrativ in 
einer allgemeinbildenden Schule unterrichten zu 
lassen, wird in unserem Land weiterhin ignoriert. 
Das ist die Schuld der FDP hier im Haus. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Ich erinnere mich noch sehr gut an die Anhörung 
zu diesem Thema im Mai. Beeindruckt hat mich 
seinerzeit das Statement von Frau Thoms vom 
Verein „mittendrin“, einem Verein, der insbesonde-
re den Elternwillen hochhält. Frau Thoms berichtet 
über die zum Teil würdelosen Erfahrungen von 
Eltern, die ihr behindertes Kind an einer Regel-
schule anmelden wollten. Sie schilderte regelrech-
te Spießrutenläufe, die Eltern über sich ergehen 
lassen mussten, und am Ende fanden sie doch 
keine Schule, die ihr Kind aufnehmen wollte. Die-
ses unwürdige Spiel, meine Damen und Herren, 
muss endlich aufhören. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

In diesem Zusammenhang ist es zu begrüßen, 
dass Frau Ministerin Sommer dies endlich erkannt 
hat – Sie haben es eben auch noch einmal deut-
lich gesagt –, dass den Eltern das Recht bei der 
Wahl des sonderpädagogischen Förderortes zuzu-
sprechen ist. 

Auch Ihnen, Frau Kastner, nehme ich Ihre Enttäu-
schung ab, aber wir hätten uns schon gewünscht, 
dass Sie als größte Fraktion in der Koalition mehr 
Einfluss auf die FDP ausgeübt hätten, um am En-
de einen gemeinsamen Antrag auch tatsächlich 
auf den Weg bringen zu können. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Diese Chance ist nun leider vertan. 

Im Übrigen sind wir durch die Konvention längst 
dazu verpflichtet, Menschen mit Behinderungen 
den vollständigen und gleichberechtigten Genuss 
aller Menschenrechte und Grundfreiheiten zu ge-
währleisten. Somit stehen wir hier mit unserem 
Schulrecht nicht mehr auf dem Boden des Völker-
rechtes. 

Ich komme noch einmal auf Frau Thoms zurück 
und zitiere aus dem Protokoll der Anhörung. Sie 
sagte damals: 

Wir Eltern verlangen deshalb von unserem Par-
lament nicht in der nächsten Legislaturperiode, 
sondern noch in diesem Jahr den unbedingten 
individuellen Rechtsanspruch auf schulische In-
tegration zu schaffen, also das Recht der Kin-
der bzw. ihrer Eltern, über den Förderort selbst 
zu entscheiden. Wir verlangen ein unmissver-
ständliches Bekenntnis des Landes Nordrhein-
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Westfalen zur Inklusion, nämlich einen Antidis-
kriminierungsgrundsatz im Schulgesetz. 

Ich denke, es ist an der Zeit, den Eltern und den 
betroffenen Kindern das richtige Signal zu geben. 
Ganz im Gegensatz zur FDP sind die Kommunen 
im Land dazu bereit; denn auch die Schulträger 
wissen, dass der Druck der Eltern vor den Rathaus-
türen abgeladen werden wird. Frau Hendricks hat 
eben schon von einem ersten Bürgerantrag gespro-
chen. Nur: Die Kommunen im Land brauchen natür-
lich Unterstützung. Im aktuellen „EILDIENST“ des 
Städtetages heißt es dazu – ich möchte noch ein-
mal zitieren –: 

Der Städtetag Nordrhein-Westfalen bietet dem 
Land ein gemeinsames und abgestimmtes Vor-
gehen zur Umsetzung der UN-Konvention über 
die Rechte behinderter Menschen im Schulbe-
reich an, damit im Interesse der behinderten 
Kinder und Jugendlichen eine angemessene und 
nachhaltige Umsetzung der UN-Konvention er-
folgen kann.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir soll-
ten diese ausgestreckte Hand der Kommunen nicht 
zurückweisen. Deswegen fordere ich die FDP noch 
einmal ausdrücklich auf, ihre Position rasch zu 
überdenken und dem Entschließungsantrag heute 
zuzustimmen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Stotz. – Als Nächstes hat sich für die Grü-
nen-Fraktion Frau Löhrmann gemeldet.  

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Frau Kastner, es geht nicht um 
ein Spiel, sondern darum, ob wir es schaffen, hier in 
Nordrhein-Westfalen einen Paradigmenwechsel in 
der Behindertenpädagogik einzuleiten. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Für diesen Paradigmenwechsel hat nicht nur die 
Ministerin gesprochen – sie hat das in Köln verkün-
det, was wir sehr begrüßt haben – und hat es nicht 
nur eine Anhörung gegeben, sondern für diesen 
Paradigmenwechsel haben viele gesprochen, und 
es gibt dafür eine sehr, sehr große Mehrheit in die-
sem Parlament. Das ist das Entscheidende. 

Sie wissen selbst – das haben alle dargestellt, die 
die Schulausschusssitzung miterlebt haben –, dass 
es eine große Konsensbereitschaft gab. Der Kon-
sens ist nicht an Ihnen von der CDU, nicht an der 
SPD und nicht an unserer Fraktion, sondern an der 
FDP gescheitert. Das wissen Sie ganz genau. Das 
haben auch Elternverbände und der VBE so wahr-
genommen. Die FDP wirft uns jetzt ideologische 
Motive vor. Sie wissen aber genau, dass das nicht 
stimmt. 

Das ist sehr bedauerlich, weil es gut wäre, manche 
Fragen aus dem politischen Streit und aus Wahl-
kämpfen herauszuhalten. Das wäre gut und im Sin-
ne der Menschen, insbesondere im Sinne der Kin-
der. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Dass es nicht um einen Streit zwischen CDU, SPD 
und Grünen geht, ist auch daran festzumachen, 
dass die Koalition aus CDU und FDP nicht etwa 
Ihre Haltung, Frau Pieper-von Heiden, die Hand-
lungsempfehlung für die Ministerin sein könnte, in 
einem Entschließungsantrag zu unserem Antrag 
dokumentiert hätte. Das haben Sie ja nicht getan, 
liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, weil 
Sie das ganz genau wissen. 

Es geht auch um eine Menschenrechtsfrage. Des-
wegen appelliere ich noch einmal an Sie: Stimmen 
Sie für Ihre Überzeugung, weil das gut für die Men-
schen, vor allem für die Kinder in Nordrhein-
Westfalen ist. Stimmen Sie auch deshalb so, um 
der Ministerin in dieser Frage den Rücken zu stär-
ken, denn das hat sie wirklich verdient. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Löhrmann. – Für die FDP-Fraktion hat sich 
noch einmal Frau Pieper-von Heiden zu Wort ge-
meldet.  

Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Frau Löhrmann, was Sie 
jetzt machen, ist unredlich. Wenn man die Entwick-
lung dieser gemeinsamen Initiative, die wir mittra-
gen wollten, in der Rückschau betrachtet, dann 
sieht man, dass es für die Fraktion der Grünen im-
mer das Ziel gab: eine Schule für alle. Wir haben 
gemeinsam mit den Kollegen von der CDU ange-
mahnt, dass das Anliegen der Kinder mit Behinde-
rungen nicht für eine Schulstrukturdebatte instru-
mentalisiert werden darf. 

(Beifall von der FDP) 

Das ist unredlich, das ist unehrlich, und so etwas 
machen wir nicht mit. Sie erinnern sich sicher, dass 
wir schon einmal fast an dem Punkt einer Einigung 
waren, bis die Opposition wieder zwei Maximalfor-
derungen nachgeschoben hat. Schon der Ablauf 
war bemerkenswert, Frau Beer. Zunächst wusste 
die Presse davon, und der Presse lag auch Ihr Ent-
schließungsantrag zum Schulausschuss vor, bevor 
wir informiert wurden, dass Sie die Verhandlungen 
abbrechen wollten. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Frau Kollegin, ges-
tatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin Löhr-
mann? 
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Ingrid Pieper-von Heiden (FDP): Ich sage der 
interessierten Öffentlichkeit gerne, warum die Grü-
nen nicht weiter mitgehen wollten. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Lüge!) 

Den Grünen liegt offenbar das Wohl des einzelnen 
Kindes nicht am Herzen, denn Sie waren nicht be-
reit, es in den Antrag aufzunehmen. Das war einer 
der Hauptgründe. 

(Beifall von der FDP) 

Ein weiterer Hauptgrund war, dass Sie den Fortbe-
stand der Förderschulen nicht in den Antrag schrei-
ben wollten.  

(Sören Link [SPD]: Sie sollten sich was 
schämen, Frau Pieper-von Heiden, für einen 
solchen Wortbeitrag! Das ist einfach nur pein-
lich!) 

Das sind zwei Hauptanliegen. – Wir haben gesagt: 
grundsätzliches Elternwahlrecht ja, aber es geht 
letztendlich immer um das Wohl des Kindes. – Dazu 
waren Sie nicht bereit. 

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 

Sie haben immer vom Kindeswohl gesprochen. 
Was das nach dem Jugendhilfegesetz bedeutet, 
wissen auch wir. – Nein, wir haben gesagt: Das 
individuelle Wohl des Kindes zählt. 

Wir sollten bei der Wahrheit hinsichtlich des Ablaufs 
bleiben. Wenn Sie und die SPD nicht zuletzt Ihre 
beiden Forderungen gestellt hätten, gäbe es heute 
eine gemeinsame Initiative aller Fraktionen. Aber 
wir als FDP geben die Kernforderungen „Wohl des 
Kindes“ und „Fortbestand der Förderschulen“ nicht 
auf – nicht für die Grünen in diesem Land! 

(Beifall von der FDP – Sigrid Beer [GRÜNE]: 
Lüge!) 

Vizepräsident Edgar Moron: Liebe Kollegen, die 
Debatte ist noch nicht zu Ende. Für die SPD-
Fraktion hat sich noch Frau Abgeordnete Schäfer 
gemeldet. 

Ute Schäfer (SPD): Frau Pieper-von Heiden, mit 
diesem Wortbeitrag haben Sie sich völlig aus der 
verantwortlichen Diskussion über dieses Thema 
verabschiedet.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Die einzige Partei, die sich in diesem Kontext zum 
Thema Schulstruktur geäußert hat, war Ihre. Alle 
anderen Parteien haben versucht, einen Konsens 
herzustellen. Ich finde es dumm und dreist, wie Sie 
versuchen, sich für den Schlamassel, in dem wir 
uns hier und heute befinden und den Sie angerich-
tet haben, aus der Verantwortung zu stehlen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Die Menschen im Lande, die Kinder mit Behinde-
rungen haben, werden sehr genau verfolgen, dass 
die FDP im größten Bundesland Nordrhein-
Westfalen es zu verantworten hat, dass diese Initia-
tive hier und heute gescheitert ist. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Schäfer. – Jetzt hat für die CDU-Fraktion 
noch einmal Frau Kastner das Wort. 

Marie-Theres Kastner (CDU): Herr Präsident! Mei-
ne Damen und Herren! Im Rahmen einer persönli-
chen Erklärung möchte ich hiermit deutlich machen, 
dass das, was Frau Pieper-von Heiden gerade vor-
getragen hat, weder unserer Meinung noch dem 
Verlauf des Verfahrens entspricht.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Die beiden Fraktionen der Opposition sind uns sehr 
weit entgegengekommen. Sie haben für sich erklärt, 
dass sie die Strukturdebatte heraushalten wollen. 
Ich bin nicht gehalten, ihnen zu unterstellen, dass 
sie lügen. 

Das Zweite ist das Kindeswohl. 

(Ingrid Pieper-von Heiden [FDP]: Das Wohl 
des Kindes!) 

– Das Wohl des Kindes oder das Kindeswohl, Frau 
Pieper-von Heiden! So, wie Sie das in dem Antrag 
formulieren wollten – das sage ich aus meiner per-
sönlichen Sicht als Vorsitzende einer Elternvereini-
gung –, ist es nicht erträglich, weil es voraussetzt, 
dass der Staat besser als die Eltern weiß, wo die 
Kinder am besten aufgehoben sind. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Deshalb setzte ich mich hier so vehement für ein 
Elternrecht ein. – Danke. 

(Beifall von der CDU – Lebhafter Beifall von 
SPD und GRÜNEN)  

Vizepräsident Edgar Moron: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht mehr 
vor. Damit schließe ich die Beratung.  

Wir stimmen jetzt ab, und zwar erstens über den 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Druck-
sache 14/4860.  

(Zuruf von den GRÜNEN: Namentliche Ab-
stimmung!) 

– Die namentliche Abstimmung kommt später, Herr 
Kollege. Nur Geduld, Schritt für Schritt! Aber es ist 
schön, dass außer mir auch noch jemand aufpasst.  

(Heiterkeit) 
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Ich beginne noch einmal: Wir stimmen erst einmal 
über den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen Drucksache 14/4860 ab. Wer diesem Antrag 
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind die SPD-Fraktion und 
Bündnis 90/Die Grünen. Wer ist dagegen? – Das 
sind die CDU-Fraktion und die FDP-Fraktion. Gibt 
es Enthaltungen? – Ich sehe keine. Damit ist dieser 
Antrag mit der Mehrheit der Stimmen der Koalitions-
fraktionen abgelehnt. 

Wir stimmen zweitens ab über den Antrag der 
SPD-Fraktion Drucksache 14/8879. Wer stimmt 
diesem Antrag zu? – Das sind SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – Das 
sind CDU und FDP. Enthält sich jemand? – Das ist 
nicht der Fall. Damit ist auch dieser Antrag mit der 
Mehrheit der Stimmen der Koalitionsfraktionen ab-
gelehnt.  

Jetzt stimmen wir drittens, und zwar in namentlicher 
Abstimmung, wie es der Antragsteller beantragt hat, 
über den Entschließungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 14/10371 – 
Neudruck – ab.  

Nach Abs. 2 des einschlägigen § 43 unserer Ge-
schäftsordnung erfolgt die namentliche Abstim-
mung durch Aufruf der Namen der Abgeordneten. 
Das wissen Sie alle. Sie haben bei Namensaufruf 
mit Ja, Nein oder Enthaltung zu antworten. 

(Unruhe) 

Ich bitte Frau Kollegin Brunert-Jetter, mit dem Na-
mensaufruf zu beginnen, und wäre Ihnen dankbar, 
wenn Sie so weit still sein könnten, dass Ihre jewei-
lige Antwort auch hier oben ankommt. Frau Brunert-
Jetter, bitte. 

(Der Namensaufruf erfolgt. [Abstimmungsliste 
siehe Anlage])  

Ich schließe die Abstimmung und bitte die Schrift-
führer, auszuzählen. 

(Die Stimmen werden ausgezählt.)  

Meine Damen und Herren, das Ergebnis der na-
mentlichen Abstimmung liegt vor: Mit Ja stimmten 
65 Abgeordnete, mit Nein 92. Enthalten hat sich 
niemand. Damit ist der Entschließungsantrag 
Drucksache 14/10371 – Neudruck – abgelehnt.  

Meine Damen und Herren, vor Aufruf des nächsten 
Tagesordnungspunktes mache ich darauf auf-
merksam, dass wir etwa zwei Stunden hinter der 
Zeit sind. Ein Tagesordnungspunkt – das ist der 
mit der Nummer 16 – wird ohne Debatte sein. Das 
verkürzt das Ganze um 25 Minuten. Also ist frü-
hestens um 21:30 Uhr Schluss. 

Ich rufe auf:  

10 Unentgeltliche Beförderung für Menschen mit 
Behinderung im öffentlichen Personennah-
verkehr sicherstellen 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/10374 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrag-
stellende SPD-Fraktion dem Abgeordneten Kille-
wald das Wort. Bitte schön.  

Norbert Killewald (SPD): Herr Präsident! Werte 
Kolleginnen und Kollegen! Mit dem heutigen Antrag 
„Unentgeltliche Beförderung für Menschen mit Be-
hinderung im öffentlichen Personennahverkehr 
sicherstellen“ möchten wir auf einen Missstand hin-
weisen und ihn verhindern. Gegenstand ist – ganz 
einfach gesagt – der öffentliche Personennahver-
kehr und der Landeszuschuss im Land Baden-
Württemberg für die kostenfreie Beförderung für 
Menschen mit Behinderung.  

Das übergeordnete Ziel dieser Förderung ist, dass 
Menschen mit Behinderung am gesellschaftlichen 
Leben teilhaben und Erleichterungen erfahren sol-
len. Dieses übergeordnete Ziel ist im SGB IX veran-
kert.  

Im Lande Baden-Württemberg hat die Kommission 
„Haushaltsstruktur“ vor wenigen Wochen den Lan-
destopf, den Zuschuss des Landes an die Ver-
kehrsbetriebe für die Beförderung behinderter Men-
schen in Höhe von 30 Millionen € als Sparpotenzial 
für den Landeshaushalt in Baden-Württemberg 
entdeckt und die Ministerin für Soziales aufgefor-
dert, mit einer Bundesratsinitiative tätig zu werden, 
um in Zukunft zu verhindern, dass an der Stelle für 
das Land Baden-Württemberg Kosten entstehen.  

Es folgte kein Widerruf von der Ministerin, keine 
Widerwehr von der Landesregierung oder den Frak-
tionen, die diese Landesregierung tragen.  

Anders ist das in anderen Ländern. Zum Beispiel in 
Niedersachsen hat die CDU-Kollegin von Minister 
Laumann gesagt: Das wird es in Niedersachsen 
nicht geben. – Leider ist es bis heute so, dass Herr 
Laumann – der auch noch durch Abwesenheit 
glänzt; ich kann ihn zumindest nicht sehen – dies 
nicht getan hat.  

Werte Kolleginnen und Kollegen, auch in NRW gibt 
es Widerwehr. Die LAG Selbsthilfe, der Hiller Kreis, 
die Vertreter der Behindertenverbände schreien auf 
„So nicht!“ und fordern ein Signal von der Landes-
regierung.  

(Beifall von der SPD) 

Werte Kollegen, Sie werden gleich versuchen, hier 
darzustellen, in Baden-Württemberg werde das 
nicht so ernst gemeint. Wie anders ist aber ein 
Schreiben des Staatssekretärs aus dem Sozialmi-
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nisterium vom 2. Dezember 2009 zu verstehen, in 
dem es heißt: Die Haushaltsstrukturkommission hat 
dem Ministerium für Arbeit und Soziales den Auftrag 
erteilt, die derzeitige einkommensunabhängige För-
derung der Mobilität von Menschen mit Behinde-
rung im Bereich des öffentlichen Personennahver-
kehrs zu überprüfen. – Der Staatssekretär hat zu-
dem deutlich gemacht: Insbesondere in Zeiten 
schwieriger Finanzsituation ist es geboten, alle 
Möglichkeiten zu überprüfen.  

Hierzu sagen wir Sozialdemokraten – und das muss 
genauso wie die niedersächsische Sozialministerin 
und andere auch das Land Nordrhein-Westfalen 
sagen –: Nein! Mit uns nicht!  

Herr Laumann, wir fordern die Landesregierung im 
Sinne unseres Antrags auf, „eine mögliche Bundes-
ratsinitiative des Landes Baden-Württemberg zur 
Abschaffung der unentgeltlichen Beförderung von 
Menschen mit Behinderung im öffentlichen Perso-
nennahverkehr abzulehnen und jeden Vorstoß in 
diese Richtung politisch ablehnend zu begleiten.“  

Herr Laumann, Sie haben einmal die Behinderten-
politik als Königin der Sozialpolitik betitelt. Es ist an 
der Zeit, dass Sie endlich hier vor diesem Haus 
entweder nachher mit Ihrer Stimme für diesen 
Antrag oder aber vorher durch entsprechende 
Worte Farbe bekennen. – Ich danke Ihnen für Ihre 
Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Killewald. Vielen Dank für die knappe und 
präzise Rede. – Jetzt hat für die CDU-Fraktion 
Frau Monheim das Wort.  

Ursula Monheim (CDU): Herr Präsident! Meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen! Im Sozialgesetz-
buch IX ist in den §§ 145 bis 154 die unentgeltliche 
Beförderung schwerbehinderter Menschen im öf-
fentlichen Personenverkehr geregelt. Diese bun-
desgesetzliche Regelung ist ein Nachteilsausgleich 
für vielfache Mobilitätseinschränkungen, mit denen 
viele Menschen mit Behinderungen zu kämpfen 
haben. Diese Regelung ist gut, richtig, notwendig. 
Denn Mobilität – da sind wir uns alle einig – ist eine 
wichtige Voraussetzung für Teilhabe an den unter-
schiedlichen Bereichen unseres Lebens.  

Der Antrag, der heute vorliegt und zur Diskussion 
steht, erweckt nun den Eindruck, dass die unent-
geltliche Beförderung infrage gestellt wird bzw. wer-
den könnte. Auch uns, der CDU, liegt das Schrei-
ben der LAG Selbsthilfe vor. Es ist ja diese Resolu-
tion der Mitgliederversammlung vom 14. November, 
die das Thema hier auf die Tagesordnung gebracht 
hat.  

Herr Killewald, ich vermute, Sie haben genauso 
recherchiert wie wir und wissen, dass dies nicht, wie 

es in Ihrem Antrag steht, schon eine beschlossene 
Sache ist, sondern dass es ein Prüfauftrag einer 
Strukturkommission ist, der dieses als eine Möglich-
keit sieht, ohne dass es seitens des Sozialministeri-
ums in Baden-Württemberg und der Ministerin Stolz 
zu einer entsprechenden Initiative gekommen ist.  

Insofern halte ich es für ziemlich verantwortungslos, 
in einem solchen Moment einen solchen Antrag zu 
stellen, der bei den behinderten Menschen den 
Eindruck erwecken muss, als wäre diese Freifahr-
tenregelung infrage gestellt. Das ist sie nicht.  

Ich erinnere daran, dass im Sozialausschuss am 
25. November die Kollegin Frau Steffens den 
Staatssekretär danach gefragt hat und der Staats-
sekretär für Nordrhein-Westfalen ganz klar geant-
wortet hat: Wir bleiben bei der bestehenden Rege-
lung und werden auch entsprechend aktiv werden.  

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Monheim, ges-
tatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Killewald? 

Ursula Monheim (CDU): Ja bitte, gerne.  

Norbert Killewald (SPD): Frau Kollegin, herzlichen 
Dank. Ist Ihnen das Schreiben des Staatssekretärs, 
Herr Dieter Hillebrand, vom 2. Dezember, also von 
vor wenigen Tagen, bekannt, in dem er das, was ich 
vorhin zitiert habe, nicht widerrufen hat und den 
Eindruck, den die Ministerin erweckt hat, dass sie 
dieses Vorhaben nicht widerruft, sogar in dem 
Schreiben noch verstärkt?  

Ursula Monheim (CDU): Es ist nicht so, dass das 
Ministerium inzwischen aktiv geworden ist, um hier 
etwas anderes zu machen als zu prüfen, inwieweit 
diese Freifahrtenregelung passgenauer auf die 
jeweils individuelle Situation umgestellt werden 
kann. Das steht hinter diesem Prüfauftrag und nicht 
die Abschaffung. Es ist im SGB IX verbindlich fest-
gelegt und wird noch durch die UN-Konvention be-
stärkt. Das ist völlig richtig. Insofern kann ich diesem 
Antrag, den Sie stellen, nicht folgen.  

Sie wissen, dass ich immer sehr empfindlich reagie-
re, wenn Themen, die unsicher sind, in einer Weise 
in die Öffentlichkeit gebracht werden, dass Men-
schen mit Behinderung, die unter diesen Mobilitäts-
einschränkungen leiden, den Eindruck bekommen, 
ihnen wird hier etwas vorenthalten, worauf sie drin-
gend angewiesen sind. Insofern kann ich diesem 
Antrag nicht folgen.  

Für mich ist klar: Wir in Nordrhein-Westfalen werden 
an dieser Freifahrtenregelung festhalten. Das haben 
wir im Ausschuss so gehört. Insofern kann ich die-
sen Antrag nur ablehnen.  

(Beifall von der CDU) 
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Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Monheim. – Jetzt hat Herr Dr. Romberg für 
die FDP-Fraktion das Wort.  

Dr. Stefan Romberg (FDP): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Frau Monheim hat schon 
ganz wichtige Aspekte gesagt. Wir sind hier nicht 
der Landtag von Baden-Württemberg, der über so 
einen Prüfauftrag, wenn eine Kommission zur 
Haushaltsstruktur so etwas anstößt, natürlich debat-
tieren sollte.  

Wir sind hier der Landtag von Nordrhein-Westfalen. 
Hier gibt es keine Debatte über irgendwelche Ände-
rungen im öffentlichen Personennahverkehr hin-
sichtlich der unentgeltlichen Beförderung für Men-
schen mit Behinderung. Deshalb halte ich diese 
Debatte, die Sie hier führen, für nicht zielführend, 
sondern sie sorgt für Verunsicherung. Dass Behin-
dertenverbände empfindsamer auf Dinge reagieren, 
die aus Nachbarbundesländern medial zu uns 
kommen, kann ich nachvollziehen. Aber mit so einer 
Debatte wollen Sie meines Erachtens Verunsiche-
rung eher verstärken.  

Wir stehen zu dem, was im Sozialgesetzbuch IX gut 
und verbindlich geregelt ist, zu Teilhabe für Men-
schen mit Behinderung, zu uneingeschränkter Mobi-
lität im öffentlichen Personennahverkehr, natürlich 
auch zur Einhaltung der UN-Konvention. Und des-
halb halten wir diesen Antrag für nicht zielführend 
und lehnen ihn heute ab. – Danke sehr.  

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr Dr. 
Romberg. – Als Nächstes spricht Frau Steffens von 
den Grünen.  

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich habe sowohl Frau 
Monheim wie auch Herrn Romberg so verstanden, 
dass sie auch der Meinung sind, dass, wenn es zu 
einer Bundesratsinitiative von Baden-Württemberg 
kommen würde, man diese ablehnen müsste, weil 
man in Nordrhein-Westfalen an dem bisherigen 
System festhalten will. Dann, so finde ich, kann 
man dem Antrag auch so zustimmen und das noch 
einmal bekräftigen, auch wenn das der Staatssek-
retär im Ausschuss schon einmal gesagt hat. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Ich bin mir nicht sicher, auch wenn alle sagen, Ba-
den-Württemberg sei weit weg und betreffe uns 
nicht, welche Auswirkungen Baden-Württemberg 
auf Nordrhein-Westfalen haben könnte. Baden-
Württemberg hat in einer Haushaltsstrukturkommis-
sion vorgeschlagen, das zu überprüfen. Das hatten 
wir in Nordrhein-Westfalen auch schon seinerzeit. 
Es ist also nichts Neues, dass Haushaltskonsolidie-
rungskommissionen solche Vorschläge machen. In 

NRW ist es durchgerechnet worden. Eine Pauscha-
lierung ist teurer, das Zahlen einer Pauschale ist 
teurer, das Herstellen einer Einkommensabhängig-
keit ist teurer. Und die Betroffenen haben einen 
Lebensqualitätsverlust. 

Wenn man einen Strich darunter zieht, kann man 
sagen: Wir sind in NRW dazu gekommen, dass es 
so nicht geht. Die Baden-Württemberger scheinen 
aber schon einen Schritt weiter zu sein, weil sie 
nicht nur diese Haushaltsstrukturkommission, son-
dern auch eine Minderausgabe von 31 Millionen € 
im Haushalt veranschlagt haben. Das heißt, die 
Baden-Württemberger machen damit eine Minder-
ausgabe. Wenn Sie die Minderausgabe machen 
wollen, geht das nicht darüber, dass Sie nur eine 
Pauschale zahlen, und es geht nicht darüber, dass 
Sie es einkommensabhängig machen, weil das mit 
dem Bürokratieaufwand, den man bei der Ein-
kommensprüfung hat, teurer werden würde. Das 
heißt, die Baden-Württemberger werden sich noch 
etwas ganz anderes überlegt haben. Das bedeu-
tet, die Bundesratsinitiative ist meines Erachtens 
an der Stelle nicht vom Tisch.  

Auch wenn die Auskünfte des Staatssekretärs und 
des einen oder anderen Redners heute deutlich 
waren, dass man einer solchen Bundesratsinitiati-
ve nicht zustimmen würde, halte ich es trotzdem 
für wichtig und sinnvoll, weil man angesichts der 
zahlreichen Verhandlungen im Bund, in denen es 
um viel Geld geht, nie weiß, was wo über den 
Tisch gereicht wird, dass man in Nordrhein-
Westfalen noch einmal fraktionsübergreifend be-
kräftigt, dass man einer Bundesratsinitiative unter 
keinen Umständen zustimmen würde. – Danke. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Steffens. – Jetzt hat Herr Minister Laumann das 
Wort. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales: Sehr geehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Anfang 2000 hat 
es unter der rot-grünen Landesregierung eine 
Haushaltsstrukturkommission gegeben. Man hat 
sie damals Krickenbeck-Kommission genannt. 
Meine Mitarbeiter haben mir aufgeschrieben, dass 
diese Kommission den gleichen Prüfauftrag an das 
damalige MAGS erteilt hat, wie es Baden-
Württembergs Haushaltskonsolidierungskommis-
sion jetzt gemacht hat. 

(Zuruf von Günter Garbrecht [SPD]) 

Ich wollte das nur noch einmal in aller Deutlichkeit 
sagen. Sie sitzen da im Glashaus. Jetzt zeigen Sie 
mit dem Finger auf Baden-Württemberg, nur weil 
eine Haushaltsstrukturkommission einen Prüfauf-
trag erteilt hat, 
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(Barbara Steffens [GRÜNE]: Es geht um 
den Haushalt!) 

den Ihre eigene Regierung damals auch erteilt hat. 
Liebe Leute, durchsichtiger geht es wirklich nicht 
mehr. 

(Zurufe von der SPD) 

– Sie müssen einfach sehen, dass man die Ver-
gangenheit kennt, wenn man lange dabei ist. 

(Zuruf von Norbert Killewald [SPD]) 

Ich hätte wenigstens von Ihnen erwartet, dass Sie 
bei dem Antrag Ihr Vorgehen in der Vergangenheit 
prüfen. Das ist doch Schlamperei, was Sie hier auf 
den Tisch legen, um es einmal in aller Deutlichkeit 
zu sagen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Sie hätten auch reinschreiben können, dass Sie 
diese Kommission gemacht haben, dass Ihre Re-
gierung damals genau das Gleiche gemacht hat. 

(Heike Gebhard [SPD]: Was Ihre Fraktion 
gestoppt hat!) 

– Das hätten Sie doch reinschreiben können. 

(Norbert Killewald [SPD]: Das haben Ihre 
niedersächsischen Kollegen schon immer 
gesagt!) 

Im Bundesrat liegt kein Antrag von Baden-
Württemberg vor. Ich bin nun lange dabei. Ich ha-
be noch nie erlebt, dass man sich, bevor man 
überhaupt einen Antrag kennt, bevor man weiß, 
was in einem Antrag steht, von vornherein festle-
gen soll, dass man einen solchen Antrag für un-
möglich hält. Das ist ein Vorgang, der nicht zu 
beschreiben ist. So stelle ich mir seriöse Politik 
nicht vor. 

(Angela Freimuth [FDP]: Genau!) 

Denn, meine Damen und Herren, es ist doch richtig, 
dass man selbstverständlich immer wieder beste-
hende Regelungen daraufhin überprüfen muss, ob 
man sie effektiver gestalten kann, ob man sie mit 
weniger Bürokratie gestalten kann. Wir wären doch 
in der Bundesrepublik Deutschland nie zu einer 
sozialen Pflegeversicherung gekommen, wir wären 
nie zu einem Wohn- und Teilhabegesetz gekom-
men, wenn man nicht auch einmal bestehende Re-
gelungen überprüft hätte. Das ist ein ganz normaler 
Vorgang. Deswegen ist es nicht von vornherein zu 
kritisieren, wenn ein anderes Bundesland mal über 
eine Frage nachdenkt. 

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Sie haben es in 
den Haushalt eingestellt!) 

Jetzt komme ich zum politischen Teil. Für die Lan-
desregierung von Nordrhein-Westfalen ist ganz 
klar, dass wir an der jetzigen Regelung bezüglich 
der Unterstützung der Freifahrtenberechtigung 
nichts ändern wollen. Wir wollen, dass der jetzt 

berechtigte Personenkreis, genauso wie es heute 
geregelt ist, dass bestimmte Menschen, die be-
sonders hilfsbedürftig sind, ohne Zuzahlungen 
Freifahrten bekommen, dass es eine andere 
Gruppe gibt, die eine Zuzahlung von 5 € erhält, 
dass die Menschen die Möglichkeit haben, zu wäh-
len, ob sie den öffentlichen Personennahverkehr 
nutzen oder eine Steuerermäßigung für ihr Auto 
haben wollen. An diesem Zustand wollen wir nichts 
ändern. Damit haben Sie die politische Wertung 
des Ganzen. 

Über die Frage, wie man diese Bedarfe ausrechnet, 
wie man zu den Ergebnissen kommt, welche Ver-
kehrsgesellschaft wie viel Erstattung bekommt – das 
sind alles Schätzzahlen –, sollte man auch einmal 
nachdenken dürfen. Das betrifft auch die Frage, wie 
man das vernünftig, vielleicht besser als heute regeln 
kann. Das heißt, über die Organisation, den Weg, 
wie man den Menschen diese Leistungen zugute 
kommen lässt, und darüber, ob es bessere Weg gibt 
als die, die wir heute haben, kann man in der Politik 
nachdenken. 

Zum Schluss komme ich zu einem Punkt, der mich 
bezüglich der Freifahrtenregelung ärgert. Wie ist 
denn die Situation? – Viele Menschen, die 
schwerstbehindert sind, können sich aus finanziel-
len Gründen kein Auto erlauben, das man umbau-
en muss. Diese Autos sind im Übrigen sehr teuer. 
Wenn man nicht berufstätig ist, muss man das 
selber bezahlen. Da ich mich damit auskenne, 
weiß ich, was solche Autos kosten. Daneben gibt 
es diejenigen, die so schwer behindert sind, dass 
sie öffentliche Verkehrsmittel gar nicht in Anspruch 
nehmen können, die etwa auf einen Fahrdienst für 
Rollstuhlfahrer angewiesen sind. Diese haben von 
all diesen Regelungen, über die wir heute reden, 
gar nichts, weil sie auf der einen Seite das Auto 
nicht in Anspruch nehmen können und auf der 
anderen Seite den öffentlichen Personennahver-
kehr nicht nutzen können. Ich denke darüber nach, 
ob es richtig ist, dass die Menschen den Behinder-
tenfahrdienst, den Rollstuhlfahrdienst wie ein Taxi 
selbst zahlen müssen, um Mobilität zu haben, und 
dass für andere, die bei weitem nicht so behindert 
sind, diese Lösungen vorhanden sind. 

Ich habe mit diesem Beispiel zum Ausdruck brin-
gen wollen, dass es sehr gute Gründe gibt, auch 
über diese Frage, wie wir das organisieren, nach-
zudenken, um auch denjenigen, die in ihrer Bewe-
gungsfreiheit am allermeisten eingeschränkt sind, 
eine Möglichkeit zu eröffnen, diese Privilegien zu 
nutzen. 

Ich denke, die politische Festlegung war eindeutig. 
Aber ich will noch einmal sagen: Wer selbst eine 
solche Kommission gemacht hat, 

(Zuruf von Barbara Steffens [GRÜNE]) 

sollte nicht andere, die eine solche Kommission 
machen, von vornherein verteufeln. 
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(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister Laumann. – Meine Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bedanke mich 
ganz herzlich bei den Sprecherinnen und Sprechern 
der Fraktionen, die ihre Redezeit nicht voll in An-
spruch genommen haben. 

Die antragstellende Fraktion der SPD hat direkte 
Abstimmung beantragt. Also stimmen wir jetzt direkt 
über den Antrag Drucksache 14/10374 ab. Wer ist 
für den Antrag? – Das sind SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen. Wer ist dagegen? – CDU und 
FDP. Enthält sich jemand der Stimme? – Das ist 
nicht der Fall. Damit ist dieser Antrag mit der Mehr-
heit der Stimmen der Koalitionsfraktionen abge-
lehnt. 

Ich rufe auf: 

11 Zweites Gesetz zur Änderung der gesetzli-
chen Befristungen im Zuständigkeitsbereich 
des Ministeriums für Wirtschaft, Mittelstand 
und Energie 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/9853 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses  
für Wirtschaft, Mittelstand und Energie 
Drucksache 14/10387 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/9949  

Entschließungsantrag  
der Fraktion der SPD und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/10433  

Entschließungsantrag  
der Fraktion der CDU und  
der Fraktion der FDP  
Drucksache 14/10438 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Beratung. – Als erster Redner erhält 
Herr Abgeordneter Wittke für die CDU-Fraktion das 
Wort. Bitte schön. 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Jetzt 
kommen wieder die Bekenntnisaufrufe! – 
Svenja Schulze [SPD]: Jetzt geht es wieder in 
die Kirche!) 

Oliver Wittke*) (CDU): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen, liebe Kollegen! Auf besonderen Wunsch der 

SPD-Fraktion möchte ich mit einem Bekenntnis 
beginnen. 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Ich habe 
es doch gewusst!) 

Jawohl, wir bedauern es, dass es noch nicht gelun-
gen ist, den Landesentwicklungsplan und das Lan-
desentwicklungsprogramm zu einem einheitlichen 
Werk zusammenzuführen. Aber für uns gilt: Gründ-
lichkeit geht vor Schnelligkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Bevor Sie sich gleich darüber mokieren, Herr Kolle-
ge Bollermann, will ich Sie daran erinnern, dass es 
Ihre Landesregierung war, 

(Zuruf von der SPD: Unser aller Landesregie-
rung!) 

die schon im Jahr 2002 angekündigt hat, in den 
Jahren 2003 und 2004 beide Werke zusammenzu-
führen. 

Damals sagte ein führender Mitarbeiter der Staats-
kanzlei in Nordrhein-Westfalen – ich zitiere wörtlich –: 

Die Zusammenfassung von Landesentwicklungs-
programm und Landesentwicklungsplan Nord-
rhein-Westfalen wird sich in den Jahren 2003 und 
2004 anschließen. 

Ich will jetzt nicht darüber richten, warum Sie es 
nicht geschafft haben, diese beiden Werke zu-
sammenzuführen. 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Es wird 
eine Organisationsvereinbarung dazu getrof-
fen!) 

Aber Sie sollten sich hüten, hier und heute Kritik 
an der aktuellen Regierung zu üben, dass sie es 
noch nicht hinbekommen hat. Es wird kommen – 
ganz klar –, und es ist auch dringend notwendig. 
Aber noch einmal: Gründlichkeit geht vor Schnel-
ligkeit. 

Gleichwohl hat die heutige Verlängerung der Be-
fristung des Landesentwicklungsprogramms einen 
großen Vorteil. Wir können nämlich die Gelegen-
heit nutzen, eine Vorschrift zu ändern, die eine 
wesentliche Rolle im Datteln-Urteil gespielt hat. Ich 
meine damit die Frage, wie die Energieversorgung 
bei uns in Nordrhein-Westfalen in den nächsten 
Jahrzehnten sichergestellt werden soll. 

Da hat sich seit Beschluss des Landesentwick-
lungsprogramms einiges in Nordrhein-Westfalen 
geändert. Da ist nicht nur der für das Jahr 2018 
vorgesehene komplette Ausstieg aus der subven-
tionierten Steinkohle dazugekommen, sondern 
seitdem ist zu einem ganz überwiegenden Teil die 
Steinkohle, die bei uns in Nordrhein-Westfalen 
verfeuert wird, Importkohle. 

Das ist der Grund, warum die Fraktionen von CDU 
und FDP heute beantragen, den § 26 des Landes-
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entwicklungsprogramms zu streichen. Ich sage 
ausdrücklich, es ist kein Wechsel in der Klima-
schutzpolitik dieser Landesregierung, 

(Beifall von CDU und FDP) 

es ist kein Wechsel in unserem Bestreben, die 
regenerativen Energien weiter auszubauen. 

Um es kurz auf den Punkt zu bringen, Herr Kollege 
Priggen: Jawohl, wir wollen die regenerativen 
Energien bei uns in Nordrhein-Westfalen weiter 
ausbauen. Jawohl, wir wollen das mit aller Macht, 
und wir wollen es so schnell wie möglich. Aber 
Fakt ist auch, dass derzeit nur rund 15 % des 
Energiebedarfs der Bundesrepublik Deutschland 
durch regenerative Energien gedeckt werden kön-
nen. Die anderen 85 % müssen anderweitig erwirt-
schaftet werden. Da gibt es drei Möglichkeiten: 

Möglichkeit eins ist, preiswerten französischen 
Atomstrom zu importieren. Das wollen wir nicht.  

Die zweite Möglichkeit ist, konventionelle Kraftwer-
ke mit einem erbärmlichen Wirkungsgrad und mit 
massiven Schadstoffausstößen weiter am Netz zu 
lassen. Auch das wollen wir nicht. 

(Beifall von Dietmar Brockes [FDP] – Prof. 
Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Wir auch nicht!) 

Was wir dagegen wollen, ist, dafür zu sorgen, dass 
hocheffiziente und hochmoderne Kraftwerke als 
Brückentechnologie die Lücke füllen können, bis 
die regenerativen Energien so weit sind, dass sie 
einen nennenswerten, möglichst am Ende 
100 %igen Beitrag zur Energieversorgung unseres 
Landes leisten können. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Um nichts anderes geht es uns, wenn wir darum 
kämpfen, dass die Baustelle Datteln so schnell wie 
möglich einem Ende zugeführt werden und das 
neue, hocheffiziente, moderne und umweltfreundli-
che Kraftwerk ans Netz gehen kann. 

Meine Damen und Herren, dass die Grünen gegen 
Atomenergie, gegen Braunkohle, gegen Steinkohle 
und ich weiß nicht gegen was noch alles sind, 
wissen wir mittlerweile hinreichend. 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Dass man so keine Energiepolitik für Nordrhein-
Westfalen, für eines der wichtigsten Industrielän-
der Europas, machen kann, ist, glaube ich, auch 
jedem klar. 

Neu ist, dass sich die Sozialdemokraten aus einem 
jahrzehntelangen Konsens verabschieden, nur um 
des politischen Vorteils willen, nur, weil sie glau-
ben, dass sie politische Effekthascherei betreiben 
können. 

(Zuruf von Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]) 

Sie sind in der Tat der Auffassung, die Menschen 
würden es nicht merken, dass Sie hier nur politi-
sches Kapital herausschlagen wollen. 

(Zuruf von Norbert Römer [SPD]) 

In Wahrheit, Herr Römer, setzen Sie den Industrie-
standort Nordrhein-Westfalen aufs Spiel und ver-
sündigen sich an den Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern unseres Landes. 

(Beifall von CDU und FDP – Prof. Dr. Gerd 
Bollermann [SPD]: Quatsch! Absoluter 
Quatsch!) 

Darum will ich noch einmal sagen: Derjenige, der es 
mit Datteln ernst meint, derjenige, der will, dass 
dieses Kraftwerk und die damit zusammenhängen-
den Arbeitsplätze so schnell wie möglich realisiert 
werden, muss heute einer Änderung des § 26 des 
Landesentwicklungsprogramms zustimmen.  

Wir werden unserer Verantwortung für Arbeit und 
Beschäftigung, für den Industriestandort Nord-
rhein-Westfalen und erst recht für die umweltpoliti-
schen Belange dieses Landes mit diesem Antrag 
gerecht. Darum bitte ich um Zustimmung. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Wittke. – Für die SPD-Fraktion hat 
der Abgeordnete Römer das Wort. 

Norbert Römer (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Kolleginnen und Kollegen! Die 
öffentliche Diskussion um die Streichung des Kli-
maschutzparagrafen des derzeit geltenden Lan-
desentwicklungsprogramms offenbart, Herr Kolle-
ge Wittke, schonungslos das Scheitern der Wirt-
schaftsministerin,  

(Christian Weisbrich [CDU]: Ach!) 

das Scheitern der gesamten Regierung Rüttgers.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Heute ist keine Zeit für Einzelheiten.  

(Zuruf von Christian Weisbrich [CDU]) 

– Das müssen wir, Herr Kollege Weisbrich, sachge-
recht und in Ruhe nochmals im Ausschuss diskutie-
ren.  

Weil, Herr Kollege Wittke, Gründlichkeit vor Schnel-
ligkeit gehen muss, eines vorab: Wir haben bean-
tragt, eine Rücküberweisung in den Wirtschaftsaus-
schuss vorzunehmen, und wir haben heute bean-
tragt, eine dritte Lesung durchzuführen, weil Gründ-
lichkeit vor Schnelligkeit gehen muss. Beides ist 
zwingend erforderlich, damit dem Energieland Nord-
rhein-Westfalen nicht noch mehr Schaden zugefügt 
wird. Beides ist erforderlich, damit Schaden von 
unserer Demokratie abgewendet wird.  
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Ich will nur an einige wenige Stationen erinnern, die 
uns zur heutigen zweiten Lesung geführt haben:  

Anfang September stellt das Oberverwaltungsge-
richt schwerwiegende Fehler der Landesregierung 
bei der Genehmigung des E.ON-Kraftwerks Datteln 
fest. Durch Regierungsmurks, Herr Wittke, werden 
Unternehmen und Anwohner verunsichert. Und 
durch Regierungsmurks werden die Kolleginnen 
und Kollegen auf der Baustelle in existenzielle Unsi-
cherheit gestürzt. 

Anfang Oktober startet Frau Thoben einen Ablen-
kungsversuch. Sie stellt ohne Not alle Kraftwerks-
standorte infrage.  

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Hört, hört!) 

Aus dem Einzelfall Datteln macht sie einen Flä-
chenbrand, um von ihrem Versagen in Datteln ab-
zulenken, und kündigt eine kurzfristige Anpassung 
im Landesentwicklungsplan an. Der BUND be-
zeichnet dies zu Recht als Panikmache. 

(Beifall von der SPD) 

Inzwischen, Frau Thoben, ist ja klar: Ihr Aktionismus 
ist völlig verfehlt. Das Oberverwaltungsgericht hat 
mit seiner Entscheidung zu Herne 5 klargestellt, 
dass Datteln ein Einzelfall ist.  

(Lachen von Ministerin Christa Thoben) 

Das OVG bewertet Herne 5 anders, weil es sich 
dort um die Erweiterung eines bestehenden Alt-
standorts handelt und eben nicht um einen Neubau 
wie in Datteln. Diesen Unterschied, Frau Thoben, 
zwischen Erweiterungsbau und Neubau haben Sie 
offensichtlich bis heute nicht begriffen. Das ist Ihr 
Dilemma. Im Wirtschaftsausschuss legen dann 
CDU und FDP die Axt an die Wurzel der nordrhein-
westfälischen Energiewirtschaft und wollen dem 
Landesentwicklungsplan die gesetzliche Grundlage 
entziehen, um freie Hand für ihre Vorstellungen von 
Energiepolitik zu haben. 

Schnelligkeit war wichtig. Deshalb musste die Anhö-
rung in kürzester Zeit durchgepeitscht werden. Aber 
auch die zeigte schonungslos, Herr Wittke: Die 
Streichung des Klimaschutzparagrafen hilft Datteln 
nicht, schadet aber der gesamten Energiewirtschaft. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Frau Thoben, Sie haben immer wieder behauptet, 
die Ziele von § 26 LEPro würden Sie bei der Novelle 
des Landesentwicklungsplans einarbeiten. Ich glau-
be Ihnen das nicht. 

(Svenja Schulze [SPD]: Das glaubt doch kei-
ner!) 

Deshalb drei ganz konkrete Fragen:  

Erstens. Frau Thoben, im aktuellen Entwurf des 
LEP steht – ich zitiere –:  

So weit Nachfragepotenzial und Infrastruktur 
vorhanden sind oder mit vertretbarem Aufwand 

geschaffen werden können, kann der Wirkungs-
grad der primär auf die Stromerzeugung ausge-
legten Kraftwerke durch die Auskopplung von 
Wärmeenergie erhöht werden. 

Ich frage Sie: Trifft dies zu? 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege Römer, 
gestatten Sie … 

Norbert Römer (SPD): Ich will das zu Ende führen 
und auf die Zeit schauen. – Glauben Sie, Frau Tho-
ben, dass damit KWK wirklich planerisch nach vor-
ne gebracht werden kann?  

(Svenja Schulze [SPD]: Das ist doch ein 
Rückschritt!) 

Wenn Sie das verwirklichen wollen, stehen doch im 
LEP schon alle Gründe gegen KWK drin. 

Zweitens. Trifft es zu, Frau Thoben, dass im aktuel-
len Entwurf des LEP steht – Zitat –: „Die Nutzung 
erneuerbarer Energien soll im Rahmen des wirt-
schaftlich Vertretbaren vorangetrieben werden“?  

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Unerhört!) 

Alle Gründe, die dagegen sprechen, führen Sie 
gleich wieder auf. 

Drittens. Trifft es zu, dass im aktuellen Entwurf des 
LEP steht – Zitat –: „Die Nutzung von Standorten 
durch Kernkraftwerke,  

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Was?) 

die überwiegend der allgemeinen Energieerzeu-
gung dienen, ist in Nordrhein-Westfalen ausge-
schlossen“? – Frau Thoben, mit einer solchen For-
mulierung verhindern Sie doch keine Atomkraftwer-
ke. Sie machen damit den Weg frei. Mit dieser For-
mulierung kann Herr Pinkwart doch Forschungsre-
aktoren bauen, 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: So ist es! – 
Svenja Schulze [SPD]: Das ist eine Unver-
schämtheit!) 

weil diese nicht überwiegend der allgemeinen Ener-
gieerzeugung dienen. 

Mit dieser Formulierung kann Kollege Weisbrich 
auch weiter vom Hochtemperaturreaktor fantasie-
ren, der Prozesswärme produziert. Denn ein solcher 
HTR-Atomreaktor würde ebenfalls nicht überwie-
gend der allgemeinen Energieerzeugung dienen. 
Damit streuen Sie doch den Menschen Sand in die 
Augen. Sie könnten klipp und klar sagen – ohne 
irgendeine Hintertür, ohne irgendwelche Trickserei-
en –: Die Errichtung von Kernkraftwerken in Nord-
rhein-Westfalen ist ausgeschlossen. – Das tun Sie 
nicht, weil Sie sich Hintertüren öffnen wollen. Das ist 
das Schlimme, Frau Thoben: Sie haben – ich kom-
me damit zum Schluss – in Ihrer Amtszeit das Ver-
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trauen der Menschen in eine solide und verlässliche 
Regierungspolitik in einer Art und Weise … 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege! 

Norbert Römer (SPD): … und in einer Geschwin-
digkeit verspielt, wie das ohne Beispiel ist. Sie 
schaden damit den Menschen, 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Sie schaden dem Land Nordrhein-Westfalen. Las-
sen Sie das sein! Kehren Sie zu einer sachgerech-
ten Politik zurück! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Römer. – Für die FDP-Fraktion erhält 
der Abgeordnete Ellerbrock das Wort. 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Ich bin mal 
gespannt, was Frau Thoben gleich dazu 
sagt!) 

Holger Ellerbrock (FDP): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Man muss nicht immer 
einer Meinung sein, aber wichtig ist, dass man kal-
kulierbar ist.  

(Britta Altenkamp [SPD]: Hauptsache, wir ha-
ben mal darüber gesprochen, Kollege El-
lerbrock!) 

Die Ausführungen des Kollegen Römer heute zei-
gen: Dieser Mann ist nicht mehr kalkulierbar. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Genauso argumentiert er bei der CO-Pipeline – rein 
in die Kartoffeln, raus aus den Kartoffeln, rein in die 
Kartoffeln –, leider genauso wie Peer Steinbrück.  

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Was soll 
das denn?) 

– Herr Kollege, das hat etwas damit zu tun, dass die 
Leute eine klare Linie brauchen und nicht dieses 
Gewurschtel, was hier geliefert wird.  

(Beifall von FDP und CDU – Prof. Dr. Gerd 
Bollermann [SPD]: Sie werfen Nebelkerzen 
an dieser Stelle!)  

Wenn man den Begriff Klimaschutzparagraf in den 
Mund nimmt, zeigt das nur, dass hier eine reali-
tätsverleugnende missionarische Ideologie greift. 
Es kann ja sein, dass es da etwas anderes gibt. 
Das glaube ich aber nicht. Mein § 26 LEPro trägt 
die Überschrift: Energiewirtschaft. Dort steht nichts 
von Klima. Es ist also klar, worum es geht. 

(Christian Weisbrich [CDU]: Die belügen 
doch die Leute im Land!) 

Meine Damen und Herren, hinzu kommt, dass hier 
eine klare Aussage getroffen wird. Ich sage einmal: 
Lesen kann durchaus ein Standortvorteil sein. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Ein bisschen weiter 
zu lesen hilft!) 

Wenn man unseren Entschließungsantrag liest, 
stellt man fest, dass sein letzter Satz lautet – viel-
leicht sind Sie nicht so weit gekommen, Kollege 
Römer –: 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Doch!) 

Die Errichtung von Kernkraftwerken wird weiter-
hin ausgeschlossen. 

Meine Damen und Herren, damit kann man ganz 
klar sagen, was los ist. Das wird ausgeschlossen. 
Hier werden also Nebelkerzen geworfen. 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Sie haben 
nicht zugehört, was Herr Römer gesagt hat, 
Herr Kollege!) 

Das ist aber auch nicht schlimm. Wir wissen, woher 
es kommt. Deswegen kann ich meine Rede auch 
beenden. Das war Murks. Das war überhaupt 
nichts. 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Nicht zu-
gehört!) 

Das ist ein typischer Römer gewesen, der keinerlei 
Linie hat, sondern nur nach vorne geht und sagt: Ich 
will Krawall haben – koste es, was es wolle. 

(Svenja Schulze [SPD]: Für Krawall haben 
wir doch schon die FDP!) 

So etwas war einmal in der IG BCE führend. Das ist 
schade für die IG BCE. – Danke schön. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Ellerbrock. – Für die Grünen erhält 
der Abgeordnete Priggen das Wort. 

Reiner Priggen (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Lieber Herr Wittke, 
Gründlichkeit geht vor Schnelligkeit. Was Sie gera-
de mit dem Landsplanungsgesetz machen, ist das 
genaue Gegenteil. Bei Ihnen geht Schnelligkeit vor 
Gründlichkeit. Anders kann man das nicht bezeich-
nen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Landesplanung und Raumordnung sind eine Kö-
nigsdisziplin. Sie dienen dazu, große Konfliktpoten-
ziale durch sorgfältige Planung zu bewältigen. Was 
machen Sie aber? Alles, was Sie jetzt tun, hat den 
einzigen Zweck, eine Baustelle zu heilen, bei der 
das Oberverwaltungsgericht einen Bebauungsplan 
für nichtig erklärt hat. Das ist genau das Gegenteil 
von gründlicher, sorgfältiger Planungsarbeit. 
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(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Herr Kollege Ellerbrock, Sie haben gesagt: nicht das 
Gewurstel. Was Sie machen, ist doch genau dieses 
Gewurstel. Nichts anderes ist Ihr Vorgehen an die-
ser Stelle in einer solchen Geschwindigkeit. Sie 
können natürlich sagen, das Zusammenlegen von 
LEPro und LEP sei eine wirklich titanische Leistung. 
Wir haben es nicht geschafft. Sie haben es in den 
fünf Jahren auch nicht geschafft. Ich würde Ihnen 
das auch gar nicht groß vorwerfen. Das ist ein an-
strengender, schwieriger Prozess, bei dem man 
bestimmte grundsätzliche Ziele neu justieren muss. 
Wenn Sie es sich für Anfang der nächsten Legisla-
turperiode vornehmen, ist das in Ordnung. Jetzt 
picken Sie sich aber eine Stelle heraus, um die 
Baustelle Datteln zu heilen, und packen dann mit 
einer solchen Geschwindigkeit auch noch den LEP 
an. 

Was der Kollege Römer zitiert hat, ist in der Tat 
richtig. In dem Entwurf, den Sie zurzeit verdeckt 
betreiben, steht nichts anderes – das stellt man bei 
genauem Lesen fest –, als dass Sie zumindest For-
schungsreaktoren für Atomkraft wollen. Die Formu-
lierung „nicht überwiegend“ ist doch ganz eindeutig. 
Das kaschieren Sie auch nicht durch den zweiten 
Zusatz, den Sie vorgelesen haben, Herr Wittke. Sie 
halten es sich an dieser Stelle offen. 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Die Katze 
ist aus dem Sack!) 

Man muss sich auch vor Augen führen, dass wir das 
Ganze bei sorgfältigem und sauberem Arbeiten – 
und Energie ist ein umfassendes Thema, das wir 
vernünftig bewältigen wollen – gar nicht anders als 
auch vor dem Hintergrund sehen können, dass wir 
gleichzeitig in Kopenhagen in der entscheidenden 
Phase der Klimaverhandlungen sind. Sie findet ge-
nau jetzt statt. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Nordrhein-Westfalen als – darauf sind Sie immer 
stolz – die siebtgrößte Wirtschaftsnation der EU und 
die siebzehntgrößte Wirtschaftsnation der Welt geht 
an dieser Stelle nicht nach vorne, sondern fällt der 
Bundesregierung in den Rücken. 

(Zurufe von CDU und FDP) 

Während in Kopenhagen die entscheidenden Ver-
handlungen stattfinden, streichen Sie aus dem ent-
sprechenden Landesgesetz die Zielsetzungen für 
die Erneuerbaren, die Kraft-Wärme-Kopplung und 
den Klimaschutz. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Dass Sie das in Nordrhein-Westfalen tun, während 
die Verhandlungen in Kopenhagen sich zuspitzen, 
wirft doch ein Schlaglicht auf Ihr Vorgehen. 

Herr Wittke, ich habe Ihren Entschließungsantrag 
sorgfältig gelesen. Im Übrigen war es auch völliger 
Quatsch, was Sie eben vom französischen Atom-

strom erzählt haben. Diesen Vorwurf kenne ich seit 
vor dem Krieg. 

(Heiterkeit von der SPD) 

Mittlerweile sind wir ein Stromexportland. Früher 
hatten wir einen ausgeglichenen Saldo. Seit mehre-
ren Jahren sind wir zunehmend exportierend – mitt-
lerweile in der Größenordnung von vier großen 
Kraftwerken. Der Export nimmt auch weiter zu. 

Wenn man Ihren Entschließungsantrag ernst nimmt, 
heißt das – genau diese Auffassung haben Sie in 
der Anhörung auch vertreten –, dass Sie jedes Koh-
lekraftwerk haben wollen, das in Nordrhein-West-
falen gebaut werden kann, weil dafür möglicherwei-
se irgendwo anders in Europa dann etwas stillgelegt 
werden muss. Das ist für Sie die Rettung. Ihr Ziel 
einer Reduktion von 30 Millionen t, das schon nicht 
glaubwürdig war, haben Sie völlig aufgegeben. 

Wie wollen Sie jemandem aus China, der auf Emis-
sionen verzichten soll, erklären, dass wir hier nicht 
reduzieren, sondern zusätzliche Kraftwerke bauen, 
sodass die Emissionen in Nordrhein-Westfalen 
deutlich erhöht werden? Nichts anderes machen 
Sie. Während Ihrer Regierungszeit haben sich die 
Emissionen schon erhöht. Mit Ihrer Kraftwerksstra-
tegie erhöhen Sie sie noch weiter; denn Sie schal-
ten keine Altanlagen ab, sondern erhöhen den Sal-
do. Das wird dann mit einer europäischen Regelung 
begründet. Einen größeren Offenbarungseid kann 
man doch gar nicht leisten. 

(Beifall von Svenja Schulze und Prof. Dr. Gerd 
Bollermann [SPD] – Zuruf von der CDU) 

– Ja, sicher. Das steht alles in den Anträgen. Sie 
schreiben es selber in Ihrem Entschließungsantrag. 
Das ist Ihr Offenbarungseid par excellence. 

Auf Deutsch gesagt heißt das: Alle Reduktionsziele, 
von denen Sie uns bisher erzählt haben, sind für Sie 
Makulatur. Sie wollen jedes Kraftwerk haben, das 
gebaut werden kann. Schließlich haben Sie in Ihrem 
Entschließungsantrag neue Kraftwerke als einen 
Standortvorteil im europäischen Wettbewerb be-
zeichnet. Das hat nichts mehr mit verantwortungs-
voller Klimapolitik zu tun. Sie zeigen nicht einmal 
mehr das Bemühen, die Emissionen zu reduzieren, 
sondern wollen tatsächlich zusätzliche Anlagen 
bauen. Was Sie an dieser Stelle machen, kann ich 
überhaupt nicht mehr verstehen.  

In Kopenhagen geht es um eine Überlebensfrage 
der Menschheit – und die siebtgrößte Wirtschaftsna-
tion Europas ist so unanständig, sich von den Kli-
mazielen zu verabschieden. 

Das kann man nicht billigen. Deswegen beantragen 
wir für morgen eine dritte Lesung. Gehen Sie noch 
einmal in sich. Ich habe zwar wenig Hoffnung; wir 
können aber nichts anderes tun, als das zu versu-
chen. – Danke schön. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 
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Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Priggen. – Jetzt erhält für die Landes-
regierung Frau Ministerin Thoben das Wort. 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Ich will noch einmal 
versuchen, zu den Sachverhalten zurückzukehren. 
Hierzu hat eine kurze Anhörung stattgefunden. 

Zu der Frage, was die Streichung des § 26 LEPro 
bewirkt, heißt es: Die Zukunftsperspektive für die 
Realisierung eines Kohlekraftwerks ist nicht von der 
Streichung des § 26 LEPro abhängig. Da auch nach 
der Streichung nach wie vor die Ziele und Grund-
sätze des jetzigen LEP gelten, werden immer noch 
vergleichbare raumordnungsrechtliche Anforderun-
gen an einen Bebauungsplan für ein Kohlekraftwerk 
gestellt. 

Weiter wird ausgeführt: Da, wie bereits dargelegt, 
vergleichbare raumordnungsrechtliche Anforderun-
gen wie bisher weiterhin in den zuvor genannten 
Festlegungen des LEP enthalten sind, ändert sich 
an den Chancen und Risiken für die Realisierung 
von Kraftwerksprojekten aus raumordnungsrechtli-
cher Sicht wenig. Eine wesentliche Änderung könn-
te nur ergänzend durch andere oder neue Zielset-
zungen in einem neuen LEP erreicht werden. 

Das ist der Sachverhalt. Ich weiß nicht, was das mit 
einem Klimaschutzparagrafen zu tun haben soll. 
Das ist ein reiner Kampfbegriff. 

Das Oberverwaltungsgericht hat für die Beurteilung 
nicht das herangezogen, was in § 26 LEPro in Be-
zug auf KWK, erneuerbare Energien oder Effizienz 
steht, sondern nur den Begriff „vorrangig heimische 
Energieträger“. Es hat seine Entscheidung wie folgt 
begründet: Weil das Kraftwerk mit Importsteinkohle 
betrieben werden soll, haben wir einen Grund, es 
abzulehnen.  

Das konnten wir uns – Sie sich wahrscheinlich 
auch nicht – in den letzten 30 Jahren nicht vorstel-
len. Denn seit 2001 ist der Anteil der importierten 
Steinkohle an der verstromten Kohle von 50 % auf 
inzwischen 70 % angestiegen.  

Wenn Sie eine Änderung wie von uns vorgeschla-
gen nicht mitmachen wollen, müssen Sie eigentlich 
eingestehen, dass Sie wie die Grünen kein einzi-
ges modernes Steinkohlekraftwerk mehr wollen. 
Herr Römer, dann sagen Sie das den Menschen. 
Dass Sie es so sehen, kann man zumindest den 
Worten von Ulrich Kelber entnehmen, der erklärt 
hat – ich zitiere –: „… denn Deutschland wird mit 
neuen Kohledreckschleudern international völlig 
unglaubwürdig.“ So äußert er sich in Bezug auf die 
Streichung von § 26 LEPro. 

(Norbert Römer [SPD]: Sie wissen, dass das 
ein falsches Zitat ist!) 

– Entschuldigung, der Mann ist bei Ihnen. Dann 
klären Sie ihn auf. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das ist doch eine drollige Parallele, Herr Römer. 

(Norbert Römer [SPD]: Sie wissen, dass das 
falsch ist!) 

Die Gesetzesänderung verfolgt erkennbar das Ziel, 

(Norbert Römer [SPD]: Frau Thoben, Sie 
wissen, dass das Zitat falsch ist!) 

dass der Energiekonzern E.ON in Datteln weiter 
den größten Kraftwerksblock Europas bauen kann. 
„Der Weg für weitere Klimakiller wie zum Beispiel in 
Krefeld und Marl wird damit frei gemacht.“ 

So der Geschäftsführer des BUND-NRW 

Das ist der Grund. Wir machen nicht eine „Lex 
E.ON“, sondern wir wissen, welche Konsequenzen 
es hat, wenn wir nicht handeln. Wenn Sie das nicht 
beschäftigt, sagen Sie es den Menschen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Immer wenn man es den Menschen im Detail er-
klärt, sagen sie: Das hat uns niemand gesagt. Man 
hat uns nur gesagt: Wir müssen uns beschweren.  

Nichts von dem, was wir machen, bedeutet eine 
Abkehr von ehrgeizigen Klimaschutzzielen, erneu-
erbaren Energien oder KWK. Das alles stimmt nicht. 
Man hat mir mitgeteilt – deshalb muss ich mich 
daran halten –, ich dürfte nicht sagen, dass Sie 
lügen. Leider ist das im Parlament nicht erlaubt. 
Aber Sie tun es vorsätzlich. 

(Beifall von CDU und FDP – Norbert Römer 
[SPD]: Sie sind ganz schön nervös!) 

– Ich bin nervös, Herr Römer? Das wüsste ich aber. 
Man kann solche Debatten so führen, wie Sie es 
machen. Herrn Priggen nehme ich noch ab, dass er 
es eigentlich besser weiß, aber sagt: Wir stehen am 
Beginn des Wahlkampfs. Herr Römer, Ihnen nehme 
ich nicht mehr ab, dass Sie überhaupt noch wissen, 
was Arbeitnehmer in unserem Land wollen. 

(Beifall von CDU und FDP – Prof. Dr. Gerd 
Bollermann [SPD]: Warum antworten Sie 
dann auf den Kollegen Römer und seine Fra-
gen?) 

Das beunruhigt mich. Sie bekommen im Zuge des 
weiteren Verfahrens zum Energiekapitel im LEP 
ausreichend Möglichkeit, an der Beratung teilzu-
nehmen. Das Beteiligungsverfahren ist für alle of-
fen. 

(Heike Gebhard [SPD]: Wie viele Minuten 
haben wir noch?) 

Diese Streichung müssen wir vornehmen! Erstens. 
Es ist eine juristische Doppelregelung. Zweitens. 
Über die weitere Formulierung der Ziele der Ener-
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giepolitik können wir gerne in den anstehenden 
Beratungen diskutieren. Nur, was Sie den Men-
schen erzählen – ich sage es in aller Ruhe –, ist 
unverantwortlich. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor.  

Ich komme zur Abstimmung. Wir stimmen als Ers-
tes über die Beschlussempfehlung Drucksache 
14/10387 des Ausschusses für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie ab, der empfiehlt, den Gesetz-
entwurf in der Fassung seiner Beschlüsse anzu-
nehmen. Wer dem seine Zustimmung geben will, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die 
Koalitionsfraktionen. Wer ist dagegen? – SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen. Gibt es Enthaltungen? – 
Das ist nicht der Fall. Damit ist die Beschlussemp-
fehlung angenommen und der Gesetzentwurf 
14/9853 in zweiter Lesung mit der Mehrheit der 
Stimmen der Koalitionsfraktionen verabschiedet.  

Ich darf darauf hinweisen – das ist eben auch ange-
sprochen worden –, dass SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen eine dritte Lesung zum vorliegenden Ge-
setzentwurf beantragt haben. Nach § 73 unserer 
Geschäftsordnung findet die dritte Lesung statt, 
wenn eine Fraktion oder ein Viertel der Mitglieder 
des Landtags dies beantragt. Dieses Quorum ist 
erreicht. Den Zeitpunkt, wann die dritte Lesung 
stattfindet, muss der Landtag noch bestimmen. 

Durch die Tatsache, dass wir eine dritte Lesung 
bekommen, wird die Entscheidung über die Ent-
schließungsanträge verschoben; über sie wird erst 
nach der dritten Lesung abgestimmt. 

Nach § 73 Abs. 2 der Geschäftsordnung kann der 
Landtag zur Vorbereitung der dritten Lesung den 
Gesetzentwurf an einen oder mehrere Ausschüsse 
überweisen; Herr Priggen hat eben auch darauf 
hingewiesen. Beide antragstellende Fraktionen 
haben Rücküberweisung an den Ausschuss für 
Wirtschaft, Mittelstand und Energie beantragt.  

Darüber müssen wir abstimmen. 

(Peter Biesenbach [CDU] meldet sich zu 
Wort.) 

– Was ist das für eine Hand oder Wortmeldung? 
Soll das zur Geschäftsordnung sein oder eine 
Wortmeldung zu diesem Antrag? – Zur Geschäfts-
ordnung. Das sind jetzt zwei Finger, nicht eine 
Hand. Bitte, Herr Biesenbach. Ich gebe Ihnen das 
Wort. Bleiben Sie ruhig sitzen. 

Peter Biesenbach (CDU): Herr Präsident! Wir ha-
ben uns darauf verständigt, dass wir die Tagesord-
nung morgen früh um einen neuen Tagesordnungs-
punkt 4 ergänzen wollen. Das wird die dritte Lesung 

sein. Dementsprechend werden wir die Rücküber-
weisung heute ablehnen. 

Vizepräsident Edgar Moron: Damit habe ich ge-
rechnet. – Morgen früh, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, wird es also erst noch einen Geschäftsord-
nungsantrag zur Tagesordnung geben. Dann wird 
die dritte Lesung als Tagesordnungspunkt 4 in die 
Tagesordnung eingefügt. Das scheint man jeden-
falls miteinander verabredet zu haben. 

Dennoch stimmen wir jetzt über die Rücküberwei-
sung an den Ausschuss für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie zur Vorbereitung der dritten 
Lesung ab. Wer dafür ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Das sind Bündnis 90/Die Grünen 
und die SPD-Fraktion. Wer ist dagegen? – FDP- 
und CDU-Fraktion. Enthält sich jemand? – Nein. 
Damit ist die Rücküberweisung abgelehnt und der 
Tagesordnungspunkt 11 beendet. 

Ich rufe auf: 

12 Landesregierung verschleiert das kommunale 
Finanzdesaster – Kommunalfinanzbericht als 
Frühwarnsystem aufrechterhalten 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/10151 

Ich eröffne die Beratung. – Für die antragstellende 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erhält der Abge-
ordnete Becker das Wort. Bitte schön. 

Horst Becker*) (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wir haben uns heute be-
reits im Zusammenhang mit der Frage einer Schul-
denbremse, aber auch an vielen anderen Stellen mit 
der Lage der kommunalen Finanzen beschäftigt. Die 
Lage ist hochdramatisch und gehört – aus unserer 
Sicht jedenfalls – ordentlich dokumentiert. – Das 
zunächst vorweg, bevor ich noch einige Takte zu der 
kommunalen Finanzlage sage.  

Die Lage ist nicht ordentlich dokumentiert. Wer das 
beobachtet, fragt sich natürlich nicht lange, warum 
das so ist, sondern kommt zu dem Ergebnis, dass 
sie auch nicht ordentlich dokumentiert sein soll. 
Denn mit Regierungsübernahme von CDU und FDP 
hat sich die Situation dramatisch verändert. Früher 
hatten wir in der Regel drei, mindestens aber zwei 
Kommunalfinanzberichte pro Jahr. Seit dem Jahr 
2007 haben wir maximal noch einen, der in der 
Regel deutlich zu spät kommt, um tatsächlich als 
Frühwarnsystem für die kommunale Finanzlage zu 
dienen. 

Warum ist das in dieser Situation besonders bri-
sant? – Die kommunale Finanzlage hat sich in die-
sem Jahr dramatisch verschärft. In den Jahren 2010 
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und 2011 wird sie sich weiter dramatisch verschär-
fen, unter anderem auch wegen der nachlaufenden 
Finanzierung des Gemeindefinanzierungsgesetzes. 

Das heißt, wenn wir zum Beispiel, wie heute Mor-
gen, bei der Gemeindefinanzierung über das Jahr 
2010 diskutieren, reden wir im Grunde genommen 
auf der Basis eines Zahlenwerks aus dem Jahr 
2009, wissen aber, dass sich die Gemeindefinanzie-
rungszuweisungen im Jahr 2011 im System für die 
Kommunen noch einmal dramatisch verschärfen 
werden. 

Was tut die Landesregierung? – Sie kündigt im 
Sommer durch Herrn Finanzminister Linssen an, sie 
wolle wenigstens für die am dramatischsten ver-
schuldeten Kommunen etwas tun. Sie kündigt an 
der einen oder anderen Stelle auch etwas durch 
CDU-Abgeordnete an, die sich dann wieder darüber 
beschweren, dass Herr Wolf so ist, wie er ist, und 
nichts für die Kommunen tut, obwohl er eigentlich 
auch Kommunalminister ist. Aber Sie setzen in der 
Sache keine Fakten und wollen diese Fakten vor 
der Landtagswahl offensichtlich auch nicht zur 
Kenntnis nehmen. 

Wenn das so ist, schauen wir uns einmal die Fakten 
an, die andere erhoben haben, nämlich der Städte-
tag, der Städte- und Gemeindebund und die Memo-
randumskommunen, die sich im Zusammenhang 
mit dem Thema Altschuldenhilfe verschiedentlich an 
den Landtag gewandt haben. Sie haben bis hin zu 
Herrn Prof. Junkernheinrich regelmäßig untersucht, 
wie die kommunale Finanzlage aussieht. 

Festzustellen ist zum einen, dass das Land die 
Kommunen chronisch unterfinanziert. Das betrifft 
nicht nur das Land, sondern auch den Bund. Der 
Städtetag und der Städte- und Gemeindebund ge-
hen davon aus, dass sich die kommunale Finanzsi-
tuation in den letzten Jahren kontinuierlich ver-
schlechtert hat, jetzt aber final auf einen Punkt zu-
läuft, an dem in den nächsten zwei bis drei Jahren 
mindestens 20 Kommunen bilanziell überschuldet 
sein werden. 

In Wahrheit erheben Sie das alles. Sie erheben es 
im Moment an verschiedenen Stellen hinter den 
Kulissen über die Bezirksregierungen, veröffentli-
chen es aber nicht. Sie veröffentlichen es nicht, weil 
Sie dann gefragt würden, welche Konsequenzen 
Sie ziehen wollen. Genau das wollen Sie nicht: Sie 
wollen keine Konsequenzen ziehen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Meine Damen und Herren, wer die Landesregierung 
beobachtet, muss zu dem Ergebnis kommen, dass 
sie die Lage der kommunalen Finanzen jedenfalls 
selber verschleiern will. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Dazu hat sie 
auch allen Grund!) 

– In der Tat: Dazu hat Sie allen Grund, Frau Kolle-
gin. 

Stattdessen arbeitet die Landesregierung mit Maß-
nahmen, die geradezu an der Lächerlichkeits- und 
Ärgernisgrenze anzusiedeln sind, wie zum Beispiel 
den Kommunen vorzuschreiben, Kindergartenbei-
träge zu erhöhen oder die Hallenbenutzung einzu-
führen, und zu verhindern, dass sich Kommunen 
vernünftig an Regionalen beteiligen können, obwohl 
genau das eine Wertschöpfung ergibt. Ich erinnere 
an das Beispiel Leverkusen mit der Verlegung der 
Bahngleise und anderes. 

(Vorsitz: Präsidentin Regina van Dinther) 

Das ist Ihre Politik. Damit wollen Sie sich über die 
Runden retten. Dazu passt es, wenigstens keinen 
eigenen Kommunalfinanzbericht vorzulegen. Ich 
finde das verwerflich. Wir werden das auch im 
nächsten Jahr wieder kritisieren. 

Herr Löttgen, Sie können für die regierungstragen-
den Fraktionen ankündigen, dass Sie in den ersten 
drei Monaten des Jahres 2010 einen Kommunalfi-
nanzbericht für das Jahr 2009 vorlegen werden, in 
dem exakt beschrieben wird, wie die kommunale 
Finanzsituation im Jahr 2009 gewesen ist. Ich sage 
voraus: Sie werden es mit diesem Mentalitätswech-
selminister nicht tun, der den Kommunen immer 
wieder nur einen Mentalitätswechsel empfiehlt, an-
statt ihnen zu helfen. 

Dieses Desaster verursachen Sie: Finanzminister, 
Kommunalminister und auch die regierungstragen-
den Fraktionen, die jetzt nicht mehr ganz so zahl-
reich vertreten sind. – Schönen Dank. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Becker. – Herr Löttgen spricht nun für die 
CDU-Fraktion. 

Bodo Löttgen (CDU): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Sehr geehrter Herr Kollege 
Becker! Wir beide kennen noch die runde, schwarze 
Scheibe mit den Rillen. Ich habe wirklich das Ge-
fühl: Sie tragen jedes Mal das Gleiche vor. 

(Minister Dr. Helmut Linssen: Immer! Dreimal 
am Tag!) 

Ihre Scheibe hat wirklich irgendwo einen Sprung 
und wiederholt sich permanent. 

(Widerspruch von Horst Becker [GRÜNE]) 

Ich wäre froh gewesen, wenn Sie etwas zu Ihrem 
Antrag gesagt hätten. Denn mit dem Antrag möch-
ten Sie doch eigentlich etwas ganz anderes: Sie 
möchten, dass der kommunale Finanzbericht mehr-
fach unterjährig veröffentlicht wird. Sie wollen zum 
31. März 2010 einen Kommunalfinanzbericht für 
das Jahr 2009 haben. Das entnehme ich zumindest 
Ihrem Antrag.  
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Dem stehen aus unserer Sicht – ich bleibe rein 
sachlich – zwei Gründe entgegen. 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Der Wahltermin!) 

Erstens. Der Kostenfaktor. Der Aufwand, der für die 
Erstellung der Berichte … 

(Zuruf von Horst Becker [GRÜNE]) 

– Sie wissen selbst, Herr Becker, dass es keine 
rechtliche Grundlage gibt, auf der diese Berichte 
veröffentlicht werden müssten. 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Das haben wir 
früher ganz freiwillig gemacht!) 

Der Aufwand ist hoch, die Kosten und die damit 
verbundenen … 

(Horst Becker [GRÜNE]: Jetzt geht er auf die 
Kosten!) 

– Nun lassen Sie mich doch einmal ausreden. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Aber gerne!) 

Die Kosten und die damit verbundene Bindung der 
Kräfte wären nur dann gerechtfertigt, wenn eine 
mehrfach unterjährige Veröffentlichung des Kom-
munalfinanzberichts einen erhöhten Nutzen gegen-
über einer einmaligen Veröffentlichung bringen wür-
de. 

Zweitens. Den sogenannten Kosten-Nutzen-Faktor 
will ich Ihnen anhand einer Passage aus dem 
Kommunalfinanzbericht 2004 deutlich machen.  

(Horst Becker [GRÜNE]: Das ist aber pein-
lich!) 

Dort heißt es: 

Der Bericht zeigt die aktuellen Finanzentwicklun-
gen auf. Die kommunalen Steuereinnahmen ver-
liefen in den ersten drei Quartalen 2003 besser, 
als das noch nach der Steuerschätzung vom No-
vember 2003 vorausgesetzt werden konnte. … 
Dennoch bleiben jetzt im Gesamten andere (an-
genehmere) Zweifel, ob die Steuereinnahmen der 
Kommunen für 2003 und 2004 mit der Steuer-
schätzung vom November 2003 nach einigen 
Jahren zu optimistischer Einschätzungen nun-
mehr nicht etwas zu pessimistisch geschätzt wur-
den. 

Im Klartext heißt das: Die Zahlen, die in einem zwei-
ten oder dritten unterjährigen Kommunalfinanzbe-
richt vorgelegt werden, sind in Ausnahmefällen zu 
pessimistisch, in der Regel zu optimistisch und sel-
ten verlässlich. Der Nutzen ist – gelinde gesagt – 
überschaubar. 

Wenn – wie in Ihrer Regierungszeit – vor allem zu 
Beginn eines Jahres zu optimistisch mit Steuer-
schätzungen umgegangen und unterjährig dauernd 
korrigiert wird, ist das für die Kommunen und insbe-
sondere für dieses Parlament wenig hilfreich. 

Sie haben eben von einer neuen Systematik im 
Zusammenhang mit dem Kommunalfinanzbericht 
2010 gesprochen. Sie wissen, dass dieser Kommu-
nalfinanzbericht anders sein wird als die Berichte 
seit 2002. Wir haben in diesem Kommunalfinanz-
bericht zum ersten Mal das NKF aufzuarbeiten. 
Das heißt, wir haben ganz andere Planzahlen vor-
liegen. Wir haben Ergebnisdaten, Bilanzdaten und 
Finanzdaten.  

Ich verspreche mir davon, dass es eine bessere 
Vergleichbarkeit und Übersichtlichkeit gibt, auf 
denen dann die Entscheidungen insbesondere der 
kommunalen Entscheidungsträger basieren kön-
nen. Ich sage für die CDU-Fraktion: Qualität statt 
Quantität, ein gut ausgearbeiteter Kommunalfi-
nanzbericht … 

(Zuruf von Horst Becker [GRÜNE]) 

– Herr Becker, Sie können sich nun wirklich nicht 
darüber beschweren, dass dieser Kommunalfi-
nanzbericht, der Ihnen jetzt vorliegt – mehr als 
100 Seiten, sehr klar und sehr übersichtlich ange-
ordnet –, nicht Ihren Qualitätsanforderungen ent-
spricht. Sagen Sie klar und deutlich, welche Zah-
len Sie vermissen; dann können wir im Ausschuss 
gerne darüber reden.  

Ein Kommunalfinanzbericht im Jahr ist für mich 
ausreichend. Sie können nicht belegen, dass un-
terjährige Kommunalfinanzberichte für die Kom-
munen besser wären und mehr Erkenntnisgewinn 
brächten. Sie können auch nicht belegen, dass es 
überhaupt möglich ist, den Kommunalfinanzbericht 
für das Jahr 2009 im ersten Vierteljahr 2010 vorzu-
legen. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Klar! Das ist doch 
früher auch gemacht worden!) 

Das sind Sie uns leider schuldig geblieben. Insofern 
müssen wir Ihren Antrag ablehnen. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Löttgen. – Für die SPD spricht nun der Kollege 
Körfges. 

(Zuruf von Parl. Staatssekretär Manfred Pal-
men) 

Hans-Willi Körfges (SPD): Frau Präsidentin, meine 
Damen und Herren! Herr Palmen, Ihre Eingangs-
bemerkung: „Jetzt kommt noch ein Märchenerzäh-
ler“, ist ebenso unoriginell wie bezeichnend für die 
Art und Weise, wie Sie als Mitglied dieser Landes-
regierung nicht nur mit dem Parlament, sondern 
auch mit den Kommunen in unserem Land umge-
hen. 

(Beifall von der SPD – Zurufe von der CDU) 
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Aber, wie gesagt, keine Aufregung, Herr Palmen. 
Man muss sich um Ihre Gesundheit manchmal 
ernsthaft Sorgen machen. Bitte bleiben Sie uns 
noch lange erhalten. An irgendetwas müssen wir 
unsere Kritik festmachen können, und dazu eignen 
Sie sich immer ganz toll. 

(Beifall von der SPD – Zurufe von der CDU) 

Wir unterstützen ganz ausdrücklich die Forderung, 
wieder regelmäßig Kommunalfinanzberichte – auch 
unterjährig – herauszugeben.  

Wenn die Kommunen aus nachvollziehbaren Grün-
den dazu aufgefordert werden, wieder regelmäßig 
Flaggenschmuck zu zeigen, müssen unsere Kom-
munen in Nordrhein-Westfalen zumindest die 
Grundvoraussetzung für die Anschaffung und Pfle-
ge von Flaggen haben, nämlich das nötige Klein-
geld.  

Ich sage es einmal ganz vorsichtig: Diese Landes-
regierung hat immer Großes im Sinn, gibt den 
Kommunen aber keine Möglichkeit – an der Stelle 
haben wir das heute schon zwei- oder dreimal ge-
hört –, das auch tatsächlich umzusetzen.  

Herr Kollege Löttgen, die Schallplatte wird von uns 
nicht abgestellt, solange Sie Ihre Politik in der Sa-
che nicht ändern. Sie werden es nicht verhindern 
können, dass nicht nur wir, die Opposition, sondern 
auch die komplette kommunale Landschaft in Nord-
rhein-Westfalen keine Ruhe geben werden, bis Sie 
an der Situation, die Sie mit herbeigeführt haben, 
inhaltlich tatsächlich etwas ändern.  

In der gegenwärtigen desaströsen Finanzsituation 
mit einer sich rasant entwickelnden Verschuldung 
unserer Kommunen ist es nicht nur sinnvoll, son-
dern nachgerade notwendig, regelmäßig und auch 
in kürzeren Abständen Kommunalfinanzberichte zu 
erstellen und hier darüber zu diskutieren. 

Sie scheuen die Berichterstattung. Wir brauchen – in 
der Vergangenheit haben wir das nicht gebraucht – 
keine rechtliche Grundlage, sondern Fakten.  

(Zuruf von der CDU: Wenn Sie es nicht ge-
braucht haben, warum haben Sie es dann 
gemacht?) 

Auf der Grundlage dieser Fakten sollten Sie die 
richtigen Schlüsse ziehen und sich dann mit uns 
gemeinsam Konsequenzen zugunsten unserer 
Kommunen überlegen.  

Aber ich habe den Eindruck, dass Ihnen das theore-
tisch gar nicht so fremd ist, sondern dass es Ihnen 
einfach um die praktischen Auswirkungen sowohl 
im Haushalt als auch in den jahreszeitlichen Abläu-
fen geht. Ich sage es einmal so: Anfang Mai haben 
wir hier einen wichtigen Termin. So lange wollen Sie 
diesen Kommunalfinanzbericht eigentlich nicht vor-
legen. 

Und die Nummer mit dem NKF! Was wir unseren 
Kommunen zumuten! Dass sie es innerhalb kurzer 

Zeit hinbekommen haben, ihre Systematik auf NKF 
umzustellen, dient Ihnen jetzt als wohlfeile Ausrede 
dafür, dass Sie das hier nicht gestemmt bekommen. 
Das zeigt ganz deutlich, dass Ihnen die Kommu-
nen auch in dieser Disziplin deutlich überlegen 
sind. 

Die Handlungsfähigkeit und die Selbstverwaltung 
sind in vielen Kommunen kaum noch gewährleis-
tet. Gerade die Höhe der Kassenkredite und der 
Gesamtverschuldung sowie die Einnahmesituatio-
nen sind valide Parameter zur Bemessung der 
kommunalen Finanzsituation.  

Sie versuchen, die Situation schönzureden, den 
Kommunen die Verantwortung in die Schuhe zu 
schieben – ganz nebenbei – und sich selber einen 
schlanken Fuß zu machen. Dabei sind Ihnen die 
Fakten ganz offensichtlich im Wege. Deshalb ha-
ben wir die Kommunalfinanzberichterstattung hier 
angemahnt. 

Ich habe den Herrn heute schon einmal zitiert. Das 
müssen Sie sich jetzt auf der Zunge zergehen las-
sen. Ein guter Freund hat mich auf eine bemerkens-
werte Veröffentlichung mit dem Titel „Abschied vom 
Kernbereichsschutz bei der Garantie der kommuna-
len Selbstverwaltung?“ hingewiesen. Der Autor be-
zieht sich in seinen Ausführungen – ich sage Ihnen 
gleich, was er mit NRW zu tun hat – auf Niedersach-
sen. 

Die Erkenntnisse sind nicht nur deshalb übertrag-
bar, weil mehr als die Hälfte der in Deutschland 
anfallenden Kassenkredite Nordrhein-Westfalen 
zuzuordnen sind, und sie sind nicht nur deshalb 
richtungweisend, weil die Städte und Gemeinden 
mittlerweile beinahe eine Last von 17 Milliarden € 
Kassenkrediten vor sich herschieben.  

Der Bezug zu diesem Land wird durch den Autor 
höchstpersönlich hergestellt und macht die Sache 
insbesondere für Sie, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen von der CDU, richtig peinlich. Ich zitiere jetzt 
aus dem Fließtext – ich kann Ihnen das Original 
auch zur Verfügung stellen –:  

Dies trägt dem Gedanken Rechnung, dass Kas-
senkredite signifikant aussagekräftig für die Höhe 
der Mittel sind, die für die Erfüllung kommunaler 
Aufgaben notwendig sind, aber vom Land nicht zur 
Verfügung gestellt werden. Sie bilden nämlich den 
Fehlbedarf der Kommunen ab. Damit erweist sich 
der Parameter der Kassenkredite als valides Krite-
rium für die Beurteilung des Finanzstatus der 
Kommunen.  

Dieser Absatz endet mit der bemerkenswerten 
Feststellung:  

So lässt dies nur den Schluss zu, dass das Land 
verpflichtet ist, insgesamt für den kommunalen 
Finanzausgleich mehr Mittel zur Verfügung zu 
stellen, um so seinen verfassungsrechtlichen Ver-
pflichtungen zu genügen.  
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Ich finde, das ist gut gesprochen. Im Himmel ist 
nach Lukas 16,7 mehr Freude über einen reuigen 
Sünder als über 99 Gerechte.  

Jetzt kommt nämlich der Knaller: Was bei Ihnen für 
NRW nicht gilt – aber offensichtlich für Nieder-
sachsen –, ist uns von Herrn Kyrill-A. Schwarz ins 
Stammbuch geschrieben worden, dem Leiter des 
Referates Grundsatzfragen der Verfassung in der 
Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen.  

Wenn das Herr Schwarz bei einer ungleich günsti-
geren Situation der kommunalen Verschuldung für 
Niedersachsen konstatiert, kann ich nur sagen: 
Gehen Sie einmal zu Ihrem Kollegen, diskutieren 
Sie mit ihm über die Grundsatzfragen, 

(Zuruf von der CDU: Was hat das mit dem 
Kommunalfinanzbericht zu tun?) 

und kommen Sie dann – vielleicht – gemeinsam 
mit uns zu der Erkenntnis, sich die Zahlen zu be-
sorgen und nach Lösungen zu suchen; denn ent-
weder legt man die Zahlen auf den Tisch und hilft 
den betroffenen Kommunen, oder man versucht, 
sich bis zum Wahltermin auf unerkanntem Wege 
aus dem Staub zu machen. Ich denke, Sie sind auf 
dem besten Wege dazu. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN)  

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Körfges. – Für die FDP spricht nun Herr En-
gel. 

Horst Engel (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Kommt es Ihnen 
nicht auch widersprüchlich vor, dass die Landes-
regierung in dem hier vorliegenden Antrag der 
Verschleierung des kommunalen Finanzdesasters 
bezichtigt wird, obwohl gerade diese Landesregie-
rung mit dem Konjunkturpaket II aktuell das größte 
kommunale Krisenhilfspaket aller Zeiten bereitge-
stellt hat? 

(Ralf Jäger [SPD]: Das sind Bundesmittel!) 

Mir schon, Herr Jäger. Seit 2002 liefert das Innen-
ministerium dem Landtag, Kommunalpolitikern und 
sonstigen Interessenten dezidierte Berichte über die 
Haushaltslage der Städte, Gemeinden und Kreise.  

(Horst Becker [GRÜNE]: Seit 2007 nicht 
mehr!) 

Während, Herr Becker, eine jährliche Berichterstat-
tung – das haben wir schon gehört – hilft dabei, die 
kommunale Finanzlage im Nachhinein gut bewerten 
und Vergleiche mit den Vorjahren durchführen zu 
können, ist der Mehrwert unterjähriger Berichte – 
das ist völlig klar – mehr als fragwürdig.  

(Horst Becker [GRÜNE]: Völlig klar ist, was 
Sie wollen!) 

Aus diesem Grund hat sich das Innenministerium 
dazu entschlossen, seinen Kommunalfinanzbericht 
ab 2007 nur noch einmal im Jahr zu verfassen. Der 
aktuelle Bericht – ich sage da nichts Neues –, liegt 
seit dem 30.09.2009 vor. Keine einzige Frage bleibt 
offen.  

Dies als Verschleierung des kommunalen Finanz-
desasters zu bezeichnen, ist gerade in der Vor-
weihnachtszeit nicht fair; denn die Grünen unterstel-
len damit implizit, die Landesregierung habe die 
aktuelle welthistorische Wirtschaftskrise vorausge-
sehen und in Erwartung negativer Folgen für die 
kommunalen Haushalte vorsätzlich das Berichter-
stattungswesen geändert.  

(Hans-Willi Körfges [SPD]: So schlau sind Sie 
nicht!) 

Das können Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, nicht glauben.  

(Horst Becker [GRÜNE]: Das habt ihr ge-
macht, weil ihr den Kommunen so viel Geld 
abgenommen habt! Das ist der Grund! 
3 Milliarden €!) 

Oder glauben Sie tatsächlich, Herr Becker, der In-
nenminister hat in seinem Büro eine Kristallkugel 
versteckt und könne in die Zukunft sehen? Falls ja, 
Herr Becker, möchte ich Sie in die Wirklichkeit zu-
rückrufen. Wir sind hier nicht bei Harry Potter, und 
Innenminister Wolf leitet nicht das Zauberei-, son-
dern das Innenministerium. – Vielen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU – Barbara Steffens 
[GRÜNE]: Wäre aber besser, wenn es das 
Zaubereiministerium wäre!) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Engel. – Für die Landesregierung spricht nun 
Innenminister Dr. Wolf. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das In-
nenministerium wird auch in Zukunft jährlich einen 
Kommunalfinanzbericht herausgeben, obwohl dazu 
keine rechtliche Verpflichtung besteht. Interessan-
terweise hat die Vorgängerregierung aus SPD und 
Grünen das für nicht so wichtig gehalten, als dass 
sie selber eine rechtliche Verpflichtung daraus ge-
macht hätte. Nichtsdestotrotz sehen wir eine Not-
wendigkeit.  

(Horst Becker [GRÜNE]: Haben wir dreimal 
gemacht!) 

– Trotz Ihres Geschreis, Herr Becker, werden wir 
unterjährige Berichte nicht mehr machen; denn es 
ist von Herrn Löttgen und auch von Herrn Engel 
richtig vorgetragen worden, dass es nach der Um-
stellung auf das NKF Sinn macht, das in Ruhe 
abzuwickeln. Wir werden die Zahlen gar nicht so 
früh haben. 
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(Horst Becker [GRÜNE]: Erst am 15. Mai, 
wenn die Wahl vorbei ist!) 

Wir werden erst dann valide Zahlen haben, wenn 
alle Kommunen Erfahrungen mit dem ersten Jahr 
NKF gemacht haben. Dann wird es erst einen Ge-
samtüberblick geben.  

Im Übrigen ist die Aussagekraft dieser Berichte sehr 
hoch, gerade weil sie auf valider Grundlage beru-
hen, und wir haben sie schätzen gelernt. 

Der Verschleierungsvorwurf ist natürlich jenseits 
von Gut und Böse. Wenn uns gerade die Trickser 
der Jahre bis 2005 Verschleierung vorwerfen, dann 
darf ich Sie nur daran erinnern, 

(Zuruf von der SPD: Na, na!) 

dass Sie diejenigen gewesen sind, die den Kom-
munen keine Sicherheit gegeben haben. Sie haben 
Darlehen gegeben, die Sie hinterher wieder einge-
zogen haben. Sie haben sich als Bankier geriert, 
obwohl Sie kein Geld hatten.  

(Zuruf von Horst Becker[GRÜNE]) 

Alles das haben wir geändert. Deswegen haben wir 
den Referenzzeitraum jetzt so gestrickt, dass für die 
Kommunen in jedem Fall ersichtlich ist, was ihnen 
im nächsten Jahr zusteht. Die Kommunen wissen, 
dass im Jahre 2010 mit 7,6 Milliarden € der zweit-
höchste Satz aller Zeiten aus dem GFG in ihre Kas-
sen fließen wird und sie darüber hinaus – außerhalb 
des GFG – Fördertitel in Höhe von 6,7 Milliarden € 
erhalten. Das macht zusammen 14,6 Milliarden €. 

Meine Damen und Herren, an solche Zahlen ist Rot-
Grün nicht annähernd herangekommen. Sie sind 
nicht einmal bei 12,5 Milliarden € gewesen. Versu-
chen Sie uns also nicht einzureden, wir würden an 
dieser Stelle die Kommunen nicht nach dem aus-
statten, was die Verfassung verlangt, nämlich nach 
der Leistungsfähigkeit des Landes. Herr Linssen hat 
heute Morgen darauf noch einmal hingewiesen. 

Eine aus meiner Sicht dekuvrierende Äußerung hat 
Herr Becker getan, der Haushaltskonsolidierung 
offensichtlich nur noch mit Maßnahmen der Lächer-
lichkeit vergleicht. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Nein, Sie!) 

Dazu kann ich nur sagen, Herr Becker: Dass Sie mit 
Recht und Gesetz nichts zu tun haben, war mir 
schon immer klar. – Die Kommunen sind an das 
Haushaltsgesetz gebunden, und auch die Aufsicht 
ist daran gebunden. Deshalb sind die Maßnahmen, 
die von der Kommunalaufsicht ergriffen werden, 
durch Recht und Gesetz gedeckt.  

Zweiter Punkt: Wenn Herr Körfges versucht, uns 
klar zu machen, dass Kassenkredite und Fehlbeträ-
ge quasi denknotwendig sind, dann zeigt sich darin 
das ganze krude Denken. 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Lesen Sie Herrn 
Schwarz einmal nach!) 

Das ist schlichtweg nicht von dieser Welt. Das Ziel 
muss sein, keine Fehlbeträge aufkommen zu las-
sen. Daran muss jeder arbeiten, jeder auf seiner 
Ebene. Das gilt für den Bund, der eine Nettoneuver-
schuldung von 100 Milliarden € hat; das gilt für das 
Land mit einer Nettoneuverschuldung von 6,6 Milli-
arden €. Das heißt, alle haben ihre Hausaufgaben 
zu machen. Da macht es keinen Sinn, den einen 
gegen den anderen auszuspielen. 

Der Finanzminister hat – dafür bin ich ihm dankbar – 
an verschiedenen Stellen Hilfestellung geleistet, so-
dass wir im Rahmen besonderer Förderzuweisungen 
den Eigenanteil auf 10 % senken konnten. Wir haben 
im Zusammenhang dem Konjunkturpaket die höchs-
te Durchleitungsquote mit im Ergebnis 2,4 Milliar-
den €. Und es sind im Rahmen der Abrechnung der 
Einheitslasten 901 Millionen € in die Kommunen 
geflossen. Das sind alles Werte, die sich sehen las-
sen können. 

Dass es insgesamt um die Finanzlage in allen Ge-
bietskörperschaften nicht gut steht, wird von uns 
anerkannt und nicht geleugnet. Es ist eine gemein-
same Aufgabe, hier auch in Zukunft Besserung zu 
schaffen. Das geht nur mit wirtschaftsfördernden 
Maßnahmen, durch Ankurbelung gerade auch über 
Steuersenkungen. Wir werden nur dann aus dem 
Tal herauskommen, wenn wir uns gemeinsam an-
strengen – Bund, Länder und Kommunen. – In die-
sem Sinne herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Minister. – Meine Damen und Herren, wir sind 
am Ende der Debatte.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Antrags Drucksache 14/10151 an den Aus-
schuss für Kommunalpolitik und Verwaltungs-
strukturreform. Die abschließende Beratung und 
Abstimmung soll dort in öffentlicher Sitzung erfol-
gen. Wer dem zustimmen kann, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Wer ist dagegen? – Wer ent-
hält sich? – Das ist einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt  

13 Gesetz zur Änderung des Landesjagdgeset-
zes Nordrhein-Westfalen und anderer Vor-
schriften 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/10029 

Beschlussempfehlung und Bericht  
des Ausschusses  
für Umwelt und Naturschutz,  
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
Drucksache 14/10388 

zweite Lesung 
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Ich eröffne die Beratung und erteile Herrn Deppe 
von der CDU-Fraktion das Wort.  

Rainer Deppe (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Auf den ersten Blick mögen 
Änderungen im Jagdrecht für den kenntnisarmen 
Beobachter vielleicht ein Randthema sein. Für die 
Koalitionsfraktionen und die Landesregierung aber 
sind die Themen rund um die Jagd keineswegs 
nebensächlich. Mehr als die Hälfte unserer Landes-
fläche, sozusagen der gesamte Freiraum, ist bejag-
bare Fläche. 

Von den Regelungen des Jagdrechtes sind nicht 
nur 83.000 Jäger, sondern genauso 50.000 Land-
wirte, 150.000 Waldeigentümer sowie die in den 
3.600 Jagdgenossenschaften zusammengeschlos-
senen Grundeigentümer unmittelbar betroffen. Die-
se Menschen, ihre Anliegen und das, was sie leis-
ten, sind uns wichtig. Sie können sich sicher sein, 
dass wir uns den Fragen rund um die Nutzung und 
die Bewahrung der Natur mit größter Aufmerksam-
keit widmen. 

(Beifall von CDU und Holger Ellerbrock [FDP]) 

Deshalb ist es auch gut, dass wir mit der heutigen 
Gesetzesänderung klarstellen, dass die wichtigsten 
Verordnungen in Zukunft im Einvernehmen mit dem 
Landtag erlassen werden. 

(Beifall von CDU und Holger Ellerbrock [FDP]) 

Besonders bedeutsam ist heute die Reduzierung 
des Bestandes der Wildtierarten, die sich, begüns-
tigt durch den bereits im Gang befindlichen und sich 
weiter beschleunigenden Klimawandel, bei uns in 
NRW besonders stark ausgebreitet haben. Es geht 
um die scharfe Bejagung der sich rapide vermeh-
renden Wildschweine. Sie richten nicht nur Schäden 
in der Landwirtschaft an, sondern stellen zudem als 
Überträger der Schweinepest für die schweinehal-
tende Landwirtschaft und in unmittelbarer Folge für 
die Ernährungswirtschaft ein unkalkulierbares Risiko 
dar. 

Auch die hier mittlerweile massenhaft sesshaft ge-
wordenen Wildgänse stellen ein großes Problem 
dar. Nicht nur die Landwirte, sondern auch die Fi-
scher, Angler und erholungsuchenden Bürger be-
klagen mit Recht Schäden und Belästigungen durch 
die starke Zunahme der Wildgänse. Es ist nicht 
schwer, in Nordrhein-Westfalen von Gänsen kahl 
gefressene Kulturen oder umgekippte Teiche zu 
finden. Wir haben den in der ersten Lesung von mir 
geforderten Vorrang jagdlicher Methoden in das 
Gesetz aufgenommen und damit gleichzeitig die 
Entnahme der Gelege von Wildgänsen ermöglicht.  

Wir bekennen uns ausdrücklich zur Jagdabgabe 
und zu ihrer gruppennützigen Verwendung, insbe-
sondere zur Finanzierung der Forschungsstelle und 
der Ertüchtigung der Schießstände. Das Gesetz 
stellt klar, dass Gebühren ausschließlich nach der 

allgemeinen Gebührenordnung des Landes erho-
ben werden. Für die CDU kann ich erklären, dass 
unserer Meinung nach für Entscheidungen über die 
Aufhebung von Schonzeiten auch zukünftig keine 
Gebühren erhoben werden sollen.  

(Beifall von Holger Ellerbrock [FDP]) 

Schonzeitaufhebungen erfolgen im Interesse der 
Allgemeinheit oder zum Schutz von Kulturen. Des-
halb dürfen sie nicht mit abschreckenden Gebühren 
versehen werden.  

Ein ausgewogener Wildbestand hat nicht nur etwas 
mit dem Erhalt der Artenvielfalt zu tun. Es geht auch 
um den Schutz landwirtschaftlicher und forstwirt-
schaftlicher Strukturen, um den Schutz vor Tierseu-
chen und um die Nutzung hochwertiger natürlicher 
Nahrungsmittel. Außerdem geht es bei der Jagd 
auch um den Erhalt eines jahrhundertealten Kultur-
gutes, zu dem wir uns ausdrücklich bekennen. 

(Beifall von der CDU) 

In zwei Wochen tritt die erste Stufe zur Abschaffung 
der Jagdsteuer in Kraft. Auch dies ist ein Beispiel 
dafür, dass diese Koalition aus CDU und FDP Wort 
hält. Ich möchte mich bei den beteiligten Verbän-
den, aber natürlich auch beim Ministerium für die 
konstruktive Zusammenarbeit bei der Erarbeitung 
dieses Gesetzes ganz herzlich bedanken. Wir wer-
den diese offene und vertrauensvolle Zusammenar-
beit auch im Jahre 2010 

(Svenja Schulze [SPD]: Aber nur bis dahin!) 

und – da bin ich mir sicher – in der nächsten Wahl-
periode mit einer Landtagsmehrheit von CDU und 
FDP fortsetzen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Deppe. – Frau Wiegand für die SPD. Bitte. 

Stefanie Wiegand (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Als wir im Plenum am 4. November dieses 
Jahres den von der Landesregierung eingebrachten 
Gesetzentwurf zur Änderung des nordrhein-westfä-
lischen Landesjagdgesetzes in erster Lesung bera-
ten haben, da frohlockte Herr Deppe für die Koaliti-
onsfraktionen über die vorgeschlagenen Änderun-
gen. Es war die Rede von dem ausdrücklichen Be-
grüßen der vorgesehenen Möglichkeiten, die Jagd-
zeiten auszudehnen und die Wildgansgelege aus-
zunehmen. Am Ende des Redebeitrags des jagdpo-
litischen Sprechers der CDU-Landtagsfraktion stand 
die Aussage, dass Nordrhein-Westfalen ein moder-
nes, den Veränderungen in Klima und Umwelt ge-
recht werdendes Landesjagdgesetz erhalten wird. 

(Beifall von der CDU) 



Landtag 16.12.2009 
Nordrhein-Westfalen 16115 Plenarprotokoll 14/138 

 

Aber noch während am Rednerpult so viel jagdmu-
sikalische Ausschmückung und Jägerlatein ertön-
ten, waren in der CDU-Landtagsfraktion bereits eine 
Meute Jagdhunde scharf gemacht und die Büchsen 
gegen diesen Gesetzentwurf gespannt worden. 
Selbst die FDP meldete ihre Bedenken an. Die 
Landesregierung hat nämlich aus unerfindlichen 
Gründen in Torschlusspanik versucht, das Landes-
jagdgesetz kurzfristig bis zum Jahresende zu über-
arbeiten. Aber was da mit heißer Nadel an neuen 
Vorschriften zusammengestrickt worden ist, wird 
umfassend in einem Beitrag in der 48. Ausgabe des 
„Landwirtschaftlichen Wochenblatts“ vom 26. No-
vember 2009 mit dem Titel „Jagdrecht wird novel-
liert“ wiedergegeben.  

(Minister Eckhard Uhlenberg: Gut, dass Sie 
das lesen!) 

Ich zitiere aus dem „Landwirtschaftlichen Wochen-
blatt“: Auch als Außenstehender kann man sich des 
Eindruckes nicht erwehren, dass hier mit der heißen 
Nadel gestrickt worden ist. – Im Besonderen wird 
auf die Gänseeierentnahme, die Verwaltungskos-
tenpauschale und auf die Kirrung im Feld einge-
gangen. 

Herr Deppe, Sie haben uns gerade an die Jagd-
steuer erinnert. Genau mit dieser Jagdsteuer hat die 
Landesregierung die Jägerschaft seinerzeit schon 
einmal hinter die Tanne geführt. Statt sie, wie ver-
sprochen, noch in dieser Legislaturperiode abzu-
schaffen, wird sie nun erst stufenweise bis 2013 
abgeschafft. Stattdessen wird den Grünröcken mit 
einer drastisch erhöhten Jagdabgabe kräftig in die 
Taschen gegriffen.  

Doch statt nun den erwartenden Fangschuss ab-
zugeben, haben sich die Kolleginnen und Kollegen 
von Schwarz-Gelb im Landtag wieder einmal im 
Wesentlichen nicht gegen die Gutsherrenpolitik 
dieser Landesregierung durchsetzen können und 
daher die Flinte ins Korn geworfen. In der Aus-
schussberatung sind seitens CDU und FDP ge-
genüber der Landesregierung auch nicht, wie ei-
gentlich zu erwarten war – die Federn geflogen. 
Die von Ihnen eingebrachten inhaltlichen, redakti-
onellen und braven Änderungsanträge haben wir 
als SPD-Landtagsfraktion in vielen Ziffern mittra-
gen können, da es sich dabei in erster Linie um 
eine Rückkehr zum Standard des ursprünglichen 
SPD-Gesetzes aus dem Jahre 1994 handelt. Das 
betrifft zum Beispiel die Parlamentsbeteiligung.  

Das bedeutet aber nicht, dass wir den Gesetzent-
wurf der Landesregierung mit seinen lediglich rudi-
mentären Änderungen durch CDU und FDP als 
Ganzes mittragen können. Denn wir beschließen 
damit heute eben kein modernes, den Veränderun-
gen in Klima und Umwelt gerecht werdendes nord-
rhein-westfälisches Landesjagdgesetz. Das Gegen-
teil ist der Fall: Wir teilen wesentliche vom NABU 
und anderen Organisationen zu Recht vorgebrachte 
inhaltliche Kritikpunkte an diesem Stillstand. 

(Beifall von der SPD) 

Ebenso ausdrücklich danke ich statt vielen dem 
Verband der Jagdgenossenschaften und Eigenjag-
den in Westfalen-Lippe für seine konstruktiven Bei-
träge.  

Aus den genannten Gründen lehnen wir als SPD-
Landtagsfraktion den Gesetzentwurf der Landesre-
gierung daher ab. – Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Wiegand. – Herr Ellerbrock spricht nun für die 
FDP. 

Holger Ellerbrock (FDP): Frau Präsidentin! Liebe 
verbliebene Kolleginnen und Kollegen! Am Lan-
desjagdgesetz sind Änderungen notwendig, weil 
wir eine Föderalismusreform hatten. Wir können 
jetzt in Nordrhein-Westfalen Abweichungen vom 
Bundesrecht durchführen.  

Wir setzen das zum Beispiel bei den Jagdzeiten 
um, wie es Kollege Deppe eben schon dargestellt 
hat. Das ist nötig, weil die Bundesjagdzeitenver-
ordnung aus dem Jahre 1977 stammt und drin-
gend novelliert werden muss. Das machen wir jetzt 
in Nordrhein-Westfalen. Darüber haben wir im 
Frühjahr lange genug diskutiert. Es wird die Mög-
lichkeit geschaffen, mit Genehmigung der Jagdbe-
hörde und nach Zustimmung durch den Jagdaus-
übungsberechtigten als Ultima Ratio – wenn ande-
re Vergrämungsmaßnahmen scheitern – Gelege 
bestimmter Gänsearten zu entnehmen oder un-
fruchtbar zu machen.  

Es ist gut und richtig so, dass wir das machen. Wer 
einmal Schwimmbäder gesehen hat, in denen be-
stimmte Gänsearten hausen, der weiß, was auf die 
Betroffenen zukommt. Das ist im ländlichen und im 
städtischen Bereich so. Dort sind Entwicklungen 
vonstatten gegangen, denen man Einhalt gebieten 
muss. Meine Damen und Herren, auch im Bereich 
von Flughäfen stellen solche Gänsearten ein er-
hebliches Problempotenzial dar. Dagegen muss 
man wirklich vorgehen.  

Bei der Antwort auf die Frage, inwieweit es richtig 
ist, bei Schwarzwild mit Ablenkungsfütterungen zu 
agieren, muss ich mich auf meine Kolleginnen und 
Kollegen verlassen. Ich selbst bin kein Jäger. Diese 
Maßnahme wird jetzt zur Wildschadensverhütung 
ermöglicht. Die Fachleute sagen, dass das richtig 
ist. Ich selbst kann das nicht beurteilen. Das wird 
wohl so sein.  

Ein bisschen skurril, aber anscheinend notwendig, 
ist die Vorschrift, dass wir nicht mehr mit der Arm-
brust durch den Wald stolpern können, sondern 
dass das verboten wird. Das war für mich eine Sa-
che, die ich als sehr skurril erachtet hatte. Es gibt 
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aber wohl eine Sportart, die so etwas nach vorne 
treibt und als besonders waidgerecht empfindet. 
Dem wird jetzt Einhalt geboten. 

Der Kollege Deppe ist auf die Verwendung der Jagd-
abgabe eingegangen. Die Jagdabgabe ist gruppen-
nützig zu verwenden. Früher ist das mit Verwal-
tungskosten verbunden gewesen. Dazu sagen wir 
Nein. Die Verwaltungskosten werden herausge-
nommen. Die Jagdabgabe wird jetzt ausschließlich 
gruppennützig verwandt. Das Geld kommt der Jä-
gerschaft zugute. Insgesamt bekommen wir aus der 
Jägerschaft positive Reaktionen.  

Auf die Ausführungen der Kollegin Wiegand, die ich 
sonst immer in besonderem Maße schätze, will ich 
hier nicht weiter eingehen. Frau Kollegin Wiegand, 
einmal rundhören, was es mit der Jagdsteuer auf 
sich hat! Wir haben es geschafft, durch eine beson-
dere Konstruktion der stufenweisen Rückführung 
der Jagdsteuer der Jägerschaft in der allgemeinen 
Öffentlichkeit das Ansehen zu verschaffen, indem 
wir die Leistungen, die sie bislang kostenlos er-
bracht haben, zum ersten Mal monetarisiert und 
anerkannt haben.  

Ich glaube, an der Stelle leben wir in unterschiedli-
chen Welten. Sie haben es von der Opposition aus 
betrachtet. Wir haben es vonseiten der Koalition 
durchgesetzt. Das wollen wir auch so beibehalten. – 
Schönen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Ellerbrock. – Herr Remmel spricht nun für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Johannes Remmel (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich muss leider feststel-
len, dass die parlamentarische Beratung zu die-
sem Gesetzentwurf im Ausschuss zu keiner we-
sentlichen Verbesserung des Gesetzes geführt 
hat. Das Gesetz ist ein reines Klientelgesetz, das 
sozusagen auf Bestellung von den Koalitionsfrakti-
onen und der Landesregierung eingebracht und 
beraten worden ist.  

Insofern ist eine erste Bestrafung, dass Sie heute 
Abend nicht rechtzeitig zum parlamentarischen 
Jägerabend kommen, um in diesem Zusammen-
hang Ihren Erfolg präsentieren zu können. Die zwei-
te und noch viel größere Bestrafung für eine solche 
Spielwiesen- und Klientelpolitik wird hoffentlich am 
9. Mai folgen. 

(Holger Ellerbrock [FDP]: Traumtänzer!) 

In den wesentlichen Punkten des Gesetzentwurfes 
bleibt es bei den Fragezeichen, die schon in der 
Einbringungsdebatte hier eine Rolle gespielt haben. 
Zur Frage der Eierklauerei haben wir fachliche Stel-
lungnahmen bekommen. Zum einen ist die Frage 

nicht beantwortet, inwieweit das EU-rechtskonform 
ist. Wir sind der Meinung, dass das nicht tragbar ist 
und an dieser Stelle auch nicht durchträgt. 

Zum anderen gibt es darüber hinaus fachliche und 
durchaus ernst zu nehmende Hinweise darauf, dass 
die Problemlagen anders und mit anderen Mitteln 
als durch eine solche Maßnahme geklärt werden 
können, die EU-Recht widerspricht. Man muss sich 
an der Stelle offensichtlich doch mehr Mühe geben. 

Die zentrale Frage, die sich im Moment in Bezug 
auf den Wald und die Jagd stellt, betrifft beispiels-
weise den Überbesatz an Schwarzwild. Dieser 
Überbesatz wird im Gesetz in keiner Weise gere-
gelt. Auch in der Fachdebatte im Ausschuss spielte 
das von Ihrer Seite aus keine Rolle. 

Positiv vermerken kann ich, dass Sie bei den For-
malia – insbesondere den Mitspracherechten des 
Parlaments – den Anregungen aus der Debatte 
gefolgt sind. Das ist zu begrüßen. Dem haben wir 
zugestimmt. Insgesamt aber und unter dem Strich 
bleibt es bei einer deutlichen Ablehnung dieses 
Gesetzes. 

(Beifall von den GRÜNEN – Holger Ellerbrock 
[FDP]: Och, Johannes!) 

Ich darf noch einmal an die wenigen verbliebenen 
Abgeordneten von CDU und FDP appellieren, dar-
über nachzudenken, ob dieser Sache hier nicht 
doch im Sinne der Klientelpolitik ein Riegel vorzu-
schieben ist und Sie heute über Ihren Schatten 
springen und Ihr eigenes Gesetz ablehnen. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Remmel. – Für die Landesregierung spricht 
jetzt Minister Uhlenberg.  

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Die Ausübung der Jagd ist kein Selbstzweck, 
sondern, wie wir wissen, eine gesellschaftliche 
Notwendigkeit. Wenn sich aber die gesellschaftli-
chen Notwendigkeiten ändern, müssen auch die 
jagdrechtlichen Regelungen geändert und den 
Erfordernissen angepasst werden. 

Aufgrund des Ergebnisses der Föderalismusreform 
haben wir nun die Möglichkeit, hierbei in eigener 
Zuständigkeit zu handeln. So ist es ein vordringli-
ches Ziel der Novelle, wichtige Voraussetzungen 
zur Reduzierung der Seuchengefahr bei Wild- und 
Haustieren sowie von Schäden in der Landwirt-
schaft zu schaffen; wildbiologische und veterinär-
fachliche Belange werden so künftig volle Berück-
sichtigung finden.  
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Diese Änderungen sind notwendig zur weiteren 
Entspannung der Schweinepestsituation in Nord-
rhein-Westfalen und sollen nicht auf die lange Bank 
geschoben werden. Die Anwendung der aufgrund 
dieser Gesetzesnovelle zur Verfügung stehenden 
Instrumente wird mit Augenmaß angewandt. Hierzu 
stehen wir bereits im Dialog mit den Jagd- und Um-
weltverbänden.  

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, es hat in den 
vergangenen Monaten einen regen Austausch über 
den Inhalt dieses Gesetzentwurfs zur Änderung des 
Jagdgesetzes gegeben. Ich möchte mich bei allen 
Fraktionen für die Diskussionsbereitschaft herzlich 
bedanken, aber insbesondere bei den Koalitions-
fraktionen für die inhaltliche Unterstützung. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke, Herr 
Minister.  

Meine Damen und Herren, wir kommen zur Ab-
stimmung. Der Ausschuss für Umwelt und Natur-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz emp-
fiehlt in der Beschlussempfehlung Drucksache 
14/10388, den Gesetzentwurf Drucksache 14/10029 
in der Fassung seiner Beschlüsse anzunehmen. 
Wer dieser Beschlussempfehlung zustimmen möch-
te, den bitte ich um das Handzeichen. – CDU und 
FDP. Wer ist dagegen? – Bündnis 90/Die Grünen 
und SPD. Wer enthält sich? – Niemand. Dann ist 
dieser Gesetzentwurf in zweiter Lesung beschlos-
sen.  

Wir kommen zu:  

14 Gesetz zur Schaffung von mehr Transparenz 
in öffentlichen Unternehmen im Lande Nord-
rhein-Westfalen (Transparenzgesetz) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/10027 

Änderungsantrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 14/10428 

Änderungsantrag  
der Fraktion der CDU,  
der Fraktion der SPD und  
der Fraktion der FDP  
Drucksache 14/10430 

Beschlussempfehlung und Bericht  
des Haushalts- und Finanzausschusses  
Drucksache 14/10389 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der SPD und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/10431 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Beratung und gebe Herrn Weisbrich 
von der CDU-Fraktion das Wort. 

Christian Weisbrich (CDU): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! In aller Kürze zu dieser 
späten Stunde. Worum geht es bei dem Gesetzent-
wurf? Es geht darum, dass unserer Meinung nach 
die Bürgerinnen und Bürger einen Anspruch darauf 
haben zu erfahren, welche Vergütungen Vorstände 
und Geschäftsführer sowie die Mitglieder von Auf-
sichtsgremien in öffentlichen Unternehmen für ihre 
Tätigkeit erhalten. Eine bloße Selbstverpflichtung 
reicht nicht aus, um diesem Anliegen in angemesse-
ner Weise Rechnung zu tragen. Dazu bedarf es einer 
gesetzlichen Regelung. Denn je nach Fragestel-
lung – nach dem Motto: darf ich beim Beten rauchen 
oder darf ich beim Rauchen beten? – stehen dem 
Bürgeranspruch nämlich bundesrechtliche Vorschrif-
ten entgegen.  

Heute liegt uns ein Gesetzentwurf vor, der dieser 
Sachlage in vollem Umfang Rechnung trägt. Zur 
politischen Konsensbildung hat es auf Einladung 
von Frau Kollegin Brunn, der Vorsitzenden des 
Haushalts- und Finanzausschusses, ein Erörte-
rungsgespräch gegeben, um die eingegangenen 
Stellungnahmen der Verbände auf Grundlage der 
Bewertung durch das Finanzministerium auszuwer-
ten. Erwartungsgemäß haben die Verbände der 
Hauptbetroffenen, so der VKU, der Verband Kom-
munaler Unternehmen, eine volle Breitseite gegen 
den Gesetzentwurf abgefeuert. Für meine Begriffe 
fällt das unter die Rubrik: Wenn man den Sumpf 
trockenlegen will, dann darf man die Frösche nicht 
fragen. 

(Beifall von der FDP) 

Politisch gab es in der Erörterungsrunde zum Ge-
setzentwurf vier offene Punkte: 

erstens, den Stichtag für Transparenzregelung für 
Sparkassen,  

zweitens, die Anzeigepflicht bei Vertragsanbahnun-
gen, 

drittens, die Anzeigepflicht gegenüber der Aufsicht 
bei Beraterverträgen im Konzern, und,  

viertens, die Vorschrift zur Transparenzregelung bei 
der Beteiligung an bestehenden oder zu gründen-
den Unternehmen. 

Die ersten beiden Punkte sind Gegenstand eines 
gemeinsamen Änderungsantrages der Fraktionen 
von CDU, FDP und SPD. Zu den anderen beiden 
Punkten hat der Finanzminister bereits klar Stellung 
genommen und wird das in seiner Stellungnahme 
heute sicherlich noch einmal unterstreichen. Des-
halb gehe ich davon aus, dass wir den Gesetzent-
wurf in breitem Konsens verabschieden werden.  

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 
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Unabhängig von diesem Gesetzentwurf liegen ein 
Entschließungsantrag der Fraktionen von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen, der Bundesrecht betrifft, 
sowie ein Antrag der SPD-Fraktion zur Änderung 
der Gemeindeordnung vor.  

Eine Änderung der GO werden wir in dieser Wahl-
periode bestimmt nicht mehr anpacken; das wird sie 
ungeheuer überraschen.  

Die wesentlichen Inhalte des Entschließungsantra-
ges waren bereits Gegenstand einer Initiative der 
Landesregierung im Juni in Berlin. Diese Initiative 
wurde von der schwarz-roten Koalition abgelehnt. 
Wir halten es deshalb für wenig zielführend, wenn 
wir nunmehr einer schwarz-gelben Koalition einen 
solchen Gemeinschaftsantrag vorlegen. Ich bin 
sicher, wir werden das angestrebte Ziel auf anderen 
Wegen besser erreichen. 

Meine Damen und Herren, das im Hinblick auf die 
fortgeschrittene Zeit. Ich bitte um Ihr Verständnis, 
wenn wir weder dem Änderungsantrag zur GO noch 
dem Entschließungsantrag zustimmen, aber den 
Gesetzentwurf und den gemeinsam mit der SPD-
Fraktion eingebrachten Änderungsantrag unterstüt-
zen werden. – Schönen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Weisbrich, für Ihren kurzen Beitrag. – Jetzt 
hat die SPD-Fraktion das Wort, und zwar Herr Eu-
mann. Darf auch kurz sein. 

Marc Jan Eumann (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Eines habe ich gelernt: Man darf seinen Präsi-
denten nicht enttäuschen.  

Transparenz schafft Vertrauen. Deswegen – das ist 
das Kapitel „Versöhnen statt spalten“ – werden wir, 
Herr Weisbrich, diesem Gesetzentwurf zustimmen. 
Diese Initiative aus der Mitte des nordrhein-westfä-
lischen Landtages über Anträge aus den Jahren 
2008 und 2009 – debattiert und diskutiert – hat die 
Landesregierung, Herr Minister Linssen, wie wir 
meinen, sehr gut umgesetzt. Das ist ein guter Ge-
setzentwurf. Ich stimme meinem Kollege Weisbrich 
ausdrücklich zu, dass die Bürgerinnen und Bürger in 
der Tat einen Anspruch darauf haben. Das war das 
Kapitel „Versöhnen statt spalten“.  

Jetzt kommt „Spalten statt Versöhnen“. Herr 
Weisbrich, Sie haben unserem Änderungsantrag 
keine Zustimmung signalisiert. Wir glauben aber 
dennoch, dass es richtig ist, Ihr Gesetzesvorhaben 
zu nutzen, um noch einmal deutlich zu machen, 
dass wir zu der wirtschaftlichen Betätigung der 
Gemeinden tatsächlich eine andere Auffassung 
haben. Deswegen schlagen wir dem Landtag von 
Nordrhein-Westfalen hierzu eine Änderung vor.  

Sie haben unseren gemeinsamen Änderungsan-
trag schon genannt. Auch hier ist, glaube ich, sehr 
deutlich geworden, dass wir ein Interesse daran 
hatten, die Vorschläge, die von Betroffenen ka-
men, gemeinsam umzusetzen, und dass wir die 
richtige Klarstellung gefunden haben. So weit, so 
gut. 

Im Gesetzentwurf hat die Landesregierung das 
geregelt, was in ihrem Kompetenzbereich zu re-
geln ist. Wir glauben aber mit Blick auf die Bun-
desebene, dass es weiteren Regelungsbedarf gibt. 
Den haben wir in der gemeinsamen Entschließung 
mit Bündnis 90/Die Grünen deutlich gemacht. 

Darüber könnte ich weitere 2:44 Minuten diskutie-
ren. Aber da wir alle lesen können und ich einen 
starken Präsidenten in meinem Rücken habe, bitte 
ich schon jetzt um Zustimmung zu unserem Ände-
rungsantrag, zu dem gemeinsamen Entschlie-
ßungsantrag mit Bündnis 90/Die Grünen und zum 
gemeinsamen Änderungsantrag mit CDU und 
FDP. Wir stimmen dem Transparenzgesetz in der 
von uns geänderten Fassung in dieser zweiten 
Lesung zu. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von der SPD)  

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Eumann. – Das war alles sehr schön. Vie-
len Dank. 

(Allgemeine Heiterkeit) 

Frau Kollegin Freimuth von der FDP-Fraktion, bitte 
schön. 

Angela Freimuth (FDP): Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Jetzt muss ich mir ja richtig etwas einfallen 
lassen. Also: Ich habe einen der liebenswertesten 
Präsidenten im Rücken.  

(Zurufe von der SPD: Ah!) 

Ich will an dieser Stelle auch versuchen, seiner Bitte 
zu folgen.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit der heute an-
stehenden Verabschiedung des Gesetzentwurfs 
werden wir in Nordrhein-Westfalen in der Tat Vorrei-
ter in Sachen Transparenz über die Bezüge von 
Vorständen und Mitgliedern von Aufsichtsgremien in 
öffentlichen Unternehmen. Einen umfassenderen 
Offenlegungsansatz, als er mit diesem Gesetz ge-
wählt ist, kann ein Landesgesetzgeber sicherlich 
nicht erreichen.  

Der Gesetzentwurf umfasst nicht nur eine individua-
lisierte Veröffentlichungspflicht für landesunmittelba-
re rechtsfähige Anstalten, Körperschaften und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts, sondern gerade 
auch diejenigen Fälle, in denen sich die öffentliche 
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Hand zur Durchführung ihrer Aufgaben Einheiten 
bedient, die in privater Rechtsform geführt werden. 

Die privatrechtliche Rechtsform ist – wie wir schon 
öfters feststellen konnten – bundesrechtlich gere-
gelt. Dem trägt der vorliegende Gesetzentwurf dahin 
gehend Rechnung, dass der von uns gewünschte 
Transparenz- und Offenlegungszweck indirekt er-
reicht wird, indem nämlich der öffentlich-rechtliche 
Träger im Rahmen seiner Möglichkeiten der Einwir-
kung auf das jeweilige Unternehmen verpflichtet 
wird, in den entsprechenden Gremien die individua-
lisierte Ausweisung der Gehälter der Vorstände, 
Geschäftsführer und Aufsichtsratsmitglieder durch-
zusetzen. 

Meine Damen und Herren, öffentlich-rechtliche Un-
ternehmen unterscheiden sich von privaten Unter-
nehmen vor allem dadurch, dass in aller Regel die 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler die Tätigkeit 
des Unternehmens finanzieren, und/oder dadurch, 
dass die Steuerzahler das Risiko des unternehmeri-
schen Handelns tragen.  

Der Öffentlichkeit kommt damit noch viel stärker als 
bei privatwirtschaftlichen Unternehmen ein Informa-
tionsanspruch darauf zu, in welcher Höhe die Ver-
antwortlichen in dem Unternehmen vergütet wer-
den. Bisher hatten die Eigentümer dieser Unter-
nehmen, die Bürger, keinen Anspruch darauf, die 
Vergütung der von ihnen beauftragten Unterneh-
mensverantwortlichen zu erfahren. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es geht bei diesem 
Gesetz aber nicht nur um Information, sondern vor 
allem auch um Vorbeugung. Transparenz – das 
wissen wir – ist der Feind von Klüngel und Spezi-
wirtschaft. Vor diesem Hintergrund und aufgrund 
einiger bekanntgewordener Fälle, die leider aufge-
treten sind, ist die Notwendigkeit des Handelns 
erneut unter Beweis gestellt. 

Ich will auch meinerseits noch einmal kurz das Be-
ratungsverfahren zu diesem Gesetzentwurf erwäh-
nen. Die so konstruktive Mitwirkung auch der Kolle-
ginnen und Kollegen der Opposition, die wir bei 
diesem Gesetzentwurf erleben konnten, war sicher-
lich vorbildhaft und hat gezeigt, dass wir hier auch 
gemeinsam Dinge in die richtige Richtung verän-
dern können. 

Ich darf mich an dieser Stelle auch bei der Landes-
regierung herzlich bedanken, dass sie der Aufforde-
rung nach Unterstützung bei der Formulierung des-
sen, was wir als Parlament insgesamt wollten, 
nachgekommen ist, einen entsprechenden Gesetz-
entwurf vorgelegt hat und uns auch noch bei der 
Beratung des Änderungsantrags unterstützt hat, 
den wir – der Kollege hat es gerade schon erwähnt 
– in einem sehr guten und konstruktiven Verfahren 
mit den anderen Fraktionen erarbeiten konnten.  

Meine Damen und Herren, wir werden dem Gesetz-
entwurf heute gerne zustimmen. Den Änderungsan-
trag der SPD und den Entschließungsantrag von 

SPD und Grünen werden wir dagegen ablehnen. 
Eine Ausrichtung des unternehmerischen Handelns 
am Gemeinwohl kommt für uns ebenso wenig infra-
ge wie eine Begrenzung der steuerlichen Abzugsfä-
higkeit von Managergehältern. Diese Forderungen 
widersprechen nicht nur unseren ordnungspoliti-
schen Vorstellungen einer sozialen Marktwirtschaft, 
sondern dürften auch praktisch nicht umsetzbar 
sein.  

(Beifall von der FDP) 

Auch eine von der Sache her sicherlich wün-
schenswerte Unterstützung unserer Offenlegungs-
absichten durch eine entsprechende Lockerung des 
§ 340a des Handelsgesetzbuches dürfte derzeit 
ebenso wenig eine Mehrheit im Bundesrat finden 
wie beim ersten Anlauf, den die Landesregierung 
mit Unterstützung der Fraktionen unternommen 
hatte. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich danke für die 
Aufmerksamkeit. Wir werden dem Gesetzentwurf 
zustimmen.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Freimuth. – Jetzt hat für die Grünen Herr 
Becker das Wort. 

Horst Becker*) (GRÜNE): Herr Präsident! Mein 
Ausschussvorsitzender! Ich darf auch für unsere 
Fraktion kurz einiges ausführen. Zunächst einmal 
sind wir froh, dass der Prozess, den wir mit ver-
schiedenen Anträgen im Jahr 2008 und im Jahr 
2009 angestoßen hatten, jetzt zum Abschluss 
kommt. Ich will mich an dieser Stelle ganz aus-
drücklich dafür bedanken, dass das Ministerium in 
den letzten Monaten diesen Prozess ordentlich, fair 
und transparent begleitet hat. Wir haben das als 
hilfreich empfunden. Da ich ja nun an anderer Stel-
le auch nicht mit Kritik spare, will ich das auch 
einmal ausdrücklich positiv vermerken.  

Wir haben im Übrigen – im Gegensatz zu manch 
anderem in den kommunalen Spitzenverbänden – 
diesen Gesetzesentwurf auch verteidigt. Das ist 
auch nicht von allen so gemacht worden. – Das als 
Anmerkung vorne weg.  

Ich will noch einige kurze inhaltliche Feststellungen 
treffen.  

Erstens. Wir sind ganz ausdrücklich der Meinung, 
dass es in öffentlichen Unternehmen nötig ist, so 
wie wir das gefordert haben, nicht nur für Transpa-
renz bei den Vergütungen zu sorgen, sondern vor 
allem auch für Transparenz dabei zu sorgen, wel-
che Beraterverträge von Sparkassen tatsächlich 
abgeschlossen werden.  

Ich will für unsere Fraktion nicht verhehlen, dass 
wir bedauern, dass die Anzeigepflicht gegenüber 
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der Finanzaufsicht jetzt mit Ihrem gemeinsamen 
Antrag herausgenommen wird. Wir werden dem so 
nicht zustimmen. Ich will das ganz deutlich sagen. 
Ich kann die Rechtssystematikfrage nachvollzie-
hen, bin aber trotzdem der Auffassung, dass, wenn 
man sich zum Beispiel den Kölner Vorgang bei der 
Stadtsparkasse anschaut, uns alleine die Feststel-
lung, wer einen Beratervertrag erhalten hat, nicht 
so viel nützt, wie wenn diese Dinge von vornherein 
hätten angezeigt werden müssen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir hätten uns da diese Ursprungsforderung ge-
wünscht. Gut, das Gesetz ist trotzdem noch deut-
lich besser als alles, was wir vorher gehabt haben.  

Dasselbe gilt auch für den zweiten Punkt, den ich 
kritisch anmerken möchte, der nun auch gemein-
sam von Ihnen verändert wird, nämlich dass das 
Inkrafttreten quasi auf das Jahr 2010 gelegt wird, 
also mit dem Ablauf des Jahres 2009 verbunden 
ist. Nachvollziehbar ist wieder der rechtssystemati-
sche Teil, aber er scheint mir trotzdem ein Stück 
weit vorgeschoben. Denn es hätte auch überhaupt 
nichts dagegen gesprochen, das sofort wirksam 
werden zu lassen und nicht damit zu warten, so-
dass wir erst im nächsten Jahr oder Ende des 
nächsten Jahres die entsprechenden Transpa-
renzbemühungen auch umgesetzt haben.  

Lassen Sie mich noch etwas zu unserem Abstim-
mungsverhalten im Zusammenhang mit der Forde-
rung in dem alleinigen Entschließungsantrag der 
SPD zur Änderung des § 108 Gemeindeordnung 
Nordrhein-Westfalen sagen: Sie wissen, dass wir 
wie Sie der Meinung sind, dass die §§ 107 und 
108 so zu gestalten sind, dass die wirtschaftliche 
Betätigung der Kommunen im Wesentlichen geöff-
net sein soll und nicht so eingeschränkt werden 
soll, wie das von CDU und FDP vorgenommen 
worden ist. So allerdings, wie Sie den § 108 jetzt 
geändert haben wollen, würde das aus unserer 
Sicht dazu führen, dass die Ausgliederung von 
gemeindlichen Tätigkeiten so vorgenommen wer-
den kann, dass tatsächlich der Rat letztendlich 
keinen Durchgriff mehr hat und das Transparenz-
gebot für die Räte auch verletzt wird.  

Daher sind wir der Auffassung, dass das so, wie 
Sie das vorschlagen, nicht zu regeln ist. Wir wür-
den uns wünschen, dass wir uns im nächsten Jahr 
vielleicht alle der Gemeindeordnungsdebatte unter 
dem Aspekt stellen, welche Gesellschaftsform das 
jeweils ist.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Es ist nämlich etwas anderes, ob etwas in eine 
AG, in eine GmbH, in einer AöR oder in einen Ei-
genbetrieb ausgelagert wird. Vielleicht muss man 
sich von der Sichtweise dieser Problematik nähern 
und nicht alleine von der Sichtweise, ob alles er-
laubt oder möglichst wenig erlaubt sein soll.  

Zusammengefasst: Wir sind der Auffassung, dass 
dieses Gesetz einen deutlichen Fortschritt bildet. 
Deswegen werden wir diesem Gesetz zustimmen. 
Zu den einzelnen Entschließungsanträgen – das 
hatte ich gesagt – verhalten wir uns unterschied-
lich.  

Wir hoffen, dass das Gesetz dazu dient, dass in 
Nordrhein-Westfalen jetzt tatsächlich Transparenz 
herrscht, und auch, dass möglichst nicht geklagt 
wird. Das möchte ich ganz deutlich sagen, weil die 
eine oder andere Sparkasse aus unserer Sicht 
üblerweise Vorreiter im Beklagen war. Wir wün-
schen uns, dass das jetzt auch akzeptiert wird, 
was das Parlament nach gründlicher und ordentli-
cher Beratung hier beschlossen hat. – Schönen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Becker. – Jetzt hat für die Landesregie-
rung Herr Minister Dr. Linssen das Wort.  

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
glaube schon, dass wir als Land Nordrhein-
Westfalen mit diesem Gesetz – wenn es denn heute 
gemeinsam verabschiedet wird – in Sachen Trans-
parenz bei öffentlichen Unternehmen eine Vorreiter-
rolle übernehmen können. Wir stärken damit das 
Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die öffent-
lichen Institutionen. Ich bin dankbar dafür, dass 
auch die Öffentlichkeit sehr positiv auf diesen Ge-
setzentwurf reagiert hat.  

Landesregierung und Landtag haben gemeinsam 
unter Beweis gestellt, dass sich überzeugende Re-
sultate auch unter erheblichem Zeitdruck erzielen 
lassen. Es freut mich ganz besonders, dass ich von 
Ihnen, Herr Eumann und Herr Becker, so positive 
Beurteilungen erfahren durfte.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das ist ja nicht die 
Regel! – Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜ-
NE]) 

– Ja, Frau Löhrmann, das hat man selten. Das 
muss man einfach genießen, auch wenn es 20:11 
Uhr ist.  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Davon müssen 
Sie ja auch lange zehren!) 

Öffentliche Unternehmen wie Stadtwerke, Universi-
tätskliniken, Sparkassen und Landesbanken stehen 
natürlich besonders im Blickpunkt. Wir haben für 
besondere Transparenz bei der Verwendung öffent-
licher Gelder zu sorgen.  

Ich glaube, dass mit dem Gesetzentwurf der Trans-
parenzgedanke bei öffentlichen Unternehmen mög-
lichst praxisgerecht und mit Augenmaß umgesetzt 
wird. Wir haben die Kompetenzverteilung des Bun-
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desverfassungsrechts durchaus beachtet, aber 
haben natürlich, so weit die Regelungsbefugnis des 
Landes reicht, diese auch fast vollständig ausge-
nutzt.  

Es hat im Verlaufe des parlamentarischen Verfah-
rens einige Aspekte gegeben, insbesondere zum 
Sparkassenrecht, die vertieft erörtert wurden. Wir 
haben bei dem neuen § 15 Abs. 9 Satz 2 des Spar-
kassengesetzes – da war vorgesehen, dass bereits 
die Anbahnung eines Beratungsvertrages anzuzei-
gen ist – jetzt Formulierungen gefunden, die meines 
Erachtens auch tragen. Wir haben als Folgeände-
rung den Abs. 10 der Regelung, der sich auf Bera-
tungsverträge im Konzern bezieht, ebenfalls ange-
passt.  

Zu der Übergangsregelung hat Herr Becker etwas 
gesagt. Auch das ist eine Verdeutlichung, die wir im 
parlamentarischen Beratungsverfahren vorgenom-
men haben.  

Wir haben § 35 Abs. 9 des Gesetzentwurfs sehr 
intensiv diskutiert. Danach soll sich der Sparkassen- 
und Giroverband an einem zu gründenden oder 
bestehenden Unternehmen nur beteiligen, wenn die 
Einhaltung der Transparenzvorschriften gewährleis-
tet ist. Diese Formulierung stellt sicher, dass in en-
gen Ausnahmefällen eine Abweichung von der ge-
nannten Beteiligungsvoraussetzung möglich ist.  

Ich bedanke mich bei Ihnen allen, meine Damen 
und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, für die 
konstruktive Haltung und die Mitarbeit und freue 
mich auf die Verabschiedung des Gesetzes. – Dan-
ke. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Meine Damen und Herren, weitere 
Wortmeldungen liegen mir nicht vor.  

Wir kommen nur zur Abstimmung. Wir stimmen 
erstens ab über den Änderungsantrag der SPD-
Fraktion Drucksache 14/10428. Wer diesem Ände-
rungsantrag seine Zustimmung geben will, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Das ist die SPD-
Fraktion. Wer ist dagegen? – CDU und FDP. Ent-
hält sich jemand? – Herr Sagel und die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen enthalten sich. Damit ist 
dieser Änderungsantrag mit der Stimmenmehrheit 
der Koalitionsfraktionen abgelehnt.  

Wir stimmen zweitens ab über den Änderungsan-
trag der CDU-Fraktion, der FDP-Fraktion und der 
SPD-Fraktion Drucksache 14/10430. Wer stimmt 
diesem Änderungsantrag zu? – Die SPD-Fraktion, 
die CDU-Fraktion und die FDP-Fraktion. Wer ist 
dagegen? – Grüne und Herr Sagel. Damit ist die-
ser Änderungsantrag mit der Stimmenmehrheit 
von CDU, SPD und FDP angenommen. 

Jetzt stimmen wir drittens ab über die Beschluss-
empfehlung des Haushalts- und Finanzausschus-

ses Drucksache 14/10389, dass dieser Gesetz-
entwurf unverändert anzunehmen sei. Wer der 
Beschlussempfehlung zustimmen will, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Ist jemand dagegen? – 
Enthält sich jemand? – Herr Sagel enthält sich. 
Sonst ist das ganze Haus dafür. Damit ist diese 
Beschlussempfehlung mit der großen Mehrheit des 
Hauses bei Stimmenthaltung von Herrn Sagel 
einstimmig angenommen und der Gesetzentwurf 
in zweiter Lesung verabschiedet. 

Wir stimmen viertens ab über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der SPD und der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 
14/10431. Wer ist für diesen Entschließungsan-
trag? – Die SPD-Fraktion, die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen und Herr Sagel. Wer ist dage-
gen? – CDU und FDP. Damit ist der Entschlie-
ßungsantrag mit der Mehrheit der Stimmen der 
Koalitionsfraktionen abgelehnt. 
Meine Damen und Herren, ich mache noch eine 
kurze Zwischenbemerkung. Alle sind ein bisschen 
in weihnachtlicher Stimmung. Ich muss aber wie-
der eine Rüge aussprechen, in diesem Fall gegen 
den SPD-Abgeordneten Thomas Stotko. Er hat 
sich nämlich in der heutigen Plenarsitzung in sei-
nem Redebeitrag zur Aktuellen Stunde in Bezug 
auf die Justizministerin mehrfach unparlamenta-
risch geäußert. 

(Zustimmung bei der CDU) 

– Ist in Ordnung. – Den Begriff „Lüge“ braucht man 
eigentlich nicht zu benutzen. Es gibt elegantere 
Begriffe, die genau das Gleiche sagen und nicht 
unparlamentarisch sind. Deshalb bitte ich, ein wenig 
mehr Kreativität anzuwenden, statt sich immer auf 
den Begriff „Lüge“ zu konzentrieren, den man dann 
anschließend rügen muss, aus welcher Fraktion er 
auch immer kommt. Das trifft alle einmal. Nehmen 
Sie einen besseren Begriff, „Unwahrheit“ etwa. Sei-
en Sie kreativ! Lassen Sie sich etwas einfallen, aber 
„Lüge“ lassen Sie bitte weg,  

Meine Damen und Herren, wir kommen zum letzten 
Punkt, über den wir jetzt debattieren: 

15 Landesregierung muss Konsequenzen aus 
der Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts zum Berliner Ladenöffnungsgesetz zie-
hen 
Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/10378 

Ich eröffne die Beratung. – Das Wort hat Herr 
Schmeltzer für die SPD-Fraktion. Fünf Minuten!  

Rainer Schmeltzer (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Ich versuche, weniger 
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als fünf Minuten zu reden. Das Ladenöffnungsge-
setz ist ein Thema, das uns alle Monate wieder 
beschäftigt. Diesmal ist die Grundlage das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichtes zum Berliner La-
denöffnungsgesetz.  

Ich sage vorweg: Natürlich haben wir nicht die Prob-
lematik, die die Berliner mit den Adventssonntagen 
hatten, aber wir haben auch in unserem Ladenöff-
nungsgesetz in Nordrhein-Westfalen spezifische 
Ausnahmeregelungen. Wir sprechen von vier Sonn- 
und Feiertagen, an denen geöffnet werden darf.  

Zudem haben wir in unserem Ladenöffnungsgesetz 
sehr wohl die Klausel, dass dies bezirks- und 
ortsteilbezogen stattfinden kann. Ich erinnere an die 
Kleine Anfrage des Kollegen Wolfram Kuschke aus 
dem Jahre 2007. Es stellte sich heraus, dass wir 
immerhin in der Stadt Köln von 63 geöffneten Sonn-
tagen im Jahr sprechen konnten.  

Ich sage gleich dazu: Die Kölner Politik hat sich 
zwischenzeitlich eines wesentlich Besseren beleh-
ren lassen. Das liegt unter anderem auch daran – 
das ist bei einigen Kolleginnen und Kollegen in der 
Koalition noch nicht angekommen –, dass sich die 
Kirchen aus der Konsensrunde dort verabschiedet 
haben. Ich habe leider in der letzten Woche im Aus-
schuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales feststel-
len müssen, dass dies noch nicht angekommen ist. 
Die Kölner Politik ist auf einem Weg und zieht ihn 
auch durch, die verkaufsoffenen Sonntage drastisch 
zu reduzieren. Die Kölner begründen das unter 
anderem damit, dass sie sehr wohl die Argumenta-
tionen der Beschäftigten und der Kirchen im Auge 
haben. 

Leider ist es immer noch so, dass der Einkauf an 
Sonntagen gerade in den größeren Städten mittler-
weile die Regel wird. Frau Ministerin Thoben wird 
gleich wohl daran erinnern, dass es auch im Laden-
schlussgesetz schon einmal eine ähnliche Rege-
lung gegeben hat. Ich sage ganz deutlich: Das steht 
dem Wildwuchs von verkaufsoffenen Sonntagen, 
wie wir ihn immer mehr erleben, nicht entgegen. 
Deswegen müssen wir dort auch tätig werden. 

(Beifall von Wolfram Kuschke [SPD]) 

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts sagt dies 
auch mit Blick auf den verankerten Schutz der Ar-
beitsruhe und der Möglichkeit zur seelischen Erhe-
bung an Sonn- und Feiertagen. Auch Ministerpräsi-
dent Rüttgers ist in seiner Bewertung dieses Urteils 
darauf eingegangen. Unter anderem sagte er – ich 
zitiere mit Erlaubnis des Präsidenten –: 

Nicht alle Bereiche unseres Lebens dürfen unter 
rein geschäftlichen Gesichtspunkten gesehen 
werden. 

Da hat er Recht. Nichts anderes stellt nämlich die-
ser verkaufsoffene Sonntag dar, insbesondere 
wenn man sieht, dass es in Köln durch den Einzel-
handelsverband Aachen/Düren/Köln einen Antrag 

gegeben hat, direkt nach dem zweiten Weihnachts-
feiertag, am 27.12., also übernächste Woche Sonn-
tag, sofort wieder die Geschäfte zu öffnen. Das hat 
der Rat sehr weitsinnig und sehr klug abgelehnt. 

Leider ist es auch in der Region, aus der ich kom-
me, so, dass der Rat der Stadt Unna morgen über 
einen Antrag des City-Werbe-Rings entscheiden 
soll, ob am 27.12., also einen Tag nach Weihnach-
ten, direkt geöffnet werden soll. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, das ist schon ein Stück weit pervers, 
unabhängig von der Argumentation, dass der Euro 
nur einmal ausgegeben werden kann. Was passiert 
denn einen Tag nach Weihnachten? Da werden 
Gutscheine eingetauscht, da wird Papas Krawatte 
umgetauscht. Das sind unzweifelhaft Dinge, die 
auch ab dem 28.12. unbegrenzt möglich sein soll-
ten. 

Bezüglich der Anlässe wird es irgendwann einmal 
so sein, dass die City-Ringe und die Werbe-Ringe, 
die wir alle in den Städten haben, demnächst noch 
einen weiteren verkaufsoffenen Sonntag aufgrund 
des Bestehens des zehnjährigen verkaufsoffenen 
Sonntags in der Stadt fordern. 

Ruhe und Besinnung hat Ministerpräsident Jürgen 
Rüttgers nach dem Urteil des Bundesverfassungs-
gerichtes deutlich hervorgehoben. Das war in seiner 
Stellungnahme zu lesen. Ich denke, Teilhabe an 
dieser Ruhe und Besinnung müssen auch die über 
300.000 Beschäftigten im nordrhein-westfälischen 
Einzelhandel haben. In der Tat ist es so, dass das 
mittlerweile überschwappt auf die Einzelhändler. 
Denn viele Einzelhändler machen bei diesen ver-
kaufsoffenen Sonntagen nur sehr widerwillig mit, um 
dann am Montag vor leeren Geschäften zu stehen 
und dann letztendlich nicht mehr in der Kasse zu 
haben, sondern aufgrund der erhöhten Kosten am 
Sonntag letztendlich weniger. 

Ruhe und Besinnung gehen – das ist für uns ganz 
deutlich – vor Kommerz. Deswegen sind die Be-
schlusspunkte, die wir gemeinsam mit den Kollegin-
nen und Kollegen von Bündnis 90/Die Grünen formu-
liert haben, einen detaillierten Bericht über den Ist-
Stand vorzulegen, Auswirkungen aus dem Urteil für 
Nordrhein-Westfalen an die Kommunen weiter-
zugeben und gemäß dem Urteil einer dort formulier-
ten Ausnahmeregelung Rechnung zu tragen, Punkte, 
die sogar die Koalition mittragen kann. – Ich danke 
Ihnen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Schmeltzer. – Frau Steffens von den Grü-
nen hat das Wort.  

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich denke, wir brau-
chen nicht erneut eine grundsätzliche Diskussion 
über das Ladenöffnungsgesetz in NRW zu führen. 
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Denn wir wissen, wir werden die Zeit an der Stelle 
nicht zurückdrehen können, auch wenn viele wei-
tere Probleme damit verbunden sind und die 
Samstagabendöffnung bis 22 Uhr auch eine Ein-
schränkung des Wochenendes und der Ruhe am 
Wochenende bedeutet. 

Man muss wirklich überlegen: Was ist eigentlich 
das, was uns das Bundesverfassungsgericht – und 
damit nicht nur für Berlin, sondern für uns alle – ins 
Stammbuch geschrieben hat? In der Begründung 
stehen die Botschaften, welche Bedeutung der 
Sonntag für das gesellschaftliche Leben und das 
familiäre Zusammenleben hat und welche Bedeu-
tung dem Sonntag nicht nur im kirchlichen Sinne, 
sondern auch im Sinne von Innehalten in der Ge-
sellschaft und soziale Kontakte leben zu können, 
zukommt. 

Wenn wir das mit dem abgleichen, was wir im Mo-
ment in Nordrhein-Westfalen haben – da brauche 
ich nicht alles zu wiederholen, was Kollege 
Schmeltzer gesagt hat –, dann ist das aus meiner 
Sicht nicht ganz kompatibel. 

Wir werden die Sonntagsöffnungen nicht komplett 
verbieten. Das wollen weder wir noch werden Sie 
das machen. Aber man muss sich doch überlegen, 
welche Dimensionen die Sonntagsöffnungen ha-
ben. – Früher gab es auch Sonntagsöffnungen. 
Früher musste man noch einen Anlass nachwei-
sen können. Das muss man laut Gesetz nicht 
mehr. Man kann das zwar begründen, aber den 
Anlass eines Ereignisses, den man früher haben 
musste, muss man heute nicht mehr haben. Man 
kann es sich als Kommune jetzt noch leichter ma-
chen, zu begründen, warum man sonntags öffnen 
will. 

Aber diese Ausweitung des Sonntags, dass wir 
zum Teil in manchen Kommunen in einem Stadtteil 
an einem Sonntag, im nächsten Stadtteil am 
nächsten Sonntag und am dritten Sonntag im drit-
ten Stadtteil öffnen, das ist doch ein Problem. Ge-
rade wenn in einer Familie alle in diesem Bereich 
beschäftigt sind, arbeitet am ersten Sonntag der 
Vater, am zweiten Sonntag die Mutter und am 
dritten Sonntag die Oma. Wann kann da noch 
Familienleben stattfinden? 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

– Herr Brockes, dass das an Ihnen völlig vorbei-
geht, das ist mir klar. Sie wollen sonntags noch 
Waschstraßen, Videotheken und alles andere öff-
nen. Dass Sie kein Gefühl für Familienleben, für 
soziale und gesellschaftliche Kontakte haben, ist mir 
klar. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Aber das Bundesverfassungsgericht hat es in dem 
Urteil nicht nur für den Bereich erwähnt, sondern 
beschreibt ganz deutlich, welche wichtige Bedeu-
tung der Sonntag und die Sonntagsruhe auch für 

die Demokratie haben. Von daher würde ich an der 
Stelle zumindest an die vernünftigen und auch der 
Argumentation des Verfassungsgerichts zugängli-
chen Koalitionsfraktionsmitglieder appellieren, 

(Dietmar Brockes [FDP]: Haben wir doch!) 

dass sie noch einmal in sich gehen, um an der Stel-
le eine Einschränkung für diese Sonntagsöffnungen 
zu machen, wie wir sie im Moment haben, damit 
Nordrhein-Westfalen nicht erst bei einem solchen 
Gang der Kirchen vor das Verfassungsgericht 
nachgeben muss. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Gehen Sie doch! 
Bitte!) 

Ich denke, dass die Kirchen sehr wohl die Konse-
quenzen aus diesem Urteil ziehen und sich an der 
Stelle nicht mehr alles – weder von Ihnen noch von 
irgendwelchen anderen Landesregierungen – gefal-
len lassen werden. Wenn Sie, Herr Brockes, das 
lustig finden, dann werden wir ja sehen, dass sich 
die Kirchen dazu wahrscheinlich klar und deutlich 
verhalten werden. Das werden sie im Interesse der 
Menschen in Nordrhein-Westfalen tun. – Die Inte-
ressen der Menschen in Nordrhein-Westfalen ver-
treten Sie nicht. 

(Beifall von den GRÜNEN – Dietmar Brockes 
[FDP]: Aber Sie!) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Steffens. – Frau von Boeselager von der 
CDU-Fraktion hat das Wort. 

Ilka von Boeselager (CDU): Herr Präsident! Meine 
lieben Kollegen und Kolleginnen! Auch wir begrü-
ßen das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum 
Berliner Ladenschlussgesetz. 

(Beifall von Christian Weisbrich [CDU]) 

Ich denke, in der heutigen Zeit – ich möchte beto-
nen, gerade in dieser hektischen Zeit; wir erleben es 
in dieser vorweihnachtlichen, besinnlichen Zeit be-
sonders – ist es selbstverständlich und wichtig, dass 
wir auch Ruheräume haben. 

Herr Schmeltzer, wo der Ministerpräsident Recht 
hat, hat er Recht. Das haben selbst Sie betont. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das kommt ja 
nicht oft vor!) 

Er hat ausdrücklich klargestellt, dass es für ihn sehr 
wichtig ist. Natürlich verstehen auch wir die Situati-
on der Kirchen. Das ist auch richtig. Es ist unser 
Anliegen, dass wir heute darauf achten. 

Aber unser Gesetz in Nordrhein-Westfalen ist von 
seiner Aussage her ganz klar. Das wird die Minis-
terin gleich bestimmt deutlich machen. Wir haben 
nur vier Sonntage im Jahr, wo wir das zulassen. 
Wir haben in unserem Gesetz ausdrücklich fest-
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gehalten, dass es an den Adventssonntagen nur 
einmal möglich ist, sonntags für fünf Stunden zu 
öffnen. Das ist bei uns ganz klar so festgelegt. 

Es liegt in der Selbstständigkeit der Kommunen, 
dass sie natürlich festlegen können, wann sie nun 
ihre Öffnungszeiten machen wollen. Es sind oft 
besondere Gegebenheiten vor Ort, wo man diese 
Öffnungszeiten wahrnimmt. Für Köln ist es er-
staunlich, dass man da ganz besonders findig ist. 
Ich bin sicher, dass die Ministerin abklären wird, 
wie diese Praktiken vor Ort tatsächlich ablaufen, 
und wir – das ist so im Hauptausschuss intensiv 
diskutiert worden – Informationen einfordern, wie 
die Praktiken vor Ort sind, und es zur Diskussion 
aufgreifen. Insofern ist aus unserer Sicht heute 
keine Aufregung notwendig. 

Natürlich verstehen wir auch nicht, dass man zum 
Jahresende in Unna – wie das in der Presse zu 
lesen war – gleich wieder den nächsten offenen 
Sonntag darstellen will. Das ist schon sehr frag-
würdig. Das müssen wir auch so sehen. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Lässt Ihr Gesetz 
aber zu!) 

– Ja, natürlich. Wenn man vier Mal im Jahr öffnen 
kann, dann kann man selbst das bestimmen. Ich 
möchte aber festhalten, dass man in der Advents-
zeit nur an einem Adventssonntag öffnen kann. 

Wir wollen einfordern, wie die Praxis vor Ort ist, und 
es dann erneut diskutieren. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin von Boeselager. – Herr Brockes für die 
FDP-Fraktion.  

Dietmar Brockes*) (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen der Oppositionsfraktionen, es ist schon aben-
teuerlich, wie Sie versuchen, aus Ihrem rot-roten 
Ladenöffnungsgesetz in Berlin, das abgelehnt 
wurde, irgendwelche Konsequenzen für unser 
Ladenöffnungsgesetz in Nordrhein-Westfalen ab-
zuleiten. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Das hat damit 
nichts zu tun!) 

Das ist wirklich sehr abenteuerlich. Denn jeder, der 
sich einmal genau damit beschäftigt und das Urteil 
gelesen hat, weiß, dass in Berlin genau die Punkte 
kritisiert wurden, die von unserem guten Ladenöff-
nungsgesetz abweichen.  

(Lachen von Rainer Schmeltzer [SPD]) 

Wenn Sie dann einfach die Öffnung der Verkaufs-
stellen kumulieren, zusammenrechnen und sagen, 
dass die Läden der ganzen Stadt geöffnet wären, 
und so zu tun, als wären jeden Sonntag die Läden 

der gesamten Stadt Köln geöffnet, ist das wirklich 
sehr abenteuerlich. Sie meinen doch nicht im Ernst, 
wenn in Essen-Altenessen ein verkaufsoffener 
Sonntag ist, dass irgendjemand, der in Essen-
Kettwig lebt, dies mitbekommen und in seiner Sonn-
tagsruhe gestört würde. Da stellt sich doch die Fra-
ge, in welcher Welt Sie leben. 

(Beifall von der FDP) 

Sie hätten nach den Klarstellungen, die es sowohl 
im Wirtschaftsausschuss als auch im Arbeits- und 
Sozialausschuss gegeben hat, besser daran getan, 
wenn Sie Ihren Antrag vom 8. Dezember zurückge-
zogen hätten. Denn das, was Sie dort behaupten, 
ist spätestens in den Ausschusssitzungen widerlegt 
worden. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Bei uns deutlich 
nicht! Da waren Sie auch nicht! Das können 
Sie gar nicht beurteilen!) 

Wir haben in unserem Gesetz für sachgerechte 
Ausnahmeregelungen gesorgt, die niemanden über-
fordern und den Sonntag nicht zum Werktag ma-
chen. Selbst das Bundesverfassungsgericht hat in 
seinem Urteil ausgeführt, dass bestimmte Verkaufs-
stellen auch sonntags geöffnet sein können und 
bestimmte Warengruppen angeboten werden dür-
fen. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Hat einer dagegen 
gesprochen?) 

Genau das haben wir in unserem Gesetz. Damit 
werden wir auch weiter arbeiten. In der nächsten 
Legislatur werden wir sicherlich behutsam einige 
kleinere Änderungen angehen. Aber wir halten uns 
weiterhin an die im Urteil gefassten Genehmigun-
gen und werden es deshalb mit Sicherheit nicht 
erleben,  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Im Urteil stehen 
keine Genehmigungen drin! Ich meine, Sie 
hätten es gelesen! Wo stehen im Urteil Ge-
nehmigungen?) 

Herr Kollege Schmelzer, dass irgendjemand gegen 
dieses Gesetz vor Gericht ziehen wird. Denn ich bin 
mir ganz sicher, dass er dort unterliegen wird. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU – Zuruf von Barba-
ra Steffens [GRÜNE]) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Brockes. – Für die Landesregierung hat Frau Minis-
terin Thoben das Wort. 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Erst mal eine Klarstel-
lung: Nicht unser Gesetz ist beklagt worden, son-
dern das Berliner Gesetz. In der vergangenen Wo-
che war das Karlsruher Urteil zum Berliner Laden-
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öffnungsgesetz Diskussionsgegenstand in ver-
schiedenen Ausschüssen: im Hauptausschuss, im 
Wirtschaftsausschuss und im Ausschuss für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales.  

Wir haben dort einen mündlichen Bericht vorgetra-
gen, in dem wir unsere Einschätzung dargelegt 
haben. Die Berichte sind den Ausschüssen über-
sandt worden. Wesentliche Aussage ist, dass wir 
die Auswirkung auf unser Gesetz gering einschät-
zen. Das Bundesverfassungsgericht führt jedoch in 
der Urteilsbegründung aus, dass die Freigabe von 
Sonntagen eine sorgfältige Abwägung der Verwal-
tungen – bei uns also auf kommunaler Ebene – 
erfordert. Wenn Sie den Kommunen die Abwägung 
wegnehmen wollen, sagen Sie es hier! Das Gericht 
hat von einer sorgfältigen Abwägung der Verwal-
tungen – bei uns auf kommunaler Ebene – gespro-
chen. Wir haben also eine verfassungsrechtliche 
Prüfung veranlasst; die Stellungnahme erwarten wir 
in Kürze.  

Mich muss keiner von der Bedeutung des Sonntags 
überzeugen – schon gar nicht jemand, der glaubt, 
sich hier irgendwie produzieren zu müssen und 
vielleicht doch ein bisschen anders denkt. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Was soll das denn 
jetzt?) 

Eine Gesetzesänderung, wie im Antrag gefordert, ist 
daher zum jetzigen Zeitpunkt nicht anzugehen, da 
überhaupt nicht sicher ist, ob die Notwendigkeit 
besteht. Das Wirtschaftsministerium wird unabhän-
gig davon noch in dieser Woche die Kommunen 
über das Urteil und – hören Sie gut zu! – die Kon-
sequenzen auf das Verwaltungshandeln unterrich-
ten. 

(Wolfram Kuschke [SPD]: Eben!) 

Ich bin mir sicher, dass es die meisten Kommunen 
nicht vor Probleme stellen wird, da bereits heute wie 
in der Vergangenheit vielfach eine Verbindung zwi-
schen verkaufsoffenen Sonntagen und Anlässen 
wie Stadtfesten oder Messen besteht. 

In der Sitzung des Ausschusses für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales wurde eine Frage diskutiert, 
die mit der ersten Forderung in dem Antrag „Wie 
viele Sonntage haben die Kommunen im Land frei-
gegeben?“ korrespondiert. Obwohl die Frage nach 
verkaufsoffenen Sonntagen im Stadtgebiet oder in 
den einzelnen Stadtteilen nach meiner Einschät-
zung mit dem Karlsruher Urteil überhaupt nichts zu 
tun hat, bin ich gerne bereit, unsere Angaben aus 
den Jahren 2007 und 2008 zu aktualisieren.  

Vizepräsident Edgar Moron: Frau Ministerin, ges-
tatten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Kuschke? 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Bitte schön. 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte schön. 

Wolfram Kuschke (SPD): Vielen Dank. – Frau 
Ministerin Thoben, wenn ich das richtig nachverfolgt 
habe, haben Sie eingeräumt, es findet eine verfas-
sungsrechtliche Überprüfung statt.  

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Nein, nicht eingeräumt, das ist 
selbstverständlich.  

Wolfram Kuschke (SPD): Sie haben es gesagt. 
So. 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Ich möchte nur die Bewertung 
nicht, die Sie damit vornehmen. 

Wolfram Kuschke (SPD): Ich bin im Augenblick 
noch bei meiner Frage, und es wäre schön, wenn 
Sie mich ausreden lassen würden.  

Sie haben zweitens gesagt, dass die Kommunal-
aufsicht möglicherweise zu einem anderen Verfah-
ren kommen muss, und Sie haben gerade noch mal 
eingeräumt, dass besondere stadtteilbezogene 
Aktivitäten am Sonntag auch Auswirkungen haben. 
Sind das keine Konsequenzen? Wie würden Sie 
das denn bezeichnen?  

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Entschuldigung, ich verstehe 
Sie nicht, Herr Kuschke. Wenn ein Verfassungsge-
richt ein Urteil über ein anderes Gesetz fällt, be-
guckt man sich selbstverständlich, weil man solide 
arbeitet, das eigene Gesetz. 

(Beifall von der CDU) 

Dazu muss ich nichts einräumen. Dazu müssen Sie 
mich auch nicht auffordern. Das ist selbstverständ-
lich. 

Die Debatte zu den Stadtteilthemen hatten wir da-
mals. Frau Steffens, die ist doch schräg.  

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Nein!) 

– Doch. Ich will Ihnen sagen warum. Würden Sie 
innerhalb eines Kreisgebiets – vergleichen wir den 
Kreis Recklinghausen mal mit der Stadt Köln! – den 
unterhalb der Kreisebene liegenden Städten und 
Gemeinden einräumen, dass sie vielleicht … 

(Wolfram Kuschke [SPD]: Das ist ein Ver-
gleich, der ist schief!) 

– Nein, der ist nicht schief. Herr Kuschke, wer fährt 
denn zum Einkaufen von Kalk nach Rodenkirchen 
oder von Chorweiler nach Porz? Erzählen Sie doch 
hier nichts! 
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(Beifall von der FDP)  

Wir haben der kommunalen Selbstverwaltung die-
se Möglichkeit eingeräumt. 

(Carina Gödecke [SPD] betritt den Plenar-
saal.) 

– Frau Gödecke, Sie kommen mir gerade recht. 
Sie wissen, dass ich aus Bochum komme – noch 
präziser: aus Wattenscheid. Wenn wir das nicht 
stadtteilbezogen machen würden, hätte Bochum-
Wattenscheid nie eine Chance. Ich möchte aber, 
dass der Ort mit Zigtausend Einwohnern, in dem 
ich wohne, auch eine Chance hat. Das werden Sie 
nicht verstehen; ich sehe das aber so. 

(Beifall von der CDU) 

Die Kommunen werden also gebeten, uns zu in-
formieren. Dann stellen wir Ihnen das zur Verfü-
gung. Damit habe ich gar keine Probleme. Sie 
möchten, dass ich bereits heute berichte. Da es 
keine Meldepflicht der Kommunen gibt, weil wir 
kommunale Selbstverwaltung haben, müssen wir 
es zunächst abrufen. Das tun wir. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Nein, weil Sie 
das auf die Kommunen abwälzen!) 

– Herr Schmeltzer, das ist kein Abwälzen. Wollen 
Sie Freiheitsspielräume haben, oder möchten Sie 
alles auf Landesebene entscheiden? 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Die Spielräume, 
die Sie einräumen, will ich nicht haben!) 

– Das finde ich aber interessant. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Ja, das ist so!) 

– Dann führen Sie doch einmal eine Debatte dar-
über, welche Änderung Sie haben wollen. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das mit dem 
Sonntag ist keine Spielwiese!) 

– Herr Schmeltzer, wir haben Freiheitsspielräume 
eingeräumt. Das Bundesverfassungsgericht hat zu 
dem Berliner Gesetz etwas entschieden, was die 
Spielräume, die wir einräumen, nicht einschränkt. 
Trotzdem werden wir im Detail schauen, ob es Kon-
sequenzen gibt. Die kommunale Selbstverwaltung 
hat das Gericht allerdings nicht gemeint, Herr 
Schmeltzer. Dass mancher widerwillig mitmacht, 
weiß ich auch. Bei dem Sonntagsschutz werden Sie 
uns nicht übertreffen. – Danke schön. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. Das war wahrscheinlich die letzte Rede 
für den heutigen Plenartag. – Ich schließe die Bera-
tung. 

Jetzt stimmen wir ab. Die antragstellenden Fraktio-
nen von SPD und Grünen haben direkte Abstim-
mung beantragt. Daher stimmen wir über den An-

trag Drucksache 14/10378 ab. Wer ist dafür? – 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Herr Sagel. Wer 
ist dagegen? – CDU und FDP. Damit ist dieser An-
trag mit der Mehrheit der Stimmen der Koalitions-
fraktionen abgelehnt. 

Ich rufe auf: 

16 Gesetz zur Durchführung des Bundesge-
setzes zur Förderung erneuerbarer Ener-
gien im Wärmebereich in Nordrhein-West-
falen (EEWärmeG-DG NRW) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/9737 

Änderungsantrag  
der Fraktion der SPD und  
der Fraktion der BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/10432 

Beschlussempfehlung und Bericht  
des Ausschusses  
für Wirtschaft, Mittelstand und Energie 
Drucksache 14/10390 

zweite Lesung 

Da keine Beratung vorgesehen ist, kann ich direkt 
zur Abstimmung kommen. 

Erstens stimmen wir über den Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD und der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen Drucksache 14/10432 ab. Wer 
ist für diesen Änderungsantrag? – SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und Herr Sagel. Wer ist dage-
gen? – CDU und FDP. Gibt es Enthaltungen? – 
Nein. Damit ist dieser Antrag mit der Mehrheit der 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Herrn 
Sagel abgelehnt. 

Zweitens stimmen wir über die Beschlussempfeh-
lung Drucksache 14/10390 ab. Darin empfiehlt der 
Ausschuss für Wirtschaft, Mittelstand und Energie, 
den Gesetzentwurf Drucksache 14/9737 unverän-
dert anzunehmen. Wer ist dafür? – Die Koalitions-
fraktionen. Wer ist dagegen? – SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und Herr Sagel. Enthaltungen? – 
Keine. Damit ist die Beschlussempfehlung ange-
nommen und der Gesetzentwurf in zweiter Lesung 
verabschiedet. 

Ich rufe auf: 

17 Gesetz über die europäische Verwaltungszu-
sammenarbeit der Verwaltungsbehörden in 
Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/9955 
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Beschlussempfehlung und Bericht  
des Ausschusses für  
Kommunalpolitik und Verwaltungsstrukturreform 
Drucksache 14/10391 

zweite Lesung 

Eine Beratung ist nicht vorgesehen. 

Ich komme daher direkt zur Abstimmung. Der Aus-
schuss für Kommunalpolitik und Verwaltungsstruk-
turreform empfiehlt in der Beschlussempfehlung 
Drucksache 14/10391, den Gesetzentwurf Druck-
sache 14/9955 unverändert anzunehmen. Wer ist 
dafür? – Die Koalitionsfraktionen von CDU und 
FDP. Wer ist dagegen? – SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen und Herr Sagel. Gibt es Enthaltungen? – 
Das ist nicht der Fall. Damit ist die Beschlussemp-
fehlung mit der Mehrheit der Stimmen der Koaliti-
onsfraktionen angenommen und der Gesetzent-
wurf in zweiter Lesung verabschiedet. 

Ich rufe auf:  

18 Gesetz zur Änderung des Abgeordnetenge-
setzes NRW (AbgG NRW) 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/10379 – Neudruck 

erste Lesung 

Eine Debatte ist nicht vorgesehen. 

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Gesetzentwurfs Drucksache 14/10379 – Neu-
druck – an den Hauptausschuss. Wer ist dafür? – 
Enthaltungen? – Gegenstimmen? – Keine. Damit 
haben wir diesen Verfahrensbeschluss einstimmig 
gefasst. 

19 Staatsvertrag über die Errichtung des IT-
Planungsrats und über die Grundlagen der 
Zusammenarbeit beim Einsatz der Informati-
onstechnologie in den Verwaltungen von 
Bund und Ländern – Vertrag zur Ausführung 
von Artikel 91c GG 

Antrag  
der Landesregierung  
auf Zustimmung zu einem Staatsvertrag  
gemäß Artikel 66 Satz 2  
der Landesverfassung  
Drucksache 14/10087 

Beschlussempfehlung und Bericht  
des Hauptausschusses 
Drucksache 14/10410 

zweite Lesung 

Ergänzend hat der Ministerpräsident mit Vorlage 
14/3083 mitgeteilt, dass inzwischen alle Länder den 
Staatsvertrag unterzeichnet haben. 

Auch hierzu ist keine Debatte vorgesehen. 

Wir kommen direkt zur Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Hauptausschusses in 
Drucksache 14/10410, dem Staatsvertrag gemäß 
dem Antrag der Landesregierung Drucksache 
14/10087 zuzustimmen. Wer ist dafür? – CDU, FDP 
und SPD. – Wer ist dagegen? – Gibt es Enthaltun-
gen? – Bündnis 90/Die Grünen und Herr Sagel 
enthalten sich. Damit ist die Beschlussempfehlung 
mit den Stimmen von CDU, SPD und FDP bei Ent-
haltung der Grünen und von Herrn Sagel ange-
nommen und dem Antrag der Landesregierung auf 
Zustimmung zu einem Staatsvertrag entsprochen. 

20 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Ablieferung von Pflichtexemplaren (Pflichtex-
emplargesetz) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/10119 

Änderungsantrag  
der Fraktion der CDU und  
der Fraktion der FDP  
Drucksache 14/10439 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Kulturausschusses 
Drucksache 14/10393 

zweite Lesung 

Dazu ist ebenfalls keine Debatte vorgesehen.  

Damit kommen wir direkt zur Abstimmung. Erstens 
stimmen wir über den Änderungsantrag von CDU 
und FDP Drucksache 14/10439 ab. Wer ist dafür? – 
CDU, FDP und SPD. Wer enthält sich? – Bünd-
nis 90/Die Grünen und Herr Sagel. Damit ist der Än-
derungsantrag mit den Stimmen von CDU, SPD und 
FDP bei Enthaltung der Grünen und von Herrn Sagel 
angenommen. 

Zweitens stimmen wir über die Beschlussempfeh-
lung des Kulturausschusses in Drucksache 
14/10393 ab, den Gesetzentwurf Drucksache 
14/10119 unverändert anzunehmen. Wer ist dafür? – 
CDU, FDP, SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Wer ist 
dagegen? – Gibt es Enthaltungen? – Herr Sagel 
enthält sich. Damit ist die Beschlussempfehlung mit 
den Stimmen von CDU, FDP, SPD und Grünen bei 
Enthaltung von Herrn Sagel angenommen und der 
Gesetzentwurf in zweiter Lesung verabschiedet.  

Ich rufe auf: 
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21 Gesetz zur Umsetzung der EG-Dienstleistungs-
richtlinie im Rahmen der Normenprüfung in 
Nordrhein-Westfalen und zur Änderung weite-
rer Vorschriften (DL-RL-Gesetz NRW) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/9738 

Änderungsantrag  
der Fraktion der CDU und  
der Fraktion der FDP  
Drucksache 14/10440  

Beschlussempfehlung und Bericht  
des Ausschusses  
für Wirtschaft, Mittelstand und Energie 
Drucksache 14/10394 

zweite Lesung 

Hier ist keine Debatte vorgesehen. 

Wir stimmen erstens über den Änderungsantrag 
der Koalitionsfraktionen von CDU und FDP Druck-
sache 14/10440 ab. Wer ist dafür? – CDU, FDP, 
SPD. Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? – Grü-
ne und Herr Sagel. Damit ist der Antrag mit den 
Stimmen von CDU, SPD und FDP bei Enthaltung 
der Grünen und von Herrn Sagel angenommen. 

Wir kommen zur zweiten Abstimmung. Der Aus-
schuss für Wirtschaft, Mittelstand und Energie emp-
fiehlt in der Beschlussempfehlung Drucksache 
14/10394, den Gesetzentwurf Drucksache 13/9738 
in der Fassung seiner Beschlüsse anzunehmen. 
Wer ist dafür? – CDU und FDP. Wer ist dagegen? – 
Wer enthält sich? – SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und Herr Sagel. Damit ist die Beschlussempfehlung 
mit der Stimmenmehrheit von CDU und FDP ange-
nommen und der Gesetzentwurf in zweiter Lesung 
verabschiedet. 

Wir kommen zu: 

22 CO-Pipeline-Projekt endlich beenden – Ar-
beitsplätze an den Standorten sichern 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/10380 

Eine Beratung ist nicht vorgesehen. Die Beratung 
soll nach Vorlage einer Beschlussempfehlung des 
federführenden Ausschusses erfolgen. 

Wir entscheiden also nur über das Verfahren. Der 
Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des An-
trags Drucksache 14/10380 an den Ausschuss 
für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz – federführend – sowie zur 
Mitberatung an den Ausschuss für Wirtschaft, 
Mittelstand und Energie. Wer ist dafür? – Gibt es 

Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Dieser Verfah-
rensbeschluss ist einstimmig gefasst. 

Ich rufe auf: 

23 Nachwahl eines stellvertretenden Beisitzers 
für den Landeswahlausschuss 
Wahlvorschlag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 14/10395 

Hier gibt es keine Debatte. 

Wir kommen deshalb unmittelbar zur Abstimmung 
über den Wahlvorschlag Drucksache 14/10395. 
Wer ist dafür? – CDU, FDP, SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen. Wer ist dagegen? – Herr Sagel. Enthal-
tungen gibt es keine. Damit ist der Wahlvorschlag 
gegen die Stimme von Herrn Sagel angenommen. 
Ich rufe auf: 

24 Anmeldung zum Rahmenplan 2010 bis 2013 
nach § 7 des Gesetzes über die Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes“ 
Unterrichtung 
des Landtags 
gemäß § 10 Abs. 3 LHO 
Vorlage 14/2941 

Beschlussempfehlung und Bericht  
des Haushalts- und Finanzausschusses  
Drucksache 14/10396 

Auch hier ist keine Debatte vorgesehen. 

Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt in 
der Beschlussempfehlung Drucksache 14/10396, 
die Anmeldung zum Rahmenplan zur Kenntnis zu 
nehmen. – Das machen wir so. Darüber brauchen 
wir nicht zu beschließen. Damit ist die Beschluss-
empfehlung angenommen und die Anmeldung zum 
Rahmenplan 2010 bis 2013 zur Kenntnis genom-
men. 

Ich rufe auf: 

25 In den Ausschüssen erledigte Anträge 
Übersicht 56 
Drucksache 14/10397 

Abstimmungsergebnisse 
der Ausschüsse zu Drucksachen 

AGS 14/4350 
AGS 14/6330 
AUNLV 14/9069 
AUNLV 14/9257 
HFA 14/9259 
AUNLV 14/9264 
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HFA 14/9301 EA 
AGS 14/9764 
AGS 14/9813 EA 
ASchW 14/9911 

Die Übersicht enthält neun Anträge, die vom Ple-
num nach § 79 Abs. 2 Buchstabe c an die Aus-
schüsse zur abschließenden Erledigung überwiesen 
wurden, sowie einen Entschließungsantrag. 

Das Abstimmungsverhalten der Fraktionen ist aus 
der Übersicht ersichtlich. Ich lasse nun über die 
Bestätigung des Abstimmungsverhaltens der 
Fraktionen in den Ausschüssen entsprechend der 
Übersicht 56 abstimmen. Wer dafür ist, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Ist jemand dagegen? – 
Gibt es Enthaltungen? – Eine Enthaltung. Dann ist 
dies bei Enthaltung von Herrn Sagel so beschlos-
sen. 
Wir kommen zu: 

26 Beschlüsse zu Petitionen 
Übersicht 14/60 

Wird hierzu das Wort gewünscht? – Das ist nicht 
der Fall. 

Damit stelle ich gemäß § 91 Abs. 2 unserer Ge-
schäftsordnung fest, dass die Beschlüsse zu Peti-
tionen in der Übersicht 14/60 durch Ihre Kenntnis-
nahme bestätigt sind. 

Damit, meine Damen und Herren, sind wir am Ende 
unserer heutigen Sitzung. 

Ich berufe das Plenum wieder ein für morgen, Don-
nerstag, 17. Dezember 2009, 10 Uhr. 

Angenehmen Abend! 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluss: 20:50 Uhr 

_______________________________________ 
*) Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  

überprüft (§ 96 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarproto-
koll so gekennzeichneten Rednerinnen und Redner.
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Anlage 

Namentliche Abstimmung über den Entschließungsantrag Drucksache 14/10371 (Neudruck) – TOP 9 
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Abstimmung 
 

Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion  

ja 
 

nein 

Stimm-
ent- 
haltung

1 Frau Altenkamp SPD X   

2 Herr Antoni SPD X   

3 Frau Asch Grüne ABWESEND 

4 Herr Becker, Andreas SPD X   

5 Herr Becker, Horst Grüne X   

6 Frau Beer Grüne X   

7 Herr Dr. Behrens SPD X   

8 Herr Dr. Berger CDU  X  

9 Herr Biesenbach CDU  X  

10 Herr Billmann CDU  X  

11 Herr Bischoff SPD X   

12 Herr Börschel SPD ABWESEND 

13 Frau Freifrau von Boeselager CDU  X  

14 Herr Bollenbach CDU  X  

15 Herr Prof. Dr. Bollermann SPD X   

16 Herr Prof. Dr. Bovermann SPD ABWESEND 

17 Herr Brakelmann CDU  X  

18 Herr Dr. Brinkmeier CDU  X  

19 Herr Britz CDU  X  

20 Herr Brockes FDP  X  

21 Frau Brüning CDU  X  

22 Frau Brunert-Jetter CDU  X  

23 Frau Brunn SPD ABWESEND 
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Abstimmung 
 

Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion  

ja 
 

nein 

Stimm-
ent- 
haltung

24 Herr Burkert CDU  X  

25 Herr Clauser CDU  X  

26 Herr Deppe CDU  X  

27 Frau van Dinther CDU  X  

28 Frau Doppmeier CDU  X  

29 Frau Dr. Dreckmann FDP ABWESEND 

30 Herr Dr. Droste CDU  X  

31 Frau Düker Grüne X   

32 Herr Einmahl CDU  X  

33 Herr Eiskirch SPD ABWESEND 

34 Herr Ellerbrock FDP  X  

35 Herr Ellinghaus CDU  X  

36 Herr Engel FDP  X  

37 Herr Eumann SPD X   

38 Frau Fasse CDU  X  

39 Herr Fehring CDU  X  

40 Frau Freimuth FDP  X  

41 Herr Garbrecht SPD X   

42 Herr Gatter SPD X   

43 Frau Gebhard SPD X   

44 Herr Giebels CDU  X  

45 Frau Gießelmann SPD X   

46 Frau Gödecke SPD X   

47 Frau Gottschlich SPD X   

48 Herr Große Brömer SPD X   

49 Herr Groth Grüne ABWESEND 

50 Herr Grunendahl CDU  X  

51 Herr Dr. Hachen CDU  X  

52 Frau Hack SPD X   

53 Frau Hammelrath SPD X   

54 Herr Haseloh SPD X   

55 Herr Hegemann CDU  X  
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Abstimmung 
 

Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion  

ja 
 

nein 

Stimm-
ent- 
haltung

56 Frau Hendricks SPD X   

57 Herr Hilser SPD ABWESEND 

58 Frau Hinnemann CDU  X  

59 Herr Hollstein CDU  X  

60 Herr Hovenjürgen CDU  X  

61 Frau Howe SPD X   

62 Herr Hüsken CDU  X  

63 Herr Jäger SPD X   

64 Herr Jörg SPD X   

65 Herr Jostmeier CDU  X  

66 Herr Jung SPD X   

67 Herr Kaiser, Klaus CDU ABWESEND 

68 Herr Kaiser, Peter CDU  X  

69 Frau Kastner CDU ABWESEND 

70 Herr Kemper CDU  X  

71 Herr Kern CDU  X  

72 Herr Keymis Grüne X   

73 Frau Kieninger SPD X   

74 Herr Killewald SPD X   

75 Herr Kleff CDU  X  

76 Frau Klöpper CDU  X  

77 Herr Knieps CDU  X  

78 Herr Körfges SPD X   

79 Frau Kordowski CDU  X  

80 Frau Koschorreck SPD ABWESEND 

81 Frau Kraft SPD X   

82 Herr Kramer SPD X   

83 Frau Krauskopf SPD ABWESEND 

84 Herr Kress CDU  X  

85 Herr Krückel CDU  X  

86 Herr Kruse CDU ABWESEND 

87 Herr Kuhmichel CDU ABWESEND 
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Abstimmung 
 

Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion  

ja 
 

nein 

Stimm-
ent- 
haltung

88 Herr Kuschke SPD X   

89 Herr Kutschaty SPD X   

90 Herr Laumann CDU  X  

91 Herr Lehne CDU  X  

92 Herr Leuchtenberg SPD ABWESEND 

93 Frau Ley CDU  X  

94 Herr Lienenkämper CDU  X  

95 Herr Link SPD X   

96 Herr Dr. Linssen CDU  X  

97 Frau Löhrmann Grüne X   

98 Herr Löttgen CDU  X  

99 Herr Lohn CDU  X  

100 Herr Lorth CDU  X  

101 Herr Luckey CDU  X  

102 Herr Lux CDU  X  

103 Frau Dr. Mazulewitsch-Boos SPD X   

104 Frau Meurer SPD X   

105 Frau Middendorf CDU  X  

106 Frau Milz CDU  X  

107 Herr Möbius CDU  X  

108 Frau Monheim CDU  X  

109 Herr Moron SPD X   

110 Herr Müller CDU  X  

111 Herr Ortgies CDU  X  

112 Herr Dr. Orth FDP  X  

113 Herr Palmen CDU  X  

114 Herr Dr. Papke FDP  X  

115 Herr Peschkes SPD X   

116 Herr Dr. Petersen CDU  X  

117 Herr Pick CDU  X  

118 Frau Pieper-von Heiden FDP  X  

119 Herr Post CDU  X  
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Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 
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ja 
 

nein 

Stimm-
ent- 
haltung

120 Herr Preuß CDU  X  

121 Frau Preuß-Buchholz SPD X   

122 Herr Priggen Grüne X   

123 Herr Rasche FDP  X  

124 Herr Ratajczak CDU  X  

125 Herr Recker CDU  X  

126 Herr Remmel Grüne X   

127 Herr Röken SPD ABWESEND 

128 Herr Römer SPD X   

129 Herr Dr. Romberg FDP  X  

130 Herr Dr. Rudolph SPD ABWESEND 

131 Frau Rühl CDU  X  

132 Herr Dr. Rüttgers CDU ABWESEND 

133 Frau Ruff-Händelkes SPD X   

134 Frau Ruhkemper SPD X   

135 Herr Sagel fraktionslos X   

136 Herr Sahnen CDU  X  

137 Frau Schäfer SPD X   

138 Frau Scheler SPD X   

139 Herr Schemmer CDU  X  

140 Herr Schick CDU  X  

141 Herr Schittges CDU  X  

142 Herr Schmeltzer SPD X   

143 Herr Schmitz CDU  X  

144 Frau Schneppe SPD ABWESEND 

145 Herr Schroeren CDU  X  

146 Herr Schulte, Bernd CDU  X  

147 Herr Schulte, Hubert CDU  X  

148 Herr Schultheis SPD ABWESEND 

149 Frau Schulze SPD X   

150 Frau Schwarz-Schumann SPD X   

151 Herr Seel CDU  X  
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Abstimmung 
 

Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion  

ja 
 

nein 

Stimm-
ent- 
haltung

152 Frau Dr. Seidl Grüne X   

153 Herr Sichau SPD ABWESEND 

154 Frau Sikora SPD ABWESEND 

155 Herr Solf CDU ABWESEND 

156 Herr Stahl CDU  X  

157 Frau Steffens Grüne X   

158 Herr Prof. Dr.Dr. Sternberg CDU  X  

159 Herr Stinka SPD ABWESEND 

160 Herr Stotko SPD X   

161 Frau Stotz SPD X   

162 Herr Stüttgen SPD ABWESEND 

163 Frau Talhorst SPD ABWESEND 

164 Herr Tenhumberg CDU ABWESEND 

165 Frau Tillmann SPD ABWESEND 

166 Herr Töns SPD X   

167 Herr Trampe-Brinkmann SPD X   

168 Herr Tüttenberg SPD X   

169 Herr Uhlenberg CDU  X  

170 Herr Unruhe SPD X   

171 Frau Veldhues SPD X   

172 Frau Walsken SPD X   

173 Frau Watermann-Krass SPD X   

174 Herr Weckmann SPD X   

175 Frau Weidenhaupt SPD ABWESEND 

176 Herr Weisbrich CDU  X  

177 Frau Westerhorstmann CDU  X  

178 Herr Westkämper CDU  X  

179 Frau Wiegand SPD X   

180 Herr Wilp CDU  X  

181 Herr Wirtz, Axel CDU ABWESEND 

182 Herr Wirtz, Josef CDU  X  

183 Herr Wißen SPD X   
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Abstimmung 
 

Lfd. 
Nr. 

 
Name des Abgeordneten 

 
Fraktion  

ja 
 

nein 

Stimm-
ent- 
haltung

184 Herr Wittke CDU  X  

185 Herr Witzel FDP  X  

186 Herr Dr. Wolf FDP  X  

187 Herr Wüst CDU  X  
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